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leberficht 6 
der N 
diplomatischen Verhandlungen 


wiener Congreſſes überhaupt, 
und 
infonderheit über wichtige Angelegenheiten 


Des teutfchen Bundes, 


Bon 
D. Johann Ludwig Klüber, 


arushersoglich badifchem Staate— und Cabinetsrath, iec. 


Erſte Abtheilung. 


—20e 9 7 7 m 
Frankfurt am Wain 
in des Andreäifchen Buchhandlung 
181 6; 
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Nr wiener Congreß fchließt in ber Weltgefchichte 
ein Biertels Nahrhundert, welches einem Jahrtaus 
fend gleicht, wenn man es mißt nad) Dienge und 
Wechfel der wichtigften Begebenheiten , vornehm; 


lich nah Mißgeſchick für Staaten und Menfchheit. 


ge 


* 
U 
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Groß, unermeßlich war die Aufgabe, deren Lös 


» fing jener Berfammlung oblag. Ein politifcher Wels 
i Drfan hatte in dem Gemeinweſen von Europa 
Verwüſtungen angerichtet, nicht blos in geogras 


* phifcher und politifcher, auch in fittlicher und völs 


—* 
v 


kerrechtlicher Hinſicht. Man erwartete Wiederher⸗ 


3 ſtellung und Sicherſtellung einer ſittlichen Ordnung 


in den Staatenverhältniffen. Durch fie follten Staas 
4 





4 Vorrede. 


ten, wie Einzelne, genöthigt werden, zu der edlen 
Gewohnheit zurückzukehren, nichts Unrechtliches zu 
wollen. Ueber dem Meer von Einzelheiten und Ver⸗ 
ſuchungen, auf welchem bedachtſam herumzutreiben 
war, ſollten die Steuerleute mit unverwandtem 
Blick dem reinen Licht eines Leitſterns folgen, mit 
deſſen Hülfe allein es möglich war das große Ziel 
zu erreichen. Was Menſchenkraft, fern von Selbfts 
fucht, vermag, follte, nach fo mancher ernſten Wars 
nung von Innen und Auſſen, geleiftee werden , 
zum Segen für Mits und Nachwelt, als Vorbild 
für fpäte, danfbare Enfel, als Lehr: und Wars 
nungstafel in der Gefchichte. 


Was und wie, auf der wiener Verſammlung 
der Häupter der europäiſchen Chriſtenheit, verhan⸗ 
delt und beſchloſſen ward, ſoll hier, von einem Au⸗ 
genzeugen, in den Schooß der Weltgeſchichte nie⸗ 
dergelegt werden, ſo treu, in Kürze ſo vollſtändig, 
mit ſolcher Unbefangenheit, als feine Kräfte zulafs 
fen. Im Einzelnen haben ohne Zweifel Manche noch 
Vieles, vielleicht auch Manches hie und da anderg, 
beobachtet. Mögen fie, fo weit ed frommt, einer 
Mittheilung fich nicht entziehen! Jeder hat feinen 
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Standpunet: aber Feinem ift vergennt, auf feine 
eigenen Schultern zu fleigen, um fich eine weitere 
Ausficht zu verfchaffen. 


zu einem Öeftändnig hält hier der Verfaffer 
fi für eben fo verpflichtet ale berechtigt, und folches 
eben darum für verantiwortbar vor feiner Eigens 
liebe; zu demjenigen eined gewiffen Stolzes, der 
ihm nie geftattet , im Angeſicht des Publicums 
irgend einer Partei durch Wort oder That zu hul⸗ 
digen. Berechtigte dieſes Geftändniß Feine, ihn 
als den Ihrigen zu betrachten, fo follte nie eine ſich 
anmaſſen, ihn wegen folcher Gefinnung anzufeinden, 
Einem Naturgefeß zufolge, beftärkt foldyes Anfeins 
den nur den Feten in Grundfägen und Handlungss 
weiſe. Hoffentlich wird ihn Niemand übermeifen, 
Daß er je die Grenze unumfchränfter Duldung gegen 
Andersdenfende überfchritten habe. Legt er num 
durch jenes Geſtändniß fich zugleich vor dem Mich: 
terftuhl dee Publicums eine heilige Pflicht auf; fo 
hat er dabei keineswegs die Abficht , irgend eine 
befonnene »Eritif zu beftechen. Die Wahrheit kann 
durch eine folche nur gewinnen; und fie allein iſt 
das, wonach zu ringen, die Selbſtthätigkeit der 
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moralifhen Urtheilöfraft den fittlich Unverdorbenen 
unmiderftehlich antreibt. 


Eine meite Reife entfernt unvermuthet den 
Verfaſſer von dem Drudort, in den Augenblid 
two der Druck beginnen foll. Er vermag alfo weder 
die legte Hand an das Werf zu legen, noch felbfi 
für Nichtigkeit des Abdrucks zu machen. 


Srankfurt am Main, den 29. Jänner 1816. 





Magna pericula animos explorant. 


Ueberficht 


der diplomatifchen Verhandlungen 
des wiener Eongreffes überhaupt. 





Ja dem pariſer Frieden war ffeſtgeſetzt, daß 
innerhalb zweier Monate alle Mächte, die auf 
der einen oder andern Seite in den Krieg verwickelt 
geweſen, Bevollmächtigte nach Wien ſchicken ſollten, 
um daſelbſt auf einem allgemeinen Congreß die 
Beſtimmungen zu machen, wodurch die Verfügungen 
dieſes Friedensſchluſſes ihre Vollſtändigkeit erhielten. 
Der erſte geheime Artixzel dieſes Friedens fügte 
noch hinzu: «daß die Beſtimmungen, aus welchen ein 
wirkliches und dauerhaftes Syſtem des Gleichge— 
wichtes für Europa hervorgehen ſolle, auf dem 
Eongreß ihr Dafeyn erhalten follten, auf Grund; 
lagen, welche die verbündeten Mächte unter fich 
feftgefegt hätten, und nach der allgemeinen Vers 
fügung, melde in den übrigen geheimen Ars 
tifeln enthalten fey.» 

Die Eröffnung des Congreſſes, die fonach fchon 
am erſten Auguſt Hätte flatt haben follen, ward 
bald nachher , von den in London anweſenden Souve— 
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raınen und ven den Cabineten auf den erſten 
Detober verfhrden. Dir wiener Hof erbicie dieſe 
Nachricht in Lern erſten Tasen Des Julius aus Lon— 
Don, wohin von Paris aus die Monarchen von Ruß— 
land und Preuſſen ſich begeben hatten, und Bis zum 
22. Junius geblichen waren. Als Urfache des Auf 
ſchubs ward angeschen, Die Wichtigkeit der Gegen 
flände, womitdas engliſche Parlament eben beſchäftigt 
fey, und die Unmoglichkeit, DaB der zu Dem engliſchen 
Congreß Bevollmächtigten ernannte erfie StaatsSecre— 
tär der auswärtegen Angelegenheiten, Lord Caſtlereagh, 
vor gänzlicher Beendigung der ParlamentsSitzungen 
England verlaſſe; ferner, Die große Menge von Ges 
fhaften, welche Dem Kaiſer von Rußland nicht würde 
geftättet haben, feinen Anfenthalr auffer feinen Staaten 
noch mehrere Wochen hindurch zu verlängern, um die 
Eröffnung des Cengreſſes abzuwarten. 

Mir der vondem Aufjfchub in öffentlichen Blättern 
amtlich gegebenen Kunde, ward zugleich die beruhi— 
gende Verficherung ertheilt, daß die beharrliche 
EinigfeitderverbundetenMonarchen,mwelcer 
man den glürfliden Gang der Ereigniffe, die dem 
Krieg ein Ziel gefegt, zufchreiben müſſe, denfelben 
Einfluß auf diedefinitive Feſtſetzung der Ange— 
legenheiten von Europa haben werde. Bis dahin 
follten die proviforifch in Befig genommenen fans 
der in der jegigen Lage Bleiden. 

Diefe Verſicherung ſchien einigermafen zu der 
Hoffnung zu berechtigen, daß auf dem Congreß die 
Sachen einen raſchen Bang nm fo mehr nehmen 
würden , da die verbündeten Monarchen, fo wie 
mehrere audere Souveraine, in Perfon anweſend, in 
ihrer ausdrücklich verfundigten, und fihon bewährten 
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Einigkeit jeden Zweifel unverweilt heben, jedes 
Hindernig augenblicklich befeitigen könnten. Wie fie 
den Krieg geführt, und den Frieden geſchloſſen, fo 
würden fie, glaubte man, num auch die CongreßGe— 
fhäfte erledigen. Selbſt der Wunſch und dag Bedürfuiß, 
nach fo langer Abweſenheit im Kriege, fo bald ale möglich 
in ihre Staaten heimzukehren, um, in endlich geficherter 
Ruhe von Auffen, den fegenvollen Gefchäften des 
Friedens fich mit nenem Eifer zu widmen, werde ihre 
Schritte beffügeln. 

In der verlängerten Zwijchenzeit bis zu dem Con— 
greß, batte fih in dem groffen Publicum immer mehr 
der Glaube verbreitet , daß während des langen Bei; 
fammenfeyns der verbündeten Monarchen, die Terri: 
torial Sachen, wenigftensin ihren Hauptzügen, unter 
ihnen fchon verabredet ſeyn. Diefes ſchien um fo 
wahrfcheinlicher, da man mwiffen wollte, Daß ein 
geheimer Artikel des parifer Friedens Frank; 
reich verpflichtet Habe, ſich alle von den Verbün— 
deren über die von ihren Truppen beſetzten Länder 
gemachten Verfügungen gefallen zn laffen. Man überließ 
ich daher dem Glauben, daß in dieſer Hinficht der 


Eongreg mehr zu Bekanntmachung fehon gefaßter Be: _ 


Fchlüffe , als zu Berathfchlagungen und Erörterungen 
dienen werde. 

Namentlich rechnete man dahin: die Wicderher: 
fellung der preuſſiſchen Monarchie, nach dem Werth 
ihres TerritorialBeftandes von 1806, die nee Veſtim— 
mung der unter der Benennung des Herzogthums 
Warſchau feither vereinigt gewefenen polnifchen Bros 
dinzen, und das Schickſal des Königreichs Sachſen; 
die Verfügung iiber die an ihre vorigen Befiger nicht 
fofort zurückgefallenen Landestheile des Großherzog: 
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thums Frankfurt, und des von Baiern, zufolge einer 
Ucbereinfunft mit Deflreich, indeß fhon befegten Großs 
berzogtbums Würzburg und Fürſtenthums Afchaffens 
burg, die Bertheilung der wiedereroberten teutfchen 
Länder auf der Iinfen Rheinſeite, die neuen Territos 
rialBerhältniffe einzelner fchweizer Cantone, auch des 
ehemaligen Bisthums Baſel, der Kandfchaften Beltlin, 
Eleven und Worms, und die auswärtigen Staatsvers 
haltniffe der Eidgenoffenfchaft, die Verbältniffe de 
Königs von Sardinien zu Genua und der Republif 
Genf, die Fünftige Herrfchaft über verfchiedene italianis 
fhe Staaten und über die jonifchen Inſeln, die Zurück 
gabe des OlivenzaGebietes von Spanien an Portugal, 
die Örenzberichtigung des frangöfifchen Guyana zwifchen 
Portugal und Franfreich, die Vergröfferung von 
Holland, Hannover und etlihen andern teutfchen 
Staaten; felbft die Grundlage der Verfaffung des 
teutfchen Bunde®. 

Sener Glaube , der Aufichub des Congreffes, die 
öffentlih gegebene Verficherung von Kinigfeit der 
PBerbündeten, und von Befchleunigung der Congreßs 
Beſtimmungen, eine günftige, wie es fehien durch die 
Nerfönlichfeit der Hauptperfonen und ihre übrigen 
PBerhältniffe verbürgte Vermuthung, das Bedürfniß 
und die Sehnſucht der Völker nach einem feften Frie— 
densſtand, und nach Beendigung de8 unfeligen, faſt 
zur politifhen Mode gewordenen proviforifchen Zuftanıs 
des, fpanuten nur deſto mehr die Erwartungen 
von dem Congreß. Gar Mancher fammelte und ent: 
wickelte folche gedrucdt, in langer Reihe, vermeintlich 
dem Congreß, gewiß ſich felbft. Manche giengen noch 
weiter. Mit eingebildeter PropheteuNRatur, mwagten 
fie Borherfagungen. Sene Erwartungen, dieſe 
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Vorherſagungen, — wurden fie erfüllt? — Laut der 
Weltgefchichte , trügt Nichts fo Häufig als politifche 
Berechnungen; ein Erfahrungsfag, fo allbefannt wie 
die Urfachen, und doch erneuern fich jene fort und fort, 
in Folge des ımmiderfichlichen Naturtriebs der Neu; 
begier. | 
Fragen durfte man allerdings: ob nicht für 
Europa ein eben fo gerechte8 als umfaffendes 
politifche8 Syſtem zu gründen fey, rubend auf 
einfachen und feften Grundpfeilern, und gefichert durch 
Gemährleiftung Aller? — Insbeſondere, ob der Beſitz⸗ 
fand (Status quo) der hriftlichen Staaten von Europa, 
in Abficht auf ihreTZerritorialVerbältniffeund 
Staatsverfaffung in einem beftimmten Zeitpunct . 
zu einem allgemein anerfannten nud immermwährend 
anzuerfennenden Rechtszuftand, als Grundlaga 
des europäifhen rechtlichen Bleichgewichtes (des 
Suum cuique), zu erheben fey? — Db5 nicht diefer 
Zuftand mittelt allgemeiner Vertheidigungd: 
Allianz wider jeden Eingriff, von alfen chriftlichen 
Mächten von Europa follte gewährleiftet werden? — 
Ob eine Art und Weife feftzufegen fey, wie in Zufunft 
Streitigfeiten unter europdäifchen hriftlichen Wäch- 
ten, oder über gewiffe Verhältuiffe ihrer Staatsver- 
faſſung, nach fruchtlos verfuchter Sühne, fchied 
richterlich zuentfcheidenfeyen? — Ob und wie 
weit ein Befchluß ſtatt Haben follte, über allgemeine 
verhältnigmäfige Entwaffnung jener Mächte? — 
Odb und wie weit das VölkerSeerecht, durd 
Uebereinfunft auf beffimmte Regeln zu fegen fey? in: 
-fonderbeit der Verkehr der Neutralen, fo 
wohl unter ſich, als aud mit den Eriegführenden 
Mächten und ihren Unterthanen? und eben fo die 
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Rechte und Pflichten der Kaper? — Welche allge; 
meine Maasregeln gegen die Sceräuberei der 
BHarbaresfen zu befchlieffen ſeyen? — Wird allent: 
halben cine zeit» und Sandaemäfe Staatgver- 
faffung, (feine Cabinet-, fondern eine National 
Eonflitution) Die Rechte des Megierenden und der unter: 
geordneten Subjecte gerecht und hinlänglich beftimmen, 
und beide gegen Willkühr fihern? Werden mauche 
Staaten fürohin — modo magis civili quam herili 
regiret werden? — Wird man bie und da von dem 
Vielregieren, zu dem alten, bewährt gefundenen 
MWenigregieren zurüdfcehren? — Wird ein Eräf 
tiged Bundesgericht den Schlußftein des teut— 
fhen Bundesgewolbes machen? — Werden die teuts 
fhen Staaten, fammt und ſonders, cine Volksver— 
tretung durch Landſtände erhalten, nnd mit welchen 
echten? — Werden die von Napoleon und Audern 
ſchuldlos Unterdrücten, in ihre Nechte wieder 
eingefegt, oder fiir erlittenen Verluſt entfchädigt wers 
den? — — Tragen Ennute und durfte man fo, und 
noch mehr und ruhig Die Antwort erwarten von 
der Geſchichte. 

Der erfie Detober war der Tag, an welchem 
der Congreß folte eröffnet werden. Früher fchon 
hatten fih Die meiften Bevollmächtigten in Wien 
eingefunden. Kaifer und Könige waren anweſend, 
Fürften in Meuge, auch Fürſtinnen, noch weit mehr 
Grafen und audere fogenanute Standesperfonen, Präs 
tendenten,Hillfbercchtigte und Hülfbedürftige, Bedräng 
te, Nathgeber, Beobachter, Neugierige, Zufchauer, 
Späher. Bor Alten fielen ınd Auge: die Raifer von 
Deftreich und Rußland, der König von Preufs 
fen. Dean fah die Könige von Dänemark, Baieru, 
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und Wirtembdbere. Der König von Sachfen Fam erfl 
am 4. März des folgenden Jahres nach Presburg , 
und acht Wochen fpäter nach Laxenburg bei Wien. 
Man bemerkte den Großherzog von Baden, den Kurs 
fürften von Heſſen, den Erbgroßherzog von Heffen, 
die Herzoge von Braunſchweig, von Sachfen Weimar 
und Coburg, die Fürften von Raffan Weilburg, Hobens 
zollern, Schaumburgtippe , Lichtenftein, Reuß, auch 
den Prinzen Eugen, gewefenen ViceKönigvon Jtalien, 
fo wie mehrere ſowohl teutfche ald auch andere Prinz 
zen. Der Glanz der Hoffefte und anderer feftlichen Vers 
fammlungen, blendete für den Augenblick. Doch ward 
überall, begierig, nach der Eröffnung des Con 
greſſes geforfcht. 

Endlich erſchien, vom achten Dctober datirt, 
eine öffentliche Erflärung der Bevollmächtigten derje: 
nigen Höfe, welche den parifer Frieden unterzeichnet 
hatten. Diefe Minifter nahmen darin Bedenfzeit 
bis zu dem erfien November. An diefem Tage 
folte die förmliche Eröffnung des Eongreffes 
erfolgen. Gie hätten, faaten fie, den 32. Artikel des 
parifer Friedens in Erwägung gezogen, und, nad 
eeifem Nachdenken über die Daraus entfpringenden Der; 
hältniffe und Pflichten, erfannt, daß ihre erſte Sorge 
ſeyn müffe, zwiſchen den Bevollmächtigten fämmtlicher 
Höfe, freie und vertrauliche Erörterungen 
einzuleiten. Zugleich.aber feyen fie zu der Ueberzeu— 
gung gelangt , Daß ed dem gemeinfchaftlichen Intereſſe 
aller Theilnehmer angemeſſen feyn werde, eine allge; 
meine Zufammenberufung (EConferenz) ihrer 
Bevollmächtigten bis auf den Zeitpunct zu ver; 
fchieden, wo die von ihnen zuentfcheidenden Fragen 
den Grad von Reife gewonnen haben würden, ohne 
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welchen ein mit den Grundſätzen des Völkerrechtes, 
den Stipulationen des yarifer Friedens, und den 
gerechten Erwartungen der Zeitgenoffen möglichft übers 
einſtimmendes Reſultat nicht zu erreichen feyn würde. 
Demnach ſey die förmliche Eröffnung des Congreffeg, 
bis auf den erfien November ausgefegt worden, und 
fie, die Minifter , Ichten der Hoffnung, daß die in 
der Zwifchenzeit vorzunehmenden Arbeiten, zu 
Berichtigung der Ideen, zu Ausgleichung 
der Anfichten, und zu Beförderung des groffen 
Werkes mwefentlich beitragen werden. 

Diefe Erklärung fagte viel; fie fagte noch weit 
mehr, als die Meiften in dem Augenblick ihrer Erfeheir 
nung abnten. Sn ihr verrierh fich unmillführlich der 
Geift , welcher bis in den Februar über die Verſamm— 
lung waltete. Run lag am Tage, daß das Publicum 
fich getäufcht Hatte mit Dem Glauben, die mwithtigften 
Borsund Hauptfragen ſeyen ſchon vor dem Congreß 
erledigt, und diefer nur beſtimmt zu Ausarbeitung des 
Details, zu Erörterung und Beflimmung der Gegen: 
fände vom zweiten und dritten Range, zu Befaunt 
machung der über dieſe zu faflenden , und der über 
diejenigen des erſten Ranges ſchon gefaßten Befchlüffe; 
in Unfehung der legten alfo , eigentlich nur für Beob— 
achtung der, auch heilfamen, Form. 

Mit der Bedenfzeit, welche die Minifter genommen 
hatten, war auch dem Publicum Bedenkzeitgegeben, 
überden@ongreßunddiegleichzeitigepoflitifche 
tage Europa's nachzudenken. Das Publicum fannte 
einen großen Theil der Forderungen, welche Gerech— 
tigfeit und Staatsflugheit an die Berfammlung mach: 
ten. E8 erwartete, daß folchen Genüge gelriftet werdr. 
Es wollte, daß man das algemeine Intereſſe nicht 





15 


über dem befondern,, das befondere nicht über dem 
allgemeinen aus den Augen verliere. Man fah die 
Verbündeten Mächte auf der einen, Frank— 
reich aufder andern Geite.Naturgemäß und bemerkbar 
wur das Streben des legten, ſich aus dem drücfenden 
Zuſtande politifcher Abfonderung herauszuarbeiten. 
Deutlich gieng diefeshervor aus Bemerkungen über 
die CongreßBekanntmachung vom 8. Ottober, welche 
in dem Moniteur vom 22. Dctober erfchienen *), aber 
wahrfcheinlich zn Wien in dem Schooße der franzöfifchen 
Botfchaft verfaßt waren. Darin ward jene Bekannt; 
machung, welche Zalleyrand mündlich für « mauvais 
papier» erflärt hatte, wenigſtens zum Schein gelobt, 
weil durch Reife der Beratbfehlagung und bei dem 
Schweigen der Leidenfchaften, das ſchützende 
Anſehen der Grundfäße des öffentlichen Rechtes wieder 
aufleben müſſe. In einem, wie es fcheint, Halboffis 
tiellen Artikel in der firadburger Zeitung vom 2. Dctober, 
war gerade heraus erklärt, es fen einleuchtend , daß 
auf dem Eongreßdie Hauptfragen auch überZeutfch- 
land, ohne Frankreichs Mitwirfung nicht 
Fönnten entfchieden werden, dad frühere. 
Bünddniffe mit verfchiedenen teutfhen Souve— 
rainen habe. Lrfache genug für den Congreß, die 
Mitglieder des teutfchen Bundes auf etwa in der 
Vorzeit, mit auswärtigen Mächten gefchloffene Allian—⸗ 
gen, verzichten zu laffen! 

Die Berfchiedenheit der Meinungen über 
wichtige Gegenflände der höheren Politik, welche zwiſchen 


*) Sie fiehen in den von dem Verfaſſer herausgegebenen, 


Acten des wiener Congreſſes, Bd. J. Aftı, 
©. 35 f. 
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die verbündeten Mächte getreten war, mußte der 
franzöfifhen Gtaatsfunft die Arbeit erleichtern. 
Die bourbonifhen Hausverträge gaben ihr Recht und 
Vorwand, mit Spanien und Sicilien zufammen: 
zurücden. Der Hinblif anf Mürat, der auf dem 
Thron von Neapel von Feinem der bourbonifchen Höfe, 
und auch von England uicht anerfamıt war, mußte 
diefen erfien Schritt, einen Grund zu neuer füderas 
tiven Macht zu legen, begünftigen; obwohl das Gewicht 
Diefer Verbindung, für den Augenbli noch von mins 
derer Bedeutung war, in Betracht der eigenen Verle— 
genheit, worin Spanien und GSicilien fich befanden. 
Neapel war in Bündnig mit Deftreich, und mit 
England in Waffenflilifiand. 

Man fahb. wie in Ober- und Mittel}talien 
Hoffnungen, Anfprüche und Forderungen fich durchs 
freuzten; wie befonders Spanien das Großherzogthum 
Tofcana, wenisftend Parma und Piacenza , für den 
gewefenen König von Hetrurien forderte; wie unter 
den fchmweizer Cantonen noch ein Geifl der Zwie— 
tracht fein Wefen trieb, wie dort neue Gebiete ein; 
und anzureihen, und die politifchen Berhältniffe der 
Schweiz zu dem übrigen Europa neu zu beſtimmen 
waren. 

Man bemerfte England zwar mit Deflreich 
in gutem Vernehmen, feit Befriedigung der wichtigften 
fie unmittelbar angehenden Wünfche, und da gemifle 
gemeinfchaftlide Zwecke fie fortwährend zuſammen— 
hielten. Aber es war zu erfennen, daß während der 
Zufammenfunft der Monarchen von Rußland und. 
Breuffen mitdem Bringen Regenten im Ju 
nius, Das allgemeine Berfühnungswerf wenigfieng 
Feine Sortichritte gemacht hatte; und es war befannt, 

dag 
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daß inderfelben Zeit die im Werf gewefene Vermählung 
des Erbprinzen der vereinigten Niederlande, mit der 
Thronerbin von England, rüdgängig geworden mar. 
Noch unterbandelte England, zu Gent, mit Rords 
amerika. Die brittifche Regierung verlangte allges 
meine Abſchaffung des Negerbandelg, und indem 
Yarlament ward die Wiederherftellung des Kö— 
nigreichd Polen , unter eigenem Oberhaupt, 
gefordert. Daß Herzogthbum Warfchau und das 
Königreich Sachfen, wurden von Rußland vers 
walter, und beide von ruffifcher Kriegsmannſchaft zahls 
reich defest achalten. Schon wollte man wiffen, daß 
Kaifer Alerander dag eine für-fih, das andere für 
Breuffen in Anfpruch nehme. Konnten nicht auch D eſt⸗ 
reich und Prenffen, die von Napoleon ihnen abs 
geswungenen polnifchen Drovinzen zurückfordern? 
Konnte dagegen, und gegen Rußlands Abfichten nicht: 
angeführt werden, daß felbft in dem parifer Frieden, 
in dem ZufagArtifel zu dem ruffifch : franzöfifchen In⸗ 
frument, des Herzogtbums Warfchau ale 
noch beftehend erwähnt ward? 

Die preuffifche Monarchie follte wichers 
beracflelit werden, nachdem Werth ihres Territorials 
Beſtandes von 1806. Bevor das Schieffal von Polen 
und Sachfen nicht entfchieden war, Eonnte diefes vol: 
ſtändig nicht gefchehen. Breuffen konnte den Verluft 
feiner fränfifchen Fürſtenthümer noch nicht vergeffen 
haben, und dabei konnte Baiern ind Gedränge Foms 
men. Deftreich, obgleich zu einer Macht von ad 
Millionen Einwohner fchon emporgeftiegen , begehrte 
son Baiern das Innviertel, den von ihm abgetre, 
enen Sheil des Hausruckviertels, und Salzburg 
wenigſtens zum groffen Theil, Diefes unter Anderem 

Klüber's Ueberſicht. B 
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zu Herfiellung einer bequemen und fihern militärifchen 
Verbindung mit Tyrol, und das Amt Bild. Dafür 
mußte Baiern wieder entfchädigt werden. Schon hatte 
dDiefes feinen Theil von Tyrol und Vorarlberg an 
Deflreich zurücdgegeben, und dagegen von Denifelben 
den Befis von Wirzburg und Afchaffenburg eingeraumt 
erhalten: aber es behauptete, durch dieſe Länder noch 
nicht vollen Erfag erhalten zu haben, und begchrte 
Ergänzung. 

Der parifer Friede verfprahb Holland einen 
Zuwachs an Land ; er war noch nicht gegeben. Ders 
felbe Friede verhieß Frankreich die Zurücdgabe 
feiner Befigungen in Amerika, Afrika und Aſien (mit 
etlihen Ausnahmen), welhe England feit dem ı. 
San. 3792 in Befiß genommen hatte; die Zurückgabe 
war noch nicht erfolgt. Daffelbe galt von Guades 
loupe, welches England nunmehr nicht an Schweden, 
dem esdurc den kieler Frieden beſtimmt war, fondern 
. an Frankreich und von dem franzöfifchen Guyana, 
welche Portugal anFrank reich, endlich von-dem 
OlivenzaGebiet, welchesSpanien an Portugal zu— 
rückgeben ſollte Schweden hatte, was es in dem 
kieler Frieden vom 14. Jänner 1814 zugeſagt, Schwe— 
diſchpommern und die Inſel Rügen, dem König von 
Dänemark noch nicht eingeräumt. 

Dievormaligen öfreichifchen Niederlande 
(Belgien) waren von englifchen und hannöverifchen 
Truppen beſetzt. Hildecheim flaud uuter hannos 
verifcher Verwaltung ; die Länder zwifchendem Rhein, 
der Maas und der Mofel, unter preufjifcher; Die 
Fänder zwifchen der Mofel, dem Rhein und der 
franzöfifchen Grenze, unter öftreichifcher und 
baierifcher; das Großherzogthum Frankfurt, 





19 


mit Ausnahme des ſchon an Baiern abgetretenen Für; 
ſtenthums Afchaffenburg, die Fürſtenthümer Iſenburg 
und Leyen, und das Biſsthum Bafel, nunter öſtrei⸗ 
chiſcher Verwaltung. Mainz hatte öftreichifche und 
preuffifche Befagung und Verwaltung, Alle Diefe Laͤnder 
erwarteten von dem Congreß ihre enbliche Beſtimmung. 
Hiezu noch das allgemeine, immer lauter werdende 
Verlangen der Teutfchen nach einer zeitgemäfen 
Beftimmung der teutfchen Bundes und Terris 
torialVBerfaffung, und das Andringen der von 
Napoleon unterdrücken teutfchen Fürſten und Gras 
fen | 

So viel vermochte, während der Inter bein 8. Oeto— 
ber angefündigten Bedenkzeit, ſchon Das ganze groffe 
Publicum zu ſehen. Auf dem Congreß, lich fih noch 
manches Andere vor dem anweſenden Publicum nicht 
verhelen, was ohne Congreß leichter Cabinet Geheimniß 
geblteben wäre. — Gewiß iſt, daß ſchon am 30. 
September, am 3. und 5. October ‚ int vorgelegten 
Entwürfen, Noten und Schreiben , mehrfache Ders 
ſchiedenheit der Meinungen fieh gezeigt hatte, 
über die Art, wie dad Daſeyn und ber Anfang 
des Congreſſes feflzufegen und anzuflindigen, und wie 
auf folhem die Gefchäfte zu behandeln ſeyen. Doch 
lagen im Hintergrund weit gröffere Steine des Ans 
ftoffe 8. Diefe Fannte fchiweigend jeder Eingeweihte: 
jene Berfchledenheit der Meinungen nannte und erörs 
terte man ohne Bedenken einftweilen in den Kreifen der 
böhern Diplontätie. Die gröfferen Gteine des Ans 
ſtoſſes waren es wohl eigentlich, für welche man, unter 
der Hehutfam gewählten Form genommener Bebenk 
jeit, freie ünd vertrauliche Erörkerutigen einzu— 
leiten , und den Grad von Reife zu gewinnen 

d9 
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firebte , deren die Bekanntmachung vom 8. Dctober 
gedenft 

Zu den freien und vertraulichen Erörterungen 
ſchien, doch ziemlich öffentlich, nur noch mit firenger 
Gcheimbaltung der Protocolle, ein Comite oder Aug: 
fhuß zu gehören, welchen die Bevollmächtigten fünf 
teutfcher Höfe (Oeſtreich, Preuffen, Baiern, 
Hannover, Wirteniberg) fohon um die Mitte Deroberg, 
nach vtlichen zwifchen deu Bevollmächtigten von Defts 
reich, Preuſſen und Hannover flatt gehabten VorCon— 
ferenzen , zu bilden anfiengen, in Beziehung auf die 
DBerfaffung, welche fie dem teutfchen Bunde zu 
geben gedachten *). Diefe Berarhfcehlagungen waren 
der erfte mißlungene Verfuch, der öffentlich auf dem 
Eonareß gemacht ward. Nach einem Zeitverluft von 
fünf Wochen, nach dreizehn Sigungen (14. Det. big 16, 
Nov.), befland das Refultar in der Heberzeugung , 
dag jene fünf Höfe, fih allein überlaffen, zu einer 
Uebereinflimmung uber die erſten Grundzüge der Bun; 
desverfaffung nicht gelangen würden. Bei den mehr; 
fachen erheblichen Widerſprüchen Baierus und Wir; 
tembergs, beſonders des legten **), verſchwand die 





2) Die eigene Berathſchlagung dieſes Ausſchuſſes über feine 
Ermächtigung hiezu, finder ſich in den Acten des wiener 
Congricſſes, Bd. II, ©. zıf. Critiken dagegen, 
find angeführt ebendaſ. in der Note *. Auch enthalten 
dergleichen die unten erwähnten Noten von Baden, Heſſen 
und den vereinigten Fürſten und freien Städten. 


*) Man f. diewirtembergifche Note vom 10. Nov., 
dieöftreschifche Gegen Note vom a2. Nov., die 
wirtembergifche ErwicderungsMore von 
2%. Nov. 1814; in den Acten des wiener Congreſſes, 
Bd. 1, Heft ı, S. 101, 104 u. 109, 
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Hoffnung, auf dieſem Wege auch nur eine vorläus 
fige Uchweeinffimmung zu erlangen; und doch hatte 
Rußland ſeine Abficht, Die allgemeine Annahme des 
von Preuſſen, Deftreih und Hannover, in zwolf Artis 
teln vorgelegten Eutwurfs einer teutfchen Bundes: 
verfaſſung nachdrücklich zu befördern, offen zu erkennen 
gegeben *). So löfete fih das Eomite ſtillſchweigend 
auf, welches fich ſelbſt gebildet hatte. 

Nicht ohne laute Mißbilligung der übrigen 
vermuthlichen Mitglieder des Fünftigen Bundes, hatte 
Diefe Vereinigung fünf tentfeher Höfe flart gehabt. Die 
Bevollmächtigten neun und zwanzig teutfcher unabhans 
giger Fürften, und freier Städte fchloffen eine Art 
von Gegenvereinigung, welder nachher noch 
ſechs andere Fürften beitraten. ‚Ste und Baden, 
welches die Aufnahme in das Eomite vergebens nachs 
gefucht hatte **), fo auch Deffen, widerfprachen 
Iebhaft die Befugniß dieſes Ausfchuffes , über die 
Bundesangelegenheit eingreifende Vorberathfchlagung 
zu pflegen , und durch vorläufige Heflimmungen ihrem 
Urtheil und Willen vorzugreifen ***), 


*) Note des Arn. Grafen Neffelrode, an die Herren 
Fürſten von Metternich und Hardenberg, vom 
11. Dec. 1814;3 in den Acten des wiener Congreſſes, 
Bd. 1, Heft 1, 8. 61 ff. 

**) Durch eine Note vom 15. Det. 1814. Acten de 
twiener Congreſſes, Bd.1I, Heft a, S. 38. — Beſchluß 
des Komite’d auf diche Note, ebendaſ. Bd. IL, S. 78 f. 

⸗20) Manf.dic Note dir 29 vereinigten Fürften und Städte, 
vom 16. Nov. 1814; ebendaf. Heft ı, ©. 72. Badi— 
fche Note von demfelben Tage; ebendaf. S. 97. Def: 
fifche Note vom 6. Nov. 1814; ebendaf. Bd. IV, 
©. 45. Merkwürdige Note des fürfil. oranıens und 
naffauifchen Bevollmächtigten, Frhn. v. Gagern, 
vom 13. Jan. 1815, ebend. Bd. I, Heft a, ©. 63 — 74. 
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:Der erfie Rovember rückte endlich heran ‚ öffent⸗ 
fich beftimmt für förmliche Eröffnung des Con 
greffes, und erfehnt wenigſtens von Allen , die nicht 
in die Unterhandlung über Sachſen und Polen vers 
flüchten, oder von dem Gang derfelben nicht genau 
unterrichtet waren, Was erfolgte unter dem Datum 
von diefem Tage? Eine Bekanntmachung der 
Bevollmächtigten der acht Drächte, befchloffen in ihrer 
Gigung vom 3a, Detober, Datirt vom ı, November. 
Diefe Bevollmächtigten erklärten darin: fie hätten fi 
vereinigt, einander wechfelfeitig ihreVollmachten 
mitzutheilen, und folche bei Der miener Hof: und Staats: 
Eanzlei niederzufegen, Damit man aber auf autben: 
tifhe Weife zur Kenntniß der von den übrigen Ho 
fen beauftragten Perfoner gelange, würden Alle, 
die mit Bollmachten zum Congreß verfehen ſeyen, 
aufgefordert, diefelben an demfelden Ort zu überreis 
den. Die Berifisation der Vollmachten werde 
durch eine, aus drei bevollmächtigten Miniftern beſte— 
bende Eommiffion vollzogen werden. Nach Been— 
digung diefes Gefrhäftes, würden fie, die Minifter der 
acht Höfe, die Maasregeln in Vorſchlag brims 
sen, die fie für die zweckmäſigſten halten würden, 
um den fernern Gefchäftgang zu beſtimmen. 

In diefer Iegten Dinjicht berathſchlagten am zwei, 
ten November die Beyollmächtigten der acht Mächte, 
‚ ber Unterzeichner des parifer Friedens (Puissances 
signataires du traitd de Paris), über die Grundfäge, 
nach welchen die Gefchäfte auf dem Eongreß zu 
behandeln ſeyen; insbefondere überVertheilung 
der Arbeiten, und über die Zuſammenkünfte der 
Bevollmächtigten, welche ſich mit den verfchiedenen 
Gegenfländen ber Eongreßlinterhandlungen zu befchäf. 
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tigen hätten. In diefer Sitzung ward blog münd— 
liche Abrede genommen, ohne ein eigenes Protocol 
darüber zu verfaffen. Die Sigungen der Bevollmäch— 
tigten der acht Mächte blieben num ausgeſetzt bis zu 
dem 15. November, wo man anfleng mit der Verei— 
nigung Genua's mit Piensont fich zu befchäftigen; ein 
Gegenſtand, mit welchen man heffen Eonnte fertig zu 
werden, und fertig ward, ohne dabei Durch das Haupts 
binderniß des Congreſſes geflört zu werden. 

Am Schluß diefer Sigung legte noch der Fürft 
Metternich Die Frage vor: «ob nicht zu einer (fchon in 
der Erklärung vom B. October erwähnten , und nachher 
in der Sigung vom 30. Detober von etlichen Bevoll: 
mächtigsten wieder vorgefchlagenen) allgemeinen 
Berfammlung aller Bevollmächtigten, 
welcher in Diefem Augenblil Schwierigkeiten fich in 
den Weg legen Eönnten, nach Beendigung des Pros 
tocolls über Die Vorlegung der Bollmachten zu fehreiten 
ſeyn möchte ?» Befchloffen ward hierauf: «ed werde beſſer 
ſeyn, eine folche allgemeine Verſammlung auf eine 
fpätere Zeit hinaus zu fegen, da folche, in Betracht 
der dDermaligen Lage der befondern Unterhandlungen, 
ohne Nusen ſeyn werde.» Zu feiner Zeit hatte fie ſtatt. 

Die meiften Uneingeweihten hielten fich auch Durch 
die zweite Erflärung vom ı. November, in ihren Er, 
wartungen für getäufcht. Gie enthalte, meinten jie , 
mehr nicht al&ein Eleined Lebenszeichen des Congreſſes, 
das vier Wochen früher an feiner Stelle gewefen wäre; 
eine gewöhnliche Zörmlichkeit, die eine öffentliche Ers 
wähnung kanm verdient habe. — Unterdeffen verlautete 
in dem Publicum immer mehr von der- geheimen 
Urfache des ausweichenden Inhaltes der beiden 
erfien Bekanntmachungen des Eongreffes. Diefer Urfache 
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und ihrer almählichen Entwickelung, gebührt hier vors 
zugsweiſe eine biftorifche Darſtellung, fo einfach und 
treu, wie möglid). 

Ueber Sachfen und Polen Hatte ein Noten— 
wechfel ſchon in der erfien Hälfte des Octobers 
begonnen. Er ward vier Monate langt fortgeſetzt, 
bis in den Februar, bisweilen in ziemlich geräumigen 
Friſten. Meift zwifhen Deftreich und Preuffen, 
hatte diefer Schriftwechfel tatt; doch erfchienen mits 
unter auch fchriftliche Erklärungen von ruffifcher, 
englifcher und franzöfifcher Seite. Zu Zeiten 
wurden eigene Sißungen, worin man jene Noten 
zum Theil überreichte, dDiefem Gegenfland gewidmet, 
von Bevollmächtigten der fung Mächte, Deftreich, 
Rußland, England, Frankreich und Preuffen: Merk 
würdig vor andern fehienen zu feyn Die Sigungen vom 
2B. Tanner, 8. Februar, 7. und 12. März. In ver: 
fihiedenen jener Noten wurden ftatiftifche Rech— 
nungen und Begenrechnungen, über Territos 
rialGewinn und Verluſt und über Entichädigungss 
Plane, Alles nach Fändern und Seelenzahl, vorgelegt. 
Sp machten Preuffen und Deftreich eines dem andern, 
und jedes fich feldft die Rechnung; auch von franzöſi— 
fher Seite ward einmal Preuffen fein VBerluft und Ers 
fag in ſtatiſtiſcher Ueberſicht vorgerechnet. 

Der Schleier des Geheimniſſes deckte, in der 
Regel, dieſe Verhandlungen in demſelben Verhältuig, 
in welchem die Neugier des Publicums geſpannt war. 
Kaum, daß zu Zeiten die Kunde der einfachen Thats 
ſache, es ſey eine Note von diefer oder jener Seite 
erfchienen, oder eine Eonferenz gewefen, ſich unter Die 
Meuigkeiten des Tages mifchte. Entwiſchte anch hie 
und da, etwa nach einiger Zeit, eine Note, ganz oder 


I) 
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luszug, aus einen oder den andern Tempel diplo— 
fcher Myſterien, fo geſchah es doch eigentlich nur 
ner gewiffen Claffe des Publicums, und es hiengen 
gen die andern Noten und Die Protocolle in jenen 
peln fe, wie eingemanert. Das Meifle, was 
ffentlichen Blätter über diefe Verhandlungen lies 
n, war, wenn nicht unter der Hand auf Befehl 
5 Hofes mitgetheilt, entweder falſch, oder halb⸗ 
er, oder entflelie. Befonders that fich bierin hervor 
yeriodifches Blatt, welches nuter dem Titel: W ie 
CongreßChronik, zu Frankenthal bei Worms 
ien. 

Während der Unterhbandlungen, fchienen etliche 
gänge fichtbare Unruhe zu erregen, weil man fich 
h fie berechtigt glaubte, wenisftens auf der einen 
te einen fchon feften Entfhluß anzunchmen. Der 
fifche GeneralGouverneur de8 Königs 
58 Sachfen, Fürft Repnin, üdergab am 6. 
embder zu Dresden die oberſte Verwaltung des 
igreihs an Preuſſen. In einer Bekanntmachung 
irte er, es geſchehe dieſes in Folge einer zwifchen 
ßland und Preuſſen geſchloſſenen Ueberein— 
ift, welcher Oeſtreich und England beige— 
tenfeyen. Sn einer Erklärung an die Landesbes 
yen fagte Der Fürſt unverholen, dieſe Uebergabe 
behe, sum dadurch Die Derbindung Sachſens 
Preuffen einzuleiten, welche nächftens auf eine 
) förmlichere und feierlichere Weiſe werde befannt 
acht werden, und beide Völker gleichfam zu vers 
ven. Der König von Preuffen, als künftiger 
adesherr, babe erflären laffen, daß er gefonnen 
„Sachſen nicht als cine Provinz feinen Staaten 
ſuverleiben, fondern mit Denfelben unter dem Namen 
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eines Königreichs Sachſen zu vereinigen , ihm für 
immer feine Integrität zu erhalten» u. f. w. In einer 
Bekanntmachung an die Landflände , fprach der Fürft 
nicht von einer bloß vorläufigen Befignahme, fons 
dern fo, als ob Sachfen fofort mit Breuffen 
vereinigt werde. Er verordnete zugleich, Daß in 
dem Kirchengebet nicht mehr namentlich für den König 
Friedrich Auguſt, fondern nur im Allgemeinen für die 
«Dbrigfeit» gebetet werde. — Dagegen erklärten Die 
psreuffifchen Commiffarien, in einer Befanntmas 
dung vom 10, Movember, mehr nicht, ale daß ver: 
möge einer zwifchen den verbündeten Mächten 
getroffenen Ucbereinfunft, die bisherige ruffifche 
Beſetzung und Berwaltung des Königreichs Sachſen 
auf Breuffen übergegangen fey *) 

Die Aeuſſerungen des ruffifchen Generalgouver: 
neurs, von welchen man in Wien wiſſen wollte, fie 
feyen weiter gegangen, als fein Auftrag, erregten zu 
London nicht weniger Aufſehen ald auf dem Kongreß. 
Die Dppofition indem Parlament richtete an die 
Minifter die Frage: obwirffih England, durch eine 
Uebereinkunft, indie Vereinigung Sachſens mit Preufs 
fen eingemwillige habe? Eine londner Zeitung , der 
Courier vom 7. Dec. 1814, gab hieranfdie Erklärung: 
die Bekannmachung des Fürften Repnin fey in Wien 
am 17. November befannt, und am 19. die darin anges 
gebene Uebereinkunft mit England förmlich wider: 
fprochen worden. Lord Eaftlercagh erklärte in der Pars 
mentsfigung vom 20. März, er habe von dem Fürften 





) Diefe Bekanntmachungen ſtehen in den Acten des 
wiener Songrefles, Bd. I, Heft a, ©. b— 10. 
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Hardenberg, auf eine an diefen erlaffene Note, die 
Antwort erhalten, daB die Yrochamation des Fürften 
Mepnin von Preuffen nicht antorifirt fey, und Graf 
Neffelrode, ruffifcher Bevollmächtigter, habe ihm gleich, 
falls erklärt, Daß er dieſelbe vorher nie gefehen habe. 

Der König von Sachfen verwahrte, in einer 
aus Friedrichsfelde Hei Berlin vom 4. Mon. datirteu 
Bekanntmachung, feine Nechte gegen die preuflifche 
Defignahme, und gegen alle darans zu ziehende Folgen. - 
Nie werde er in die Abtrerung feiner Staaten willigen, 
und unter feiner Bedingung zu Annahme eines Aequi⸗ 
valentes dafür fich verflehen *). 

Saft noch gröffere Aufmerffamfeit, als die Aeuſſe⸗ 
rungen des Fürften Repnin, erregte eine Bekannte 
machung, , weiche der von Wien aus nah Warfchau, 
wo eine polnifche Armee errichtet ward, gefendete 
Großfürſt Conſtantin, dafelbft unter dem 12. 
Dec. andie Bolen erließ: «Alerander, euer mächtiger 
Beſchützer, ruft euch », heißt es darin. «Vereinigt cuch 
unter feinen Fahnen; möge euer Arm ſich bewaffs 
nen, zu Vertheidigung eueres VBaterlandes 
und zu Bewahrung enerer politifchenSelbftläns 
digkeit. Während dieler groffe Monarch ſich mit dem 
Glück befchäftigt, welches er euerem Baterlaude bereiten 
will, müßt ihreuch bereitwillig zeigen, feine edelmü⸗ 
thigen Bemühungen zu unterflügen. Hohe Waffen 
thaten haben euch ausgezeichnet in einem Kampf, deffen 
Urfache euch oft fremd war. Dießmal, wo euere 
Anfrengungen nur den Dienft eueres Vaters 
landes gewidmet find, werdet ihr unüberwindlich 


*) Ebendaf, S, ı fi 
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feyn.» = Während dad Publicum diefen Aufruf auf 
einen nahen Krieg fürund um Polen deutete, wollten 
in Wien Einige verſichern, er fey daſelbſt, von Seite 
des rufiifchen Hofes, nicht durchaus gebilligt 
worden. 

Hiezu kam, daß das ganze öftreichifche Kricgds 
beer noch auf dem Kriegsfuß ſtand, daß man öftreis 
chifche Truppenbewegungen gegen Gallizien hin bes 
merkte, w hın Truppen und Geſchütz, felbft Durch Die 
CongreßStadt zogen; daB ein langer Auffag in der 
parifer Zeitung Quotidienne an «dic heiligen Rechte 
des Völkerrechtes mahnte, deren Befchugerdas Haug 
Bourbon, und an die GSouverainität ded Könia: 
reih8 Sachfen,, Die in dem parifer Frieden anerfannt 
fey.» Zugleich wurden in Frankreich die Beurs 
laubten einberufen, und dig National®arden von Neuem 
errichtet. Der franzöfifchen Staatskunſt konnte cin Vor— 
wand erwünscht feyn, die Truppen zufammen zu hal 
ten, welches im Innern augenblickliches Bedurfniß 
ſeyn mochte, und fie in Läger zuſammen zu zichen, 
welches gegen Auffen wieder zu politifchem Gewichte und 
Einfluß helfen würde, zumal wenn es gelang, zu 
verhindern, dag man auf dem Congreß zum Schluß 
fomme. In diefem Fall wäre das Wenigſte, was 
man erwarten Fonnte, ein Friegerifcher Befigftand 
geweſen, unbehaglich für die Souveraine , und zum 
Unglüd für die Völker. Wahrend deffelben hätte fich 
mit Zuverficht erwarten laffen , dag Liſt, Gewalt und 
Umftände dem franzöfifehen Eabinet den Zugang zu 
- dem alten Einfluß wieder öffnen würden. 

Um diefe Zeit fol die englifche CongreßGeſand— 
ſchaft aus London Weiſung erhalten haben, Sachſens 
Vereinigung mit Preuffen nicht zu unterflügen, 
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welche vorhin fürden Fall, wenn auf andere Art die 
Wiederergänzung der preuffifchen Monarchie nicht ſtatt 
haben würde (wenn Rußland von feinem Anfpruch auf 
das Herzogthum Warfchan nicht abzubringen wäre?) 
fir zuläſſig erklärt worden war. Während der eine 
Theil in diefer Weifung einen feften Entſchluß des Cabis 
net von S. James zu erblicken glaubte, fiih der Vereini: 
gung Sachſens mit Preuffen, nöthigen Falls fogar durch 
thätige Theilnahme au dem Krieg, ernflbajt zu wis 
derfegen, erkannte der andere Darin mehr nicht als 
eine auf das Parlament berechnete Maasregel der 
englifchen Staatsminifter. Sie wollten vermeiden, der 
Dppofition, deren Empfänglichfeit für Theilnahme 
an den Unglück des Königs von Sachſen ſich fchon 
angekündigt hatte, durch offene Unterſtützung des ruf 
ſiſch preuſſiſchen Plaus cine Blöße zu geben , wenigſtens 
nicht Anlaß oder Vorwand zu bitterm Tadel, im Ans 
geficht der brittiichen Nation, Die ſtets geneigt ift, Die 
Partei des Schwachen oder Unglücklichen zu ergreifen. 

Zu gleiher Zeit offenbarte fih von Geite des. 
Königs von Sachfen eine unerfchütterliche Weige: 
rung, feinen altväterlichen Staatserbtheil gntmwillig 
den Rüden zu fehren, felbft nicht gegen den in Vor— 
fchlag gefommenen Empfang eines anfchnlichen Lan— 
desbezirks mit 7 bis Boo,ooo Einwohnern in Weſtpha— 
len und am Unterrbein, mit der Reſidenz zu Boun 
oder Münfter. Bande der Berwandichaft, der Politik, 
des Eigennuges, der Plicht , verfchafften ihm Sur; 
fprecher jeder Art und jeden Geſchlechtes. 

Eine Reihe von Fluafchriften, für oder wi: 
der die Bereinigung Sachſens mit Preuſſen, fand 
Eingang in die Congreßſtadt. Deanche der legten Art 
ſchienen freieren Lauf zu erhalten; wurden da zum 
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Theil vielleicht gedruckt oder nachgebruckt. Allen war 
gemein, daß die grofe Frage darin aus Dem Gefichtss 
puncte des Völkerrechtes weniger, als Aus demjenigen 
der Convenienz, der Politik und der Sittenlehre, bes 
trachtet ward, Keine frhien dazu gemacht, die Gemü— 
there zu befänftigen, noch weniger, dag drohende Inge: 
witter zu befchwichtigen. Für Feſiſetzung und Beur— 
theilung des Streitpuneted, dienen am meiften, zwei 
noch ungedruckte Abhandlungen , die eine für, Die 
andere wider *, In den mündlichen Unterhäls 
tungen des Publicums benterfte man, wie bei jedem 
groffen politifchen Zwiſt, Zeloten Auf der einen, Zeloten 
auf der andern Seite, in der Mitte ein Häuflein gemä— 
figter Männer, geneigt für die Sühne zu arbeiten, 
wo fich Gelegenheit fand. 

Nun war der Zeitpunck eingetreten (December), 
wo jeder Theil füch fagen mußte, Die Unterhandlung 
über Sachfen und Polen habe ihre höchfte Spige erreicht. 
Es war hohe Zeit, aufbeiden Geiten für einen unfrieds 
lichen Ausgang, Mittel und Erfolg zu berechnen, 

In Deftreich, Preuſſen, Rußland, Polen, 
ftanden fchlagfertige Deere, und in den Stadten 
derteutfchen Könige und Furſten konnte Der 
eine und der andere Theil, jeder in dem ihm auhän— 
genden Bezirk, flreitfertige TruppenCorps in furzer 
Srift finden. Der frangöfifche Kriegsminifter gab 
auf Talleyrands Anfrage: wie ſtark das Heer ſey, mit 
welchen Sranfreich im Notbfall aufzutreten vers 
möge? die Antwort: 150,000, doch ſo, daß die eine 





*) Die eine: Exrpose de la marche du Roi de Saxe. 
Die andereı Ueber Sachfens Bereinigung mir Preuffen. 
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Hälfte ſechs Wochen, die andere drei Monate nach 
erfolgter Kriegserklärung flreitfertig, wenn gleich 
noch nicht anweſend auf dem Kriegsfchauplag, ſeyn 
könne. 

Aus England, wohin der eine Theil Hoffnungss 
vol feinen Blick wendete, war eine fette Erklärung 
für bedeutende Kriegshülfe durch Flotten, Kriegsheer 
und — Geld, nicht zu erlangen Gehe befchräuft 
waren, aufdem Eontinent, überau bie groffen Elins 
genden Hülfsmittel; und daß mit Papiergeld 
allein, oder auch nur zum groffen Theil ‚nichts andzus 
reichen fey, konnte und durfte man ſich nicht verhehlen. 

Frankreichs Kriegshülfe, zumal bei einem 
Blick auf die linke Rheinſeite, war, felbft für feine 
cisrhenanifchen Bundesgenoffen und für Die Sicherheit 
Teutſchlands, nichts weniger als unzmweideutig., In 
DderStalien zeigten fihb Spuren einer, wie es 
ſchien, weit verbreiteten, und vielleicht in Furzer Zeit 
noch weiter um fich greifenden Gährung, fogar eine 
Verſchwörung gegen die neue, weder hinlänglich bes 
feſtigte, noch ganz feft beffimmte Ordnung der Dinge, 
Schon war man genöthigt, mit firenger Entfchloffens 
heit fchleunig entgegen zu wirken. Auf Neapel unter 
Mürat war ſchon deßwegen, fo wie überhaupt , nicht 
zu zählen; am meniaften im Fall einer Ungunft des 
Kriegsglückes. Daffelbe galt von der polnifchen 
Mation, theilweife unter dem Scepter oder der Ders 
waltung aller drei Mächte. Bon den Sachfen nicht 
weniger. 
Ueberhaupt konnte der Krieg den Völkern, die 
er traf, nach ſo vielen Jahren des bitterſten Ungemachs, 
leicht unerträglich werden, und ein durch ſo viele, 
lange und groſſe Leiden hervorgerufener Völkerun— 
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wille konnte Wirkungen bervorbringen, die auffer 
aller Berechnung der Cabinete lasen. 

Demnach Forte, oder vielmehr mußte, ein ern: 
ſter, ruhiger Ueberblick der eigenen und fremden Fage, 
jeden Theilauf Gefinnungen des Friedens leis 
ten, und auf Daß Beftreben, einer Ausweg zu 
fuchen, auf welchem, ohne Altes nachzugeben und Allee 
zu fordern, beide Theile endlich in einem Punct, zu 
friedlicher Ausgleihung des langen’ Zwiſtes, zufams 
mentreffen mußten. 

Alfo geſchah ed. Beide Theile wichen, faft gleich: 
zeitig, von der Spige, zu welcher die Sachen hinanfs 
getrichen waren, allmählich abwärts. Der Wen: 
dDepnnet fiel in die erfie Hälfte des Febrnars. Früher 
eingetreten, hätte Buonaparte höchftwahrfcheinlich 
fein InvaſionsAbentheuer von Elba aus (2. Febr.) 
noch nicht beaonnen. Seine neueſten Machrichten vom 
Congreß, datirten fich Damals ohne Zweifel aus Dem 
Zeitpunct, wo hier die Sachen nech auf ihrer hochſten 
Spige flanden; und auf die Stimmung, welche auf 
dem Congreß unter den großen Mächten berrfchre, war 
fein Unternehmen bauprfächlich berechne 9). Mean 

weiß 


*) Der Berfaffer fah an denmfetben Tage, wo Buona— 
parte Elba verlieh, wie durch das Wohnzimmer feines. 
Sohnes zu Schönbrunn, ein Mann an der Seite des 
jungen Prinzen vorübergieng, al3 gehöre er zu den Haufe, 
Auf feine Nachfrage, ward ihm die Antwort: es ſey 
Graf Montesquiou, Bohn der Oberhofmeiſterin des 
Prinzen; er ſey rt Tags vorher von Elba ges 
Eommen. — Wäre der Anfchlag gelungen, in den 
nachſtfolgenden Tagen den Prinzen gu entführen, fo würde 
diefer ſaſt gleichzeitig mit feinem Vater in Frankreich 
angekommen ſeyn. 





eig nun mit Gewißheit, daß er in Wien Kundfchafter 
nterbielt. 

«Kein Krieg!« Dieß war der Vorbeſchluß, 
elcher endlich bei jedem Theil, aus der reiferen Erwä—⸗ 
ung der Dinge ingeheim hervorgegangen war, zum 
veil der Völker, zur Ehre ihrer Beherrfcher. Diefen 
ntfchluß und den Ueberdruß, welchen ein mehr denn 
lermonatlihes , faft fruchtloſes Beifammenfeyn der 
Ronarchen und der CongreßMiniſter nothiwendig zur 
olge haben mußte, einmal voransgefegt, Fonnte und 
mßte jeder Theil ein befonnenes Nachgeben 
ei feiner Ehre und feinem Intereſſe verantworten. 

Die Separats und geheimen Artikel der 
Hlianz Verträge, welche Preuſſen im Jahr 
Bı5 mit Rußland (Kalifh am 3% Februar), mit 
ugland (zu Reichenbach am ı4. Jun.) und mit 
Jeftreich (zu Töpliß am 9. Sept.) gefchloffen hatte, 
athielten mehr nicht ald das VBerfprechen , daß die 
veuffifcheMonarchienahbdem Werth ihres 
‚erritorialBeflandes vor dem Krieg von 
B06, wieder bergeftellt werden folle; nicht, daß zu 
iefer Wiederherftellung gerade das ganze Königreich 
Sachfen zu verwenden fey. Befland Rußland nicht 
uf feiner Forderung, alle Provinzen des Herzogs 
ums Warfchau mit fich zu vereinigen, erhielt Preuflen 
sine vorigen polnifchen Provinzen, alle oder zu beträchts 
chem Theil, zurück; fo fanden fih an der Elbe, zwi⸗ 
Hen der Elbe und dem Rhein, und auf der linfen 
theinfeite Reſtitutions Gegenftände und Aequivalente, 
urch welche das in den AllianzVerträgen gegebene, 
hnehin ſchon eben fo billige als gerechte Verſprechen 
egen Preuffen , ohne Vereinigung des ganzen Königs 
eichs Sachfen mit ihm, vollſt ändig erfüllt werden fonnte. 

Klüber's Ueberſicht. C 
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Auch kam in Erwägung, ob nicht durch Sachfeng 
ſelbſtſtändige Fortdauer Preuffens politifhes Gewicht 
mehr Zuwachs erhalte, als durch Dereinigung Eachs 
feng mit ihm. Wenn es den TerritorialWerth von 
Sachſen anderswo erhielt, und mit dem fächfifchen 
Landesbezirk auf der rechten Elbefeite nebſt den Feſtun— 
gen Wittenberg und Torgau, zu Deckung der Haupt; 
ſtadt Berlin, fich verfiärfte, — maß faſt jeder für 
eine nicht unbillige, Mancher fogar für eine (polirifch) 
unerläßliche Bedingung des Nachgebens von feiner und 
Rußlands Seite erfannte — fo war zugleich feine föde— 
rative Macht, es fey pofitio oder negativ, ver; 
ftärft. Denn für Preuffens Kriege, war Sachſen, 
vermöge feiner geographifhen und mindermächtigen 
Lage, zur Bundesgenoffenfchaft mit Preuffen genötbigt; 
wenigſtens konnte es, in Preuſſens ungünftigfiem Fall, 
wider dieſe Macht nicht Theil nehmen am Krieg. 
Verzeihung fonnte auch der Perfondes Königs der 
Sachſen widerfahren, wegen feiner beharrlichen, über 
den Scheidepunct hinaus getriebenen Anbänglichkeit 
an Buonaparte; Verzeihung in und über einen Zeit: 
raum, wo und über welchen man fich und Andern auch 
ſchon Manches verzichen hatte, und verzeihen durfte. 

Auf beiden Seiten hatte man Die Ueberzeugung 
gewonnen, daß nur durch beiderfeitigegs, theil: 
weifed Nachgeben friedlich zum Ziel zu gelangen fey. 
Wenn Rußland einwilligte,dagPrenffeneinen Theil 
feiner vormaligen polmifchen Provinzen wieder 
erhielt, weun Preuffen durch einen Theil von Sachs 
fen nicht nur für den erlittenen Länderverluft , die 
noch fehlende Entfhädigung, fondern auch eine feftere 
militairifche Grenze gegen die Elbe hin erhielt — und 
auf mehr follen, in Beziehung auf Sadfen, Preufs 
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ſens Wünfche gleich Anfangs fich nicht erftreckt Haben, — 
fo ‘waren vorläufig beide Theile zu gütlihem Abſchluß 
bereit. 

Es ſchien nur noch nothwendig, oder räthlich zu 
feyn, den König von Sachfen zu bewegen, daß 
er freiwillig einer Uebereinkunft diefer Art beitrete. 
In diefer Adficht, und um ihm auch den Schein äufferer 
Freiheit zu geben, ward er veranlaßt, fich perfönlich 
in die Nähe ded Congreſſes zu begeben. Am aa. Febr. 
verließ er feinen bisherigen (feit Dem 22. Det. 1813) 
Aufenthaltsort , Friedrichdfelde bei Berlin; den 4 
März kam er in Presburg an. 

Am 7. März waren die Bevollmächtigten von Deflr 
reich, Rußland, England, Preuffen und Sranfreich, 
in einer Conferenz auf gewiffe Buncte und Artikel 
übereingefommen, welche das Königreich Gachfen 
betrafen. Diefe follten dem König Friedrich Augufl 
zum Beitritt vorgelegt werden. Zudem Ende fendete 
man ihm am 8. März eine CongreßDeputation, 
beſtehend aus dem Fürften Metternich, dem Herzog 
von Wellington, und dem Fürften Talleyrand. Während 
einer dreitägigen Anweſenheit, vermochten die Abgeord— 
neten nicht, den König zum Beitritt zu bewegen. 
Er antwortete ausweichend, und nahm Bedenfzeit. 
Eine Eonferenz mitfeinem Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten, hatte eben fo wenig den erwünfchten 
Erfolg. Diefer erflärte, in einer den Abgeordneten 
kurz vor ihrer Nückreife zugefendeten Rote vom 11. 
März, der König könne die Gültigkeit der von Den 
fünf Mächten beliebten ZerritorialAbtretung nicht aners 
kennen. Sept, da er feine Freiheit wieder erlangt, 

müffe man mit ihm unterhbandeln, und über fein. 
€ a 





36 


Intereſſe in aller Beziehung. Ohne feine Einwilligung 
könne man über feine Rechte nicht verfügen, und feine 
Staaten dürften nicht als eroberted Land betrachtet 
werden ; denn ed habe nicht von ihm abgehangen,, der 
Sache der Verbündeten beizutreten. Ernehme die Ver. 
mittlung. derjenigen Mächte an, die big jegt Theil— 
nahme für ihn gezeigt hätten. 

Die Abgeordneten hielten für nöthig, augen— 
blicklich hierauf durch eine GegenNote zu erwiedern, 
der ſächſiſche Miniſter Habe ihre Erklärung in der Con— 
ferenz mißverflanden, wenn er das Erbicten einer 
Vermittlung fo geradezu annebme Sie hätten 
bloß erflärt, daß fie bei dem inhalt des dem König 
isberreichten wiener KongreßProtocolid vom 7. März 
fiehen blieben. Diefes befage aber ausdrüdlich, daß 
Deftreichs Vermittlung (über gewiffe Neben Puncte) 
eber nicht flatt haben fünne, als bis der König eine 
förmliche Beitrittdllr£unde eingereicht habe, 
in Beziehung auf die Abtretungen und Beflimmungen, 
worüber die fünf Mächte übereingefommen ſeyen. 

Die Abgeordneten, in der Nacht vom 11. auf 
den 12.nach Wien zurüdgefommen , fanden hier den 
Congreß in flarfer Bewegung, über die Nachricht von 
Buonaparte'dKEinfallin Franfreid; ein Er. 
eigniß, welches man fehon feit dem 7. März gefürchtet 
hatte ,„ wo die Nachricht von der Entweihung aus 
Elba, in Wien eingetroffen war. Nun war über die 
Berichtigung der fächfifhen Sache, fo wie der übrigen 
nothiwendigften EongreßAngelegenheiten, fernerhin 


keine Zeit zu verlieren. In einer alsb ald (12. März) 


" gehaltenen Berfammlung der Bevollmächtigten der 
fünf Mächte, gaben die Abgeordneten Bericht von 
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den Begebenheiten ihrer Sendung nach Bresburg. 
Man berathfchlagte darüber, und fam einmüthig 
überein, dem Protocol Folgendes einzunerleiben. 


sDer König von Sachſen mißfennt gänzs 
ih die Lage, worin er fih zu den Mächten 
befindet, wenu er glaubt, er fünne wieder 
im Befig feiner Freiheit, die Gültigfeit der 
von den Mächten unwiderruflich feftgefegten 
Verfügungen über Sachfen anfechten, und eine 
neue Unterhbandlung durch einen Bevolk 
mächtigten von feiner Geite aufnüpfen. Dems 
nach fommen die Mächte aufs Neue überein: 
daß derjenige Theil Sachſens, welcher be; 
flimmt ift unter der Dberberrfchaft Sr. Mäjeftät 
bes Königs von Sachfen zu bleiben, Demfelben 
eher nicht zurücdgegeben merden fol, als 
bi8 Se. Majeftät Ihre vollftändige und 
gänzliche Zufimmung zu den in Presburg 
Ihnen eingehändigten Artikeln werden erflärt 
haben ; daß vor Erfüllung diefer Bedingung 
von Unterbandlung mit einem von Ihnen 
ernannten Bevollmächtigren die Rede nicht feyn 
kann; und daß die Unterhandlung, für. weiche 
der öftreichifche Hof feine Vermittlung zus 
gefage bat, nur flatt haben kann für die 
nöthigen Beflimmungen, welche in dem 8., 9- 
und 10. Artikel verzeichnet ind, und nur nach 
den ebendafelbft feftgefegten Grundlagen ». 

«Da der Mangel der Einwilligung, von 
Seite Sr. Majeftät des Königs von Sachen, 
Schritte aufzuhalten nicht vermag, welche gebies 
tend vorgefchrieben find, Durch dic wechfelfeitigen 
Rechte der Mächte, und durch Europa's Ber 


58 





dürfniß, feine Ruhe gefichert zu fehen Durch 
den Hebergang verfehiedener Fänder an diejeni— 


gen Negierungen, welchen fie zugedacht find; 


fo ift beſchloſſen worden: 

ı) daß ohne Verzug Diejenigen Rande: 
theile Sachſens, welche unter preuffifche 
Hoheit fommen , von denjenigen getreunt 
werden follen, welche Sr. Majeftät dem König 
von Sachfen bleiben ; 

2) Daß Se. Majeftät der König vonPrenffen 
für immer Beſitz nehmen wird von den: 
jenigen Theil Sachſens, welcher ihm durch 
gegenwärtige Beflimmungen überlaflen iſt; 

5) daß dasjenige, was Gr. fächfifchen Majeſtät 
Bleibt , unterdeffen der proviſoriſchen Re: 
gierung Sr. preuffifhen Majeſtät unter: 
worfen bleiben fol». 

«Die Herren Bevollmächtigten haben hierauf, 
bei genauerer Prüfung der Note des Herren 
Grafen von Einfiedel, *), wahrgenommen, 
dag man, um dasf Benehmen des Königs zu 
rechtfertigen, fid darin Verfhweigungen und 
Behauptungen erlaubt hat, melde der Wahr: 
beit der Thatfachen mwiderfireiten. Es wird 
darin gefagt : 

«es habe von Gr. fächfifhen Majeftät nicht 
« abgehangen, weder am Anfang des großen 
« Kampfes ,„ noch während feines Forts 
« ganges , der Sache der Verbündeten bei: 





*) Königiichsfächfifchen Minifterd dev auswärtigen Angele⸗ 


enheiten., Die Rote it datirt Presburg den 11. März 
018. 
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« zutreten,, fo Aufrichtig auch Dero Verlan— 
a gen hiernach gemefen ſey, welches Sie 
“«unzweidentig an den Tag gelegt hätten, 
«und zufegt noch Durch fürmliches, an die 
« verbündeten Souveraine geridteted Be: 
« gchren». 

« Gleichwohl ift allgemein bekannt, daß, wenn 
der König von Sadfen einer Allianz, die allen 
feinen Pflichten und feinem ganzen Intereſſe fo 
durchaus zumider war, beizutreten gezwungen 
worden if, er bei folcher ganz nach cige, 
nem Billen beharrt hat, nachdem er auf 
die edelmüthigſte und freundfchaftlichfie Weiſe 
war aufgefordert worden, diefelbe zu verlaflen, 
zu einer Zeit wo er perfönlich frei war, und 
wo Nußland und Dreuffen den größten Iheil 
Sachſens in Befiß hatten; daß er nicht bloß 
Dabei beharrt Hat, fondern daß er fogar fo zu 
reden von Neuem zu derſelben zurüdge: 
kehrt iſt, indem er recht mit Vorſatz die Freis 
fätte verließ, welche die wohlwollende Weiß; 
beit einer der verbündeten Mächte, *) Damals 
neutral, ihm bereitet hatte; daß diefe Rück— 
kehr zu dem graufamfieu Feinde der 
jenigen Landes, an welches fo viele Bert: hs 
tungen ihn hätten feſſeln follen, erzwungen 
nicht genannt werden kann , weil die Macht, 
weiche damals feine Neutralitär ſchützte, ihm 
zugleich feine Staaten garantirt Hatte; 
dag er durch dieſes Benehmen eine wichtige 





*) Oeſtreich. 
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Seftung in bie Hände des Feindes brachte, 
und, zum Unglüdf feiner eigenen Staaten, 
Teutfchlands und Europa’d , den unfeligften 
Kampf verlängerte; und daß er den ſieg— 
reihen Mächten fein Bündniß dann erft 
anbot, als feine Staaten erobert, und 
er ſelbſt zum Kriegsgefangenen gemacht 
war». 

« Zufolge diefer gedrängten Darſtellung, wos 
rin «san fi nur an die auffallendften Thatfachen 
gehalten hat, während alle übrigen mit Stils 
ſchweigen übergangen wurden , bat man, da die 
Mächte nicht zugeben Eönnen ‚daß eine Nechtfers 
tigung des Könige von Sachſen ein falfches 
Licht auf ihre Handlungen und Abfichten werfe, 
befchloffen, eine Antwort auf diefe Note vers 
faffen zu laſſen, worin das Benehmen Sr. ſäch⸗ 
ſiſchen Majeflät nach der ganzen Wahrheit der 
Thatfahen und der Verhandlungen dargeſtellt 
werden fol, um zu verhindern, daß die öffent: 
fihe Meinung von Europa niche irre geleitet 
werde ». 


Auch erklärte Lord Eaftlereagb, am 20.März, 


in dem Unterhanfe des englifchen Parlamentes, daß, 
nach den Grundfägen der Eroberung, Nichts leich: 
ter zu rechtfertigen fey, als dieTrennung eines 
Theild von Sachfen. Der König von Sadfen habe 
ganz zuletzt, und erft nach der entfcheidenden Schlacht 
von Leipzig, fih zu der Sache der Verbündeten ge: 
meldet. Preuſſen babe auf keine andere Urt, als durch 
einen Theil von Sachſen, fünnen befriedigt werden. 


Der König von Sachfen, nach einer Bedenks 


zeit von ſechs Wochen, der CongreßStadt näher gefoms 
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men, *) vermochte es endlich über fih, dem Willen 
der fünf Drächte fich zu fügen. Schon am 6. April hatte 
er ſich vorläufig, in zwei fchriftlichen Noten, zur Eins 
willigung in die an ihn begehrten TerritorialAbtretuns 
gen bereit erklärt, wenn man ihm gewiſſe, , fogleich 
namentlic angezeigte Bedingungen zugeftehen mwolle. 
Berfchiedene von diefen wurden, mehr oder weniger 
- eingeräumt, und fo Fam ed endlich mit ihm zum Abs 
fchluß. Das Opfer war groß und ſchmerzhaft, aber es 
mußte gebracht feyn. Die fünf Mächte waren uners 
fehütterlich in ihrem Willen. Die Rüflungen wider 
Buonaparte waren ungeheuer ,„ und fohienen einen 
günftigen Erfolg zu verbürgen. Ein folches fonnte, 
wenn der König jegt nicht eingemwilligt hätte, für: 
ihn noch fehlimmere Folgen herbeiführen. Alles wohl 
und reif erwogen , war das GSicherfie ſich in den 
Willen der Mächte zu ergeben, um noch zu rötten, 
was für jegt zu retten möglich, aber fehr wahrfchein‘ 
lich ganz verloren war, wenn der König bei feinem 
Widerfpruch noch länger beharrete. Siegte Buonaparte, 
was wenigſtens nicht unmöglich war, fo Eonnte ohne: 
dem Alles wieder gut gemacht werden. Betrachtungen 
Diefer Art, und ihm von mehreren Seiten wiederholt 
gemachte, dringende Vorftellungen mochten es ſeyn, 
Durch welche der König endlich ſich überwältigt und 
dahin gebracht ſah, durch einen mit Preuffen zu Wien 
am 18. Mai gefchloffenen Friedens Vertrag in die 
verlangten TerritorialAbtretungen förmlich 
einzumwilligen, auch feinen Rechten auf Das vberzos⸗ 
thum Warſchau feierlich zu entſagen. 





*) Er kam nach Laxenburg bei Bien, am 2. Mai. 
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Wir können diefe Ueberficht der langmwierigfien 
und wichtigtten Congreßlinterhbandlung, um 
welche bis zu ihrem Ende faft alle Berhandlungen wie 
um eine Achfe fich zu Drehen fehienen, nicht fchlieffen 
ohne eine Bemerfung , welche vielleicht allgemeiner 
gefühlt als deutlich erfannt ward. Was allgemein in 
ganz Europa ungern gefchen war, die lange Verzö— 
gerung des Eongrefles durch die Unterhbandlung über 
Sadfen und Polen, ward die Rettung von Europa. 
Durch fie und feinen feften Glauben an einen in Güte 
nicht zu befeitigenden Zwiſt unter den gröfferen Mächten, 
ward Buonaparte verleitet, gerade zur Unzeit für 
ihn, mit feinem politifchen Wageſtück loszubrechen. 
Europa war noch verfammelt. Es Fonnten die wirks 
famften Gegenmittel augenblicklich verabredet, und in 
ber Ehirzeften Zeitfrift an den Drt der Gefahr gebracht 
werden. Dazu wäre aufs Wenigfte die vierfache Zeit 
nöthig gewefen, wenn allenthalben erft von Haufe aus, 
Die Abrede unter allen gröfferen und kleineren Mächten 
hätte gefchehen müflen; ein Verzug, während deffen 
die Macht des Abentheurers ſich, vielleicht auf immer, 
wieder befeftigt hätte. Auch ward feine lebereilung 
das fräftigfte Mittel, den Eongreß zum Ziel 
zu führen. Denn die gemeinfane Gefahr bewirkte, 
oder befchleunigte die Bereinigung der groffen Mächte 
fiber die wichtigften EongreßSegenflände, und es kam 
wenigſtens zu mehrfacher Uebereinkunft, deren Abfchluß, 
ohne jenen Fall aus den Wolfen des politifchen Hims 
mels, wahrfcheinlich fo bald noch nicht und ganz anders, 
vielleicht zu Wien noch gar nicht, flatt gehabt Hätte. 

Das Wichtigfte, was undwie, während und 
nach der Unterhandlung über Sachſen und Polen, auf 
dem Eongreß verhandelt ward, befteht in: Solgendem : 


/ 
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In Abſicht auf Die Sitzungen der CongreßBe⸗ 
vollmächtigten, unterfhied mar europäifche Anges 
fegenheiten überhaupt, und teutfche indbefondere. 


Im Gegenfag der erſten, verftand man unter Den letz⸗ 


, 


ten ſolche, für welche Bevollmächtigte teutfcher- 
Staaten eigene Sißungen hielten. — Die fogenannten 

europäifchen Sigungen waren von zweifacher Art. 

Für gewiffe Angelegenheiten verfammelten ſich bloß die 

Bevollmächtigten der fünf Mächte, das heißt, Defls 

reich, Rußland, England, Frankreich , Preuſſen. Für 

andere Angelegenheiten, hielten die Bevollmächtigten 

derjenigen acht Mächte Conferenzen, welche den 

parifer Frieden vom do. Mai 1814 unterzeichnet hats 
ten, oder ihm beigetreten waren, das heißt, Deftreich, 

Rußland, England, Preuffen, Sranfreih, Spanien, 

Portugal, Schweden. 

Teutſche Sigungen hielten Anfangs (Oct. und 
Nov.) bloß die Bevollmächtigten von Deftreich,, Breufs 
fen, Baiern, Hannover und Wirtemberg. Gegen da 
Ende des Eongreffes (Mai und Jun.) gefchah es von 
den Bevollmächtigten Deftreich$ , Preuſſens und aller 
seutfchen Könige , fouperainen Fürften und freien 
Städte, mit Ausnahme von Wirtemberg und Baden, 
welche fich dabei nicht vertreten fieffen. Die Fürften von 
Sfenburg und Leyen waren ausgeſchloſſen, weil die 
verbündeten Mächte ihnen wegen ihres Verhaltens zu 
Sranfreich feine Verzeihung gegeben hatten. 

Auſſer den europäifchen und teutfchen Sitzungen, 
wurden noch EommiffionsSitzungen gehalten, 

Zum PBräfidenten des KEongrefied ward der 
Fürſt von Metternich, erfier Bevollmächtigter von 
Deftreich, einmüthig erbeten, in der Sigung der Bes 
vollmächtigten der acht Mächte vom Jo, DOttober. Der 
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Fürk nahm in der Sigung des folgenden Tages, mit 
Erlaubniß des Kaifers, dieſe ehrenvofle Stelle an. 
Einſtimmig, wie die Wahl, war dag Urtheil, daß er 
durh Würde, Klugheit, Mäſigung und Wohlwollen, 
das in ihn gefeßte Vertrauen gerechtfertigt habe. 

Zu Führung der Protocolle, für die fo ge: 
nannten enropärfchen Sißungen der acht und der fünf 
Mächte, für die teutfchen Sigungen, für die Siguns 
gen der verfchiedenen Eongreßlommiffionen, wurden 
verfohiedene General®ecretäre erwähle, Männer 
von bewährter Einficht, für jede Art von Gigungen 
Einer. Diefer allein führte das Protocol, wovon nachs 
ber jeder Theil, von welchem in der Sigung einer 
oder michrere Bevollmächtigte erfchienen waren, bes 
glaubigte Adfchrift erhalten Fonnte. Richt in den Sit, 
zungen ſelbſt, fondern erſt nachher , wurden die meilten 
Diefer Protocolle förmlich aufgefegt, dann aber, ges 
wöhnlich erſt in der folgenden Sißung, den gegenwärtig 
geiwefenen Bevollmächtigten zur Genehmigung und Um 
terfchrift vorgelegt. Aus Diefer Berfahrungsweife erflärt 
ich , warum einzelne Abflimmungen in der Kegel nicht 
von den Bevollmächtigten felbft zu Protocol dictirt 
wurden, oder werden fonnten, und warum der Inhalt 
der Protocolle die Verhandlungen fehr oft nicht fo ſehr 
im Einzelnen darſtellt, wie hie und da nach befons 
dern Gründen gewünfcht ward. 

Die EommiffionsSigungen waren fo verfchieden , 
als die Eongreg@ommiffionen. Eine Prälimüs 
när@ommiffion, für Prüfung der Bollmachı 
ten aller an den Eongreß abgeordneten Perfonen , 
ward, etwas fpät, am 30. October befchloffen, in 
der Sigung der Bevollmächtigten der acht Mächte, 
welche den parifer Frieden unterzeichnet haben. Es 


wurden fofort, durch daß Loos, drei Bevollmächtigte 
diefer Minifter dazu ernannt, ein ruffifcher , ein großs 
britannifcher , ein preuffifcher. Dem Eongreß und dem 
sefammten Publicum ward von der Ernennung und 
Beſtimmung diefer Commifjion Nachricht gegeben , 
durch die ſchon erwähnte Kundmachung vom 1, Mos 
vember. 

Fürſt Talleyrand hatte, durch eine Note vom 
8. October, erflärt, der erſte geheime Artikel des parifer 
Sriedend ermächtige jene acht Mächte bloß, fich als 
eine, Commifjion darzuftellen, die nicht zu entfcheis 
den, fondern nur die Fragen vorzubereiten 
habe, welche der Entfcheidung ded Congreſſes 
vorzulegen feyen. Diefem gemäß, fchlug derfelde Dis 
nifter,, in einem Schreiben an Lord Caſtlereagh vom 
5. Dctober, vor, daß die Bevollmächtigten der acht 
Mächte bloß eine (allgemeine) Commiffion für 
Vorſchläge bilden möchten, welche dem Eongreß zu 
machen feyen (comite de propositions) , und daß dies 
felden Minifter zu Vorbereitung der Arbeiten, 
beſondere Commiffionen ernennen möchten. Der 
erfte Theil dieſes Vorſchlags fand feinen Eingang, wohl 
aber der zweite. Ihm zufolge wurden nach und nach 
verfchiedene Haupt Commiffionen,Ausfchüffe 
oder Comit é's niedergefegt, Denen die Vorbereitung 
beſtimmter CongreßAngelegenheiten übertragen wurde. 
Es waren folgende. 

Bon dem Comite für Errichtung und Berfafung 
des teutfchen Bundes, welches die fünf teuts 
fhen Mächte — Oeſtreich, Prenffen, Baiern, Han 
nover und Wirtemberg — für fich ſelbſt errichtet hatten, 
ehe noch die Prüfung der Vollmachten feflgefegt, ges. 
fchweige deun erfolgt war, von feiner erfolglofen Thäs 
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tigkeit, von feinem Verſchwinden, nad dreizehn 
Sigungen vom ı4. October bis 16. November, ifi oben 
fhon Meldung gefcheben. 

Ein zweites Comité befchäftigte fih mit den 
Angelegenheiten der Schweiz. Es beflaudaus Be: 
vollmächtigteuvon fünf Mächten; von Oeſtreich, Ruß; 
land, Frankreich, Großbritannien und Preuffen. Es 
vollendete feine Arbeit in vierzehn GSigungen, vom 
14. November bis 19. März. Das Reſultat feiner 
Arbeiten war der Eutwurf einerDeclaration, welche 
Diejenigen Mächte, Die den parifer Frieden unterzeichnet 
hatten, an die Tagfagung und die Cantone zu erlaffen 
hätten. Diefe Erklärung ward genchmigt, und ging 
ab, unter dem Datum vom zo. März; ihr folgte noch 
eine nachträgliche Erflärung vom 29. März, wovon 
weiter unten. 

Einedritte Eommiffion hieß die ſtatiſti— 
fche. Sie befland aus Bevollmächtigten von fünf 
Mächten; von Deftreih , Rußland, Großbritannien, 
Sraufreich und Preuffen. Sie vollendeten ihr Tagwerk 
in ſechs Sigungen, vom 24. December bis 19. Jänner. 
Ihr war eine Vorarbeit für einen der allerwichs 
tigſten Gegenflände der CongreßVerhandlungen aufge: 
tragen. Der Congreß wollte und follte verfügen, tiber 
eine Reihe von eroberten undandern andern 
oder Landesbezirfen , welche entweder neu erworben, 
oder ihren vorigen Befigern wieder überlaffen und anges 
rechnet, oder abgetreten, zugetheilt, vertaufcht, oder 
vertheilt wurden, oder werden follten. Bei Verfü— 
gungen diefer Art kam, auſſer andern politifchen 
Beziehungen, derfiatiftifche Werth jener Länder 
‚und Landesbezirfe in Betrachtung ; eigentlich nicht 
bloß Volfsmenge oder jo genannte Seelenzadl, 
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fondern auch Flächeninhalt und, mo nicht der moras 
lifche, doch der politifche und flaatswirthfchaftliche 
Werth der Einwohner und des Areals. Damit man 
nun, bei den Unterhandlungen über dergleichen Vers 
fügungen, nicht aufgehalten würde Durch jeBedmalige 
ſtatiſtiſche Erörterungen diefer Art, fo wurden folche 
als vorbereitende Arbeit an eine hiezu ernannte Com. 
million verwiefen. 

Diefe follte, nach den beften ſtatiſtiſchen Hülfs⸗ 
mitteln ‚fowohl gedruckten als ungedruckten,, fi über 
eine beſtimmte Summe, und auch über die Bes 
fchaffenheit der Volksmenge (»sous le rapport 
de quotite, etcelui de l’especeou de qualite») 
eine jeden in Frage flegenden Landes oder Bezirks: 
vereinigen. Ihre Angaben follten, beiden Unterbands 
lungen des Eongreficd, als einzig richtig und unmwis 
derfprechlich gelten. Die Commiffion beſchränkte indeg 
dem Vernehmen nach nicht ohne höhere Beifimmung, 
ihre Verhandlung auf die fo genannte Seelenzahl; 
in dieſer Hinficht lieferte fie, fo weit fie aus unges 
druckten Quellen agefchöpft Hat, neue Ausbeute für 
die ZahlenStatiftif. 

Der zweite Gefichtspunct, welchen ihre Inſtruction 
vorſchrieb, hätte ohne Zweifel in noch gröffere Schwie- 
rigfeiten verwicfelt; felbft dann, wenn man ſich auf 

‚beiläufige Beflimmung des Finanzrtrags oder der 
Staarseinkünfte hätte befohränfen wollen, es fey- 
nun nach vorhandenen Staatsrechnungen, oder durch. 
eine Durchſchnitt Multiplication der Einwohnerzahl,wie 
3. DB. in dem Königreich Weftphalen, in dem Jahr ıdı2 
im Durchfehnitt auf einen. Kopf neun Gulden Sı3 
Kreuzer, in dem Königreich Wirtemberg in dem Jahr 
1812 fechzehn Gulden 25 Kreuzer jährliche Staatsein: 





u 
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nahme kamen ; oder, wie in verſchiedenen, zumal den 
gröffeen , teutfchen Bundesflaaten *) jegt 6 Bid 7 und 
mehr Gulden (in Hannover ſechs Gulden 2ı Kreuzer) 
kommen, in Sranfeeich im Jahr 1813 nach dem cerften 
Budjet (von 1587 Mill. Sr.) vierzehn Gulden 563 Kreu: 
ger, im Jahr 1814 ungefähr eilf Gulden, im Jahr 815 
acht Gulden 563 Kreuzer, in den vereinigten Staaten 
von Nordamerika im Jahr 1815 23 Franken, in Eng: 
land ı00 Franfen. 

Einer vierten Commiſſion war, auf den 
Borfchlag des franzöfifchen eriten Bevollmächtigten, die 
Unterhandlung wegen Abfchaffung des Sclavens 
oder Negerhbandeld (traite des negres d’Afrique) 
Übertragen. — Man belegte ihre Verhandlungen mit 
dem Namen befondere Sigungen oder Confes 
renzen, weil die portugiefifchen und fpanifchen Ges 


. fandten Schwierigkeiten gegen die Ernennung eines 


Eomite’8 erregt hatten, worin auch Bevollmächtigte 


vonMächtenohne Eolonien erfcheinen folten. Indeß 
‚war ed doch, der Sade nad, ein Eomite. — Großs 


britannien hatte, infeinem erſten ZufagArtifel zu dem 
parifer Frieden, von Sranfreich fich verfprechen laffen, 
daß diefes auf dem Congreß mir ihm alle feine Kräfte 


. vereinigen wolle, damit alle Mächte der Ehriftenheit 


die allgemeine Abfchaffung des Negerhandels feflfegten. 
Diefelde Macht betrieb dieſe wichtige Angelegenheit 
ganz vorzüglich auf dem Congreß. Die Commiſſion 
oder die Verfammlung von Bevollmächtigten, welche 

vers 


*) In einen derfelben wurde, für dad Jahr 1815, von 
einen BrutoZehntenErtrag von dreihundere Gulden 
7 Kreuzer, weniger nicht als zweihundert und funfjig 
Gulden Staarss und GemeindeAbgaben erhoben. 
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vermöge eined am 16. Jänner durch Stimmenmehrheit 
gefaßten Befchluffes, für diefen Gegenfland befondere 
Sigungen halten follte, befand aus Bevollmächtigten 
der acht Mächte, Deftrcih, Rußland, Franfreich, 
Großbritannien, Spanien, Portugal, Preuffen, Schwes 
den. In fünf Sigungen, feit bem 16. Jänner bis 7. 
Schruar, vollendete fie, fo weit es ihr möglich war, 
die ihr aufgetragene Arbeit. Das Refultat derfelben 
wird unten näher angezeigt werden. 

Einer fünften Commiffion, am ı0. Dec. aufden 
Vorſchlag des Fürften Talleyrand ernanut, ward die 
Bearbeitung einer Uebereinfunft für die Freiheit 
Der Schiffahrt übertragen, in Abficht auf folche 
Stüffe, welhe verfchiedene&taaten trennen 
oder durchziehen, insbefondere den Rhein, Main, 
Neckar, die Mofel, Maas und Schelde. Bevollmächs 
tigte von Deflreich, Frankreich, England und Preuffen, 
bildeten diefe Commiffion. Für die Schelde, dann für: 
den Rhein und deffen Nebenftröme, traten noch Bevolks 
mächtigte hinzu von Hollaud, Baiern, Wirtemberg, 
Baden, HeffenDarmfladt und Naffau; zuletzt auch 
noch von Kurheſſen. In zwölf Sitzungen, vom 2. Febr. 
bis 24. März, vollendete fie ihre eben fo mühſame- 
als wichtige Arbeit. 

Eine ſeehſte Commiſſion, für eine Beftim- 
mung ded Ranges unter Den europdifchen 
Mächten, und für Alles was eine Folge hie— 
von ift, ward am ı0. December nicderaefegt. Gie 
beſtand aus Bevollmächtigten aller oben genannten 
acht Mächte. Der Bericht diefer Commiſſion, ihre 
Vorſchläge zu einem RangReglemeunt enthaltend, ward 
am 16. Jänner in einer allgemeinen Sigung der Bes 
vollmächtigten der acht Mächte vorgelegt. Nach vers 

Klüber's Heberfict. D 
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fchiedenen Erörterungen hierüber, welche in der allge 
meinen Sigung vom 9. Febr. flatt hatten, ward die 
Eommiffion veranlagt, mit Rückſicht auf diefe Erörs 
- terungen, einen Entwurf zu einer Uebereinkunft abzu— 
faffen. Hierauf ward, in einer allgemeinen Sitzung 
am ıg. März, ein vonder Commiſſion abgefaßter Ent: 
wurf zu einer Uchereinfunft vorgelegt und gebilligt, 
betreffend bloß den Rang, welchen die diplomatifchen 
Agenten der gefrönten Souveraine (des tetes couron- 
nees) unter fich zu beobachten hätten. Dem gemäß, ward 
der HauptActe des Congreſſes ald Beilage ein. Regle: 
ment beigefügt, überden Rang unterdendiploma: 
tifchen Agenten; wovon weiter unten dad Nähere. 

Eine fiebente Commiſſion, chenfalldam 10. 
December ernannt, hatte zum Gegenſtand, die Erör: 
terung der Anfprühe, melde die Königin Marie 
Louiſe von Etrurien auf Tofcana madte. Sie 
beftand aus Bevollmächtigten von Deflreich, Rußland, 
England, Frankreich und Spanien. Das Nefulrat 
ihrer Bemühungen, liefert Der 102. und 102. Artikel 
des Acte du congres. 

Ein achtes Comite ward, in der Sitzung der 
Bevollmächtigten der acht Mächte vom 13. Novcniber, 
ermächtigt, mitdem fardinifchen Bevollmächtigten 
und dem Deputirten von Genun uber die Mittel 
zu unterhbandeln, durch welche, bei der Bereinis 
sung Genua’s mit Piemont, das Intereſſe des 
Königs von Sardinien mit den Wünſchen und den 
Hedürfniffen der Genuefer zu vereinigen ſey, und 
hierauf den Bevollmächtigten der acht Mächte den Ent— 
wurf einer Webereinfunft vorzulegen, enthaltend alle 
Befondern Beſtimmungen über diefen Gegenftand. Bes 
vollmädtigte von Deftreich, Eugland und Sranfreich, 
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waren Mitglieder diefed Eomite’d. Geine Bemlhuns 
gen entfprachen den Erwartungen der Committenten. 
Eine neunte Eommiffion, wozu Bevollmäch⸗ 
tigte von Frankreich, Preuſſen und Holland ernannt 
waren, hatte ſich mit Erörterung der Anfprüche zu 
befchäftigen, welche auf daß Derzogthbum Bouils 
lon gemacht wurden; auf der einen Geite von einem 
"Bringen von Rohban:Öuemence, auf der andern 
von einem AdoptivSohn des vorlegten Herzogs von 
Bouillon, Namens Philipp D’Auvergne Ahr 
Vorfchlag ward genehmigt, und Dem Acte du congres, 
art. 69, einverleibt. 

Eine zehnte Commiffion, ernannt in der 
Sigung der Bevollmächtigten der acht Mächte vom 9. 
Mai, hatte zu unterfuchen, ob nöthig fey, eine neue 
Erflärung befanut zu machen, in Bezichung auf 
die fett Buonaparte's Einfall in Franfreich zu 
Daris befannt gemachten Auffäge über die von den 
acht Mächten am 13. März gegen ihn und feine Ans 
Hänger erlaffene Erflärung? Die Commiſſion antwors 
tete, daß ed üuberflüfiig fenn werde. Ihr Bericht 
ward jedoch, mittelſt eines Auszugs aus dem Eonfes 
renzProtocoll vom ı2. Mai, öffentlich befannt gemacht. 

Eine eilfte ECommiffion war von den vier 
verbündeten Mächten im April ernannt, mit den Bes 
vollmächtigtendervereinigten fouveräinenfürs ' 
ſten und freien Städte Teutſchlands einen 
Bertrag zuunterhandeln, über den Beitritt der letzten 
zu dem am 25. März unter den erſten abgefchloffenen 
Allianz Vertrag wider Buonaparte und deflen Anhän— 
ger. Diefer Beitrittvertragfam am 27. Apr. zu Stande. 

Einer zwölften Commiſſion war, um die Witte 
Aprils, von Oeſtreich, Rußland und Preuſſen 
3) 2 
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eine Berathung und Interhandlung mit den Bevolt: 
mächtigten dDervercinigten fouverainen Für: 
fen und freien Städte Teutfchlands übertragen, 
Aber die Berpflegung der Drei Armeen (vom 
Wberrhein, Niederrhein und den Niederlanden) für 
‚den Krieg wider Buonaparte , über die Hülfsmittel 
zu ihrer Herbeifchaffung (TransporMittel), 
und über das ArmecHofpitals odes Lazarethweſen. 
Das Reſultat war die Abſchlieſſung eigener Verträge 
nnd Verabredungen, welche auf Die genannten Gegen⸗ 
ftände ſich bezichen. 

Auſſerdem wurden noch verſchiedene N edactions 
Commiſſionen ernaunt; z. B. in der allgemeinen 
Sitzung vom ı2. März eine für Abfaſſung des Acte du 
congres, enthaltend das Ganze der auf dem Eongreß 
gemachten Beflimmungen, welche aus einem Bevoll⸗ 
mächtigten von jeder Der acht Mächte, und aus drei 
- Redacteurs en chef beſtehen folte; eine andere, in 
der fechften Sitzung der Bevollmächtigten der teutfchen 
Bundesglieder, für Abfaffung der teutfchen 
BundesActe,u.d. m. 

Auch hatte das Comité welches im Anfang des 
Eongrefles die Bevollmächtigten fünf tentfcher Höfe 
für die tentſche Bundesangelegenheit bildeten, fich in 
‚feiner dritten , vierten und dreischnten Eigung (im 
Dctober und November) mit dem Plan befchäftige, 
einen eignen Militär Ausſchuß niederzufegen, 
für Erörterung der küuftigen MilitärBerfaffung in 
Zeutfchland. Er Fam nicht zur Ausführung. 

Die Niederfegung eines eigenen Comité's für die Ans 
gelegenpeiten Jtaliens überhaupt (comitd pour les 
eflaircs gencrales de l’Italie) wardam 13. Nov. in einer 
Sigungder Bevollmärhtigtender acht Mächte, von dem 
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fpanifhen Besolimäthtigten in Vorſchlag gebracht; 
aber nicht genehmigt. ion 

Während die neun erften der oben erwähnten zwolf 
Commiſſionen Ah mit Vorarbei ten beſchäftigten, und 
dieſelben zum Theil ſchon volleudet hatten, war man 
mit: den definitiven Beſchlüſſen des Congreſſes 
wenig oder gar nicht vorgerückt. Noch immer war der 
Hauptitein des Anſtoſſes zu heben, die Beſtimmung des 
Schidfald von Polen und Sachen. Die ganze 
ſichtbare Thätigkeit, welche vom October bis in den 
Februar in diefer Dinfiche:: fig. entwickelt hatte, warı, 
wie oben fhon erwähnt; ‚ein denkwürdiger Wechfel 
von Noten, die möglich geheim. gehasten wurden, 
and auſſerdem fehlte es.nicht an: mündliehen Be— 
ſprech ungon und £Eoflär ungen hierüber, theibs 
unter den anweſenden "Spnverainen- von Oeſtreich, 
Rußland und: Preuſſen, theils nuter ihren und den 
übrigen Bevollmächtigten derjenigen Höfe’, welche ſich 
für dieſen Gegenſtand vorzüglich intereſſirten, wie 
England, Frankreich, Sachſen.Der lange. Berzup 
und die allenthalben zeänſſerte Sehnſucht nach einem 
endlichen Reſultat, ſtellte die Geduld aller Haupt⸗ 
amd NebenIntereſſeuten auf eine. harta Probe. Der 
Unmuth ließ ſich, auf mehreren: .Seiten.:und an 
verfhiedenen Orten, faum mehr verhelen. Nur die 
Ueberzeugung von dem allgemeinen dringenden Wunfeh, 
BHedürfmig und Schnfucht der Völker nach Ruhe, welche 
glücflicherweife mitten in diefem Hins und Herſchwan⸗ 
fen, ſelbſt in den höchſten Regionen der Politik ſichtbar 
vorherrfchte, vermochte die Beſorgniß eines endlichen 
unfriedlichen Ausganges zu mindern. 

- Su diefer Lage der Dinge, war cd erwünfcht, in 
der langen Zwifchenzeit der Prüfung and Unentfchlofs 
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fenheit, Gegenſtäude zu finden, deren Behandlung die 
Leere einigermafen nüglich ausfüllte, und dem Kongreß 
ben äuſſern Schein von Thätigkeit nicht ganz entzogQ. 
Vorzüglich gehörten dahin , auffer der Vereinigung 
Senua’s mit den Staaten des Königs von Sardinien, 
die Befchäftigungen-der oben erwähnten Ausſohüſſe 
oder Eommiffionen:.: Indeß hatten auch dieſe ihr 
Tagewerk vollbracht, als man über das grofle Hin: 
derniß noch immer nicht im Reinen war, | 
. Unter den gröfferen Gegenfländen Eonnte man 
mr einen finden,. fie welchen, ohne bedeutenden 
Widerſtand, :etuftmieilen wenigſtens cin fefler Grund ' 
zu feiner Firuftigen Erledigung zu. legen war. Geine 
Beſtimmung Fonnte für ein allgemein merkbares Lebens; 
geichen des: Congreſſes um fo mehr: gelten, da feine 
.bobe. Wichtigkeit. für die ganze gebildete Menſchheit, 
‚fich nicht bezweifeha lieh Es war die Abſchaffung 
bed Negerhaudels, dieſes fhändlichen Gewerbes, 
«welches ſo lauge Zeit Afrika in Trauer verfest, Europa 
cherabgewürdigt, die Denfchheit mit Kummer erfüllt 
hat. Auf Betrieb Lord Caſtlereagh's, der zu den 
nah benorfichenden GSigungen des englifchen Parla: 
ments wegeilen mußte *), und in diefer wenigfteng 
‘mit einem der großherzigen brittifchen Nation ange: 
schmen Merkmal von CongrefThätigfeit auftreten 
wollte, fan am 7.Bebruar eine Erklärung der acht 
Mächte hierüber zu Stande **). Vermißt man auch 





*) Er verließ Wien am 15. Februar, nachden, um ihn 
abzulöfen, der Herzog von Wellington ale brittifcher 
Bevollmädtigter (1. Febr.) dafelbit eingetroffen war. - 

) Man ſehe auch des Verfaſſers Einleitung gu den 
Verhandlungen des wiener Congreſſes, über Abfchaffung 
des Regerhandels; in den Acten des wiener Congreſſes, 
DD. IV. &, 508 — 5323. 
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in diefer Erklärung noch eine feffe Ucbereinfunft über 
ungefäumte allgemeine Abfchaffung des Schavens 
handel, fo wird man doch berechtigt, dieſelbe alg eine 
gerechte und heilfame Grundlage einer folchen allges 
meinen, nicht mehr fehr eutfernten Abfchaffung zu 
betrachten. 

Einſtimmig erklären darin die Mächte ihren Abs 
fheu gegen das Ungeheuer; erflären in dem Angeficht 
von Europa deflen Bertilgung für eine Maasregel, die 
ihrer befondern Zurforge würdig ift ; betheuern ihr aufs 
richtiges Verlangen, zuderenfchleunigfter und wifrfans 
fier Ausführung alle Mittel anzuwenden , die in ihrer 
Macht fiehen ; und hierin den Eifer und diejenige Des 
barrlichkeit zu zeigen , welche fie einem fo groffen und 
fhonen Gegenſtande fehuldig feyen; geben ihr Bedauern 
zu erkennen, daß Nüuckjichten auf gerechte Schonung 
der Intereſſen, der Gewohnheiten nnd felbft der Bor: 
urtheile ihrer Untertanen, nicht fogleich jegt cinen 
beflimmten Zeitpunct für gänzliche allgemeine Ab» 
ſchaffung diefes Handels feflzufegen erlauben, fondern 
daß fie Diefeg jeder Mache insbefondere übderlaffen, 
und als einen Gegenſtand der Unterhandlung unter den 
Mächten für jegt noch ausfegen müffen; doch geben fie 
einander Die Verſicherung, daß Ecin Mittel unverfucht 
bleiben folle, welches geeignet fey, den Bang Ddiefer 
Unterhandlung zu jichern und zu befchleunigen, und 
Dagdiegegenfeitige Berpflichtung, zu mwelder 
fie ſich hiemit bekennen, eher nicht als erfüllt 
angefehen werden folle, ald in dem Augenblick, wo 
ein vollftäudiger Erfolg ihre vereinigten Bemüs 
bungen werde gekrönt haben. — Vernahm man je 
von einem VölkerCongreß Worte, die fo wie diefe von 
Herzen zu Herzen giengen? Möge der Heilige Eifer, 
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der fie eingab, nie erkalten! Mögen fie in gang Europa 
immer und immer wiederballen, bis ihre Verheiffung 
vollfommen erfüllt ift *). 

Ein anderer Gegenftand, deffen Erörternug eines 
fo grofen VölkerCongreſſes, eines ſolchen Orbis chri- 
stiani Senatus — wie einft die frangöfifchen Gefandten 
zu Münfter, den weftphälifchen Friedens Congreß nann— 
ten — nicht weniger würdig gewefen wäre als die Ab» 
fchaffung des Negerhandels, ift das Unweſen, welches 
die afrifanifchen Seeräuber aufdem Mittel: 
meer fortwährend treiben. 

Mit brennendem Eifer nahm der englifche Admiral 
Sir Sidney Smith, hauptfächlich" deßwegen auf 
dem Congreß anweſend, ſich dieſes Gegenflandes an. 
Wer mochte bezweifeln, daß über dieſen hochwichtigen 
Gegenſtand ein Urtheil dem Mann gebühre, der ihn 
dreiſſig Jahre lang unabläſſig verfolgt hatte, auf ſeinen 
See- und Heerfahrten, und während ſeiner diploma— 
tiſchen Sendung bei der Pforte, und ſeines mehrfachen 
Aufenthaltes in den an das Mittelmeer grenzenden 
Staaten, insbeſondere ſeines Aufenthaltes unter den 
Nationen und Volksſtämmen von Aſien und Afrika? 


) In dem pariſer Tractat vom 20. Nov. 1315, er⸗ 
klären, in dem ZuſatzArtikel, Oeſtreich, Rußland, 
England, Preuſſen und Frankreich, fie hätten allerſeits 
ſchon in ihren Staaten, ihren Unterthanen und Colonien 
ohne alle Einſchränkung verboten, irgend einen Antheil 
an dem Negerhandel zu nehmen, und fie machten jich 
verbindlich, ihre Anftvengungen neuerdings dahin gu vers 
einigen, die in.der Declaration vom 4. Sehr. ıBı5 öffent: 
Ich bekannt gemachten Grundfäge zu endlicher Ausübung 
zu bringen, und durch ihre Geſandten an den Höfen gu 
London und Paris ohne Zeitverluſt die ‚wirkfamjten 
Maasregeln verabreden zu laſſen, um die gänzliche und 
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Er überreichte eine eigene Denkſchrift *) wegen Zer: 
ſtörung dieſes graufamen und fchändlichen Gewerbes , 
und der deßhalb zuiergreifenden Maadregeln. Er erbot 
fih zu dem Oberbefehl über eine Land» und Seemacht, 
beſtimmt zur Ausrottung der afrifanifchen Seeräu— 
berei, wozu alle dabei vorzüglich intereffirten europdi; 
Shen Mächte Eontingente zu flelen hätten. — Auch 
eine Acht zeitgemäfe, nur etwas zu ausführliche 
Drucfchrift eines Teutfchen (Sriedr. Herrmann 
über die Seeräuber im Mittelmeer. Lübeck 1815. 8.) 
kam in Umlauf, worin die Sache in gehöriges Licht 
geftellt ward. 

In der zweiten Sisung (20. Yan.) des Comite’& 
für Abfchaffung des Negerhandes, mufte Lord Caſt⸗ 
lereagh den nicht ungerechten Vorwurf hören, daß 
England fih allzu gleichgültig benehme, in Abficht 
auf die Seeräubereien der Babaresken. Höchſtens 
begnüge es fih damit, durch Geſchenke Achtung von 
ihnen für die brittifche Flagge zu erwirfen. Und doch 
bedürfe ed nicht des zehnten Theils der Anftrengungen, 
die man für Abfchaffung des Schavenhandels anwende, 
um jene Seeräuber im Zaum zu halten, die, ayffer 
dem Sachen ; und Menfchenraub und dem Schreden, 
den fie auf dem Mittelmeer und deffen Küften ver: 
breiten, dafelbft den Bewohnern und Schifffahrern 
vielleicht einft noch die Peſt mittheilen werden. Ein 
Unlgück, welches Jeden, aus welchem Lande oder von 


definitive Abſchaffung eines fo gehäfligen und den Gefegen 
der Religion, fo wie denjenigen. der Natur, fo laut 
widerfprechenden Verkehrs zu bewerkitelligen. 

&) Acten des wiener Congreſſes, Bd. V, 8.528. Schen unter 
dem Datum, London den 31. Aug. ıBı4, hatte Bir 
Sidney Smith diefe Denkfchrife an. mehrere Höfe ges 
fendet. Journal de Francort 1816, Nr. 23, 
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welchem Stande er fey, treffen kann, den Gefchäfte, 
Geſundheit, Reiſeluſt oder Forſchbegier auf irgend 
einen Theil des mitteländifhen Meeres führen. 

Der Eardinal Eonfalvi, von Lord Caſtlereagh 
aufgefordert, den Widerflreit zwifchen Chriſtenthum 
und Sclhavenhandel ins Licht zu feßen, ergriff Diefe 
Gelegenheit, den CongreßBevollmächtigten der acht 
Mächte auch den Unfug der Barbaresken dringend an 
das Herz zu legen, der fogar begünfligt werde Durch 
Die in Demlegten Kriege von den Engländern gefchehene 
Zerflörung der Leuchtthürme an den Küften Italiens. 
Er verhelte dem edelmüthigen Befreier der Neger nicht 
Das Befremden der Völker, welche die Küften des Mits 
telmeered bewohnen, darüber daß Buonaparte, fafl 
ohne Seemacht, beffer, als jest die zahlreichen und 
fampfgeübten Gefchwader der Engländer, die Barbas 
resfen im Zaum zu halten gewußt habe. 

Bon Seite des ECongreffes erfolgte Feine 
Verfügung. Sp treiben denn die SeeräuberRotten ihr 
graufames Unweſen im Angeficht der chriftlichen Seer 
mächte, befonder® der Engländer. nach wie vor. Ohne 
Scheu befhimpfen fie Die Flaggen derjenigen Mächte, 
die ſich durch Entrichtung eines fhmählichen Tributs 
nicht erniedrigen. Sie rauben Staats und Privat— 
eigentbum auf Küften und Schiffen, und verdbammen 
die Menfchen, deren fie habhaft werden, zur grau: 
famflen Sclaverei. So ſchmachten jegt, laut der neues 
ften Namenliſten der römischen Eongregation der Miſſio⸗ 
nen, nur allein in den Gebieten von Tunis und Algier 
weniger nicht als neun und vierzig tauſend Ehriften, 
Sclaven. Giebt ed einen Gegenfland, der eines 
allgemeinen Aufrufs an alle Mächte von Europa würs 
Diger wäre, als diefer? 
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In den unmittelbaren Verhandlungen über den 
teutfcheun Bund, war feit Der Mitte des Novens 
bers ein faft ganzlicher Stillſt and eingetreten. 
Die Wirkfamfeit des oben ſchon erwähnten Comi⸗ 
16’ funf teutſcher Höfe, hatte am ı6. November flilk: 
fhweigend aufgehört. Unterdeffen waren die Berhands 
lungen über Bolen und Sachfen lebhafter geworden, und 
manfehien ihren Erfolg ald einen PraliminarGegen 
fiand fire Die teutſche Bundesaugelegenheit zu betrachs 
ten. In ſchönem Licht erglänzte, während diefer langen 
Stüullſtauds Periode, der reine Eifer der Bevollmächs 
figten von mehr als 5o Vereinigten Leutfchen 
ſouverainen Fürften und freien Städten; 
derſelben, welche fchon an demfelben Tage, wo die 
Sigungen des Comité's der fünf teutfchen Höfe aufs 
hörten, am ı6. November, Dur) eine merfwürdige 
Note ihren Baterlandsfinn beurkundet hatten. Durch 
Ucherrcichung drei anderer Noten, vom 2. Februar, 
22. März und ı4. April, fuhren fie.fort in dem Be: 

en, nicht bloß auch ihre Stimme geltend zumachen, 
ſMern überhaups den Geift wohlthätiger und unbefan; 
gener TIhätigfeit, für das groffe Werk der teutfchen 
Bundessund Fänderverfaffung, allgemein zu 
weden. Sic eiferten gegen einfeitige Behandlung einer 
Angelegenheit „ in welcher Einwirfung allgemeinen Vers 
traueng zur Sache nöthig ift, wenn fiegedeiben, und in 
Der eigenen Gefinnung aller Theilnehmer eine fichere 
Bürgichaft für ihr Beftehen finden fol. Dabei waren fie 
Seinedwegd wider vorbereitende Bearbeitungen des 
groſſen Gegenſtandes durch Ausfchüffe, aber nur durch 
folche , die von Allen Durch freie Wahl gebildet worden. 
Mit feftem Muth boten fie die Hand zu Allem, was 
in dem Bunde teutſcher Staaten Einheit, Selbfls 
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Rändigkfeit und teutfche Freiheit begründen 
fanı. Dem gemäß Begehrten fie geradezu, Daß der 
teutfche Eonareß, unter gehöriger Zuziehung aller 
Theile des Eünftigen Ganzen, nunmehr baldigft möge 
eröffnet, und auf demfelben die Gegenftände der Fünf, 
tigen teutfchen Verfaſſung, mittelft freier Berathung 
und Befchlüffe, mögen verhandelt werden. Ihr Des 
gehren ward von Preuſſen und Deftreich mit Beifall 
aufgenommen, auch erfüllt; doch erſt gegen Ende des 
Congreſſes. 

In der Note vom 16. Nov. hatten dieſe Bevoll⸗ 
mächtigten,, auffer ihrer unmittelbaren Theilnahme an 
Errichtung und Einrichtung des Bundes, Deftreich 
und Preuſſens Feirung der Verhandlungen über 
Diefen Gegenftand, fodann die Einführung landftäns 
Difcher VBerfaffungen mit wefentlichen Rechten 
in den Bundesflaaten, ein Bundeshanpt*) mit 
wolßzichender Gewalt, nnd tadelfreie Bunde8 Ju— 
ſtiz verlangt; anf Feine andere Weife fiehe Gerechtig⸗ 
feit gegen Alle, Einheit der Nation, Dauerhaftighit 
und Stärke nach Auffen und im Innern, in ehe A 
Vollſtändigkeit zu erreichen. Der hannöveriſche 
erſte Bevollmächtigte, an welchen ſie ſich in dieſer Ab⸗ 
ſicht beſonders gewendet hatten, gab über den Man— 
gel an Ausſicht zu Wiedereinführung der Kaiſer— 
würde hiſtoriſchen Aufſchluß. Er meldete, Dannos 


*) Auch eine Deputation der Standesherren 
harte den Kaiſer von Deitreih, in einer am a2. Det. 
gehabten Audienz dringend gebeten, die teutfhe Kais 
ferwürde wieder gu übernehmen. Acten des wiener 
Congreſſes, Bd. 1, Heft 2, S. 38. 
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ver habe für zweckmäßig erachtet, Die vormalige teute 
fche Reichsverfaſſung bei den jegigen Verhandlungen 
zur Grundlage zu nehmen. Es habe im J. 1806 dem 
öftreichifchen Hof, auf deffen Anzeige feiner Nicders - 
legung der teutfchen Kaiferfrone, erwiedert, daß es 
diefen Schritt al einen erzwungenen nicht anerkennen 
könne, und daß es das Reich und deffen Haupt, als 
den Rechten nach fortwährend anfehen werde. Es 
babe, feit Deftreih8 Beitritt zu der großen Allianz, 
alle Mittel der Ueberredung angewendet, Deftreich 
zu bewegen, die tentfhe Kaiferfrone von 
Reuem anzunchmen. Ueber Wiedereinführung 
der teutfchen Kaiſerwürde, fenen dem parifer Frieden 
Unterhandlungen vorhergegangen. Andere Mächte 
hätten hier auf jene Wiederherſtellung Feine Rückſicht 
genommen, und Deftreich habe ſich fiber Diefen Ges 
genftand auf eine Art erklärt, daß endlich in dem pas 
rifer Frieden die Beſtimmung gefommen fey, »daß 
die unabhängigen Staaten Teutfchlande in ein föde⸗— 
ratives Band vereinigt werden follten.» *) 

Auch wurden in jener langen Zwifchenzeit, vom 
16. Nov. bis 23. Mai, von öftreihifcher und 
preuffifcher Seite verfhiedene Entwürfe des 
Grundvertrags des teutſchen Bundes, aus 
führliche und kurze, in Umlauf geſetzt; von öſtrei— 
ch iſcher Seite zwei, im December und Mai; von 
preuſſiſcher Seite vier, zwei im Februar, einer im An; 
fang April, und einer im Mai, Ueberhaupt fehlte 
es auf dem Congreß nicht an Entwürfen dieſer. 





*) Diefer NotenWechſel findet fih in den Acten des wiener 
Eongrefies, Bd. ı, Heft a, ©. 72 — 93. 
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Art. Preuffen hatte einen, demöftreichifchen erften 
Bevollmächtigten ſchon am 13. Sept. vorgelegt; bald 
nachher einen zweiten aus zwolf Artikeln beſtehend. 
Der legte diente in den dreischn Conferenzen des Eos 
mitè's der fünf teutfchen Mächte (14 Det. bis 16Nov.) 
als Grundlage der Erörterung. Er ward darin als 
»zwifchen Deftreich und Preußen concertirt« angegeben; 
auch Hannover harte ihm vorläufig feine Zuſtimmung 
ertheilt, und Rußland ihn gebilligt, fogar deſſen Aus 
nahme, als fie auf einigen Seiten Schwierigfeiten ge: 
funden, nachdrüdlich empfohlen. Sin der erfien der 
eigentlichen Eonferenzen über den teutfhen Bund, 
am 23. Mai, legte der öftreichifche erſte Bevoll— 
mächtigte abermal einen Entwurf vor, mit der Er; 
klärung, daß folches in Einverſtändniß mit Preuffen 
gefchehe. Endlich ward in der fiebenten jener Confes 
renzen, am s. Jun., der legte Entwurf von ciner das 
zu ernannten Redactions Commiſſion über: 
reiht. Zufammen zchn verfchiedene allgemeine Ents 
würfe; der befoudern für einzelne Gegenftände nicht 
zu gedenfen. *) 

Sn verfchiedenen diefer Entwürfe, kamen unter 
Anderem in Vorſchlag: bald ein gemeinfchaftliches 
Directorium auf der Bundesverfammlung für Deft: 
reich und Preuffen, bald bloß der Vorſitz Deftreiche 
und deffen Aufjicht über die materielle Leitung der Ges 
fchäfte; eine Vertheilung der Bundesſtaaten in Kreife, 
jeden mit einem Kreisoberfien oder Kreisvorficher; 
eine Adtheilung der Bundesverfammiung , bald in den 
Kath der Kreisoberften und in denjenigen der übrigen 


*) Man fehe davon den Bericht ded Herausgebers, in den 
Acten des wiener Eongreffes, Bd. 11, S. 293 ff. 


- 
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Stände, bald in den erflen und zweiten Rath, bald 
in eine aufferordentlih zufammenfommende Bundess 
verfammlung und einen beftäudig beifammen bleibens 
den Bollziehungsrarh: Kreisperfammlungen unter Di: 
rection des Kreisvorftchers. | 
Wenn alle diefe Entwürfe in verfchiedenen wefent; 
lichen Puncten übereinfiimmen, fo fehlt es dagegen 
nicht an folchen, mworin fie mehr oder weriger von 
einander abweichen. Wenn Manches darin den Beis 
fall der Meiften erhielt, und denjenigen Aller verdiente, 
fo it nicht zu läugnen, daß Anderes nach einfeitigen 
Anfichten und Abfichten gebildet war. Aber eben fo 
gewiß iſt auch, daß gegen Verſchiedenes hie und da 
das Mißtrauen offenbar zu weit getrieben ward; ein 
Mißgriff, welcher in dem Gebiete der praftifchen Pos 
kitif gemeiner, aber auch verzeihlicher if, als in den 
gemüthlicheren Kreifen des Privatleben. 


Mährend in der Hauptverhandlung des Eongrefs 
ſes, betreffend eine Webereinkunft über Polen und 
Sachſen, der fehle Widerſtand des Königs von Sach; 
fen ein neues Hinderniß in den Weg gelegt hatte, und 
man gerade mit deffen Befeitigung befchäftigt war, 
fam, cben fo plöglich ald unerwartet, ein heftiger 
Stoß von Auffen, die Kunde von Buonaparte’s 
Einfallin Frankreich. Für den Congreß war fie, 
vom ı1. März an, eine Eräftige Anreigung zu endlis 
cher Bereinigung und neuer Ihätigkeit. Wider den 
auf dem Schauplag der Welt noch einmal aufgetrete: 
nen WeltTyrannen und feine Anhänger, Diefe Haupt: 
urbeber der Zerrüttungen, durch weiche Europa fo 
lange und fo fehmerzhaft gelitten batte, erſchien, am 
13. März, eine ernfipolle Erklärung der Bevoll⸗ 
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mächtigten vor Deftreih, Nußland, Großbris 
tannien, Frankreich, Preuffen, Spanien, 
Portugal und Shweden* Ohne Verzug wurs 
den die in diefer Hinficht nöthigen militärifchen 
Maasregeln, zum Theil in Gegenwart der anwes. 
fenden Souveraine , verabredet. Bald gleichzeitig, bald 
abwechfelnd, murden häufig politifche, militärifche 
und adminiftrative Eonferenzen gehalten. In derfek 
ben Beziehung, fchloffen Deftreih, Rußland, 
Großbritannien und Breuffen, am 25. März, 
einen Allianz Tractat. 

Genchmigt ward diefer Trakftat von dem brittis 
ſchen Cabinet (15. April) mit einer denfwürdigen 
Einfhränfung. «Ge. großbritaunifche Majeſtät«, 
ward Hinzugefügt, »gedächten dadurch nicht die Vers 
pflichtung zu überuchmen, daß der Krieg fortzuführen 
ſey, mit der Abfiht, Frankreich irgend eine 
befondere Regierung anzumutben Wie 
fchr auch der Prinz Negent wünfche, Ludwig XVII. 
wieder auf den Thron gefegt zu fehen, und wie fche 

er 


*) Inhalt und Form diefer Erklärung, gegen den 
Souverain von Elba undfine Anhänger, haben 
hie und da Anlaß gegeben zu theoretiſchen Erörterungen. 
Buonapartıs Einfall in Frankreich mie Kriegsmannſchaft, 
und die Thatfache, daß mir ibm die Franzölifche Nasion, 

beſonders feit der napoleonifhen NationalFarçe auf dem 
Champ-de-mai, durch Wort und Thar wider udwigXVIIL 
deffen Familie und die verbündeten Mächte, in die Schruns 
Een getreren, verdiente, in claſſiſchem Larein, cine völ⸗ 
terrecpeliche Erörterung: vindiciae juris prineipum po- 
pulorumque Europae adversus Napoleonem Buona- 
parten et Franco-Gallos. Die Actenſtücke melde 
fih darauf beziehen, findet man in den I. und VL 
Bandeder Acten des wiener Congreſſes. 
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er auch, in Vereinigung mit feinen Bundesgenoflen, 
ſich beſtrebe, zu einem fo vortheilhaften Ereigniß beis 
zutragen, fo halte er fih doch zu diefer Erklärung 
verpflichtet, fomohl in Betracht deffen, was man dem 
Intereſſe Sr. allerchrifti. Maj. fehuldig fey, als auch 
in Gemäßheit der Grundfäge, nach welchen die großs 
Britaunifche Regierung ihr Benehmen unwandelbar 
beſtimmt habe «*). 

In dem genannten UllianzBertrag der vier Mächte, 
wurden alle Mächte von Europa eingeladen, ſolchem 
beizutreten. Der Beitritt erfolgte von faft allen 
riftlichen Mächten Europa’s, auch von allen teutſchen 
Sürften; zulcgt Kim Auguſt) von Dänemark. Mit den 
teutfchen Königen, fouverainen Fürften und freien 
Städten, wurden feit dem Ende des Marz, Verbands 
ungen gepflogen und Bertrage gefchloffen , über 
Durchmarſch und Berpflegung der Truppen, über 
Transports und Fazarcthivefen, überdie Einrichtung der 
ArmeeDeconomie, undüber Dad Maas und die Art der 
Theilnabme jener teutfchen Staaten an dem Krieg. 

Um fih It a liens mehr zu verfichern , erflärte 
der Kaifer von Deftreich (7. April) feierlich Die Vereis 
nigung der ihm zugefallenen italiäuifchen Staaten mit 
Dem öftreichifchen Kaiferffaat, unter dem Namen des 
Sombardifch svenetianifchen Königreihe. Er verfügte 
zugleich über die Regierungs Verwaltung diefer Staa- 
ten, und übernahm (2. April) von feiner Tochter, der 
Kaiferin Marie Louife, die proviforifche Verwaltung 
der Staaten von Parma, Piacenza und Guaſtalla, in 
eigenem Namen. 

Die Angelegenheiten der fhweizer Eidgenofs 


Acten dei wiener Congreſſes, Bd. IL, ©. 290. f. 
Klüber’s Ueberſicht. € 
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fenfhaft, biefes für die Ruhe von Europa über: 
haupt, und nun befonderd für den bevorfichenden 
Krieg wider Buonaparte fd wichtigen Staatenvereing, 
wurden nun ohne weiteren Verzug, am zo. März, 
durch eine Erflärung derjenigen acht Mächte, 
welche den parifer Frieden unterzeichnet hatten oder 
ihm beigetreten waren, beflimmt, und der Eidgenoß 
fenfchaft die Anerkennung und Garantie ihrer immer 
währenden Neutralität, zur Bedingung ihrer 
förmlihen Annahme der in jener Erklärung enthalte: 
‚nen Bellimmungen gemacht. Hierauf erfolgte von Seite 
der Tagfagung am 27. Mai, die feierlide Annah— 
ne jener Erklärung, mittelſt einer eigenen Afte. 
Eine nahträglihe Erklärung, betreffend des 
Königs von Sardinien Abtretung etliher Landes; 
bezirke von Savoyen an den Canton Genf, ward 
von den genannten acht Mächten am 29. März an Die 
Eidgenoffenfchaft erlaffen, und von Ddiefer fpäterhin 
(12. Aug.) ebenfalls angenommen. 

Sehr Hedeutend find die Bortheile, welche der 
Eidgenoffenfchaft durch die von ihr angenommene Er; 
klärnugen der Mächte zu Theil wurden. Die Inte— 
grität der neunzehn Cantone, nah dem Ber 
ſtand vom 29. Dee. ı815, ward als Grundlage des 
ſchweizer Bundesvereins anerfannt. Das Waadt— 
Iand, das Territorium von Genf, und das Fürftens 
thum Neufchatel wurden der Schweiz von Neuem 
einverleidt; fie bilden Drei Cantone. Waadt erhielt 
das Dappenthal wieder. Genf empfieng von 
Savoyen einen Landesbezirk mit ungefähr 8000 
Einwohnern, worin die Stadt@arouge gelegen if, und 
von Franfreih Freiheit der Straffe von Genf 
nach der Schweiz durch das franzöfifche Gebiet über 
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Verſoix, und von Senf nach Peney ). Eben fo bewils 
ligte Savopen die Communication zwifchen Genf und 
Wallis auf der SimplonStraffe, fo wie freien 
Durchzug für genfer Truppen von dem genfer] Ges 
biet nach dem Gericht Juſſy. Savoyen erhielt das 
gegen Befreyung von Durchgangs®ebühren für Waas 
sen und Lebensmittel, welche aus feinen Staaten auf 
jener Straffe Durch Wallis und Genf ziehen. 

Deftreich überließ die kleine Herrſchaft Razuns 
abermalan®raubünden. Das Bisthum Bafel 
nebſt Stadt und Gebiet Biel, ward dem Canton 
Bern zugetheilt **), mit Ausnahme verfchiedener 
Bezirke, welche theild an den Canton Bafel, theils 
an Reufchatel fielen; Alles Diefes unter gewiffen 
Beflimmungen , in Abſicht auf Die Rechte der Eins 
wohner, die Aufrechthaltung des Verkaufs der NRatios 
nalgüter und der Aufhebung der Zehuten und Zinfe, 
Die&rrichtuug der EinverleibungsXcten, die Einkünfte, 
die Leibrenten für den ehemaligen Bifchof von Baſel 
und die Dombherren, die Errichtung eined eigenen 
Bisthums. 

. Die Anfprüche der Eantone Shwig, Uri, Uns 
terwalden, Zug, Slaris, und Innerrhoden 
von Appeuzell, wurden getilgte durch eine Summe 
Gelded, zahlbar von den Eantonen Arau, Waadt, 
St. Gallen und Tefin. Die Streitigkeiten über die 


*) Neue, für Senf vorcheilhafte Beſtimmungen, enthält 
der. paxifer HauptTractat vom 20. Nov. 3815, Art. ı, 
Rum. 3 u. 4e 

**) Die VBereinigungslirfunde zwifchen dem Canton Bern 
und dem ihm zugewieſenen Theil des Bisſthums Bafel 
ſammt Stadt und Gebier Biel, kam zu Bafel gu Stande, 
am 14. Nov. 1815. 

Es 
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von Bern und Zürich in England angelegten 
GeldCapitale, fo wie über die Bezahlung ber hel— 
vetifchen Schuld, über die voondernan Waadt 
geforderte Entfchädigung für die aufgehobenen 
Lods oder Föbergerechtfame, eine Art von Laudemien, 
und über die LeibrentenForderung des Fürſt Abts 
von St. Gallen und feiner Beamten, wurden 
ausgeglichen. 

Der Beitritt zu der neuen BundesActe 
vom 31. März 1815, welchen mehrere Cantone feither 
noch verweigert hatten, ward bewirkt, die fo genannte 
befondere Uebereinkunft vom 16. Aug. 1814, 
betreffend die fchiedsrichterliche Entfcheidung der Ean, 
tons Zwiſte, ald nunmehr überfüffig, für nicht ge 
fchloffen erklärt, und eine allgemeine Amnefie 
fefigefegt. 

Dagegen wurden die Landfehaft Veltlin und die 
Graffchaften Worms (Bormio) und Cleven (Ehias 
venna) nicht wieder Zugehör von Graubünden, oder 
der Schweiz. Deftreich erhielt folche ohne dag die 
von ihm an Graubünden wieder abgetretene Herrfchaft 
Razuns, die ihm auffer etlichen Gercchtfamen einen 
jahrlichen Ertrag von mehr nicht als ungefähr funfzig 
neuen Louisd’or lieferte, als Erfag dafür fonnte be: 
trachtet werden. 

Don hoher Wichtigkeit für die gefammte Schweiz, 
ift Die immerwährende Neutralität und die 
Unverlceglichfeit ihre8 Gebiets, nach feinen 
neuen Grenzen. Gie ward ihr bedingungsweife ange; 
boten von den acht Mächten, in der wicher Erklärung 
vom 20. März, förmlich angenommen von der Tag: 
ſatzung, in der Ucceptationsllrfunde vom 27. Mai, 
und, mittelft feierlicher AUcte, zu Paris am ao. Nov. 


16818 anerkannt und gewährleiſtet', nicht nur won den 
vier verbundeten Mächten, fondern auch von Franf: 
reich. Ste ward foaar erſtreckt auf etliche angrenzende 
oder von ſchweizer Gebiet umfchloflene, ſavoyſche 
BHezirfe, die Provinzen Chablais und Faucigny, und 
dag ganze ſavoyiſche Gebiet nördlich von Ugine *). 

Die Augelegenheiten von Polen und Sachfen 
welche die Thätigfeit des Congrefles für andere Gegens 
fände fo lang gelähmt hatten, erhielten nun endlich 
ihre Erledigung. Die Angelegenheit von Polen ward 
beflimmt durch Verträge, zwifchen Deftreich und 
Rußland, und zwifhen Rußland ımd Preufs 
fen, beide vom 3. Mai, zum Theil auch durch einen 
AdditionalPBertrag diefer drei Mächte von dem: 
felben Tage, in Beziebung auf die Stadt Eracan. , 

Die Erörterung über Sachfen, erhielt ihre Ers 
ledigung durch einen Friedensvertrag, welchen der 
König von Sachfen zu Wien am ıd. Mai, mit 
Dreuffen, Nußland und Deftreich fchloß. 
Auch erfolgte, von Seite des Königs von Sachen, 
gleichfalis am 18. Mai, eine förmliche Erflärung uber 
die Rechte der Fürften und Grafen von Schonburg 
in Sacfen. Der König verpflichtet fich darin, den 
Receß vom 4. Mai 1740 pünktlich zu halten, fo wie 
Diejenigen Vortheile und Nechte anzuerfennen , welche 
in dem teutfchen Bunde den gedachten Fürften und 





*) Art. 8 des von dem König von Sardinien mit den vier 
verbünderen Mächten, zu Wien am 20. Mai 1815 
gefhloffenen Bertrags; Beilage Rum. 13 zu dem Acte 
final du congres de Vienne. Tractar zwiſchen Frank⸗ 
reich und den verbünderen Mächten , gefehloffen zu Paris 
am 20. Rop, ıBı5, Art. 3. Bergl. Acren des wiener 
Congreſſes, Bd. V, S. 3ı0, 334, 335 u. 329. 
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Grafen würden zugefichert werben; boch unbefchadet ber 
echte, weiche Sachfen über ihre Befigungen ausübt. 

Das Herzogthum Warfhan, mit Ausnah— 
me der nachher benannten Landestheile, ward unter 
dem Zitel Königreich Polen, mir Rußland 
vereinigt, deffen Beberrfcher davon den Titel Ezar, 
König vom Polen, annahm. Diefed neue rujifche 
Königreich oder Czaarſt wa, bat eine Bevölkerung von 
mehr als dritthHalb Millionen, die, nach der Befchafs 
fenheit des Landes, eines flarfen Zuwachſes fähig ift. 
Die Vermehrung, welche Rußlands Streitkraft das 
durch erhält, ift bedeutend, nicht blos im Verhältniß 
zu Der Pforte, | 

Zugleich ward feflgefeßgt, Daß die Polen insge— 
fammt, Unterthanen von Rußland, Oeſtreich und 
Preuſſen, eine Repräfentation und nationale 
Einrichtungen erhalten follen,, geordnet nach ders 
jenigen Art von politifcher Cxiſtenz, melche diejenige 
Mesierung, der fie angehören, ihnen zu bemwilligen 
für nüßlich und angemeflen halten wird. 

Kaifer Alerander machte, ald König von Po— 
len, den Anfang biezu. Noch aufdem Congreß erridh: 
zete er, unter dem Datum vom 13. (25.) Mai 1815, 
in 57 Artikeln gewiffe Grundlagen der Eonflitus 
tion des Königreich Bolen, welche der neuen 
interimiflifhen Regierung des Landes zu unabänder: 
licher Richtſchnur und Befolgung dienen follten. Auf 
diefe Grundlagen ward die neue polnifche Eonfi- 
tution, beſtehend aus 165 Artikeln, errichtet, welche 
der Kaifer zu Warſchan am 27. Nov. 1815, auf dem 
in franzöfifher Sprache verfaßten Driginal, unters 
zeichnete. Diefe VerfaſſungsUrkunde athmet den Geift 
der Weisheit, der Duldung, der Achtung für Die Würde 
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des Menſchen, und eines, allen Elaſſen von Unters 
thanen in gleichem Grad gewidmeten Wohlwollens. Der 
Kaiſer erklärte darin, fo wie vorher ſchon in den ers 
mwähnten Grundlagen (Art. 37), gemäß dem erften 
Artikel der EongreßHauptilcte, daß das Königreich für 
immer und unauflöslich mit dem ruſſiſchen Reich 
(nach dem Recht einer gleichen Reallnion) vereinigt 
ſeyn ſoll, ſowohl in ſeiner Perſon, als in derjenigen 
aller ſeiner Nachfolger und Nachkommen. Dieſe neue 
polniſche Conſtitution, ward bei der nächſten Feier 
des Geburtstages ihres Urhebers (24. Dec. 1815), zu 
Warſchau öffentlich bekannt gemacht. 

Ein Theil ded Herzogthums Warfchau, ward 
Preuffen zurückgegeben, unter dem TitelGroßbherzogs 
thum Poſen. Diefer Theil begreift in Ach, Preuſſens 
polnifche Ermerbungen von 1772, die Stadt Thorn 
mit einem für Diefelbe neu beflimmten Gebiet, das 
bisherige Departement Poſen, mit Ausnahme eines 
Theile des powigifchen und peyſeriſchen Kreifes, und 
den bis an den Fluß Proszna gelegenen Theil des Fali; 
fhen Departements, mit Ausfchluß der Stadt und 
des Kreifes Diefes Namens. Die Grenzen diefes Großs 
herzogthums, find in der SchlußActe des Eongreffes 
(Art. 21) genau beftimmt. 

Die Salzwerfe und das Gebiet von Wieliczka 
fielen an Deftreich. Rußland gab diefer Macht die 
polnifchen Provinzen, Theile von OſtGallizien, zuriick, 
welche ed durch den wiener Frieden 1809 erhalten 
hatte. 

Cracau ward für eine freie, unabhängige und 
reng neutrale Stadt erflärt, mit einer Verfaſſungs⸗ 
urfunde, Akademie, Bisthum und Domcapitel; Allee 
unter dem Schuß von Rußland, Deftreich und Preuffen. 
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Für Podgorze bewilligte Defireich die VBorrechte einer 
freien DHandelsftadt, wie Brody. — Vollfländige und 
allgemeine Amneſtie ward allen und jeden Polen 
zugefichert *). 

Bon dem Königreich Sachfen famen mehr 
als zwei Fünftheile der Volksmenge **), und mehr ats 
Die Hälfte des Flächeninhaltes an PBreuffen, unter 
Garantie von Deflreich, Rußland, England und Sran®; 
reich. Diefer preuffifche Theil Sachfenß, deffen Grenzen 
in der Schluß Xlcte des Eongreffes, Art. 15, beſtimmt 
find , begreift in fih: die Niederlaufig, einen Theil 
der Dberlaufig, den Kurfreis mit Barby und Gom: 
mern, einen Theildes meißner und des Leipziger Kreifes, 
den größten Theil der Stifte Merfeburg und Naum⸗ 
burgzeig, das fächfifhe Mansfeld, den thüringifchen 
Kreis, das Fürſtenthum Querfurt, den nenffädter 
Kreis, den Eöniglich :fächfifchen Antheil an Hetineberg, 
und die vogtländifchen Enclaven in dem reuffifhen Ge— 
biet, nämlich Blankenburg, Sparenberg, Blinten; 


— ——— — 


*) Acte du congres de Vienne, du 9. juin 1813, art. 
1 — 14. 


») Bon 2,038,049 Einwohnern, welche, nad den Bevöl⸗ 
kerungsliſten von 1812, das Königreich Sachſen ents 
hielt, blieben bei dieſem, 1,182,744 Einwohner, und 
kamen an Preuſſen 855,305, oder, wenn man die fchivarg 
burgifhen Aemter Kelbra und Heringen binzurechnet, 
864,304. Schwarzburg behauptet jedoch, durch feinen 
Beitritt gu dem rheinifhen Bund die Souperainität über 
diefe Aemter erlangt zu haben ; indeß hat Preuffen davon 
Befig genommen. Diefe Aemter, mit 9,099 Einwohnern, 
find in obige Geſammtzahl der Benölferung von 1812 

‚nicht eingerehnet. So verlor Sachſen von den fieben 
Kreifen der alten Erblande, Kelbra und Meringen unges 
rechnet, 414,669 , und von den Nebenländern 440,636 
Einwohner. 
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dorf und Gefällt; dieſes legte cin wichtiger Grenzort, weil 
Durch ihn Die Haupthandels- und Heerfiraffe aus dem 
Preuſſiſchen nah Sachfen zieht insbeſondere nachkeipzig. 

Deftreich verzichtete auf feine böhmiſche Lehn— 
berrlich£eit über den preuflifchen Theil der beiden Raus 
fißen, nur mit Vorbehalt des Rückfalls im Fall der 
Erlöſchung des brandenburgifchen Haufes. Auch vers 
zichtete Deftreich auf die böhmifchen, von dem preufs 
fifchen Theil der Oberlauſitz eingefchloffenen Bezirfe. — 
Preuſſen und Sachfen verzichteten mwechfelfeitig 
"auf jedes Recht oder jeden Aufpruch, welchen fie aufs 
ferhalb ihrer jegt beſtimmten Grenzen ausgeübt, oder 
auszuüben hätten. — Preuſſen verfprah Aus: 
wanderungss und Abzugsgeldfreiheit der Unterthanen 
-in den abgetretenen Bezirken, fo wie Behandlung des * 
Eigenthums und der Intereſſen derfelben nach liberas 
len Srundfägen, befonders in Hinficht auf die, wel— 
che in den beiderfeitigen Ländern Güter befißen, auf 
den leipziger Dandel, und auf alle andere Gegenſtände 
diefer Art. — Den geiftlichen Corporationen und den 
Anſtalten für öffentlichen Unterricht murden Eigen— 
thum und Finfünfte, und deren Selbſtverwaltung ge⸗ 
ſichert, auch zugefagt, daß fie deßhalb zu Eeinen ans 
dern Staatslaften angehalten werden follen, als fols 
chen, wozu andere Güter oder Einfünfte derfelben Art 
in dem Lande verpflichtet find. — Endlich ward alls 
gemeine Amneftie den Einwohnern und ausmärtigen 
Befigern inländifchen Grundeigenthums oder Einfoms 
mens zugefichert, in Anfehung jeder politifchen oder 
militärifchen Theilnahme an den Ercigniflen feit Ans 
fang des durch den parifer Frieden geendigten Kriegs.*) 





%) Acte du congres de Vienne, agt, 15 — 22, 
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Dreuffenfegte feine Fünftigen Territorials 
Berhältniffe, auffer den oben genannten Berträs 
gen über Polen und Sachſen, noch durch verſchiedene 
andere Verträge fe; mit Hannover, durch Vers 
träge vom 14. Febr. und 29. Mai; mit Raffau und 
mir dem König der Niederlande, namentlich wes 
gen Abtretung feiner naffau soranifchen Befißungen in 
Teutſchland, durch zwei Verträge vom 3ı. Mai; mit 
SachſenWeimar, durch einen Bertrag vom ı. 
Junius; mit Deflreich, in Beziehung auf Territos 
rial’Bezirfe am Rhein und Main, welche in oftreichi- 
fhen Beſitz übergehen follten, durch einen Vertrag 
vom 12. Junius. Den Eintaufh Sch wediſch Pom⸗ 
merns und der Inſel Rügen, gegen Abtretung des 
von Hannover erhaltenen Theild des Herzogthums 
Lanenburg an Dänemark, und eine Summe Geldes, 
brachte Breuffen zu Stande, durch Verträge mit 
Dänemarf vom 4. und mit Schweden vom 7. 
Funıns.*) 

Die Abtretung des Herzogtums Lauenburg 
von Hannover an Preuflen, veranlaßte eine Rechts; 
verwahrung von Geite des berzoglichen Gefammts 
baufes Anhalt. Dieſes Haus behauptet, daß ihm 
Die Rachfolge in jenem Herzogthum gebührt habe, 
als im Jahr 1689 der Herzog Julius Franz gu Sad: 
fenkauenburg, der mit ihm von einem gemeinfchafts 





*) Faſt alle obengenannten Verträge erhielten in ber 
Haupt⸗ oder Schluß Acte des Congreſſes, vom 9. 
Jun. 1815, Beſtätigung. Die meiften wurden die 
fer Acte ale Beilagen angchängt, und für ergäns 
zende Theile derfelben erkläre (Arr. 118). Der preufs 
fifysdänıfipe Vertrag vom 4. Jun. iſt abgedruckt in 
den Acten des wiener Congreſſes, Bo. V, ©. be. 
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lichen Stammvater abfiammte, ohne Hinterlaffung 
männlicher Nachfommen geftorben war. Schou hatte 
es in einer Denkfchrift, welche, mit einer Note vom 
7. Dee. ıBı4., den verbündeten Mächten war überge; 
ben worden , feine Aufprüche auf Lauenburg in Anres 
gung gebracht, und Darauf augetragen, daß ihm mer 
nigſtens angemeſſene Entſchädigung gegeben werde. 
Als nachher durch einen Vertrag vom 15. Febr. 1815, 
Hannover den Theil von Lauenburg, welcher auf der 
rechten Seite der Elbe liege, an Preuſſen abgetreten 
hatte, erneuerte Anhalt, durch Noten vom oe. März 
1815, jenen Antrag, und verwahrte zugleich feierlich 
feine Rechte und Aufprüche. 

In Abfiht auf Preuſſens Territorial Be— 
fand, ward in der HauptActe Des Congreſſes Folgens 
des feſtgeſetzt. Don feinen, durch den tilfiter Fries 
den abgetretenen Provinzen, erbielt es wies 
der: den vorhin befchriebenen Theil des Herzogthume 
Warfhau, unter dem Titel Großherzogthum Poſen; 
Stadt und Gebiet Danzig, den Eottbufer Kreis; Die 
Altmark; al feine im J. 1806 zwifchen Elbe, Wefer 
und Rhein gehabten Befigungen , mit Ausnahme von 
Ansbach und Baireuth; auch den Theil des Herzog: 
thums Eleve auf der linken Rheinſeite; Neufchatel 
und Balengin, nach der neueſten Grenzberichtigung; 
desgleichen die Dberhoheit und Lehnherrlichkeit über 
die Graffchaft Wernigerode, die Schutzgerechtigkeit 
über die Sraffchaft HohenLimburg, und alle andere 
Serechtfame und Anſprüche, die ihm vor dem kilfiter 
Stieden zugeflanden, und woranf es durch andere Ders 
träge nicht verzichtet hat (Art. 23). 

Neue Länder und Bezirke erhielt Preufe 
fen, auf beiden Geiten des Rheins. Auf derrech 
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ten Rheinſeite: ben oben näher angegebenen groſſen 
Theil des Königreihb8 Sadfen*) mit Ausnahme der 
davon an Sachfen Weimar (nach Art. 39) fallenden 
Landesbezirfe und Derter; von Hannover den Theil 
des Herzogtbums Lauenburg und die lüneburgifchen 
Aemter auf der rechten Seite der Elbe, fodann die 
Aemter Klöge, Elbingerode und Reckeberg, nebſt den 
Dörfern Rüdigershagen und Gänſeteich (Art. 20); dag 
bisherige Departement Fulda, nebſt einem Theildes vor, 
malinen buchifchen Quartiers des Cantons RhöuWerra 
(Mansbah, Buchenau, Wehrda, Lengsfeld), doch mit 
Ausnahme der Aemter Hammelburg ncbft Thulba und 
Saleck, Brücenau nebft Morfen, Saalmünfter nebft 
Uerzel und Sannerts, aud) eines Theils vondem Amt Bis 
berftein, fo wie der Domaine Holzfirchen im Wirzburgi: 
fchen (Art. 40); Stadt und Gebiet Weglar (Art.42); das 
Großherzogthum Berg, nebſt den Herrſchaften Harden: 
berg, droit, Styrum, Schöller und Odenthal; die Bezir: 
ke des Erzbißthums Cöln, welche zulegt zudem Großber; 
zogthum Berg gehörten; daB Herzogthum Weftphalen; 
die Sraffchaft Dortmund; das Fürftentbum Corvey; 
verfchiedene fogenannte mediatifirte Bezirke **) in dem 





2) Davon wurden für Preuffen (Art. 16) folgende Tis 
tel ſtipulirt: Herzog von Sachfen, Landgraf von Thüs 
ringen, Markgraf der beiden Lauſitzen, gefürfterer Graf 
zu Henneberg. — Der König von Sachfen führe 
den Titel Marfgraf der Oberlaufig fort; desgleichen we⸗ 
gen feiner Succefjionsvechte auf die Befigungen der ernes 
ftinifhen Linie, die Titel Landgraf von Thüringen und 
Graf zu Henneberg. 

+) Nämlich die Befigungen, welche die Fürſten von Salms 
Salm und SalmKyrburg, die Wilds und Rheingrafen, 
und der Herzog von Eroy, durch den Reidhsdcputationds 
Hauprfhluß von 1803 erhielten, die Herrfchaften Ans 
holt und Gehmen, die Befitungen des Herzogs von Looz⸗ 
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ehemaligen weftphälifchen Kreis, nach demjenigen Recht; 
verhältniß, welches die teutſche Bundes Xcte für die me: 
diatiſirten Ränder feſtſetzt; vas Prcuffen von den vom 
Königder Niederlande abaetreten erhaltenen, vormalis 
gen naffan Diezifchen Befigungenan den Herzog undden 
Furſten von Raffau gegen andere Befigungen nicht ver: 
taufcht hat, nämlich das Fürſtenthum Siegen, nebſt 
den Aemtern Burbach und Neufirdhen, mit Ausnabs 
me eines an Naffau überlaffenen Bezirks mit ı2,000 
Einmwohnern,*) ferner die Aemter Hohenſolms, Greis 
fenftein, Braunfels, Freusberg, Friedewalde, Schöns 
fein, Schönberg, Altenfirhen, Altenwied, Dierdorf, 
Meuerburg, Ling, Hammerflein nebft Engers und 
Hoddersdorf, Stadt und Gemarfung Neuwied, Kirch: 
fpiele Hamm und Horhaufen, und die Theile der Aem⸗ 
ter Ballendar und Ehrenbreitflein auf der rechten 
Nheinfeite (Art. 24.) 

Auf der gen Rheinſeite erhielt Breuffen 
den in folgende Grenzen eingefchloffenen Bezirk: vom 


Corswaren, fo weit fie nicht unter Hannover gehören, 
die Graffchafe Steinfurth des Grafen von Bentheim, 
die Grafſchaft Redlinghaufen des Herzogs von Arenberg, 
die Herrſchaften Rheda, Gütersloh und Gronau des 
Grafen von BentheimTecklenburg, die Graſſchaft Kitts 
berg des Fürſten Kaunitz, die Herrſchaften Neuſtadt und 
Gimborn des Grafen Walmoden, die Herrſchaft Hom⸗ 
burg der Fürſten von SaynWittgenſteinBerleburg. 
Auch die Befipungen des ehemaligen unmittelbaren Reichs: 
adels, welche von preuffifchene Gebier umgeben find, na: 
menclich die Herrſchaft Wildenberg in dem Großyerzog: 
thum Berg, und die Herrſchaft Schauen in dem Für: 
ſtenthum Halberſtadt (Art. 43). 

*) Diefer Bezirk ward von Naſſau an Preuffen wieder übern 
laffen, durch einen zwiſchen beiden gefchloffenen Vertrag 
bon 20. Aug. ıBır. 
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Rhein bei Bingen angefangen, längs der Nabe aufs 
wärts big zu deren Zufammenfluß mit der Glan ; daun 
auf diefer hin bi8 zu Dem Dorf Medart oberhalb Laus 
terecken; bier von der Glan über Medart, Börfchs 
weiler und Rintzenberg big zu der Grenze des Cantons 
Hermerskeil; von Ningenberg auf den CantonsGren— 
jen hin bis an die Saar, zu dem Punct, wo die 
Grenze des Kantons Conz über die Saar geht; nun 
auf der Saar hin bis zu ihrem Einfluß in die Mofel, 
auf diefer hinauf Bis zum Einflußder Gure in dieſelbe; 
ferner auf der Sure hinauf big zu der Wündung der Dur, 
und auf Diefer bis zu Der Grenze des DurtbDdepartes 
ments; die Flüffe felbfl gehören beiden GrenzStaaten 
gemeinſchaftlich. Hier fallen die Cantone St. Vith, 
Malmedy, Eronendburg, Schleiden und Eupen, mit 
der vorfpringenden Spitze des Cantons Aubel an 
Preuſſen. Aufder Grenze diefes Cantons hin, bis da 
wo die Departemente der Durthe,_der Niedermaas 
und der Rover zufammenfloffen; cm da an den Fluß 
Worm; auf diefem hin bie zu der Grenze der beiden 
legten Departemente; auf diefer bis ſüdlich von Hils 
lensberg, durch den Canton Sittard, an die alte hol— 
ländifche. Grenze. Nun auf diefer hin bis da, mo fic 
das chemalige Fürſtenthum Geldern bei Rüremonde - 
berührte; öſtlich an dieſem Gebiet bin, au jenem andern 
Theil des holländiſchen Gebietd, worin Venloo fich 
befindet, Doch ohne dieſes einzufchlieflen. Von da bie 
zur alten bolländifchen Grenze bei Moof unterhalb 
Gennep, am rechten Maasufer hin, dos) überall 
wenigſtens Boo rheinländifche Ruthen von ihm entfernt. 
Endlich vom Moof bis an den Rhein, auf der hollän: 
difihen Grenze von 1795 hin. Die preuffifchen Pro— 
Dinzen auf beiden Rheinufern, bis oberhalb Eon, 
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dieſes mitbegriffen, follen den Ramen Großherzog⸗ 
thum Niederfihein führen (Art. 5). 

Hannover wurden folgende Abtretungen von 
Preuſſen zugefichert: Fürſtenthum Hildesheim , Stadt 
und Gebiet Goslar, Fürſtenthum Oſtfriesland, mit 
dem NHarlingerland, niedere Graffchaft Lingen, und 
der ztwifchen diefer und dem bannöverifchen Theil von 
RheinaWolbeck gelegene Theil des Fürſtenthums Müns 
ſter mit 22,000 Einwohnern. Diefe Länder und Bezirfe 
enthalten zufammen 299,000 Einwohner, auf 189 Qua⸗ 
dratMeilen. Auch verzichtete Breuffen auf alle Rechte, 
die ed, wegen des Eichsfeldes, aufdas Stift St. Peter zu 
Nörten anfprechen fönnte (Art, 27u.28). Dagegen flipus 
lirte eg ih Handels; und Schiffahrtsrechte 
anf der Ems und in dem Hafen von Emden; wovon 
weiter unten. 

Bon höchſter Wichtigkeit für Hannover und Engs 
land ift, daß beide Staaten durch Dflfrießland und 
die Nordfee inunmittelbare Verbindung fommen, nicht 
nur in Abficht auf Dandelsverfehr , fondern 'auch in 
politifcher und militärifcher Beziehung. Drei Militär 
Straffen: wurden bedungen: eine für Hannover, 
von Osnabrück nach Bentheim über Ippenbühren und 
Rheina; die beiden andern für Preuffen, von Halber; 
ftade nach Minden durch dad Hildesheimifche, und 
aus der Altmark nach Minden, über Gifthorn und 
Neuſtadt (Art. 31). 

Als ſo genannte mediatifirte Sebiete, mit den dureh 
die teutfche Bundesverfaſſung beffimmten Rechten, 
follen zu Hannover gehören: das bergoglichsarens 
bergifde Umt Meppen, der Antheil ded Herzogs 
von LoozCorswaren an RheinaWolbeck und die Graf: 
fchaft Bentheim; doch follen die hannöveriſchen Pfand⸗ 
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fchaftrechte auf die letzte, vorerſt fortdanern, bie zu 
ihrer vertragmafigen Erlöfhung (Art. 32). 

HolfleinDldenburg erhielt cine Territorials 
Vergröfferung mit 25,000 Einwohnern; Brzirfe von 
Hannover mit 5000, von dem SaarDepartement mit 
20,000 Einwohnern (Art. 35, 49 1.50). Die Volks; 
menge der fämmtlichen Staaten des Herzogs, flieg 
biedurch von 171,000 Auf 296,000. 

Bedentender noch iſt die Vergröfferung, welche 
Sachfen Weimar zu Theil ward. Die Zahl der 
Bewohner feines Landes erhöhete ſich dadurch von 
121,000 auf 198,000. Es follte von Breuffen erhal. 
ten: Bezirfe mit 90,000 Einwohnern, welche an das 
Fürſtenthum Weimar grenzen, oder nah daran liegen; 
ſodaun in dem preufjifchen Theil des Fürſtenthums Ful— 
da, Bezirfe mit 27,000 Einwohnern. Das Nähere ſollte 
eine befondere Nebereinfunft beflimmen (Art. 37 und 
35). Doch verfprach Preuffen, fofort an Weimar abzu— 
treten, die Herrfchaft Blanfenhayn, mit Ausnahme 
des Amtes Wandersleben, die niedere Herrſchaft Kras 
niichfeld , die Teutſchordens Commenden Zwägen, Le 
heſten und Liebflädt, und alle andern Enclaven des 
Amtes Eckartsberg in dem weimarifchen Gebiet, dag 
Amt Tautenburg mit einigen Ausnahmen, und vers 
fehiedene Dörfer; melches Alles in oben erwähnte 
50,000 Einwohner eingerechnet werden fol (Art. 39). 
DBefondere Verträge wurden hierüber zwifchen beiden 
Theilen abgefehloffen, zu Wien am ı. Junıus, und 
zu Paris am 22. Sept. ı8ı9. 

Baiern war der Eoalition gegen Buonaparte 
Beigetreten, durch einen mit Deftreich zu Ried am d. 
Det. 1813 gefchloffenen Tractat, welchen auch Rußland 
und Preuſſen Durch ihren Beitritt genchmigten. Darin 

war 
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war ihm, aufler ‚der Souverainetät und Dem damas 
ligen Zuftande feiner Befigungen, Entihädigung zuges 
fihert für den Fall, mweun es Territorialleffionen zu 
machen hätte, namentlich in Bezichung auf eine milis 
tärifche Grenze, welche Deflreich zu verfchaffen wäre. 
Die Entfehädigung follte in geographifcher, flatiflifcher 
und finanzieller Hinſicht berechnet werden, und dabet 
auch geographifcher Zufammenbhang inBetracht kommen. 

Ein zweiter Vertrag Baierns mit den verbün— 
deten Mächten, gefchloffen zu Paris am 3. Yun. 1814, 
beſtimmte Die erwähnte militärifche Grenze fo , daß Oeſt⸗ 
reich von Baiern erhalten ſollte, das Inn⸗ und Hauss 
ruckViertel, Tyrol und Vorarlberg, und den Theil von 
Salzburg auf der rechten Seite der Saale und Sals 
sah. Dageaen ward Baiern zugefagt: das Großher⸗ 
zogthum Wirzburg, das Fürſtenthum Aſchaffenburg, 
die Städte Mainz und Frankfurt, und noch manches 
Andere. In Folge dieſes Tractats, hatte Oeſtreich 
von Tyrol und Vorarlberg, Baiern hingegen von Wirz⸗ 
burg und Afchaffenburg , fhon vor dem wiener Cons 
greß Befig genommen. 

Der Gang, welchen die Unterhandlungen auf dem 
Eongreß nahmen, war einer mweitern und gänzlichen 
Vollzichung des parifer Vertrags nicht günflig. Dem 
Intereſſe Baierns, namentlih in Verhältnig zu 
Deftreich , widerfuhren eben fo langwierige als lebhafte 
Erörterungen. Doch war man, am ı1. April, von 
öftreichifcher und baierifcher Seite fo weit einverflans 
den, daß Baiern an Oeſtreich abtreten follte, das 
Innviertel, feinen Theil des HausruckViertels, das 
Amt Bild, und einen Theil von Salzburg mit 9,118 
Einwohnern. Dagegen erhielt Baiern Zufage, daß 
ihm das Fürſtenthum Iſenburg unterworfen, auch 

Stüber’t Ueberſicht. F 
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Landesbezirke von Wirtemberg, Baden, HeflenDarm: 
flade, Hanau und Fulda, nebſt dem böhmifchen Amt 
Kedwig, abgetreten werden folten, deren Bellger 
dafiir theils durch andere teutſche Landesbezirfe diefleit 
des Rheins, theils, und zwar Baden und Heffen Darm, 
fiadt, auf der linken Rheinſeite zu entfchädigen feyen- 

Dieſes öftreichifch:baierifche Einverſtändniß, welches 
nicht ganz geheim blich, fand alsbald Ichhaften Wider. 
ſpruch von Geite derjenigen Gouveraine, über deren 
Befigungen verfügt werden ſollte. Man fland daher 
wenigftens von der befchloffenen augenblicktichen Boll; 
sichung deffelden ab. Uber es fam, zwölf Tage fpäter, 
am 23. April 1815, auf dem Congreß, ein Vertrag 
zu Stande zwifchen Baieru und Deftreich, uuter 
euffifeher und großbritannifcher Vermittlung, fo wie 
unter Dreuffend Mitwirfung. Darin diente das ge: 
meldete Einverfländniß zur Grundlage. Man konnte 
nunmehr Baiern nicht Alles verfchaffen, was man in 
Dem parifer Vertrag ihm zugeflanden hatte. Es mußte 
alſo auch Deftreich fih mit einem weniger ausgedehn: 
ten 2008 begnügen. E8 befchränfte fih, in diefem 
Vertrag, auf das HausruckViertel, auf einen Theil 
des Innviertels, und einen Theil von Salzburg nebſt 
den Amt Bild. Dagegen ward Barcrn zugefichert: ein 
anfehnlicher Theil des Fürſtenthums Fulda , die Stadt 
Hanau nebſt acht Aemtern des vormaligen Departe., 
ments dieſes Namens, der Rückfall der badiſchen 
Rheinpfalz nach Erlöſchung der directen Linie des jetzi— 
gen Regenten, verſchiedene TerritorialBezirke von Wir: 
temberg, Baden und Darmſtadt. Dadurch hoffte 
Baiern zu derjenigen Abrundung und geographiſchen 
Contiguität zu gelangen, welche es bei den Stipula— 
tionen des rieder Tractats beabſichtigt hatte. 





85 _ 

Indeß kam auch dieſer Tractat, obgleich Durch 
ruffifche, großbritannifcehe und preufffche Mitunter— 
zeichnung befräftigt, nicht zur Vollziebung. Die Eons 
greßSchlußActe, welche etliche Wochen fpäter (9. Yun.) 
zu Stande fam, ſprach Baiern (Art. 44.) mehr nicht 
zu, ald was ed, in Folge des parifer Tractats, fchon 
in Beſitz hatte, das Großherzogthum Würzburg 
und das Fürftentfum Afchaffenburgz jenes, wie 
es der Erzherzog Großherzog befeflen , dieſes, wie es 
ald Departement zu dem Großherzogthum Frankfurt 
gehört hatte. 

Hiedurch waren die Anſprüche, welche Oeftreich 
auf das HausruckViertel, das Innviertel, und den 
größten Theil von Salzburg machte, ſodann die Ents 
fchädigungen, welche Baiern dafür gebühren, noch 
nicht ausgeglichen. In Diefer Hinficht kamen die 
vier Verbündeten Mächte, zu Paris am 5 
Nov. 1815, überein, daß Baiern an Oeſtreich abtres 
ten folle, das HausruckViertel, das Innviertel, den 
größten Theil von Salzburg mit 168,000 Einwohnern, 
und da ‚tyroler Amt Bild, zufammen 387,031 Eins 
wohner, nebſt deri freien Durchfuhr einer beſtimmten 
Quantität Salz und Getreide, auf der Gtraffe aus 
Tyrol nach Bregenz; daB Dagegen Batern verfchiedene 
Landesbezirke empfangen fol, welche zufammen 469,634 
Einwohner enthalten (alfo ein Ueberſchuß von 92,603), 
namentlich in den Departementen Donnersberg *), 


*) Bei dem Departement Donnersberg zeige fih eine 
RechnungsDifferenz. In den Acten der flarifiifchen 
Congreß Commiſſion (Ueren des wiener Congr. Bd. V, 
&. 112) beträgt die Volksmenge in dicfem Departement, 
mic Einſchluß des Cantons Dahm, nur 435,161, Run 
follen aber nach dem parifer Conferenz Protocoll vom 3. 


52 
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Saar und Niederrhein, morunter die Souverainetät 
über die teutfhe Bundesfeſtung Landau, nebfl dem 
Befagungsrecht, desgleichen das böhmifche Amt Red’ 
witz, die greoßherzoglichsheffifehen Aemter Miltenberg 
Amorbach, Heubach und Abfenau (mit 24,66ı Einw.), 
einen Theil des badifchen Amtes Werthheim (mit 4,927 
Einwohnern) und verfehiedene fuldifche Aemter mit 
26,304 Einwohnern, auch 15 Millionen Sranfen zu 
Unlegung noch näher zu beffimmender Feſtungswerke, 
und eine Militärftrafle von Wirzburg nach Frankenthal, 
endlih den Rückfall der badifchen Mheinpfalz, «nach 
Erlöfchung der directen Linie des regierenden Großs 
herzogs von Baden.» Auch ward zu gleicher Zeit 
fefigefegt , daB man Baiern veranlaffen wolle, mit 
Kurheſſen die Bezirfe von Aufenau, Wert und Höchſt, 
fo wie die Straffe von Saalmünfter , anszutauſchen 
gegen einen "angemeflenen Theil des Amtes Lohr; 
haupten. 

Wegen Vollziehung dieſer Hebereinkfunft der vier 
verbündeten Mächte, mittelft eined mit Baiern 
abzufchlieffenden Tractatd, werden in diefem Augen; 
blick (Jänner) Untergandlungen zu München gepflogen. 
Baiern vermißt, in den ihm gemachten Anerbietun: 
gen, hauptfächlich den geographifchen Zufammenhang 
feiner Staaten, und volle Entſchädigung in Abficht 
auf Staatseinfommen. Ju der legten Hinficht gicht 
e8 einen Verluſt an von 5 Mitt. 618,66, Franken. Es 
(hägt das GStaatseinfommen der ihm angebotenen 
Länder auf mehr nit ald 5 Mit. 346,58ı Franken, 


November ‚von diefem Departement erhalten: Baiern 
= 322,726, Darm ſtadt = 155,083; zuſammen 
477,809. 
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dagegen das Staatseinfommen ber Fänder, die es 
adtreten fol, auf 5 Millionen 055,756 Gulden oder 
30,965,265 Sranfen, mworunter nur allein von den Sas 
finen ı Mil. 303,789 Gulden. 

Die Stadt Frankfurt erhielt wieder polls 
tifhe Selbſtſtändigkeit. Sie dankt diefe Wohlthat dem 
Intereſſe, welches der Ichhafte Handelsverkehr einer 
Stadt allgemein einfloffen muß, die durch folchen nicht 
blog mit Zeutfchland, befonders dem füdlichen, fon; 
dern auch mit faft allen Staaten von Europa und mit 
Nordamerika, in vielfacher Berührung ficht ; cin Ben 
kehr, der, zum Wohl Aller, unter geficherter Staats⸗ 
‚ freiheit am beften gedeiht. Nach feinem Territoriak 
Beſtand von 1803 (65 Auadrgg Meilen mit 45,000 Eins 
wohnern) , fol Frankfurt eine freie Stadt und Mitglied 
des teutfchen Bundes ſeyn. Beiden Einrichtungen der 
Stadt fol vollfommene Rechtsgleichheit der verfchies 
denen chriftlichen Glanubensparteien zur Grundlage 
genommen werden, in Bezichung anf alle bürgerlichen 
und politifchen Rechte. Ueber Streitigkeiten, wegen 
Errichtung oder Handhabung ihrer Verfaffung , fol 
die teutfche Bundesverſammlung zu entfcheiden haben. 
(Art. 46). Möge es einer ſolchen Entfcheidung nie 
bedürfen. Dringender noch ald in Monarchicen, ifl 
in Sreiftaaten das Bedürfuiß ungeflörter Eintracht 
zwifchen der Regierung und den Staatsbürgern. 

Dem Großherzogthum Heffen wurden, al® 
Srfag für das an Preuffen abzutretende Herzogthum 
Weftphalen, beſtimmt: auf der linken Rheinfeite in 
dem Departement Donnersberg, ein Bezirf mit 140,000 
Einwohnern; desgleichen unter preuſſiſcher Hoheit, 
das Eigenthum des auf der linken Seite der Nabe geles 
- genenTheils derSalinen von Kreuznach (Art. 47). Nach 
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Dem oben erwähnten parifer ConferenzProtocoll vom 
3. Nov. 1815, fol der Großherzog von Heffen, abtres 
ten: an Preuflen das Herzogthum Weftphalen mit 
140,000 Einwohnern; an Baiern &4,661; an Kurbeffen 
14,018; an Heſſen Homburg die Souverainität tiber 
6,566; zufammen 185,095. Dagegeu ſoll er ald Erfag 
erhalten: auf der linken Rheinſeite 155,085; auf der 
rechten Rheinſeite 48,621 5 worunter Die Souverainität 
über Das Färftenthum Iſenburg mit 47,457 Einwohnern 
(nebſt Uebernehmug der Hälfte von den Schulden des 
Sürften von Jfenburg) ; zufammen 203,704; alfo Mehr⸗ 
empfang, an Bevolkerung, 18,659. 

Der Landgraf von HeſſenHomburg ward 
wieder eingefegt in die Peſitzungen, Nechte, Einfünfte 
und politifchen Rechte, die ihm durch den rheinifchen 
Bund waren entzogen worden (Art. 48). Auch ward 
ihm indem SaarDepartement ein Land mit 2o,noo Eins 
wohnern beflimmt (Art. 49). Nach dem parifer Eons 
ferenz: Protocol vom 3. Nov. 1815, foler von Darm; 
fladt Die Souverainetät über feine 6,566 hHomburgifche 
Unterthanen erhalten. 

Das Fürſtenthum Jfenburg, bisherfouveratn, 
ward unter öfterreichifche Hoheit gefegt (Art. 52); welche, 
nach dem parifer Eonferenz Protocol vom 3. Nov. 1815 
von Deflreih auf Darmfladt übergehen fol, nebfl der 
Hälfte der Schulden des Fürften von Iſenburg. Auch 
wurden für Defireich verfchiedene Länder und 
Bezirke auf beiden Seiten des Rhein s beflimmt 

(Art, 51). Hievon unten das Nähere, 

In dem SaarDepartement, an den preuffis 
fhen Grenzen, wurden Territorien mit 69,000 Eins 
wohnern für folgende beflimmt : 20,000 für Sachs 
fenCoburg; chen fo vielfür Oldenburg; 10,000 
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für MedlienburgStrelig; eben fo viel, wie 
fchon gedacht, für Heffen Homburg; 9,000 ,uuter 
preuffifcher Hoheit, für den Grafen von Bappen« 
beim, als Schadloshaltung fir Anfprüche,, die von 
jeinem vormaligen Reichs Erbmarſchallamt berrübren. 
Sn Anfehung der vier erflen, verfprachen Deftreich, 
Rußland, England und Preuffen ihre guten Dienfte 
anzuwenden, daß fie, wegen dieſer von ihren andern 
Beigungen entfernten Bezirke, durch Taufıh oder auf 
andere Art die ihnen zugedachten Vortheile erlangen. 
Bis dahin follen, fir ihre Rechnung, dieſe Bezirke 
ſämmtlich unter preuffifcher Verwaltung fliehen (Art. 
49:0. 50). 

Dem Fürſten Primas, gewefenen Großherzog 
von Franffurt, ward ald einem geifllichen Fürften, 
nach Der Analogie des NeichsdeputationsHauptfchluffes 
von 1803, ein Jahrgehalt von 100,000 Gulden auß: 
geſetzt; zu bezahlen, verhältnißmäßig , von den Bes 
figern Der verichiedenen Theile des vormaligen Groß: 
herzogthums Frankfurt. Was er aus eigenen Mitteln 
der Senerallaffe zu Fulda vorgefchoffen, fol ihm er: 
fegt, und fein erweisliches Privateigentbum ihm her⸗ 
ausgegeben werden. Die Diener des Großher— 
zogthums Frankfurt follen behandelt werden, 
nach dem $. 59. des DeputationsSchluſſes (Art. 45). 

Da die. Domainen dei Fürſtenthums Fulda 
und der Graffhaft Hanau verkauft worden find, 
obne dag die Käufer noch alle ZahlungsTermine eins 
gehalten haben, fo fol von den Befigern dieſer Bandes: 
theile eine Commiffion ernannt werden, um diefe Ans 
gelegenheit gleichfürmig in Ordnung zu bringen, und 
die. Korderungen der Erwerber zubefeitigen (Art.4 ). 

Ueber die Abtretung Belgiens undded Groß; 
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herzogthums Luremburg an den König ber 
Niederlande, fotwie über Abtretung ſeines oranien: 
dietziſchen Theils der naffauifchen Länder an 
Breuffen, ward, am 31. Mai, ein Bertrag ge 
fchloffen von dem König der Niederlande mi 
Breuffen, England, Deftreih und Rußland. 

uremburg, innerhalb der in der SchlußXkte 
des Congreſſes (Art. 68) beffimmten Grenzen, erbielt 
die Eigenfchaft eines zu dem teutfchen Bund gehörigen 
Großherzogthums, da eB als Entſchädigung für 
Die an Dreuffen abgetretenen Fürſtenthümer Naſſau⸗ 
Dillenburg, Siegen, Hadamar und Dieß gegeben 
ward. Die Nachfolge in demfelben, kann der König 
unter feinen Söhnen nach eigenem Ermeſſen beſtim— 
men. Die Stadt Luremburg fol eine teutfche 
Bundesfeſtung feyn. Das Hecht und die Ordnung 
der Regierungsfolge , welche in dem naflauifchen Erb: 
vergleich von 1785 feftgefegt ind , wurden von den abs 
getretenen vier naffauifchen Fürftenthümern auf Luxem⸗ 
burg übertragen. 

Die Souverainität über den durch den paris 
fer Frieden an Frankreich nicht abgetretenen Theil des 
Herzogthums Bouillon, mward mit Lurem: 
burg vereinigt. Nicht nur eine billige Entfcehädigung 
für die Souverainitäts@infünfte, fondern auch die 
Proprietät, wie folche der letztverſtorbene Herzog von 
Bouillon befaß, fol demjenigen der beiden Prätendens 
ger gegeben werden, welchem ein fchiedsrichterliches 
Erfenntniß diefelben zufprechen wird *). 





*) Acte du congres, Art, 6771. Der oben angeführte 
Vertrag des Königs der Niederlande, mit Oeſtreich, Ruß⸗ 
land, Engiand und Preuffen, v. 31. Mai ıdı5, ale 
Beilage 10 zu der Schlußacte des wiener Congreſſes; in 





89 


Die Provinzen der ehemaligen vereinigten 
Niederlande, nebft verfohiedenen dazu gefchlagenen 
Bezirken, und die chebin belgifchen Provinzen, 
wurden, nad der in der Hauptäcte des Congreſſes 
Art. 66. feftgefegten Grenzbeſtimmung, unter dem Zis 
tel des Königreichs der Niederlande, erblich 
in dem Haufe Dranienlaffau vereinigt”. Hol— 
land erhicht Dadurch eine Maffe von Gebiet, welche 
für feinen Wohlſtand und für feine Sicherheit von 
Auffen groffe Hoffnungen erregt. Es ift ein ſſtarkes 
Boliwerf gegen Frankreich geworden. 

Deftreich erhielt, in der Haupt s oder SchlußXcte 
bes Eongrefied, Bewilligungen, die ihm durch innern 
und Auffern Werth feiner Staaten eine Gröffe von 
Macht und Anfchen fihern, wie es fie ſeit Carl V. 
nie gehabt hat. In Ftalien erhielt es Alles wieder, 
was es durch die Friedensfchlüfe von CampoFormio, 
Lüneville, Presburg und Wien, fo wie durch den Ads 
ditionalVertrag von Fontainebleau von 1807. abgetres 
ten hatte, und aufferdem noch Die übrigen ervenetianis 
fihen Staaten, den Po und das adriarifche Meer, die 
Landfchaften Beltlin, Bormio und Chiavenna, fo wie 
Die Länder, welche den vormaligen Freiſtaat von Ras 
gufa gebildet Hatten. Auch Eroatienauf der rechs 
ten Seite der Sau, Fiume und das ungarifche 
Littorale nebft dem Bezirf von Caſtua, ferner 
DTrieſt, Crain, Ober Cärnthen, Trient, 
Brixen, Tyrol und Vorarlberg wurden ihm 
wicder. | 


den Acten des wiener Congreſſes, Bd. VI., Heft 31.— 
Von Bouillon vergl. man ebendaſ. Bd. IV, &.57 ff. 


*) Ebendaf. Art.65,66,72u.73. Huch der in voriger Note 
angef. Vertrag dv. 31. Mai 1815. 
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Durch ein Patent vom 7. April 1815 feste Kaifer 
Franz dem feitherigen proviforifchen: Zuftand feis 
ner italiänifchen Staaten um fo mehr ein Ziel, da eine 
längere Fortdauer jenes Zuflanded, in dem neuen 
Krieg wider Mürat und Buonaparte, leicht Aulaß zu 
widrigen Ereigniffen hätte geben fönnen. Der Kaifer 
vereinigte feine lombardifchen und venetiani— 
fhen Provinzen in ihrer ganzen Ausdehnung big an 
den Lago Maggiore, den Fluß Tiejno und den Po, nebfl 
dem Theil des mantuanifchen Gebiete auf der rechten 
Seite des Po, die Landfehaft Veltlin, die Graffchaften 
Elcven und Bormio, als integrirende Theile mit dem 
öftreichifchen Kaiferflaat. Er erhob fic vereinigt zu eis 
nem Königreich unter dem Namen des lombardiſch— 
venetianifhen Königreich (Megno Lombardo- 
Veneto); doch getheilt in zwei Gouvernements, das 
von Mailand und das von Venedig, jenes auf 358, 
dieſes auf4sg, alfo beide zufammen auf 787 Quadrats 
Meilen. j 
Auſſer diefen Staaten erhielt Deftreich Die 
Salzwerfe und das Gebiet von Wieliczfa, fo wie 
Diejenigen Landestheile von Oſt Gallizien 
zurück, die ed durch den wiener Frieden an Rußland 
abgetreten hatte. Endlich wurden in Teutſchland 
mit aller Souverainität und Proprictät an Oeſtreich 
überlaffeen, alle Länder und Befigungen, fowohl 
auf der linfeun Kheinfeite in den bisherigen 
Departementen Saar und Donnerdberg, als auch in 
den vormaligen Departementen Fulda und Frank 
furt,odereingefchloffen inden angrenzenden Ländern ), 





*) Dahin wird vermuthlid auch das Fürftenthum Leyen 
oder HohenGeroldseck zu rechnen feyn, wovon Oeſtreich 
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welche durch den pariſer Frieden zur Verfügung der 
verbündeten Mächte geflclit waren, und über welche 
durch die CongreßActe nicht auf andere Art verfügt 
ik; endlih die Dberhoheit uber das Fürſtenthum 
Sfenburg, defieu Regent fürohin fiandesherrliche 
Rechte, wie die teutfche BundesActe folche beſtimmt, 
genieſſen fol. 

Auch ward noch zu Wien, durch ein befonderes 
Eohferen; Protocol vom 10. un. 1815, dem Kaifer 
von Deftreih die Succefion in Breisgau und 
in Die badifhe Rheinpfalz für den Fall zuge 
ſichert, wenn «die directe Linie Ded regierenden Groß, 
herzogs von Baden würde erlofchen feyn.» Die Nach—⸗ 
folge in die Rheinpfalz, betrachtete und behandelte 
Defireih als einen CompenſationsGegeuſtand für» 
Baiern, wie aus den oben angeführten fpätern Unters 
Handlungen hervorgeht. 

Die Herzogthümer Parma, Piacenza und 
Gnaftalla, mit Ausnahme der von den öftreichifchen 
Staaten eingefchloffenen Bezirke auf der linken Seite 
des Yo, wurden der Kaiferin Marie Louife, Buona— 
"parte'd Gemahlin, zuerfanut. Der Bertrag, welchen 
Die Verbündeten Mächte zu Fontaineblean am ı1. 
April 1814 fchloffen, fprach Diefe Staaten der Kaiferin 
zu, ohne die hier gemachte Ausnahme und mit Bedin; 
gung der Nachfolge für ihren Schn und defien Nach— 
fommen, der auch fofort den Titel Prinz von Parma, 
Piacenza und Guaflalla annehmen follte. Auf dem 
wiener Eongreß ward diefe Bekimmung zu Gunften 


Beſitz nehmen lied. — Ran vergleiche den, noch unge 
drudeen, Bertrag zwiſchen Defrreih und Preuß 
fen, datirt Wim den 12. Jun. 1815. 
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des Sohnes nicht Hirizugefügt, Dagegen aber feflge, 
ſetzt, daß über den Rückfall diefer Staaten, von Defts 
reich, Rußland, England, Frankreich, Spanien und 
Preuſſen durch Uchereinkunft verfügt werden folle, 
doch mit Hinficht auf die Rückfalls Anſprüche von Oeſt— 
reich und Sardinien. 

Der Abtretung diefer Herzogthümer 
an die Kaiferin Marie Louife, arbeiteten auf dem 
Eongreß hauptfächlich Frankreich, Spanien und Sici; 
lien entgegen. Franfreich insbefondere befland Darauf, 
daß Buonaparte's Sohn nie Beberrfcher irgend eines 
Landes werde ; für Europa könne ſolches die gefähr: 
lichften Folgen haben. England und die Mehrzahl der 
Monarchen theilten dicfe Meinung. Selbſt Kaifer 
Franz erklärte, mit der ihm eigenen Anfpruchlofigfeit 
und Wohlmeinung für das allgemeine Beſte, perfön’ 
liche Gcfühle unterdrücend, daß, wenn die Ruhe und 
das Intereſſe von Europa es erfordere , er nicht wider; 
fireden werde, fondern den Mächten überlaffen wolle, 
Den Anfprüchen feiner Tochter Genüge zu leiften. Auch 
gab der Kaifer feinen Bevollmächtigten Befehl, den 
Erörterungen diefer Angelegenheit nicht beizuwohnen, 
weil er die Entfcheidung derfelden den Verbündeten 
Mächten uberlaffen habe. — Es war in Borfchlag 
gefommen, der Kaiferin Marie Louife und ihrem 
Sohn die Privatgüter zu überlaffen, welche der Groß 
berzog von Zofcana in Böhmen befigt, und welche 
einen jährlichen Ertrag von ungefähr 400, 000 Gulden 
liefern, den Großherzog dafür mit Lucca zu entfchädis 
gen, und Parma, Piacenza und Guaftalla am die vors 
malige Königin von Hetrurien zu geben. Man verei: 
nigte fich aber endlich auf die oben angezeigte Art. 

Dei dem bevorfichenden Krieg wider Buonaparte, 
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war es fur die verbünbeten Mächte wichtig, ſich der 
Gtreitkräfte auch der Staaten von Parma, Piacenza 
und Guaſtalla zu verfihern. Daher ward die Kaiferin 

Marie Louiſe vermocht, die proviforifhe Vers 
waltung derſelben, ihrem Herrn Vater, dem Kaifer 
Sranz, zu übertragen. Sie that ſolches durch ein 
N arent vom 3ı. März, mit der Beflimmung, Daß der 
Raifer jene Verwaltung in Seinem Namen führen 
folle. Der Kaifer nahm Beſitz davon, durch eine 
Kundmachung vom 2. April. 

Toſcana mit Zugehör, wie es vor dem lünevifler 
Srieden war, erhielt der Erzherzog Ferdinand zurüd. 
Dazu wurden ihm noch gegeben: der Scato degli Pre- 
sidii,, mit ungefähr 4aoo Einwohnern; der Theil der 
Inſel Elba mit Zugehör, welcher vor ıBoı unter 
neapolitanifiher Hoheit fand; die vormaligen römifch: 
kaiſerlichen Leben Berino, Montanto und 
Monte, Santa Morta, im tofcanifchen Gebiet; die 
Oberhoheit und Dberichuberrlichfeit über 
das Fürftenthum Biombino nebſt Zugehör, fo dag 
der Prinz Ludoviſi Buoncompagni, für fi 
und feine Nahfommen, alle Eigenthumsrechte 
behält, welche feine Familie in diefem Fürſtenthum 
und auf der ˖ Infel Elba nebſt Zugehör im J. 1799 bes 
faß, nebft der Zifcherei, den Salz-⸗, Bergs und Hans 
merwerfen, auch gänzlicher Abgabenfreiheit für Die 
Ausfuhr von feinen Salz s, Berg, und Hammeriwers 
fen und Domainen, fo wie fir die Einfuhr des Hols 
zes und anderer zu dem Berabau nöthiger Gegenflände, 
deögleichen Entſchädigung für alle Einkünfte, welche 
feine Familie vor 1801 von den Negalien 309. 

- Das FürftentHum Lucca erhielt, als ſouveraines 
Herzogthum, die Infantin Diarie Louife (Königin von 
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Hetrurien) für fich und ihre Nachfommen, und zwar 
nach der Confliturion von 1805, und mit dem Rück— 
fall an den Großherzog von Toſcaua, der jedoch in fols 
hen Fall gewiſſe tofcanifche und Iucchefifhe Bezirke 
an den Herzog von Modena abzutreten bat. Die Uns 
terhandlung über diefen Gegenſtand hatte ſtatt gehabt, 
‚ zwifchen Deftreich und Spanien, unter ruſſiſcher, engs. 
Sifcher und franzöflfcher Vermittlung. Der ſpani— 
ſche Gefandte begehrte für den Sohn der Iufan— 
tin, den gewefenen König von Hetrurien, die Zurüds 
gabe Tofcana’s, und für den Jal, wenn diefe nicht 
ſtatt haben follte, Die Zurückgabe der Herzogthümer 
Darma, Piacenza und Guaſtalla. Da er we . 
der das eine noch das andere erwirfen Eonnte, fondern 
ſtatt deffen Euncca der Infantin angewiefen ward, 
fo erklärte er, Durch zwei Noten vom 5. April und 5. 
Junius, daß er, vermöge feiner Verhaltungsbefehle, 
einer Uebereinkunft Diefer Art nicht beitreten, und aus 
diefem und andern Gründen die CongreßActe nicht . 
"unterzeichnen fonne. 

Die Herzogthümer Modena, Reggio und 
Miranda, wie fie vor dem Frieden von CampoFors 
mio waren, wurden dem Erzherzog Franz von Eile, 
das Herzogthum Maffa und das Fürſtenthum Cars 
rara, fo wie die vormaligen römifch : Faiferfichen 
Leben in der Lunligiana, der Ersberzogin Marie 
Beatrix von Eſte, erblich zugetheilt; Alles mir Vors 
behalt der in den Linien der Erzherzoge von Oeſtreich 
üblichen Succeffiong s und Rückfallsrechte. 

Genua war im April 1814 von dem brittifchen 
DberGeneral Lord Bentinf, der es gegen Frankreich 
erobert hatte, als ein Staat behandelt worden, der 
wieder zu feiner politifchen Selbſtſtändigkeit gelangt 
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fey. Diefer Seldberr hatte daſelbſt (26. April) cine 
provdiforifche Negierung nicdergefegt und durch öffent: 
lihe Kundmachung erflärt, daß die genuefifche oder 
ligurifche Eonftitution von 1797 wieder hergeſtellt fcy; 
nur mit Modificationen, wie fie Der allgemeine Wunfch, 
das gemeine Beſte, und der Geift der Urverfaffung 
von 1576, zu fordern ſchienen. 

Groß war die Freude der Genueſer; nur von 
fehr kurzer Dauer. Etliche Wochen fpäter,. ward in’ 
dem zweiten geheimen Artikel des parifer Fricdens 
feſtgeſetzt: «daß der König von Sardinien einen 
Zuwachs an Land durch den Staat von Genua er— 
halten, daß der Hafen von Genua ein Sreihafen bleis 
ben folle, und daß die Mächte fih vorbehalten, mit 
dem König von Sardinien it dieſer Hinficht eine licher, 
einkunft zu treffen.» Dem zufolge wurden auf dem 
Eongref die Staaten von Genua, mit Einfchluß 
der Inſel Capraja und der mit der ehemaligen ligus 
rifhen Republik vereinigren Feudi imperiali, an den 
König von Sardinien gegeben, als cin erblicheg 
Herzogthum, und mit Rechten und Privilegien für die 
Einwohner, welche bedingungsmweife als Grundlage 
der Bereinigung diefer Staaten mit denen des Königs, 
durch eine eigene Acte fefigefegt murden. 

Auf dem Congreß war diefer Gegenſtand einer der 
erſten, der erörtert und erledigt ward. Schon in der 
Sigung der Bevollmächtigten der acht Mächte vom 13. 
Mov. begann Die Erörterung. Der fpanifche Ges 
fandte meinte, der geheime Artikel des parifer Fries 
dens fen nicht vollig Flar ; er fen wohl nur zu verfichen 
von einem Erfag, der aus den Staaten von Genua - 
an Sardinien zu geben ſey, für den Verluſt, den es 
durch Abtretung eines Theild von Savoyen an Franks 
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reich erlitten habe; es bedürfe alfo keiner Verfügung 
überdenganzen Staat von Öenua. Dagegen flimmten 
alle andere Bevollmädptigten darin überein, Daß wenigs 
ſtens der Sinn des geheimen Artikels uber den 
Grundfag, daß der ganze genuefifhe Staat mit 
Piemont zu vereinigen fey, auffer Zweifel ruhe, und 
daß jegt nur von Vollziehung dieſes Artikels die 
Rede feyn könne, auf eine Art, welche dem Intereſſe 
Genua's am annemeflenften fey. Denmac ward be; 
ſchloſſen, dem fardinifchen Geſandten und dem Deputir— 
ten von Genua hievon Nachricht zu geben ‚dem legten 
mit der VBerficherung , daß die Mächte nur unter den 
liveralften Bedingungen die Bereinigung bewirken 
würden. Zur Unterhandlung zwifchen diefem Depus 
tirten und dem fardinifchen Sefdndten, über die Bedin, 
gungen, ward zugleich cin eigenes Comite ernannt, 
beftchend aus Bevollmächtigten von Deflreich, England 
und Franfreich. | 
Bon den beflen Hoffnungen beicht, geſtützt auf 
die Erklärungen und Einrichtungen dee brittifchen Dbers 
Generals Bentink, war der genuefifche Deputirte, 
Marquis von Brignoles, auf den Eongreß gefommien. 
Wie groß war fein Staunen ob diefer Borfchaft! Er 
fäunte nicht, für feinen Freiflaat eine feierliche 
NRechtsverwahrung zu überreichen. Vergebens! 
Ihm blieb nichts übrig, als fich herbeizulaffen zu der 
Unterhandlung. Diefe hatte verfehiedene Berichte der 
Eommiffarien zur Folge, welche in der Sigung der 
Bevollmächtigten der acht Mächte vom 9. Der. vor—⸗ 
gelegt , in derjenigen vom 10. Der. erörtert, und 
worauf in Diefer und in der folgenden Sitzung vom 
24. Dec. verfchiedene Befchlüffe gefaßt wurden, die 
im Wefentlicden dahin giengen, daß wenn der fardi: 
nifche Gefandte feine Vollmacht und. eine förmliche 
Bei— 
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SBeitrittEAete feines Hofes einreichen würde, in 
Beziehung auf die Stipulatıon des parifer Friedens 
und die jegt fofigefegten Bedingungen und Vorbehals 
te), Sardinien fofort in Bifig der Staatenvog 
Genua gefegt werden folle. 

Die AdhäſionsActe, datirt vom 17. December, 
erfolgte. Kaum hatte die proviforifche Regierung von 
Genua zuverläflige Nachricht von dieſen Ereigninen 
erhalten, fo löfete fie fir), obne weitere Eröffnungen 
oder fremde Eommiffarien abzumarten, förmlich auf. 
Sie erklärte Diefed in einer rührenden Kundmachung 
vom 26. December ; entfchloffen, wie fie ſich ausdrückte, 
auf der einen Seite uuverjährbare Rechte nicht zu vers 
legen, und auf der andern don Mitteln Eeinen Ges 
brauch zu machen, welche den gewünfchten Erfolg nicht 
erwarten lieſſen. Der brittifche Kriegsbefehlshaber in 
Den Staaten von Genua, Obriſt Dalrpmple, übers 
nahm hierauf einftweilen die oberfle Verwaltung, bie 
am 7. Jänner ein Commiffarius des Königs von Gars 
dinien zu Genua feierlich Befig nahm von Diefen Staus 
ten, und ein aus Turin vom 30. Dec. datirted Patent 
des Königs befannt machte, worin diefer den Genues 
fern die ihnen zu Wien bedungenen Privilegien förmlich 
zuficherte. | 

So verſchwand auch diefer einft fo berühmte, reiche 
und angefehene Staat abermal aus der Reihe vormalis 
ger italiänifcher Freiſtaaten, von welchen nur noch da& 
Mepublitchen San Marino, ohne Glauz und ohne 
Meid, auf feiner Berghöhe unverfehrt fortbefteht. 





2) Die definisive Abtretung der Feudiimperiali ward vor 
erst noch ausgefegt. Sic erfolgte aber fpäterhin ebenfalls, 
in dem Acte du eongres vem 9. Junius 1815. 


Klüber's Ueberſicht. G 


D 
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Lord Caſtlereagh fendete dem gemefenen Freiflaat, 
in einem Schreiben nach Genua an den Obriften Dal; 
symple, folgendes Sit Tibi terra levis nad. «Es 
bekümmert mich nicht weniger, als die übrigen Mini: 
fier, den Genuefern nicht eine unabhängige Eriftenz 
erhalten, und fo ihr lebhafteftes Verlangen erfüllen zu 
können, ohne Daß man beforgen müßte, Dadurch das 
für Sitalien angenommene Syftem zu ſchwächen und 
deſſen Sicherheit zu gefährden. Indeß find wir übers 
zeugt, daß der gefaßte Befchluß die Fünftige Nube und 
den Handelsflor der Gennefer auf eine weit wirffamere 
Art fiihern werde. Die edlen Sefinnungen des Königs 
von Sardinien, die, um allen Korderungen der Genue— 
fer fo viel möglich Genüge zu leiſten, in den Unterbands 
fungen viel weiter gegangen find, als die verbündeten 
Mächte erwartet hatten, find für den Staat von Genna 
ein ficheres Pfand, daß, unter dem Schuß einer väter: 
lichen Regierung, er nach feften und liberalen Grunds 
Tägen werde regiert werden.» In dem englifchen Parlas 
Iament erflärte derfelbe Lord: Genna fey, zufolge feis‘ 
ner Page, einer der wichtigſten Poften in dem nördlichen 
Stalien, und ed würde unpolitifch gewefen feyn, die 
Vertheidigung deffelben einem Handelsſtaat zn über: 
laffen, welcher ſchon fo lange feine Selbſtſtändigkeit 
verloren hatte. Es fey rathſam gewefen, eine ftarfe 
Scheidewand zwifchen Frankreich und Sitalien durch 
Vergröſſerung von Piemont zu bilden. Daß allgemeine 
Befte von Europa habe es gefordert. 

Aufferdem ward noch dem König von Sardinien 
ein unbefchranftes Befeſtigungsrecht zugefichert , 
wic es in. dem dritten Artikel des parifer Friedens für 
deſſen Theilhaber feflgefegt it; Desgleichen Theilnahme 
an der ſchweizer Reutralität, für die Landesbezirfe 


» “ 





‘ 
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Chablais und Faucigny, und Alles, was nörd⸗ 
lich von Ugine zu Savoyen gehört. Endlich wurden 
auch die Grenzen der Staaten ded Königs beflimmt, u 
auf der Seite von Frankreich *), der Schweiz, der 
öſtreichiſchen Staaten, von Parma und Piacenza, von 
Tofcana und von Maſſa. — Für fo groffe Vortheile 
Eonute Sardinien leicht die Bezirke von Savoyen vers 
fohmerzen, welche e8 an Genf abtreten mußte, und 
Die, welche vermöge des parifer Friedens bei Frank— 
reich geblieben waren. 

Dem Pabſt wurden die M arken nebſt Camerino 
und Deren Zugehör zurückgegeben; desgleichen das Her—⸗ 
zogthum Benevent und das Fürſtenthum Ponte 

Corvo. Auch gelangte er wieder zu dem Beſitz der des 
gationen von Ravenna, Bologna und Ferrara ;doch 
mit Ausnahme des Theile von Ferrara aufdem lins 
Een Ufer des Po. DicfenTheil, fo wiedas Befagungss 
recht in Ferrara und Eommacdhid erhielt Defls 
eich. Die in dem 16. Artifel des parifer Friedens feſt⸗ 
gefegte Amneftie, ward auf die Bewohner der unter 
Die Dberherrfchaft des heiligen: Stuhls zurückgefoms 
menen Länder erftredt. Die von Privatperfonen ges 
machten Erwerbungen, gültig nach gleichzeitig beftehens 
den Gefegen, wurden aufrecht erhalten. Eine befons 
dere Uebereinkunft gwifchen Deflreich und dem Papſt, 
fol über Sicherfichung: der öffentlichen Schuld und 
Der Fahrgehalte verfügen. 

Der heilige Vater war nicht durchaus zufrie⸗ 
den mit dieſen Verfügungen. Sein Legat mußte noch 





°) Eine abermalige Grenzbeſtimmung, auf der Seite von 
Frankreich, enthält der parifer Friede vom a1. Ron, 1815, 
Art Ly Rum. 4: 
a 
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zu Wien, unter dem 14. Junius feierlich prote ſt i⸗ 
ren, damwider, daß nicht auch die Zurückgabe der 
. Graffchaften Avignon und Benaiffin, und des 
am linken Poufer liegenden Theils von Ferrara vers 
fünt, daß nicht einmahl Eutſchädigung dafür geges 
ben, und daß Deftreih das Befagungsrecht in Fer: 
rara und Commacchio bedungen worden fey. In einer 
Mede, welche der Papſt am 4. Sept. 1815 in dem 
geheimen KConfiftorium der Gardinäle hielt, gab er 
diefer Rechtsverwahrung feine vollfommene Beftäti: 
gung, als ob eine apoftolifche Bulle darüber wäre ers 
Iaffen worden. Damit ift auch diefer Gegenftand für 
ericdigt zu achten. 

Die Forderungen und Entwürfe, welche der heilige 
Baterfür Teutſchland machte, fowohl in hierarchi—⸗ 
fher Hinfiht, ald auch wegen Zurückgabe der 
fecularifirten geifllichen Güter, wurden von 
dem Congreß nicht beachtet. Auch damider ließ er 
formlih protefliren. Das Nähere bievon enthält 
ein anderer Bericht , welcher unten folgt. 

Von ganz eigener Art war der Gang, welchen die 
Sache von Neapel ſeit dem Anfang des Jahre 1814 
genommen hatte. Man muß folche in ihrem Zuſammen— 
‚bang betrachten, um die. Congreßverbandlungen und 
das Endſeſultat derſelben, in politifcher und völfer: 
rechtlicher Hinſicht, beurtheilen zu Eönnen. 

Dem König JZoahim (Mürat) war cd, nad 
dem Fall feiner Schwäger in Frankreich, Spanien und 
Weftphalen, gelungen, fich auf dem Thron von Nea; 
pel noch zu erhalten *), ungeachtet er von Euglaud 

*) Aus dem ruſſiſchen Feldzug war er unzufrieden nach Nea— 


pel zurüdgetehre. Bald nachher harte Napoleon ihn ges 
krankt, dadurch daß er in einem Bulletin ihn für weni: 
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förmlich nicht anerfannt war, und alfe bourboniſchen 
Höfe feinen Befisfland widerfprahen. Es war ihm 
gelungen, am 11. Jän. 1814 zu Neapelmit Deftreich . 
einen Friedens- und Allianz Vertrag zuſchlieſſen, 
Durch welchen dieſe Macht ihm und feinen Nachfolgern 
den Thron von Neapel gemährleiftete, auch ihre, Vers 
tmittlung bei ihren Verbündeten für eine gleiche Ger 
mwährleiftung zuficherte. Der König verfprach 30,000 
Mann wider Frankreich in das Feld zu fielen. In 
geheimen Artikeln, follen dem König die päpftlichen 
Marken zugedacht, auch von Entfchädigung des Königs 
Ferdinand, um ihn zu einer Verzichtleiftung auf Neas 
pel zu bewegen , die Rede gewefen feyn. Ehe der Kair 
fer von Deftreich diefen Trastat genehmigte, fragte 
er an bei feinen Bundesgenoffen. Rußland, Preuß 
fen und Großbritannien gaben ihre Zuftimmung, 
jedoch mit etlichen Modificationen,, welche Lord Caſtle⸗ 
reagb vorgefchlagen hatte. Nämlich Joachim follte 
allen Anfprühen auf Sicilien entfagen, und zu einer 
Entfhädigung Serdinands IV. für Neapel mitwirken; 
ferner, folle der TerritorialZumwachg für Neapel in einem 
Landesbezirf mit 400,000 Einwohnern beftehen, und 
aus den päpftlichen Staaten genommen werden. Joa⸗ 
chim nahm. diefe Veränderungen an, und ratificirte 


ger fähig zu groffer Gefchäftführung erflärte, als den 
ViceKoönig. Bon den März bit in den Julius 1813 
unterhbandelte er mit Deftreich, doch ohne Erfolg. 
Auf Napoleond Einladung gieng er im Auguft wieder 
zu diefen nad Dresden, kehrte aber nach der Schlacht 
von Leipzig nah Neapel zurück. Hier erließ er am 

231. Nov. eine Verordnung zu Gunſten ded englifhen 
Handels, und fhidte nah Sicilien an Lord Bentinf, 
um Unterhbandlungen mit England angufmüpfen ; 
aber vergebene, | 
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den Vertrag ſogleich. Daffelde that Oeſtreich, doch 
fpäter, fo daß Joachim deſſen Ratification erſt am 
4. März erhielt. Unterdeffen hatte Lord Bentinf, als 
brittifcher Kriegsbefehlähaber , zu Neapel am 5. Febr, 
Waffenſtill ſtand gefehloffen mit Dem dortigen Mi— 
nifter der auswärtigen Angelegenheiten; worin zugleich 
feftgefegt war , Daß die Handelsverhältniſſe wieder bers 
geſtellt feyn, und Daß die Oberbefchlshaher Der öſtreichi— 
fihen, euglifchen und neapolitanifchen Armeen gemein, 
fehaftlich einen Operationsplan für den Feldzug in Ita; 
lien wider Sranfreich entwerfen fellten. 

Joachim felbit erklärte, in einer Kundmachung 
pom 17. Jänner, er babe eine Allianz mit den 
fremden Mächten wider Frankreich gefucht, und fey fo 
glücklich gewefen fie zu erlangen. Er habe die. drei 
Inſeln Neapel gegenuber , und feine ganze Flotte abge, 
treten; die Mächte hätten ihm dafür angemeffene Ent: 

chädigung verfprochen. Im Namen der verbünde 
gen Mächte, werde er Befig nehmen von Dem mittägs 
lichen Theil Staliend, big an den Bo. Dem zufolge, 
lich er am ı9. Jänner die franzöfffhen Departemente 
Rom md Trafimene Durch feine Truppen befegen, und 
erließ am 30. Jan. aus Bologna wider Rapoleon 
eine Prochamation an feine Armee, Ä 
Dennoch fanden ſich ſchriftliche Beweiſe ), daß 
er mit Napoleon in geheimen Verbindun— 
gen geblieben war, ſo daß zweifelhaft blieb, ob ſeine 
Streitkräfte in der Wagſchale des einen, oder des ans 
dern Theil Jagen. Auch war es fichtbar, daß er mit 


*), Namentlich Briefe von ihm felkft, von feiner Gemahlin, 
von Buonaparte, von dem ViceKönig, von Fouche ‚von 
dev Prinzeſſin Borghefe, von dem franzöſiſchen Conſul 
gu Ancona, u. a. 
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feinem Heer, wider den ihm gegenüber fiehenden Vices 
König, nicht mit gchörigem Eifer zu Werke gegangen 
war. Der öftreihifhe General Nugent verficherte dem 
Lord Caſtlereagh, Joachim ſey nicht blos unthätig 
geblieben, er habe fih fogar deeifert, Durch treulofe 
Bewegungen den Dperationen entgegen zu arbeiten. 
Lord Bentink behauptete, cr habe Jeden zu hintergchen 
gefucht, und die Wage in der Hand gehalten, um fie 
im ſchicklichen Augenblick auf Die Seite finfen zu laffen, 
wo er den meiften VBortheil für fich hoffen durfte. 
Inzwiſchen entfchieden die Siege der Verbündeten, 
in den Innern von Frankreich, die Rolle des Königs, 
und die verbündeten Mächte waren geneigt, ihn auf 
dem Thron von Neapel zu erhalten. An den Confe— 
renzen von Chatillon (März 1814) erflärten ihre 
Minifter,, in einer von ihnen unterzeichneten Mote, 
auf ein von dem franzöfifhen Geſandten vorgelegtes 
Project über Italien: sfie hätten beſchloſſen, in Italien 
Die vorigen Souveraine in ihre Staaten wieder eins 
zufeßen: ausgenommen in Neapel, wo fie den König 
JIoachim anerfannt hätten, Durch einen von Defls 
reich mitihm gefchloffenen Tractat» *). Bald nachher 
erklärte Lord Bentind, in einer Note aus Bologna 
vom ı. April 1814, Dem neapolitanifhen Minifter 
Herzog von Galle: «er fen ermächtigt, amtlich zu erfläs 
ren, daß England den von der Regierung vos 


*) Joachim vühmte fih, Rußland habe ihm im April 
einen Geſandten geſchickt, um einen Alliany Vertrag mit 
ihm zu unterhandeln. Diefer fey nicht zu Stande gekom⸗ 
men, weil unterdeffen die Nachricht von der Einnahme 
von Paris, eingelaufen fey. Gewiß it, daß nad Been⸗ 
digung des Kriege wider Buonaparte, eine Allianz mit 
Joachim für Rußland minder wichtig feyn mußte. 
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Neapel mit Deoftreich gefchloffenen Tractat durchaus 
Billige, auch in die darin bedungene TerritorialBers 
mehrung willige, jedoch unter der flipulirten Bedins 
gung einer thätigen und unmittelbaren Mitwirfung 
der neapolitanifchen Armee; der Unterzeichnung eines 
DefinitivTractars mweigere ſich England bloß aus 
Ehrs und Zartgefühl, nach welchem e8 die Erbflaaten 
feines alten Bundesgenoflen (Serdinands IV.) ungern 
ohne Eutſchädigung weggegeben febe; Die neapolita— 
nifhe Regierung möge für Erlangung dieſes Ger 
genſtandes die größten Anftrengungen machen.» 

Sp erflärt es fih, warum in den großbritannis 
fchen Erklärungen nie noch von der Perfon des 
Königs Joachim, fondern immer nur von der «neapos 
Sttanifchen Regierung» die Nede war, und warum 
Lord Caſtlereagh noch am legten Jun. 1814 in dem 
Parlament verfihern fonnte: «die englifche Regierung 
babe keine Verpflichtung eingegangen mit der Perfon, 
welche an der Spige dieſes Staates (Neapel) ſtehe; 
nur Waffenruhe fey gefchloffen worden. » 

Konig Ferdinand IV., von dem Tractat mit 
Oeſtreich und von einer ihm zugedachten Entfhädigung 
(man nannte diejonifchen Inſeln) unterrichtet, protes 
‚ Kirte feierlich durch eine Kundmachung aus Palermo 
vom 24. April Datirt. Seinen Bundesgenoffen , fagte 
er darin, allen Nationen, und befonderg den Bölfern 
von Neapel, erkläre er, daß er feft entfchloffen ſey, 
feinen unbeflreitbaren Mechten auf das Königreich 
Meapel zu Feiner Zeit zu entfagen; auch habe er den 
feſtew und unvderänderliden Willen, einem Borfchlag 
wegen einer Entfehädigung Gehör zu geben, oder irgend 
einen Erfag für Neapel anzunehmen. 

Der Dertrag von Fontainebleau, vom 11. Aprif 
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1814, hatte den Krieg gegen Napoleon geenbigt. Der 
parifer Friede (30. Mai) war gefchloffen. Alle Krieges 
beere traten den Rüczug an. Die neapolitanifchen 
zogen fich indie päpſtlichen Marken, aufwelche König 
Joachim, in Folge des Tractatd vom 11. Jänner, 
Anfpruch zu machen hatte. Im Auguft hatte Decks 
seich mit Mürat Unterhbandlungen angefnüpft , um 
ihn zur Abtretung Neapels, gegen Erfag, zu bewegen. 
Gegen den Monat Detober ſchien es gewiß, Daß er 
fih dazu nicht verfiehen werde. Die Mächte waren 
gefonnen, ihm Neapel zu laſſen, und für Ferdinand IV. 
eine Entfchädigung auszumitteln. 

So fand der wiener Congreß die Lage ded 
Königs Joachim. Hier erklärten fith die bourbonks 
fchen Höfe formlich gegen die Anerkennung deflelben. 
Fürſt Talleyrand begehrte, in einem Schreiben, 
welches er zu Wien unter dem 135. December an Lord 
Eaftlereagh erlich, daß der Congreß den König 
Zerdinand IV. für den rechtmäßigen König von 
Neapel förmlich anerfenne Er wiederholte dieſes 
Begehren gelegenbeitlich in einem an Ebendenfelben 
erlaffenen Schreiben vom a6. December, Sachfeng Vers 
einigung mit Preuffen betreffend. Lord Cafllereagb 
erflärte dem neapolitanifchen Gefandten, Herzog von 
CampoChiaro, zweimal, das ziweitemal fogar in einer 
Note, die englifhe Regierung halte ſich überzeugt, 
DaB Joachim die Stipulationen feines Tractatsd mit 
Deftreich nicht erfüllt Habe, und daß daher der Coms 
greß, in der Frage über Neapel, nur allein das allges 
meine Intereſſe und die Politik von Europa in Ermäs 
gung zu ziehen habe. Daß die. Stimmung auch der 
übrigen verbündeten Mächte in Abficht auf den 
König Mürat nicht günftig ſey, war eben fo glaublich 
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als bemerkbar; das Lebte ohne Zweifel auch für des 
Königs EongreßMinifter , den Herzog von Campos 
Ehiaro und den Prinzen Eariati. 

Wohl war England einer ausdrücdlihden und 
definitiven Anerkennung des Konigs Joachim ſtets mit 
Vorſicht ausgewichen. Aber Deftreich hatte durch 
Vertrag ihn förmlich anerkannt, ihm feine Staaten 
garantirt, und fich in Kriegsblindnig mit ihm einge 
offen. Es war nicht an dem, was Talleyrand in 
dem oben gedachten Schreiben wiffen wollte, daß Deftr 
reich feine Gcwährleiftung auf den Fall eingefchränft 
habe, wenn Joachim von der Landfieite werde anges 
griffen werden; weßhalb diefer Minifter als Cautel 
vorfchlug, es möchten die ECongreg Mächte ihrer Aner— 
kennung Ferdinande IV. ald Königs von Neapel die 
Elaufel beifegen, daß die Truppen, welche die mit 
ihm verbiündeten nichtitaliänifchen Mächte für feine 
Sache in Bewegung fegen würden, nicht Durch 
Stalien ziehen Dürften. Gewiß ift, daß die Mi— 
nifter der verbündeten Mächte fämmtlich , Die Angele: 
genheit von Neapel als fehr fohwierig und verwickelt 
betrachteten. Daher ſtimmten Alle darin überein, daß 
fosche aufdie legten Sigungen des Congreſſes 
zu verfchieben fey. In der That war auch noch 
gar Nichts darüber entfchieden , ald der Konig von 
Neapel die Seindfeligkeiten anfieng. 

In diefer Lage der Dinge, fehien König Yoachim, 
mitten im Laufe des Eongrefleß, feine Hoffuung wieder 
auf Buonaparte zu fegen, und, von deflen Ent; 
würfen unterrichtet, auf Schritte zu denfen, wie er 
ſolche wefentlich befördern könne, Es erfhien, unter 
bem Datum von Reapel den 27. December, in öffent: 
lichen Blättern, eine Urt von Denkfchrift, beſtimmt, 
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fein Betragen gegen die verbündeten Mächte feit feiner 
Ruückkehr aus dem ruffifhen Feldzug zu rechtfertigen. 
Ihr folgten, gleichfalls in Tagblättern, Nachträge, 
unter dem Datum Neapel den B. Jänner und Wien 
den 14. Februar *). Er mare militärifhe Rü— 
ungen, aufler allem Berhältniß mit der Einwohners 
zahl und den übrigen Kräften feincd Landes. Er 
eröffnete, in Sebruar, dem öftreichifchen Eabinet feine 
Abficht, eine Armee von Bo,ovo Maun nab Frank 
reich zu ſchicken, und verlangte mehr nicht als ben 
Durchzng durh Ober- und Mitteljtalien, 
um, wıe er ſich ausdrückte, Neapel au Frankreich zu 
rähen. Deftreich erklärte, am 25. und 26. Febr, 
ihm und Sranfreich, ed werde in keinem Fall geflatten, 
daß die Ruhe von Ober: und Mittel}talien durch 
den Einmarfch oder Durchzug fremder Truppen gefährs 
Det werde. Frankreich autwortete, es hege Feine 
ſolche Abſicht. Joachim blieb die Antwort fehuldig, 
Am 5. März erhielt König Jaachim in Neapel die 
Nachricht von Bnuonaparte's Entweichung von Elba. 
Sogleich erklärt er Selbft dem öſtreichiſchen Geſandten, 
daß er unverändert dem Syſtem der Allianz 
treu ſey und bleiben werde. Dieſelbe Erklärung 
läßt er Dem öftreichifehen und dem englifchen Eabinet 
in Wien erneuern. Zugleich ſchickt er einen Adjutanten 
ab, um Buonaparte aufzufuchen und diefem feine 
Unterftügung zuzufichern. Am ı3. März ers 





2) Man finder diefe Aufſätze, unter Andern, in dem Jour- 
j nal de Francfort 1815, Nr. 34, 36 u. 53. Damit 
verdient verglichen gu werden, Lord Eaftlereagh's 
Rede, in dem englifhen Parlament am 2. Mai 1815 
schalten. Ebendaf. Num. 138, 140. 143. 144. Zerner 
die Erklärung des wiener Hofs, cbendaf. Rum, 209. 
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lärt er in bem Moniteur von Neapel, er fen mit 
allen Mächten in Frieden, und ivenn ctliche 
Truppen an die Grenzen vorgerückt fenen, fo habe 
Diefe Durch die Vorficht gebotene Maasregel Nichts , 
was irgend eine Art von Zeindfeligfeit dürfe beforgen 
laffen. Kaum hat er in Neapel die Nachricht erhalten 
von Buonaparte's Einrücden in Eyon, als er fchon 
den Zunamen Napoleon wieder annımmt, Buonas 
parte's Procdlamationen in feiner Arinee verbreiten, 
und dem Dapft erklären läßt, «daß er die Sache 
Napoleons wie die feinige betrachte, und 
num beweiſen werde, daß fie ihm nie fremd geweſen 
ſey » Ernimmt eigenmächtig den Durchzug Durch dag 


römiſche Gebict (ee. März). Seine Truppen begehen 


am 30. März Fein dſeligkeiten gegen die öftreichis 
fchen Boften bei Eefena. Der öftreichifche General 
Bianchi fchläge fie am 4. April bei PAnaro. Am 6. 


‚ Ypril läßt Joachim, durch feine Gefandten, in Wien 


dem Kaifer feine freundfchaftliche®Gcfinnung, 
feinen unverbrüchlichen Willen ſich nie von Deftreich 
zu trennen , verfihern , und anzeigen, daß er fi 
genöthigt fehe, ebenfalls eine ausgedehntere Aufſtellung 
feiner Streitkräfte zu nehmen. 

r Run erklärt Deftreich (10. u. 13. Apr.), daß es 
den Kriegsſtand mit Neapel als eingetreten be⸗ 
trachte. Am 19. April kommt Joachim zu ſeiner Ar— 
mee bei Ancona. Am as. läßt er Waffenſtillſtand ver⸗ 
langen, unter dem Vorgeben, Anfaug und Fortſetzung 
der Feindſeligkeiten beruheten auf bloſſem Mifvers 
ſtand. Am 20. Mai räumt ſchon ſein Feldherr, 
Durch eine MilitärConvention, der öſtreichiſchen Ars 
mee das Königreich Neapel ein, welche am 22. 
in der Hauptſtadt ihren Einzug hält. Joachim war 
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am 19. nach Iſchia entwichen, von da nach Frankreich, 
um, nach Buonaparte's abermaligem Sal, über 
Eorfifa in das Königreich Neapel zurüdzufehren, und 
daſelbſt (13. Det. 1815) den Tod eined Mifferhäters zu 
finden. 

Mürats Feindfeligkeiten verhalfen dem König 
Berdinand IV. wieder zu einer geficherten pos 
litiſchen Lage. Die verbündeten Mächte fchloffen 
mit ihm, zu Wien gegen das Ende Aprils, eine Dffs 
und DefenfivAllianz. Oeſtreich insbefondere ers 
tbeilte ihm, durch einen um diefelbe Zeit gefchloffenen 
Dertrag, die Zuficherung, daß er in das Königreich 
Neapel wieder eingefegt werden fole. Es 
fügte nur für fich die Bedingung hinzu, daß ihm der 
König, für die Kriegsfoften, eine Summe Geldes iu 
bezahlen habe. 

Der Eongreg war noch verfammelt, als bieſes 
vorgieng. Die Mächte hielten nun allerſeits ſich für 
berechtigt, den König Joachim des Thrones 
von Neapel ſtillſchweigend für verlßig 
zu erklären, und den König Serdinand wies 
der auf. ſolchen zu fegen. Dem zufolge, ward 
der CongreßActe Die Erklärung einverleibt, König 
Zerdinand IV. fey, für ihn, feine Erben und Nach⸗ 
Eommen, wieder auf den Thron von Neapel 
gefegt, und von den Mächten als König des Kö— 
nigreihs beider Gicilien anerkannt. 

Dem Prinzen Eugen waren durd den Fall feis 
ned Stief- und AdoptioBaters vernichtet, feine Stelle 
als ViceKönig von Stalien, feine Dotationen in Ita— 
lien, angeblich mit einem jährlichen Einfommen von 
800,000 Fraufen, die von Bnonaparte in dem Jahr 
ıdıo ihm Defretirte erbliche Nachfolge in Das Großher⸗ 
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zogthum Frankfurt, und überdem- glänzende Ausſiche 
ten für feine zahlreiche Nachkommenſchaft. Bnona— 
parte ließ, in dem Tractat von Fontainebleau vom 
13. April 1614, Urt. 8. fich verfprechen, daß Demfelben 
«cin anſtändiges Etabliffement aufferhalb Frankreich 
folle gegeben werden.» Lord Caſtlereagh hatte damals 
fchon erklärt, daB England in Anſehung diefer, fo 
wie verfchiedener andern Beſtimmungen des Tractats, 
als dazwiſchen fommender Theil (partie intervenante) 
nicht zu betrachten fey. Auf den Congreß war Prinz 
Eugen mit Hoffnungen gefommen, Die auf eine auger 
meflene VBerforgung, namentlich in Teutfchland , ge. 
richtet waren. Auch follen ihm vortheilhafte Ausfich: 
ten, befonders von einer Geite, gemacht worden 
feyn. Gewiß ift, daß diefe verſchwauden, und jene 
Dereitelt wurden. Baiern batte, in einem mit 
Deftreich zu Wien am 23. April 1815 gefchloffenen Vers 
trag, fich für diefen Prinzen verfprechen laffen, daß 
ihm der Genuß feiner Güter in Italien und aufferdem 
no ein angemeſſenes TerritorialEtablifement ver; 
(haft werde. Bis jegt ift Diefes nicht zur Ausführung 
gekommen; der Sequefler, welcher auf feine Güter 
gelegt ward, dauert noch fort. Nach Buonaparte's 
MWortbrüchigfeit und abermaliger Bedrohung Euros 
pa's, hatten fich die Augfichten des Prinzen Eugen 
ſehr geändert. 

Mehr begriindet waren, aber nicht weniger vers 
eitelt wurden die Hoffnungen und AUnfprüche, welche 
der maltefer Drden dem Congreß vortragen 
hieß; in Abficht auf feine Wiederherfielung, mitteift 
eines angemeffenen Erfaged für die ihm entzogene 
Bouverainität, Länder, Güter und Einkünfte, und 
Einräumung feiner vormaligen politifchen echte und 





111 


Privilegien. In Frankreich und auf dem feflen Lande 
von Italien, hatte die Revolution ihn beraubt, in 
Baiern, zum Theil auch in Spanien, hatte er feine 
Güter verloren, Buonapatte hatte ihm, auf feinem 
Zuge nah Egypten, Malta, den Hauptfiß des Dr 
dene, in Teutfohland das Fürftenthbum Heitersheim 
und alle andern Befigungen und Einkünfte, gewaltſam 
entriflen. 

Die Wortführer ded Ordens des Heiligen Johan: 
nes von Serufalem, der Bailli Miari und der Com; 
mandeur Berlinghieri*),, fäumten nicht, dem 
Eongreß die fiebenhundertjährige Gefchichte, Ver— 
dienfte und Zwecke dieſes geiftlichen Ritterordens ans 
zurühmen, die Krankenpflege, die Kriegsdienfte gegen 
die Ungläubigen, feinen hohen Werth für den ordens— 
fähigen Adel, feine vollkommene Neutralität gegen 
alte Ehriften; Thaten und Grundfäge, wodurch er ſich 
zu einem hohen Grad von Anſehen, Glanz, und ſelbft 
zu verhäftnigmäßiger Macht empor gefhwungen habe, 
Zudem fünne man ihn als eine Schule für Schiffahrt 
und Tapferkeit betrachten. 

Wohl einfehend, dag Malta, jegt im Befig 
‚son England und von groffer Wichtigfeit für Ddiefe 
Macht, fo wie das Ganze der andern dem Orden entı 
siffenen Befigungen, unter den jegigen Verhaͤltniſſen 


) Auffer ihnen trat noch der Commandeur Vie von Ce— 
ſarini, in einer eignen Dentfchrift und durch müunds 
liche Borftellungen, lebhaft für den Drden auf. — 
Auch betrieben die Abgeordneten des ehemaligen unmits 
telbaren Reihsadels, die Wiederheritellung des 
Johanniter Ordens, fo wie des teutfihen Ordens. Auf 
diefe Orden, erklärten fie, ſtehe dev Kirche und dent ges 
nannten Adel «ein unbeſtreitbares Eigenthumerecht » zu. 
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uicht wieder zu erlangen feyen, befchränften fich die 
MWortführer auf den befcheidenen Antrag, daß man 
dem Drden einen angemeffenen Sig anweifen, daß 
man ihm denjenigen Theil feiner Güter, der wieder 
zu haben fey, zurüdgeben, und ihn, wenigſtens in 
den erften Jahren, mit denjenigen Wirteln unterflügen 
möge, welche nöthig feyen zu Beflreitung der Koften 
feiner Einrichtung und zu dem Wicderanfang feiner 
Kreuzfahrten gegen die Sceeräuber. 

Sn Siceilien und Sardinien, indem Groß; 
privrat von Böhmen befiße der Drden fein Eigens 
thum uoch unverfehrt. Sin dem Priorat von Rom, 
in Parma und Piacenza babe man ihm faft Alles 
zurücgegeben. Daffelbe fey' zu hoffen, in den exve— 
netianifchen Staaten, in der Lombardei, und 
in dem SPriorat von Pifa Ju Spanien hätten 
während des Kriegs verfchiedene Commanderien viel 
gelitten, aber noch eriftirten fie alle, und von dem 
jegigen Monarchen fey ihre gänzliche Zurückgabe zu 
hoffen. Daſſelbe laſſe ch in Portugal hoffen. Was 
dürfe der Drden nicht erwarten von der Großmuth 
Aleranderg, der britrifhen Nation, und 
Ludwigs XVII! Baiern, fowie Breuffen 
und andere Mächte, erimuntert durch fo fchöne 
Beiſpiele, würden nicht verſchmähen, icht , wie vor; 
mald, zu Wicderherfielung und Unterſtützung des 
Drdens beizutragen. Schweden und Dänemark 
hätten ehehin beträchtliche Subfidien angeboten, wenn 
der Drden in dem Mittelmeer ihre Kauffahrteifchiffe 

Begleis 





*) In Frankreich machte dev Drden unlängft, in einer 
eigenen Dentfhrift, den Antrag, auf Zurüdgabe aller 
noch unveräuſſerten chemaligen Ordensgüter, namentlich 
der in das Staats Budget aufgenommenen Walteinkünfte. 
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begleiten, und ihren Handel befchüsen wolle; Die 
Uuterhandlung mit ihnen fünne man wieder anfnüs 
pfen, und fie werde ebenfalls zu einem Mirtel verbels 
fen, die Beflimmung des Drdeng zu erfüllen. 

Gewiß werde auch der Hauptſaitz, den man 
dem Drden anmweifen werde, und der unbedingt ſeiner 
Herrfhaft und Benugung zu überlaffen fer, mehe 
oder weniger Einkommen liefern. Die Wahl dieſes 
Hauptfiged möge der Weisheit und Güte der Monar— 
chen überlaffen feyn. Die Erforderniffe ſeyen: 
nicht zu groffe Entfernung von dem Mittelpunct des 
Mittelmeered, ein Hafen, fiber und zureichend für 
jede Art von Schiffen nicht nur des Ordens, fendern 
auch der befreundeten Mächte und ihrer Unterthanen, 
angemefiene Pläge und Gebäude fir Zeughaus, Laza—⸗ 
retb, Kirche, Wohnung der Drdensangehörigenz 
endlich Hinlängliche Sicherheit gegen Anfälle. Grofs 
ſes verlange der Drden nit; nur müffe er nicht 
nöthig haben, den Grundftein zu legen. Wefente 
lich fey, daß der Hauptfiß frei und unabhängig fey, 
wie ehehin; daß der Drden daſelbſt alle Rechte und 
Borrechte der Souverainetät, und alle feine vormalis 
gen Privilegien genieffe; daß er daſelbſt feine römifch« 
Eatholifche Religion ausüben könne; daß er Geſandte 
und Agenten von jedem Rang an Mächte fenden ‚und 
mit dieſen politifche und commerzielle Verbindungen 
unterhalten dürfe; daß er, zu Handhabung feiner vers 
faffungsmäfigen Neutralität, die Gefege und Vor— 
fehriften dürfe beobachten laffen, welche er feit mehre, 
ren Jahrhunderten befolgt habe , in Abſicht auf Zus 
laffang der bewaffneten Fahrzeuge der verfchicdenen 
in Krieg oder Frie fich befindenden Nationen, in 
feinen Häfen; endl ß der Orden in feinem Haupt⸗ 

Klüber's Ucberficht. 


— 
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fiß ſich zu Feiner Zeil anders befinde, als unter Bedin 
gungen, welche ehrenvoll und der Natur eines ſou⸗ 
verainen Staates angemeflen find, wie er es ſtets 


geweſen ſey, zu Rhodus wie zu Malta. 


In Abficht auf die Zurückgabe der Ordens güter 
fomme in Erwägung, daß derjenige Theil derfelben, 
welcher in jedem der verfchiedenen Staaten gelegen 
ift, von fehr geringer Bedeutung fen , und eben fo der 
geringe Beitrag, welchen die verfohiedenen Comman, 
dere von ihrem. Einfommen, zu Unterhaltung der 
Drdensregierung in den Drdensfchag entrichten, fo daß 
faft der ganze Ertrag der Drdensgüter für die Nachges 
bohrnen adeliher Familien eine Hülfquelle, eine Be: 
lohnung fry, welche fie in den Stand fege, ihrem 
Souverain deſto nüglicher zu dienen. 

Endlich fey, in dem Fall der Wiederberftellung 
des Ordens, Fürfpradhe der Mächte bei dem heili— 


‚gen Väter zu wünfchen, daß derfelbe, als Dber: 


haupt aller geiftliden Orden (doch nur für dießmal, 


"und ohne Nachtheil der Rechte und Privilegien des 


Drdens) einen Großmeiſter ernenne, Damit die 
flatutenmäfige Wiedereinrichtung ded Ordens ohne 
Verzug ſtatt Haben könne; denn bei der jeßigen Tren; 
nung der Zungen und der Zerfireuung der Nitter, 
feyen diejenigen Drdensglicder , welche fich jegt in dem 
OrdensConvent zu Catanea in GSicilien befinden, 
weder zahlreich genug noch befugt, zu geſetzmäſiger 
Wahl eines Großmeifters zu fehreiten. 

E8 war voranszuſehen, daß diefe Wünfche und 
AUnfprüde des JohanniterOrdens uner 
füllt bleiben würden; auf einem Congreß, der fi 
in der Nothwendigkeit befand viele Wüufche und 
Anfprüche der Mächtigen unb igt zu laflen ; unter 
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politifchen Verhältniffen, welche den Mächten ſelbſt 


jede Belisung,, befonders in dem Mittelmeer, für 


ihren Selbſtzweck wichtig machten; in einem Zeitpunct, 
wo in dem Mittelmeer kein fefter Punct frei von Herr⸗ 
ſchaft eines Mächtigen war; und in einer Zeit, wo 


gede Macht Diejenigen Zwecke des Ordens, melde für 


Menfcheit und Staaten währhaft erfpriefilcch find, 
ſich felbft, fo weit es ihre möglich iſt, vorfegen zu 
müſſen glaubt, und wo dem Ritterthum faft nur noch 
in der Idee und in romanhafter Erinnerung , einiger 
Werth eingeräumt zu werden pflegt. 

‚Wichtig, beſonders für OberStalien und einen 
Theil von MittelItalien, mar noch eine Beflimmung 
in der CongreßActe, betreffend das unter dem Mamen 
Monte sMapoleone bekannte Inftitur zu Mailand. 
Die Mittel deffelben, welche zu Erfüllung feiner Bers 
pflichtungen gegen feine Siäubiger nöthig And, follen 
ihm erhalten werden, fein Grundeigenthum und feine 
übrigen Immobtlien, fo mie feine ActivCapitale, in 
den verfchiedenen Ländern, Die zu dem Königreich 
Stalien gehörten. Unter diefe Länder follen auch die 


Schulden des Inſtituts vertheilt werden, nach Vers. 


hältniß ihrer Volksmenge und Einkünfte, 
Portugal hatte, in dem Frieden von Badajoz 


vom 6. Yun. ı8or, Art. 5, die von Spanien eroberte. 


Zeftung Diivenza, mit deren Gebiet, und mit den 
an der Guadiana gelegenen feften Plägen, zufammen 
ungefähr zwei QuadratMeilen, an diefe Macht abtres 
ten müſſen, fo daß die Guadiana die Grenze zwifchen 
beiden Königreichen auf diefer Seite machte. Der 
Prinz Regent von Portugal und Brafilien forderte auf 
dem Congreß dieſe Kandesbezirfe zurück. Die Mächte 
betrachteten die Zurückgabe als eine von denjenigen 
| | 20 





Sn 
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Maasregeln, welche geeignet feyen, zwiſchen beiden 
Reichen der Halbinfel diejenige befländige nnd voll 
ſtändige Harmonie zu fihern, deren Bewahrung in 
allen Theilen von Europa ‚aufdem Congreß das nnvers 
rückte Ziel ihrer Beflimmungen gemwefen ſey. Gie 
Abernahmen daher in der CongreßActe fürmfich die 
Verpflichtung, auf den? Wege gütlicher Vereinigung 
ihre wirkffamften Bemühungen anzuwenden, Daß die 
Zurücgabe diefer Bezirke an Portugal bewirkt werde. 
Zugleich erklärten fie, fovielvon einer jeden von ihnen 
abhängt, ihre, Abficht, daß dieſe Uebereinkunft bald; 
möglich flatt haben möge. — Dem fpanifchen 
Gefandten mißftel dieſe Abrede. Durch eine Rote vom 
5. Junius erflärte er, daß er die Eutfcheidung feinem 
Hofe überlaffen müffe, und bis dahin die Congreßs 
Acte nicht unterzeihnen Fünne. 

Zwifhen Portugal und Frankreich hattefich 
ein Zwiſt erhoben, über das franzöfifde Guiana, 
das franzöſiſche SüdAmerika, welches Portugal im 
Jahr ıBog erobert hatte. In dem parifer Frie, 
den von ıBı4, Art. 10, wurde deffen Zurückgabe an 
Franfreich bedungen, fo wie ed am ı. Jäuner 1792 
war, und daß die in dieſem Zeitpunct ſtatt gehabten 
Grenzftreitigkeiten *), unter englifcher Vermittlung 
foliten andgeglichen werden. Der PrinzRegenk von 
Portugal und Brafllien hatte deßwegen Anftand genom, 
men, dem parifer Frieden feine Genehmigung zu ertheis 
ten. In der CongreßAlcte ward hierauf feſtgeſetzt, daß 
jener Artikel des parifer Friedens, fo wie alle Beſtim⸗ 





*) Der zu Madrid zwifchen Portugal und Frankreich ges 
ſchloſſene Friede vom 29. Sept. ı8or, Art. 4, enthäfr 
cine Beſtimmung. der Grenzen. 
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mungen melde daranf Beziehung haben könnten, 
ohne Wirkung bleiben, und dagegen, einverfian, 
ben mit allen Mächten, nachfolgende, alfein gültige, 
Befkimmungen an deren Stelle gefegt feyn 
ſollten, doch undefchadet der Verbindlichkeit aller übri— 
gen Elaufeln ded parifer Friedens für beide Mächte: 
« Der Prinzfiegent von Portugal und Brafilien vers 
pflichtet- ich an Frankreich zurüdzugeben, das 
branzöfifhe Guiana bis an den Fluß Oyapock, 
deſſen Mündung zwiſchen dem fünften und ſechſten 
Grad nördlicher Breite ſich befindet; eine Grenze, 
welche Portugal ftetd ald die durch den utrcchter gps 
Den feftgefeßte betrachtet hat. Der Zeitpunct def 
Zurüdgabe dicfer Colonie an Frankreich, fol, für 
Bald ed die Umftände geftatten werden, durch befondere 
Uchereinfunft zwifchen den beiden Höfen feftgefegt wer: 
den; und wird im Weg der Güte, fo bald möglich, zu 
definitiver Seflfegung der. Grenzen zwifchen dem 
franzöſiſchen und dem: portugiefifhen Buinna fehreiten, 
genau nach dem Sinn des achten Artikels des Tractats 
von Utrecht». 

Wichtige Bekimmungen wurden von den aufdem 
Eongreß verfammelten Mächten fefigefegt , in Anſehung 
der Schiffahrt auf ſolchen Flüſſen, welche ver 
ſchiedene Staaten trennen oder durchflieſ— 
fen, und wegen des Handelsverkeh'rs auf dies 
fen Zlüffen. Zu deren WBorbereitung war eine eigene, 
oben fchon befchriebene Eommifftion niedergefegt. 
In der. SchlußXkcte des Eongrefled verpflichteten fich 
Die Beherrſcher jener Staaten, Alles gemeinfchaftlich 
fefgufegen , was die Schiffahrt auf folchen Slüffen bes 
teifft.. Zu dem Ende follen innerhalb ſechs Monaten 
Commiſſarien fi verfammeln, welche nachfolgende 
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Grundſätze ald Grundlage ihrer Arbeiten anzunchmen 
baden Die Schiffahrt auf jenen Flüſſen ‚ in ihrem 
ganzen Lauf, fol durchaus frei, und, in Hinficht 
auf den Handel, Niemand unterfagt feyn; 
jedoch unter Beobachtung der Vorſchriften für Die 
Schiffahrt Polizei , welche errichtet werden follen ‚ über; 
einftimmend für Ale, und für den Handel aller Nas 
tionen fo günftig wie möglich. 
Das Syſtem der Erhebung ber Abgaben und 
Handhabung. der. Bolizet, fol, ſo viel möglich 
Wifelbe ſeyn für den ganzen Lauf des Fluſſes; 
auch fol es fich, fefern nicht befondere Umſtände wider; 
reiten, anf diejenigen Arme und Zufammenflüfle, 
welche, in ihrem ſchiffbaren Lauf, verfchiedene Staaten 
trennen oder Durchflieffen, erfirecken. Fuür die Abgaben 
aufdie Schiffahrt, und deren Betrag, fo wie gegen ihre 
Erhöhung oder Bervielfältigung, desgleichen 
in Abficht auf Zahl und Unveränderlichfeit der Erhes 
bungsBüreaug, find Grundfäge aufgeficht, welche 
Beförderung des Handels durch Erleichterung der 
Schiffahrt zum Zweck haben. Die Unterhaltung der 
Leinpfade oder Treppelwege, und die Beforgung 
ber fiir ungehinderte Schiffahrt in dem Flußbett 
nöthigen Arbeiten, liegt jeder Uferberrfchaft ob: 
für den Fall, wenn die einander gegenüberfiebenden 
Ufer verfchiedene Landesherrfchaften zuſtehen, ſoll die 
künftige Schiffahrtordnung das Nöthige beſtimmen. 
Nirgend ſol Stapelrecht, auch fein gezwun⸗ 
gener Umfchlag oder Stationenrecht, eingeführt 
werden; und die ſchon beflehenden follen nur fo weit 
fortdauern, als die UferStaaten, ohne Rüdficht auf 
Intereſſe des Orts oder bes Landes, folche für die 


! 
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Schiffahrt oder den Handel im Allgemeinen für noths 
wendig oder nüglich erachten werden. Die Zölle der 
UferStaaten follen Nichts gemein Haben mit den Schifr 
fahrt Abgaben. Durch Verordnungen ſoll verhindert 
werden, daß die Schiffahrt durch Zollamts Verrich— 
rungen nicht gehindert werde; doch fol auch dur 
genaue Polizei an dem Ufer, Zoflunterfchleifen der Ein⸗ 
mwohner mit Hülfe der Schiffleute entgegengcarbeitet 
werden. Ueber diefed Alles, und was fonft nöthig 
feyn möchte, fol eine gemeinfchaftliche Bor; 
fchrift errichtet werden. 

Für die Schiffahrt aufden Flüſſen Rhein, Neckar, 
Main, Moſel, Maas und Schelde, find beſonde— 
re Vorſchriften dieſer Art ſchon errichtet, und der Schluß 
Acte des Congreſſes als Beilage beigefügt. In dieſer 
Acte des Congreſſes wurden (Art. 96) für den Po 
obige allgemeine Beflimmungen ausdrüdlich angenoms 
men; es ward (Art. 14) für den ganzen Umfang de 
ehemaligen Polens, in Anfehung der freien Schifs 
fahrt auf Flüſſen und Candlen, fo wie des Gebrauchs 
der Häfen, der Eirculation der Erzeugniffe des Bodens 
und des Gewerbfleiffes unter den verfchiedenen polnis 
fchen Provinzen, und des Tranfithandeld, unmwans 
delbare Beobachtung derjenigen Grundfäge wicderhoft 
fefigefegt , welche in dem ruſſiſch-öſtreichiſchen und in 
dem ruffifch » preuffifchen Separat Vertrag deßhalb ent; 
halten find; es wurden (Art. 30) zwifchen Preuffen 
und Hannover, zu Beförderung ded Handels preuffis 
fcher Unterthanen mittelft der Ems und des Hafens von 
Emden, fo wie der Unterthanen in dem Herzogthum 
Lauenburg mittelſt des Canals der Stecknitz, genaue 
Beſtimmungen errichtet. Endlich wurden noch in Dem 
von Breuflen,-Deflreih und Rußland mit dem König 
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von. Sachſen am 18. Mai 1814 gefchloffenen Frieden, 
At. 17, die oben erwähnten allgemeinen Grundfäge 
von der Freiheit der Zlußfchiffahrt, auch auf die Fluß; 
und Schiffahrt Verhaltniſſe zwifchen Preufen und 
Sachſen für anwendbar erklärt; namentlich auf die 
Elbe, und fo viel das Floſſen ſowohl des verbundenen, 
ats auch des Iofen Holzes betrifft, auf die Gewäfler, 
werchhe Die Namen Eifierwerdaer:Floßgraben, 
Schwarze und WeiſſeElſter führen, fo wie auf 
Den Floßgraben, der aus der lepten abgeleitet ifl. 


Endlih Fam ed auch zu den legten und entfcheis 
denden Verhandlungen uber den tentfhen Bund. 
Was zunächft vorausgegangen war, was auf dem 
Eongreß in Erwägung fommen Eonnte, oder follte, 
was mwirflich in Betrachtung kam, was durch einen 
Grundvertrag feflgefegt, was in ſolchem der Zufunft 
vorbehalten ward , darf bier, wo eine neue Epoche in 
Der Gefchichte der Teutſchen beginnt, und wo ein 
Teutfcher zu Teutſchen ſpricht, nicht unberührt bleiben. 

Das taufendjährige Reich der ZTeutfchen hatte 
186 fein VernichtungsUrtheil erhalten, durch Wapos 
Icons Stiftung des fo genannten rheinifchenBundes *), 


am — 


®) Früher fhon (19. März 1806) hatte Napoleon zu 

Münden, nah verfhiedenen daſelbſt gu gleichem 
Zweck, unter dem Vorſitz feines Gefandten Otto, 
fruchtlos gehaltenen Conferenzen, den Bevollmächtigten 
von Baiern, Birtemberg und Baden den Ent 
wurf eins Staatsvertrags diefer drei Höfe, 
aus 49 Artikeln befiehend, zur Annahme vorlegen laſſen, 
den Beftimmungen der rheinifhen Bundes Acte vielfach 
ähnlih. Scine Abſicht dabei war, unverkennbar, das 
ſüdliche Teutſchland von Deftreichd politifchen, und des 
teutſchen Kaiſers und Reiche ftaatörechrlihem Einfluß mögs 
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dieſes ſchmaͤhliche Denkmal der Unterjohung, nicht bloß 
eined Theils teutſcher reichsftändifcher Landesherren 
und Städte unter etliche andere Landesherren derfels 
ben Art, fondern aller mit Tirularlinabhängigkeit von 
dem WeltTyrannen anggeflatteten teutfchen Könige 
und Fürften unter Ihn. Sieben Fahre lang hatte 
Diefer Scheinbund gedauert, und eben fo lang hatte 
Der Eroberer fich der Bundesform als eines Vorwandes 
bedient, die Streitkräfte der Verbündeten Staaten für 
feine nie endenden Kriege, die ganze Staaten Maſſe 
für fein abentheuerliches EontinentalSpyftem , und 
jeden einzelnen Staat im Junern für feine fultanifchen 
Launen zu benugen. Unwiderſtehlich waren feine Macht 
gebote geweſen, befonders feitdem er auch Preuffen 
und den größten Theil Polens, durch die tilfiter Fries 
densfchlüffe , feinem launenhaft gebietenden Einfluß 
unterworfen, und Oeſtreichs Macht durch einen dris 
ten Krieg und den wiener Frieden abermal bedeutend 
gefchwächt hatte. Schon verzweifelten die Meiften an 
der Möglichkeit, die Dauer der ZwingHerrſchaft des 
feisftfüchtigen Gebieters zu überleben, der die Macht 
der Fürſten Teutfchlande, wie ihre Untertbanen , in 





fıchft frei gu machen, und unter den feinigen zu ftellen. 
Die Einwendungen welche einzelnen Beftimmungen diefes 
Entwurfs , befonderd von Wirtemberg, entgegengefeßt 
wurden, beflimmten ihn, die Unterhandlungen abzubres 
chen. Bier Monate fpäter, fhuf er den rheiniſchen 
Bund. Durch diefen bewirkte er für Teutfchland in 
Maffe, was er durch den gebietend vorgelegten Entwurf 
eined Staatövertrags der drei Höfe, vorerſt theilweife zu 
Stande zu bringen getrachtet hatte. Indeß war jener 
franzöfifche Entwurf, die Wiege des vheinifchen Bundes. 
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« 
feinen Feſſeln hielt. Doch, in Rußland ward feine 
Macht gebrochen. 


Mais un Roi l’attendait au bout de l’Univers, 
Par qui le monde entier a vu briser ses fers, 
ALEXANDRE, tragedie par Racrux. 


Preuſſen trat auf die Seite Rußlands. Beide 
Mächte erklärten zu Kalifh, am 25. (15.) März 
1813, den rbeinifchen Bund fiir aufgelöfet, zugleich 
ihren feften und unveränderlichen Entſchluß, den 
teutſchen Fürften zu Wiedererlangung ihrer Freiheit 
und Unabhängigfeit behulflich zu feyn. Eine Völker⸗ 
ſchlacht (16.—ı9. October 1815) verjagte Die Macht 
des Tyrannen aus den Staaten der BundesFürften. 
Jeder diefer Fürften eutfagte nun, durch feierliche 
Acte, dem rheinifchen Bund. Diefe Entfagung, und 
mit ihr Die gänzliche Vernichtung des despotifch er: 
zwungenen, tidernatürlihen Bundes, erbielt ihre 
unmiederrufliche Beflätigung , durch die damit übers 
einftimmende Erklärung der vier verbündeten Mächte 
(Deftreih, Rußland, England und Preuſſen), welche 
zu Wiedereroberung und Erhaltung der Freiheit von 
Europa, mit feltener Eintracht und aufrichtigem , 
feftem Willen, fih das Wort gegeben hatten. Ends 
lich ward in dem parifer Krieden vom do. Mai 
1814, Art. 6, diefe Erklärung , welcher fonach auch 
Frankreich beitrat , ſtillſchweigend wiederholt, 
durch die Stipulation *: 





°) Zufolge einer Congreß Note des ruffifhen Bevoll⸗ 
mädtigten , Herrn Grafen von Neffelvode, datirt Wien 
den ı2. November 1814, wäre daffelbe ſchon in dem 
AlliangBertrag von Chaumont, vom ı. März 


F 
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«daß die Stoaten Teutfchlants unabhän 
«gig, und durch ein Föderativ Band ven 
« einigt feyn ſollen ». 

Mit diefer Beflimmung war zugleich ausgefpros 
Ken, daß eine Wicderherfielung des teutfhen 
Reichs und der Kaiferwurde, ſelbſt mit verbefs 
ferter Srundverfaffung , nicht flatt haben folle. Bei 
den Unterbandlungen , die dem Frieden vorausgiens 
gen, war dieſe Wiederherfiellung zur Sprache gefoms 
men. Allein weder Oeſtreich och die meiften übrigen 
Mächte hatten folche für vereinbar gehalten, theils 
mit ihrer eigenen Politik, theild mit der feit 1806 
wefentlich veränderten Lage Teutſchlands. Man wollte: 
auch nicht eine neue Reichs Verbindung, der 
vorigen ähnlich ; überhaupt, unter Feinerlei Form, 
eine Vereinigung teutfeher Staaten unter einem, 
wenn gleich eingefchräuften, Dberbaupt; Feine 
Dberhoheit (Supremat), weicher die fämmtlichen 
Staaten, mit Beibehaltung eines beffimmten Maafes 
von Landes s oder untergeorbneter Staats Hoheit, als 
fo genannte halbſouveraine Staaten untergeben feyen; 
keinen Bundesſtaat; feine Schugverbindung 
gegen einen oder mehrere Mächtigen. 

Demnach follten die jegt unabhängigen Staaten 
Teutſchlands, nachdem fie vor Auflöfung der Reichs— 
Verbindung Theile eines Staatskörpers geweſen 
waren, nach ihrer Erlöfung von fremdem Joche wies. 
der zu einer gewiffen Geſammtheit, zu einem 
politifhen Ganzen, fo feft wie möglich, vereinigt 





3814 , fefigefent. (Merten des wiener Congreſſes, 
Bd. J., Heft 1., S. 62.) Da diefed in den offenen 
Artikeln des Tractats nicht ſteht, fo muß es in einem 
geheimen vorkommen. 





124 


werden. Nur fo Eonnte feſte Haltung und Beſtändig— 
Eeit- erlangen, was, einzeln, im Sjunern und gegen 
Affen fich feibft zu fchirmen zu fchwach war, und uns 
vermeidlich erft ein Spielball, Daun die Beute fremder 
Macht geworden wäre. In Abficht auf die Form die 
fer Bereinigung, ward feftgefegt, Daß fie foderariv, 
mithin volferrechtlich , feyn folle ; ein Staatenbund,. 
Es follte ein Staateubund feyn. Es konnte in Frage 
fommen , ob nicht die geograpyifch :politifche Lage 
der teutfchen Staaten, fie zu zwei StaatenSyſtemen 
beffimmen? Etwa zu einem fudteutfihei uud einem 
ssordteutfchen , beide getrennt und unabhängig von 
einander, und von jeder fremden Macht. Selbſt für 
bin Ball, wenn Deflreich und Preuffen mit ihren teuts 
fhen Staaten dem Bunde beitreten würden , war 
Diefe Frage wichtig. In dem einen wie in dem andern 
Sch, eröffnete ſich die Ausficht auf politifche Einwirs 
fung der Mächtigen, im Frieden wie im Kriege; einer 
Einwirfung, deren kleine und mittlere Staaten fidh 
nie ganz entäuffern Fünnen. Dachte man fich vollends 
einen Krieg diefer Mächtigen unter fich, der, wenn 
auch auf lange Zeit nicht wahrfcheinlich, Doch immer 
möglich blieb, fo mußte in folhem die augenblickfiche 
Trennung eines Staatenbundes, welcher alle Eleis 
nen und mittleren teutfchen Staaten umfaßt, ohne 
Widerrede mehr als möglich erfcheinen; gleichviel ob 
jene Mächtigen felbft, mit einem Theil ihrer Staaten 
dem Bunde angehörten, oder nicht. In dem Kriege 
reißt die Gewalt unaufhaltfam Alles mit fich fort, 
was durch angemeflene Gewalt nicht vertheidigt wird. 

Mußte die Erwägung eines Kriegs der genannten 
Art, auf die Idee von alsdann , felbft bei voraus 
bedungener Neutralität, kaum vermeidlicher Trennung 
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ed, alle teutfchen Staaten, mit Einſchluß der den 
ächtigen angehörenden, umfaffenden Bundes leiten, 

fo durfte man immerhin bedachtſam fich die Frag: vors 
Segen, ob. nicht politifch beſſer ſey, zwei teuffche 
GStaatenvereine, mir oder ohne Ausfchluß der Staaten 
der Mächtigen, zu bilden, als einen? Man konnte 
fih hier zwei Staatenvereine denken, welche Die geo— 
graphifchspofitifche Lage ihrer Beflandtheile, in Lem 
auswärtigen Verhältniß fortwährend beſtimmte, den 
einen dieſem, den andern jenem der beiden Mächtigen 
anzuhängen. Man fonnte fih fogar Hinzudenfen , daß 
eine Pflicht zu folcher Anhänglichkeit, ſich vertragmäſig 
feftfegen laffe, fo fern man nicht eine Neutralität beis 
der Staatenvereine — denen dann Feiner der Mäch- 
tigen als Bundesgenoß angehören dürfte — vertrag; 
mäfig,begründen, und gehörig fihern wollte. So mußte 
zur Srage fonımen, ob die Bildung zweier Staatens 
vereine, für ihr Fortbeſtehen eine fiherere Bürgſchaft 
verheiffe, al8 die Gründung eined einzigen? Der 
parifer Friede entfchied für die letzte. 

Ein Staatenbund, ein einziger, follte die 
unabhängigen Staaten Teutſchlands zu einer völferr 
rechtlichen Geſellſchaft vereinigen, für gemeinfchaftliche 
Zwecke. Es follte ein Staatenbund ſeyn, wie ihn die 
Gchhichte , von dem achäifhen Bunde bie auf die 
SiebenInſelRepublik und diejenige der ſieben Verein: 
ſtaaten von Venezuela, noch nicht (der rheinifche 
Scheinbund war ein Werf weder des freien Willens, 
noch der Dauerhaftigfeit) aufzumweifen hatte; denn er 
ſollte, mit wenigen Ausnahmen , zufammengefegt feyn: 
aus Staaten von monarchifcher Staatsform. Ger 
wig war dem Scharfblicf der Urheber jener Stipules 
tion, die Wahrnehmung nicht entgangen, Daß in dem 
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politiſchen Wirken folcher Staaten, die von ei 
phyſiſchen Individuum beherrſcht werden, ungl 
mehr Beweglichkeit fich zeige, als in demjenigen folcher 
Staaten, die von einer moralifchen Perſon, einer po; 
litiſchen Gemeinheit, regiert werden, in Dinficht auf 
Neigung und Intereſſe, auf Denfs und Handlungs: 
weife, auf Willensbefimmung des regierenden Gubs 
jectes; daß den Staaten der erflen Art ein Familien⸗ 
Intereſſe des Regentenhaufes ausſchlieſſend eigen ſey, 
deſſen Einfluß auf ihr politiſches Syſtem von der Er: 
fahrung nicht weniger beflätige wird, als feine Wan— 
deibarfeit; daß gleichwohl das Princip der Einheit, 
der Eintracht , und des Feſthaltens an dem einmal 
‚angenommenen BundesSpftlem, die Grundlage eines 
ächten Staatenbundes fey. 

Man fand, bei jener Beflimmung des parifer 
Friedens, keinen politifhen Widerfpruch darin, daß 
das füderative Band eine Maſſe von. Staaten um; 
ſchlingen follte, unter welchen Ertreme ſich berühren, 
in einem Slächeninhalt von ı00 bis 5000, und von 
s; bis 25 Quadrat Meilen, von einer. Bevölkerung 
jwifchen 170,000 bis 8,000,000 und 4,500 bis 70,000 5 
Staaten, auffallend verſchieden in Intereſſe, in Vers 
faſſung und Megterungsgrundfägen, in Macht, Raug 
and Anfehen. Man ſchien nicht darauf zu achten, dag, 
obgleich urfprünglich vereinigt nach dem Recht einer 
gleichen Gefellfhaft, jene Verfchiedenheiten doch 
eine fehrwidrige, factifche Ungleichheit in dem Auffern 
und innern Bundesverhältniß zur Folge haben könnten. 
Man ſchien nicht zu beforgen, daß im Innern ver 
einige, und von Auffen in Berührung mit Gebieten 
mächtigerer Nachbarn der erfien und zweiten europdis 
(den Gröffe, der Bund in die Länge vielleicht nur 
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Durch wechfelfeitigen Neid folder Glieder und Nachbarn, 
Bloß durch die Wacht der Mißgunft (puissance d’envie) 
beſtehen fönne; bis ctwa einft im Kriege unter ihnen, 
die Macht oder das Glüc des Einen den Reid und die 
Kraft des Andern überwöge, uud den politifch fchwachen 
Gegenflaud des Neides, ganz.oder zum Theil, feiner 
Botmäſigkeit unterwürfe. Dean fohien nicht in Rech⸗ 
nung nehmen zu wollen, daß felbit in friedlichen Vers 
bältniffen,, die groſſe Verſchiedenheit des Intereſſes 
und der geographifchen Lage, fo wie die hiedurch und 
durch vielfache andere Ausſichten beſtimmte Art und 
Kraft ihres Bundesſinnes, vorzüglich Die unvermeids 
liche Einwirkung der Mächtigeren, — unter dieſen 
Sraufreich auch jest nicht ausgeſchloſſen — bei fo 
mancherlei unabhäugigen Staaten der Eleinftlen und 
kleineren Art, ſehr leicht cine Trennungs Politik ers 
zeugen koͤnne. | 

Der parifer Friede war fichen geblieben bei den eins 
fahen: Foedus civitatum germanicarum esto ! Der 
geograpbifche Umfang und die Ausbildung 
des teutfchen Staatenvereind, waren groffe Aufgaben, 
deren Löfung (Art. 30) dem wiener Cougreß vorbehalten 
ward. Hier mußte nothwendig die Frage entfliehen, 
welche teutfche Staaten für den teutfhen Bund. 
beftimmt ſeyeu? Ob nur die, welche zu dem rheinifchen 
Bund gehörten? Oder Die, melche in dem Augenblick 
"Der Auflöfung der teutfchen Reichsverbindung, noch 
in diefe verflochten waren? Dder die, welche zu der 
Beit, als der legte Reichskrieg mit Sranfreich ausbrach, 
Beſtandtheile des teutfchen Reichs ausmachten, fo weit 
He von Frankreichs Oberherrfchaft durch deu parifer 
Srieden wieder waren befreit worden? Oder welche von 
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diefen? Namentlih, ob und welche teutfche Staaten 
Oeſtreichs, Preuſſens, Dänemarks, des Königs der 
Niederlande, und auf der linken Rheinfeite zuden Buns 
desftanten gehöreri follten? Ob und wie weit folche 
ehemalige reichsftändifche Territorien, welche Napoleon 
. der Dberhoheit rheinifcher Bundesfürften untergeordnet 
hatte, nunmehr unmittelbare Beflandtheile des teuts 
ſchen Bundes feyn follten? Dder, ob und wie diefelben, 
wenn auch Andern fortwährend untergeordnet, Doch 
mit gewiffer Auszeichnung dem Bunde augcehören, und 
ch feines befondern Schuge8 erfreuen follten? 

Es mußte ferner auf dem Congreß zuvörderfi in 
Betracht Eommen: der Zweck und die Arı des Vers 
eins, dem die teutfchen Staaten fih zu fügen hätten; 
fodanndie Art unddas Maas politiſcher Selbſti— 
ſtändigkeit, welches jedem der Bundesſtaaten zu 
laſſen und zu ſichern ſey. 

Als Zweck des Bundes konnte man ſich kaum 
etwas Anderes denken, als den innern und duffern 
Frieden des Ganzen und ſeiner Theile, verbunden mit 
den übrigen Elementen des innern Landeswohls. 

In Abſicht auf die Art des. Staatenvereing, 
fonnte man die Frage aufiwerfen: ob er, um ihm Eins 
beit, Eintracht und Dauer deſto mehr zu fichern, 
eines Bundeshauptes bedürfe? Eines Mächtigen, 
welcher die Unverletzbarkeit der innern Bundess und 
Staatsverhältuiffe zu bewahren, den Bund und feine 
Genoffen in ihren äufferen Verhältniffen zu feiten und 
zu vertreten, befonders fie gegen Angriffe und Arrons 
dirungsLuſt kühner Nachbarn, wo nicht gar eigener 
Bundesgenoffen , zu fügen, Recht, Pflicht und 
Macht habe. Ein ſolches Bundeshaupt müßte, mäch— 
tiger ald Alle zufammengenommen, das Anfehen und 

das 
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das Rechtverhalten ber Einzelnen und des Ganzen 
bewarhen. 

Auf der andern Seite fonnte man in Betrachtung 
ziehen, ob der Verein nicht unter einem Bundeshaupt 
ſtehen, ſondern ein Staatenbund in dem bisheri, 
gen Sinn, ſeyn follte , wie er feither nur unter Sreis 
flaaten vorgekommen war; eine Vereinigung ganz 
fouverainer Staaten, nach Art und Necht einer gleis 
chen Gefelfchaft; allenfalls verflärkt durch Gewähr; 
leiftung von Seite einer oder mehrerer von Europa's 
gröferen Mächten. 

Hiebei konnte, in Hinfi ht auf die Souverainetät 
der Bundesftaaten, in Erwägung fommen: ob und 
wie weit ihr Einſchränkungen zu fegen fenen, wie 
fie Das wahre, richtig verſtandene Intereſſe des Gans 
zen und jedes Einzelnen fordert? Namentlich in Ans 
ſehung gemiffer ——— die ſich auf den allges 
meinen Verkehr beziehen, in Dinfiht auf Militärs 
Gewalt, die überall leicht zu Meit getrieben wird, 
und in dem Verhältuiß nach Auffen, welches für 
Heinere Staaten, zumal wenn jie einem Staatenbunb, 
angehören, vielfach bedenklich iſt, und leicht zu uns 
verhältnigmäßigem Aufwand verleitet. Iſt die Staats⸗ 
gemalt fchon ihrer Natur nach nicht uneingefchräuft, 
nicht abhängig von bloffer Willführ, fo darf fie noch 
viel weniger unbefchränft und willführlich ſeyn in 
Staaten, deren weſentliches Intereſſe fie ſelbſt 
einem beſtimmten Schutz⸗ und Bundesverein zus 
oder unterordnet. Hier gebietet der Zweck des Ber 
eind, auffer jenen natürlichen, noch gewiſſe pofitive 
Schranken der Staatdgewalt, gemeinfchaftlih für 
alle Bundesilaaten. Andere pofitive, flaatsrechtliche 
Befimmungen , können bedingt werden durch indivi⸗ 

Klüber's Ueberſicht. J 
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duelles Intereſſe einzelner von jenen Staaten, das 
mit dem innern Zlor und dem Fortgang vieles Gu⸗ 
ten durch Eigenmacht nicht gefchadet werde. Bon 
feld führte dieſes auf die Frage: ob nicht jedem 
Bundesflaat eine, durch Gewährleiftung geficherte, 
Eonftitution, mit einer Volksvertretung durch 
Landſtände, gebühre? Ein Staatsgrundvertrag wis 
der den Mißbrauch der Staatsgewalt, und für den 
Schug der natürlichen und wohlerworbeuen Rechte des 
Megenten und der Unterthanen ; eine Richtſchnur, 
durch welche in dem Fauf der Jahre beiden Theilen 
zur Gewohnheit wird, nichtS Unrechtliches zu wollen. 

Da auh Freiheit und Sicherheit des 
nüsglihen Verkehrs, Innerhalb und aufferhalb 
des Staatsgebietes, zu den erften Elementen des 
Staatenwohls gehören , fo Fonnte noch manche® An; 
dere, welches Noth thut, für die ganze Gefammr: 
heit der Bundesftaaten, zur Erörterung kommen. 
Wie Einheit des Kriegsſtaates, mit Enthaltung von 
allem militärifchen Ueberfluß, alfo Eonnten auch ge: 
‚wiffe allgemeine, in einander greifende innere Si, 
herheitsAnftalten in Vorſchlag gebracht werden *). 


*) Doch ohne, theils zweckloſe theils zweckwidrige, wohl 
gar lächerliche, Strenge in der FremdenPolizei. Solche 
Strenge iſt, laut der Erfahrung, cine gehäſſige Plage 
der ehrlichen, ein ſelten fehlſchlagendes Schutzmittel der 
unehrlichen Leute; cin Ergeuguig bald des böten Gewiſſens, 
oder der Flarfchhafren Neugier cines Machthabers, bald 
eines kleinlichten Hanges zu Vielregieren, bald eine Uns 
wifienheit in der Regierungsfunit, auf jeden Zall cine 
grobe Verfundigung an der teutſchen Rechtliebe, Ehrs 
lichteit und Gaſifreundlichkeit. "Diefe will jeden uns 
fträflichen Fremden gechrt, geachtet, befördert wiffen, 
während jene Polizei jeden renden ald einen Berdichtis 
gen fo lang behandelt und verfolgt, bie er, nach einer 
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Es fonnten in Frage kommen: Einheit der bürs 
gerlicden und peinlichen Geſetze, teutſch, angemeffen 
dem Geift der Zeit und des Volkes; Gleichförmig—⸗ 
feit in dem bürgerlichen und peinlichen Rechtsverfah⸗ 
ren; vernünftige Preßfreiheit; Billigkeit und Gleich— 
förmigfeit in der Ausübung des CommerzRegals, nas 
mentlich in Abficht auf Aus-⸗, Eins und Durchfuhr, 
Zoll s und Acciſeweſen, und gleiches Verhältniß in 
Münze, Maas und Gewicht; Rechtlichkeit und Eins 
heit der Poftanftalt, wenigſtens Einförmiafeit in der 
Verwaltungsart fämmtlicher LandesPoſtanſtalten, ins; 
befondere in Abficht auf Unverleglichkeit des Briefges 
heimniſſes, auf fogenannte Combinirung, Influenz 
und Tarif, u.d.m. 

Solche und andere Betrachtungen waren ed, welche 
anf dem Congreß Aufmerkſamkeit erregen, fle fchärfen 
und unterhalten fonıten. Was wirflich gefchah, fo 
nun, chen ſo treu als furz, berichtet werden. 

Wie Anfangs blos die Bevollmächtigten fünf teuts 
fcher Höfe, einen Ausfchuß für Vorberathſchlagung 
fiber Rechte und Verfaſſung des teutfchen Bundes Bildes 
ten, der unverrichtete® Dinge ſich trennte; wie dann 
in den unmittelbaren Verhandlungen fiber den teutfchen 
Bund, ein langer Stillſtand eintrat; wie, während 
deſſelben, die Bevollmächtigten der vereinigten Fürſten 
und freien Städte, mit wahrhaft teutfchem Sinn, 
den Geift wohlthätiger, zeit: und rechtgemäſer Thätig— 
keit gu wecken ſich beſtrebten; wie, von preuffifcher und 
öftreichifcher Seite, nah und nah cine Rethe von 





Are von peinlichem Verhör , einen fireng jurififchen Bes 
weis feiner äuſſern Ehrlichkeit, nicht felcen durch Jalfcye 
Urtunden, geführt hat. 

ya 





1352 


Entwürfen zu einem Grundvertrag bed teutfhen Bun: 
des, in Umlauf gefegt wurden, — das Alles ift oben 
ſchon entwickelt worden. 

Eher nicht als in den letzten Wochen, wo noch 
fo viel andere Gegenflände der Unterhandlung fich bins 
zudrängten, ward Die Angelegenheit des teutfchen Buns 
des in der ihr gebührenden Form erörtert. Eilf Siguns 
gen *) wurden deßhalb kurz hintereinander gehalten, 
vom 23. Mai did 10. Junius. Alle urfprünglichen 
Hitglieder des Bundes nahmen, nach Gchübr, Theil 
daran. Für die Bevollmächtigten der vereinigten fouve: 
rainen Fürften und freien Städte, von deren Verein 
Baden und Heffendarmfladt feit einiger Zeit fich zurück; 
gezogen hatten, mar zu den beiden erſten Sigungen 
nur eine Deputation einge.aden worden. Es waren 
daher, in folchen, blos fünf Deputirte für fie erfehienen. 
Da aber jene Bevollmächtiaten fehon in der zweiten 
Gigung erflären lieffen, daß die Deputation, dem 
früberhin gefehehenen Antrag gemäß, nur in der Abficht 
ernannt worden fey, um über Art und Form der Ver; 
handlungen Rückſprache zu nehmen, keineswegs aber, 
‚um über die Bundesverfaffurfg im Namen Alter zu 
berathen und abzuſchlieſſen, zu welchem Zweck bloß 
Durch eine Deputation mitzuwirken fle fämmtlich fich 
nicht für ermächtigt hielten; fo wurden zu. allen folgen 
den Sigungen, alle Bevollmächtigten der vereinigten 
Fürften nnd freien Städte eingeladen. Insgeſammt 





*) Scit der Mitte des Maimonats hatten etlihe Vorcon—⸗ 
ferenzen flart gehabt, zwifiben den Bevollmächtigten 
von Deftreih und Preuffen Den Ichten dieſer 
Zufammentünfte, hatte aud der hannövberiſche erſte 
Bevollmächtigte beigewohnt. 
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erfchienen fie daher in folchen ‚und unterſchrieben auch 


fo die Bundes Acte. 
Allgemein ward von den Anweſenden die Rede— 


und Stimmfreiheit gerühmt, welche in den Berath⸗ 
ſchlagungen ſtatt hatte, das allſeitige Beſtreben, die 
Abſicht, den Geiſt und Umfaug der geſchehenen An— 
träge und Vorſchläge zu erforſchen, zu entwickein und 
zu prüfen, über Verfchiedenheit der Anfichten fich zu 
verfländigen, mangelhafte Stellen zu vervollkommnen, 
oder zu berichtigen, Zweifel zu löfen, Anſtände und 
Schwierigkeiten zu heben, unüberwindlichen Hinders 
niffen auszumeichen. 

Die Umflände drängten. Seitdem Buonaparte 8 
unvermutheter Einfall in Frankreich , in faft allen Cons 
greßVerhandlungen zu einem fehleunigeren Gang ge; 
röthigt hatte, mußte man auch diefen Verhandlungen 
ein Fürzeres chrotiologifches Ziel ſtecken. Man mußte 
für Die BundesActe, vorerſt wenigſtens, mit einem mins 
dern Grad von Bollfommenheit, oder, nach dem Aus— 
druck des Fürften Metternih, mit «Grundzügen 
Der politifchen Föderation *) » ſich begnügen, und die 
Fortſetzung und weitere Ausbildung der Fünftigen Bun: 
desverſammlung überlaffen. Man mußte an manchen 
HauptPuncten vorbeieilen, und andere unvollendet 
laffen, mweil es bald an Zeit, bald an Hoffnung ges 
brach, für jegt Schwierigkeiten zu befiegen, auf die 
man gefaßt feyn mußte, oder fchon geſtoſſen war. Mit 
ſolchem Sinn erreichte man, zu gefegter Zeit, doch 
einigermaßen daß Ziel. — Noch am Morgen des legten, 
den Berathfchlagungen gewidmeten Tages (8. Jun.), 
hielten die öftreichifehen und preuflifchen Bevollmäch— 





.) Acten, des wiener Congreſſes, Bd. II., ©. 341. 
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figten mit dem Baterifcheneine Separatlonferenz.— 
Es wurden darin die von Baieru zulegt noch begehrs 
gen Aenderungen und Beſchränkungen des revidirten 
Entwurfs der BundesActe, in Borberathfchlagung 
genommen *). Diefe Zufammenfunft veranlaßte noch 
einiges Nachgeben gesen Baiern, und beförderte, in fo 
weit, wenigſtens den Abfchluß des Grundvertrage. — 
Borläufig unterzeichnet wurden hierauf, die zwanzig 
Artikel der BundesActe einzeln am achten, förmlich 
unterfchriehen und befiegelt das Ganze am zehnten Sfus 
nius, von den Bevollmächtigten für [ech 8 und dreiſ— 
fig Bundesgenoffen. 

Wirtemberg und Baden. vermißt man in den 
Unterfhriften. Für Baden war, während der fegten 
entfheidenden Verhandlungen über den Grundvertrag 
des teutfchen Bundes, kein CongreßBevollmächtigter 
mehr anwefew. Für Wirtemberg waren zwei Bes 
volmächtigte noch gegenwärtig, aber ohne in den Con⸗ 
ferenzen zu erfcheinen und Theil zu nehmen an den Ber; 
bandlungen. Ganz zulckt noch erboten fi diefe, für 
Die eilf erfien Artitel der BundesActe zu unterTchreis 
ben. Da man aber ganze Bundesgenoffenfchaft for« 
derte, und fie fi dazu nicht verfianden , blich ihnen 
der Zutritt zu dem Bunde verſagt; Doch ward unbe: 
dingter Beitritt zw dem Ganzen , für eine beflimmte 
Friſt noch frei gelaflen , der aber innerhalb Diefer eben 
fo wenig erfolste **). Wenn nun gleih Wirtem» 
berg und Baden, als urfprüngliche WitPacifcenten 





°) Hcten des wiener Eongreffed, Bd, IL S. 531 f. 


) Das Näpere ſ. man in den angef. Acten, Bd. IL 
ro Ff. 
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bei Errichtung des teutſchen Bundes nicht erfcheinen, 
fo iR doch vorläufig in der BundesActe derjenigen 
Stimmen ausdrüdlich ſchon erwähnt, welche ihnen, 
in dem Fall ihrer nachfolgenden Aufnahme in den 
Bund, in der Bundesverfammlung zuftchen follen. 

Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß auffer Wirtems 
berg und Baden auch noch der Landgraf von Deffen; 
Homburg die Aufnahme in den teutfhen Bund 
erlangen werde. Nicht nur ift ihm in der Schluß Xcte 
des Eongrefled, Art. 49, ein Land in dem Saar De 
partement mit 10,000 Einwohnern, beſtimmt, ſondern es 
haben ihm auch die vier verbündeten Mächte , in ihrem 
parifer Eonferenz Protocol vom 3. Nov. 1815 und deffen 
Heilage B. die bisher von großherzoglich s heffifcher 
Seite ausgeübte Sonverainetät, über feine 6,366 hom⸗ 
burgifche Unterthanen , zugedacht. 

Dagegen entgieng verfchiedenen Andern, welche 
feither, oder noch vorfurgem die Souderainetätgcnoffen' 
hatten , die Ehre der Buudesgenoſſenſchaft. | 

Schon unter dem Datum deſſelben Tages, an 
welchem die BundesXcte feierlih war unterfchrichen 
worden, meldeten ficb zu der Ehre der Bundesgenof; 
fenfchaft, der Fürſt von Jfenburg und der Graf 
von Bentind; diefer als Befiger der ſouverainen 
Herrlichkeit Inn s und Knipphaufen. Beide erklärten 
fchriftlich ihren Beitritt zu dem Bund und zu dem 
Grundvertrag deſſelben *). In gleicher Abficht, hatten’ 
fie, fo wie auch der Fürft von der Leyen, früher 
ſchon nachgefucht um Zulaffung ihrer Bevollmächtigten, 
in den Berfammlungen und Berathſchlagungen der des 





*) Acten des wiener Congreſſes, Bd. U, ©. 577u. 581. 
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vollmächtigten ber .neretnigen teutfchen Fürſten und 
freien Städte *). Beidemal blieben ihre Anträge ohne 
den gemwünfchten Erfolg. Der 52. Artikel der Schluß; 
Acte des Congreſſes, vom 9. Junius, fprach Defireich 
Die Souverainetätüber das Fürſtenthum Iſenburg 
ausdrücklich zu; wie daſſelbe, in Anfehung des Fürs 
ſtenthums Leyen oder Hohengeroldseck, in dem Sı. 
Artikel, fillfchtweigend gefchehen. war **). 

Ueber die Souverainetät der gräflichs s Bentindis 
fchen Herrlichkeit Funs und Knipphauſen, eine 
publiciflifche Merkwürdigkeit ſchon zur Zeit der Reichs» 
Derbindung , war zwar auf dem Congreß nicht verfügt 
worden. Diefelbe ward aber Doch, nebft den Domainen 
und der PatrimonialHerrlichfeit, der Widerfprüche 
des Grafen ungeachtet, von HolfleinDfdenburg forts 
während unter vorforglicher Verwaltung gehalten. Diefe 
Berwaltung war eine Fortfegung theild des vonfranzös 
ſiſchen Behörden (Jul. 1813) darauf gelegten Scques 
ſters, theils- der von einem ruffifchen Kriegsbefchle«. 
baber (Nov. 1813) verfügten proviforifchen Befiß: 
nahme, welche nad einer Erklärung des Hrn. Staats; 
miniſters Schren. von Stein, aus Mißverfland und 
Unfenntuiß der wahren Lage der Sache flatt gehabt 
hatte ***). Didenburg ſchien zu bezweifeln, daß es 
Wille der verbündeten Mächte fey , in feiner Nähe 
undan.der Gränze von Teutfchland, eine Souverainctät 
von fo geringem Territoriallimfang fernerhin beftehen 





9 Meten des wiener Eongreffes, Bd. II, ©. 879 f. 88. I, 
Heft 4, ©. 43. 


*°, Ebendaf. Bd. II, ©. 375 f. 


*) Ausführlich hievon, in den Acten des wiener Con⸗ 
greſſes, Bd. III, ©. 553 ff. 
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zu laſſen. Als Nachbar, und nad feinen übrigen 
politifchen Verhältniffen , glaubte es vor Andern zu der 
Hoffnung berechtigt zu feyn-, daß folche ihm werde 
untergeordnet werden. Schon haben öffentliche Blätter 
verfündigt, daß Unterhandlungen zwifchen Oldenburg 
und dem Grafen Bentind eingelcitet feyen ,„ über 
freiwillige Abtretung diefer Herrlichkeit. 

Mie Hatte noch ein Staatenbund eine fo groſſe 
Anzahl von Staaten umfaßt, wie jetzt der teutſche. 
Es find acht und dreiſſig Bundesſtaaten, Wirs 
temberg und Baden mitgezählt ; groffe, mittlere und 
kleine, monarchifch und republifanifch geformte, ins; 
geſammt für gemwiffe gemeinfchaftliche Zwecke vereinigt, 
doch noch nicht, wie die VereinStaaten in dem gepries 
fenen alten Griechenland, unter einem gemeinfchafts 
lichen Gericht von Amphiftyonen. Die Volksmenge 
aller Bundesftaaten, ſchätzt man vorläufig auf unges 
fähr s6 Millionen. Die Bewohner Teutfchlandes Eöunen 
nun, der politifchen Unterabtheilung in fo viele und 
verfchiedenartig geflaltere Staaten ungeachtet, Durch 
den Bundesverein fich zufammen wieder ald Ein BolE 
betrachten. Dieſes Volk bildet, mit den auffer dem 
teutfhen Bund lebenden Teutfchen, die teutfche 
Nation, deren Glieder ein Sinn belebt, der Sinn 
für teutfchen Gemeingeift, teutfche art, 
Sprache nıd Bildung, 

Umfang , Zweck und Berfaffung des Bundes, auch 
Manches in Abficht auf die Verfaſſung und den innern 
Rechtszuſtand der Bundesfiaaten, fo wie Die befondern 
echte und Derhältniffe der jegt untergeordueten , 
ehemaligen reichsfländifchen Pandesherren , und gewiſſe 
Rechte der Unterthanen überhaupt, find in der Buns 
des Acte feſtgeſetzt. Diefe Acte erklärt den Verein 
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für einen Staatendbund in dem gewöhnlichen Sinn; 
ale Mitglieder haben, als ſolche, gleiche Rechte, 
fo wie gleiche Bundespflichten. Deftreich und Breuf: 
fen traten dem Buude bei, Doch nur für ihre vormals 
zu Dem teutfchen Reich gehörigen Befigungen, aber 
auch für alle diefe, fo daB Preuffen fogar die Abficht 
erklärte, auch mit Schlefien beizutreten , deilen Ver; 
Bindung mit dem teutfchen Reich in der neuern Zeit 
von ihm nicht anerfannt, und ſelbſt theoretiſch zweis 
felhaft geworden war. Dänemark trat bei für Hols 
fein, der König der Niederlande für das Groß; 
berzogehum Luxemburg *). 

Der Zwed des teutfchen Bundes fol feyn, Er⸗ 
haltung theildder äuffern und innern Sicherheit Teutfch: 
landes, theilß der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit 
ber einzelnen Bundesſtaaten. Alle Bundesglieder ver; 
fprechen einander, Schuß für ganz Teutfchland, und 
für jeden einzelnen Bundesflaat, gegen jeden Angriff, 
fo wie Sewährleiftung für alle ihre, unter dem 
Bunde begriffenen Beſitzungen. Doc fchließt dieſes 
Schutzbündniß gewiſſe gemeinfchaftlihe Einrichtungen 
und Vorſchriften nicht aus, welche abzwecken auf Bes 
förderung des inneren Wohle der Bundesſtaaten. 

Für Beforgung der Bundesangelegenheiten, ifl 
eine befändige Bundesverfammlung zu Frank. 
furt am Main angeordnet, bei weicher alle Bundes: 





+ 


*) Lüttich gehört nicht zu den Bundesſtaaten. Acten ꝛc. 
3) I, ©. 555. Von PreuffifchScldern, ebnd. 
8.469. Bon Schlefien, cbendaf. ©. 106 u. 413. 
VonWelſchTyrol und Kärnthen,chendaf. &. 106. 
Man vergl. aud ebendaf. ©. 123, ı3ı, 344, 380, 
403, 429, Bd. I, Heft ı, ©. 45. 
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glieder berechtigt find Durch Bevollmächtigte gu erfeheis \ 
nen. Den Borfig darin führt Oeſtreich; aber jedes 
Bundesglicd Fann Vorfchläge machen, und in Vortrag 
Bringen, welche nachher Der Dorfigende, in viner zu 
beflimmenden Zeitfrift der Beratbung zu übergeben 
bat. Die Tundesverfammlung theilt fih in das Ples 
num, und in die engere Verſammlung. Die 
letzte ift Die Regel, das erfie die Ausnahme. 

An dem Plenum find keine Geſammtſtimmen. 
Jedes Mitglied hat darin allein und für fih Sig und 
Stimme; aber manche Bundesglieder haben mehr 
ald eine Stimme. Es find darin neun und fechzig 
VirilStimmen, mit Nüdicht auf das alffeitige Terri⸗ 
gorialBerhältnig, unter die 58 Bundesglieder_fo ver. 
tbeilt, daß ſechs Bundesglieder (Deftreich,, uffen, 
Sachſen, Baiern, Hannover und Wirtemberg) jede® 
mit vier, fünf (Baden, Kurheffen, Großherzog von 
Heſſen, Holſtein, :Lugemburg) jedes mit Drei, und 
drei (Braunfcpweig, MecklenburgSchwerin und Naſſau) 
jedes mit zwei VirlStimmen, die übrigen 24 Bun! 
Deöglieder jedes nur mit einer Stimme bedacht find’ 

Dagegen find in der engeru Verſammlung nur 
ſieben zehn Stimmen. Die erften eilf von dieſen, 
And VirilStimmen, die übrigen ſechs find Euriaks 
Stimmen. An diefen Sefammtfiimmen haben Theil, 
ander erfien fünf Bundesglieder, Sachfen Weimar, 
Gotha, Coburg, Dreinungen, Hildburghaufen; au 
Der andern zwei, Braunſchweig und NRaffan; an der 
dritten zwei, MecklenburgSchwerin und Strelig; 
an der vierten ſechs, HolfleinDldenburg, Anhalt 
Deffan, Bernburg und Cöthen, SchwarzburgSon⸗ 
Dershaufen und Rudolſtadt; an ber "fünften acht, 
Hohenzollern Hechingen und Sigmaringen, Lichtenflein, 
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Neuß, ältere und jüngere Linie, Schaumburgfippe, 
Lippe, und Walde; ander fechflen vier, die freien 
Städte, Lübeck, Frankfurt, Bremen und Hamburg. 
Ob den fo genannten mediatifirten , vormaligen Reichs— 
fländen, auch etliche EuriatStimmen' in dem Plenum 
einzuräumen feyen, fol die Bundesverfammlung ent; 
fcheiden. 

Die Drönung der Stimmen, fol erft nach Ab, 
faffung der EinrichtungsGefege für immer feftgefest 
werden,aber auch dann auf den Rang derdundesglicder 
überhaupt , und auf ihren Vortritt auffer Den Verhält⸗ 
niffen der Bundesverfammiung ‚, keinen Einfluß haben. 

Bor das Plenum gehören diejenigen Gegens 
fände, wobei ed anfommt auf Abfaffung und Abs 
änderißg der Grundgefeße des Bundes, aufBefchlüffe, 
welche die BundesActe felbft betreffen, auf Bundes; 
einrichtungen und gemeinnügige Anordnungen fonfi? 
ger Art. Wiefern ein Gegenfland diefer Art für dag 
Plenum geeignet fey , entfcheidet Die engere Verſamm⸗ 
Iung. Auch bereitet dieſe die der Entfcheidung des 
Pleni zu untergiebenden BefchlußEntwürfe vor, bis fie 
reif find, um über ihre Annahme oder Verwerfung zu 
entfcheiden. Es entfcheiden, in der engern Verſamm⸗ 
fung die Mehrheit, in dem Plenum zwei Drittheile der 
Stimmen , bei Gleichheit der Stimmen, in der enges 
ren Verſammlung, der Vorfigende. In beiden if 
die Stimmenmehrheit unwirffam, wenn es anfommt 
auf Annahme oder Abänderung der Grundgefege, oder 
auf Einrichtungen des Bundes ,' auf jura singulorum 
oder Religiondangelegenheiten *). Daß erfie Ge—⸗ 


*) Bon einer genaueren Beſtimmung dieſer Regel, handelt 
eine Anmerkung des Verfaſſers, in den Acten des w. 
C. Bd. II. S, 497. 


141 


fh äft der Bundesverfammiung fol ſeyn, die Abfaſ⸗ 
fung der Grundgefege des Bundes, und deffen Einrichs 
tung, in Adficht auf feine auswärtigen und inneren 
Verhältniſſe, auch die militärifchen. 

In Bundesfriegen find einfeitige Unterhand— 
lungen, Waffenftilfiand und Friedensſchluß der Bun, 
desgenoſſen nicht erlaubt. Ahr Bündnißrecht iſt 
in fo fern eingefehränft, als es gegen die Sicherheit 
des Bundes oder einzelner Bundesanftalten ausgeübt 
würde. Krieg unter ihnen, ifi nicht erlaubt. Shre 
Streitigkeiten unter fih, bat die Bundesver— 
ſammlung durch einen Ausfhuß zu vermitteln, oder, 
wein dieſes mißlingt, Durch eine wohlgeordnete Auftrds 
galfInſtanz richterlich entfcheiden zu laſſen, Deren 
Ausfpruch die flreitenden Theile ich fofort zu unters 
werfen haben *). | 

«Sin allen Bundesfigaten wird eine landfländis 
fche Berfaffung ftatt finden» **). Bundesflaaten von 
nicht 300,000 Einwohnern, follen mit andern, mit 
welchen fie wenigſtens cine ſolche Volkszahl erreichen, 
einen gemeinfchaftlichen oberften Gerichtshof errichten- 
Solche ſchon jegt beftehende Gerichte dritter Inſtanz, 
in Bundesflaaten von wenigſtens 150,000 Einwoh—⸗ 
nern, werden beibehalten. Auch die vier ffeien Städte 
find Serechtigt , fich über Errichtung eines gemeinfchaft‘ 
lichen oberften Gerichtshofes zu vereinigen. Bei den 
gemeinfchaftlichen oberſten Gerichten kann, zu Abfafs 
fung des Endurtheils, jede Partei auf Actenverfendung 
antragen. 


ee — —— 


*) Hievon unten, in einem eigenen Bericht. 


*) Hievon unten cin eigener Bericht. 
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Auch beſtimmt die BundesActe, den Rechtszuſtand 
‚ber, im J. 1806 und ſeitdem, der StaatShoheit teut; 
fiber Bundesfürften unterworfenen, chbemaligen 
zeihsfändifhen Landesherren ), und des 
ehemaligen reich8unmittelbaren Adels. Sie 
beſtimmt ferner die Sortdaner der auf dem Rheins 
ſchiffäehrts-Octroi gelegten Renten, fo wie der 
Vorſchriften des NeichsdeputationsHauptfchluffes von 
1803 über Schuldenmwefen und Penfionen; 
ferner das Recht der Mitglieder der chemaligen Doms 
und freien Reich Sftifte, auf unbefchränften Genuß 
ihrer Penfionen **); das Recht der Mitglieder des 
Teutſchen Drden® auf Penfionen; und die Beras 
thung fiber Negulirung der SuſtentationsCaſſe und 
der Penfionen, für die überrheinifchen Bifchöfe und 
Geiſtlichen. 

Es ward feſtgeſetzt, daß die Religionsverſchie— 
denheit keinen Einfluß haben ſoll, auf den Genuß 
der bürgerlichen und politiſchen Rechte; auch, daß die 
Eundesverſammlung berathſchlagen ſoll, über die bür— 
gerliche Verbefferung der Juden, namentlich wie und 
unter welchen Bedingungen ihnen der Genuß der bürs 
gerlichen Nechte gleihförmig in den Bundesffaaten 
verfchafft und gefichert werden könne. Der fürflich.tagis 
fhen Poſtanſtalt ward ihr Beſitzſtand gefichert, 
wie folcher beſtimmt ift durch den Reichsdeputations— 
Schluß von 1803, oder durch fpätere Verträge; auf 
jeden Sal fol fie angemeffene Entfhädigung erhalten, 
auch da, wo fie , ohne ſolche, gegen den Juhalt 
des Deputationsschluffes verdrängt if. 





*) Dat Nähere unten, in einem beſondern Bericht, 
9°) Mehr diebon in einem beſondern Bericht. 
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Endlich wurden auch’ den Unterthbanen ber 
Bundesſtaaten überhaupt, gewiſſe Rechte zugefichert , 
in Abficht anf Erwerb und Befig ausländifchen Grund, 
eigenthums, freien Wegzug, Eintritt in fremde Civil 
und MilitärDienſte, Befreiung von Machfleuer und 
Abzugsgeld. Mit Abfaffung gleichförmiger Verfügun⸗ 
gen über Preßfreiheit, wider den Büchernach⸗ 
drud, über Handel, Verkehr und Schiffahrt, 
fol fih die Bundesverfammlung befchäftigen. 

Diefe Bundes Acte ift, wie febr auch die Macht 
der Umſtände drängte, Doch nur Durch gütliche Ders 
eindbarung entfianden. Cie ift ein Vertrag, fein 
Gefeg eines oder mehrerer Oberherren. Sie iſt nicht. 
aufgedrungen von cinem Machthaber oder Gchieter. 
Sie iſt der Grundvertrag nicht eines Staates, fons 
dern eine Staatenbundeß. | 

Die eilf erften Artikel wurden ber Haupt s oder 
SchlußNActe des Eongrefle einverleibt, unddie 
ganze Urkunde ald Beilage hinzugefügt, mit der 
Erklärung, daß fie ald integrirender Theil derfelben 
anzufehen fey. Dadurch ward file, fo wie der Bund 
ſelbſt, nach der eigenen Erklärung des öflreichifchen 
erfien Bevollmächtigten in der neunten Sißung ‚unter . 
den Schu derjenigen europäifchen Mächte geſtellt, 
welche jene Acte unterzeichnet haben. 

Es fpringt in die Augen, daß der Bund ein Si— 
herbeitsbund if. Was war ed auch anders, als 
allgemeine Beſorgniß vor einer Wiederkehr buonapar? 
tifcher Zwingherrfchaft, das ihm noch in den legten 
Tagen des Cougreffed zum Dafeyu verhalf? van 
mußte ſich der Streitkräfte aller teutfchen Staaten 
verfichern; auch, fo vich möglich, Des guten Willens 
ihrer Bewohner. Man mußte ih und andern fagen 
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fönnen, die Sttpulationen des fechflen Artikels des 
parifer Kriedeng feyen erfüllt. Eigentliche Ausbildung 
konnte und mußte Daher , für den Augenblid, auch 
nur dad erhalten, was für den Sicherheitszweck uner, 
läßliche Bedingung war, oder doch ihm zunächft lag. 
Alles Uebrige galt für Gegeuflände des zweiten oder 
dritten Ranges. Diefe wurden enweder minder 00%; 
fommen beſtimmt, oder nur angedeutet, und für näs 
here Beftimmung derfeilben, Anmeifung gegeben auf 
Die Eünftige Bundesverſammlung. 

Die BundesActe war ein Werk augenblickficher 
Moth, folglich der Eile *). Ju folcher Eaun, muß, 
man Vieles nicht bloß fehen , fondern überſehen. Auch 
erklärt ſich hieraus die Nachgiebigkeit, felbft der 
mächtigften Staaten, gegen manche Widerfprüche, 
Anträge und Forderungen Einzeluer, Die offenbar 
weder in dem Jutereſſe, noch in dem Willen der 
Mehrheit lagen. Sieben Wochen vor dem Anfang der 
eigentliben Eonferenzen, hatten fhon Preuffen 
und Deftreich, beide mit .denfelden Worten, nur 
von der augenbliclichen Nothwendigkeit gefprochen, 
den teutfchen Bund ſogleich jegt wirklich zu ſchlieſſen, 
und daß fie für den Augenblick fi mit feinen wefents 
Sichen Grundlagen begnügen wollten, deren näbere 
Ausführung rubigeren Zeiten vorbehalten bleiben 
müſſe **). . 

Als 


°) Vorträge des Fürſten von Metter nich, in der erſten 
und neunten Sißung. Acten x. Bd. II. ©, 340 f. 
und 512. 

“, Preuſſiſche Note vom 29. und öſtreichiſche vom 3ı. 
März ı815; in den Acten des w. C. Bd. 1.9.4. 
&. bo. ©. II. ©. 203. 
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Als nachher das Werk zu Stande gebracht war, 
wurden fogar feierlide Geſtändniſſe, in Abſicht 
auf die Unvollkommenheit der Bundes-Acte, und daß 
fie die Erwartungen der teutfchen Nation nur zum 
Theil erfüllch könne, indeß es wünfchensiwerther ges 
weſen ſey, einen unvollfommenen Bund, als gar feis 
nen, zu fchlieffen, aber auch Hoffnungen zu Verbeſſe— 
rung der Mängel, zu Modificationen und Ergänzun— 
gen, förmlich in das Protocol niedergelegt, von den 
Bevollmächtigten von Hannover, Preuffen, Luxem— 
burg, Naſſau, und den beiden mecklenburgiſchen Haus 
fern *). 

Solche Geftändniffe und Erklärungen, und eine 
ernfie Betrachtung dee Umflände, unter welchen das, 
Werk doch och zu Staude Fam, baden die Critik 
nicht allenthalben fo weit entwaffnet, als man zu 
hoffen ſich für berechtigt hielt. Indeß ſollte man nie 
vergeſſen, daß es nur die Grundlage eines Bundes 
iſt, und ſeyn ſollte, der, auf dem Congreß ſelbſt, 
für nothwendig erachtet ward, eben ſo wohl zu Ver— 
vollſtändigung und Befeſtigung des politiſchen Syſtems 
von Europa, als zu Beförderung des äuſſern und 
innern Wohls der teutſchen Staaten. Die Hoffnung 
auf das verheiſſene Vollkommnere, muß jedes teutſche 
Gemüth beleben, ‚ohne. darum treue Darſtellungen 
der Thatſachen, beſcheidene Wünſche und Aeuſſerungen 
zu unterdrücken. Ein kräftiger Keim zu etwas Beffes 
sem, ift gelegt. Mit mweifer Befonnendeit, mit Wohl 
tollen und Uneigennügigfeit, werde er gepflegt und 
gu höherer Vollkommenheit ausgebilder. Daun mögen 





*%) Acten x. Bd. I, S. 5a% f. 556, 513, 614, 546 
und 550, 
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teutfche Kraft und Treue ihn bewachen. Möge dieſem 
Schugbündnig nicht bloß Lebensfähigkeit, fondern cin 
eben fo Eräftiged und wohlthätiges ald langes Leben 
verlichen feyn! 

Der Eindruck, welchen die Bundes Acte ſogleich 
bei ihrer Erſcheinung auf dem Congreß, auf die Mei— 
ſten machte, war ſehr verſchieden. Am meiſten 
ſchienen zu befriedigen, der geographifch » politifche 
Umfang , den man dem Bunde gegeben, der Zwed, 
den man ihm vorgeſetzt hatte, und die Fürforge für 
die Rechte der Unterthanen (Urt. 18), fo wie für uns 
parteyiſche Rechtspflege durch Anordnung gemeins 
fchaftlicher oberſter Gerichtähöfe für Bundesflaaten von 
weniger ald 300,000 Einwohnern, am wenigften, 
die DBeflimmungen: über die, flatt eines fürmlichen 
Bundesgerichted , feſtgeſetzte «mohlgeordnete Aufträ- 
galfInſtanz⸗ für Streitigkeiten der Bundesgenoffen 
unter fih, und über Einführung landfländifcher Ver: 
faffungen. 

Man bemerkte, daß in den fieben Artikeln, welche 
der Bundesverſammlung gewidmet find, unter Anderm 
zwar über den Borfig in folcher verfügt fey, daß 
aber eine Beftimmung feble über Dad Directortum 
in diefer Verſammlung, fo wie über Canzlei, Archiv 
und Regiſtratur ded Bundes. Ein früherer Entwurf 
der BundesActe enthält ausdrüclich den Vorſchlag, 
den Borfig Oeſtreich, das Directorium Deftreich und 
Preuſſen gemeinfchaftlih zu geben *). Aber in den 


— 





*) Acten ıc. Bd. J. Heft ı, S. 30. — Wan vergl. auch 
ebendaf. Bd. I, Heft ı, S. 59. Bd. 1, ©. a, aı, 
23,325, 310, 3ı6 u. 481. — Borfchläge wegen der 
Bundeskanzlei und de8 Archive, ebend. Bd. IL, 
&. 37 u. 310. 


+ 
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Protocollen über Errichtung des Bundes, ward die 
Frage von dem Directorium, wohl nicht ohne Abjicht, 
mit Stillſchweigen übergangen, und vielleicht mehrfach 
zu derjenigen Einrichtung gerechnet, welche, nach 
Art. 10, das erſte Gefchäft der Bundesverſammlung 
feyn fol. 

Man vermißte ncch eine Matrifel für Manns 
fchaftfielung der Bundesgenoffen zu Bundesfriegen, 
fo wie für Geldbeiträge zu den ordentlichen und auffers 
ordentlichen Ausgaben des Bundes. Der leßte Punch 
war in einem preuflifchen Entwurf der BundesActe *), 
vom Februar in Erinnerung gebracht, er blieb aber 
nachher unerörtert: Für den bevorfiebenden Krieg 
mit Frankreich, wurden in den Allianz AccefllonsBers 
trägen , welche die vier Verbündeten Mächte mit den 
teutfchen Königen, Fürften und freien Städten ſchloſ— 
fen, die TruppenEontingente beſonders bedungen **), 
Demnach wird die Errichtung einer Matrikel, eines 
der erfien Gefchäfte der Bundesverfammlung ſeyn 
müſſen. 

Manche wünſchten auch, daß die Fragen: ob und 
wie weit Gefandte aus wärtiger Mächte bei 
der Bundesverfammlung zuläffig feyen ? ſodann, 
wie fern dieſe Verſammlung Gefandte an fremde Mächte 
zu fenden babe? fogleich in Wien wären entfchieden 
worden. Bon preuffifcher Seite war ſchon im 
Februar, in einem Entwurf der BundesActe, def 
Borfchlag gefchehen, daß, der Kegel nah, Feine 
auswärtigen Gefandten bei der Bundesverfammlung 





*) Acten ı, Bd. I, ©. 49. 


“*) Acten x. Bd. II, S. 280 u. 287; Bd. IV, 6.3894 
422, 439 u. 435 
8a 


‘ 


⸗ 





148 


zuzulaffen feyen; doch fey ihr das Recht zu geben, 
aufferordentlitche Gefandte von Auswärtigen 
anzunehmen. Eben fo habe auch der Buud bei aus; 
wärtigen Staaten Feine Oefaudten zu unterhalten , 
wohl aber fey die Bundesverfammlung zu ermäctigen, 
zu eingehen Unterhandlungen Bevollmächtigte au die: 
felben abzufenden *). 

E8 ward ferner die Bemerfung gemacht, daß, 
durch den ſiebenzehuten Artifelnach Recht und Billig: 
keit, für Abwendung weitern Schadens von dem fürjk; 
fichen Haufe Taxis geforgt, und Anweifung gegeben 
fey auf einigen Erfag für erlittenen. Doch werde daß 
Publicum wenig Nugen Davon ziehen; Die Wurzel des 
Uebels Tiege tiefer. In der That ift es leicht, die 
Wahrnehmung zu machen, daß ed wenig Gegenſtände 
gebe, bei welchen für das Beſſerwerden Wunfche und 
Hoffnungen fo allgemein, und mit ſolchen Recht gehegt 
werden, als bei dem Poſtweſen in Teutfehland. Gr: 
wiß vergebens, fo lang fein Zuſtand nicht noch fchlim; 
mer wird. »Es ift ein eigenes Loos der Menſchheit, 
daß, wie über gewiſſe phyſiſche Gebrechen die Natur , 
alfo über gewiſſe fittliche und politifche die Vernunft 
eher nicht Meifter wird, ale bis das Nebel zu einer 
Höhe getrieben iſt, auf Welcher es in die Fänge nich 
dauern kann. Unterdeſſen kann man es nicht laut 
und nicht oft genug fagen, daß alle groffen Cultur— 
Mittel, dag Schreibfunft, Buchdruckerkunſt, Geld, 
Poſt, der Staat ſelbſt, nicht um der Finanzfammern 
willen, auch nicht für Willführ irgend eines Macht 
habers, da find, daß fie vielmehr Gemeingut find, 
und den Staatsregierungen nur das Recht gegeben iſt, 





») Acten ge Bd. 1, ©. 23. 
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aegen Mißbranch zu machen. Schon haben groffes Un; 
glück und groffe Gefahren, beide oft wiederholt, jenen 
Kammern endlich die Lehre gesehen, daß c8 nur ein 
Geld giebt, welches gilt, Metallgeld, ohne mer 
Tiche Erhöhung des änſſern Werthes uber den innern, 
und daß Fein StaatsEredit, fondern nur PrivatCredit, 
feidft diefer nur in beſchräuktem Kreife, folche8 erſetzen 
kann. Eben fo giebt e8 auch nur eine wahre Poſt 
Diefe kennt man, in Teutſchland, aus der Geſchichte 
der Vorzeit. Die Sinnbilder der Treue, Der Ders 
fchwiegenheit, der Rechtlichkeit, der Billigkeit , der 
Geſchwindigkeit, find auch die ihrigen, und die einzigen. 
Der vierzehnte Artikel veranlaßte eine förmliche 
Rechtsverwahrung. Ein eigenes Comite, unter 
den DBorfiß eines ihrer Genoſſen, des FZurften von 
Metternich (Maters des CongreßPräſidenten), bildeten, 
feit dem Ende Jänners, vier anmefende, und vier 
Bevollmächtigte abweſende Straudesherren,durd 
Verwechslung publicififcher Begriffe jegt oft Medtas 
tifirte genannt; ehemalige teutſche reichsftändifche 
Landesherren von fürftlichem oder graflichem Stande, 
welche Bnonaparte, bei Stiftung des rheinıfchen Bun: 
des, andern vormaligen reichsftändifchen Fandesherren 
und nachherigen vheinifchen Bundes Souverainen un—⸗ 
tergeordnet hatte. Ohne ihre Schuld, waren ihnen 
alle wefentlichen Hoheitsrechte, fogar manche Eigen; 
thumsrcchte, entweder ganz entzogen, oder ſehr be: 
fchränke worden , theild durch die rheinifche Bundes. 
Acte, theils durch fpätere Verfügungen einzelner Sou— 
veraine. Selbſt ihre perfönliche Freiheit, war manchen 
drückenden Einfchranfungen nicht entgaugen. Sie for: 
derten Wiedereinfegung in ihren vorigen Rechts- und 


Beſitzſtaud. 
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Ausgehend von Rechtsanſprüchen, fanden fie in 
Den Beſtimmungen der teutfchen BundesActe (Art. 14.) 
wohl einige Erleichterung und Sicherung ihres bisher 
rigen Zuſtandes, nicht aber Befriedigung ihrer Er; 
wartunyen. Auch der Wunfch, in dem Plenum der 
Bundesverfamniung etliche EuriatStimmen zu erhal; 
ten, ward, obwehl von Oeſtreich und Preuſſen unters 
fügt, ihnen nicht fofort gewährt. Die Entfcheidung 
Diefer Frage, waıd (Are. 6.) an die künftige Bundes; 
verfammlung verwiejen. Durch feierliche Urkunde er: 
klärten fie hierauf, Daß fie in ihrer Erwartung fich 
ſchmerzlich getäufcht fähen. Genöthigt, für jegt der 
Gewalt der Umftände fich zu fügen, mellten fie, vor 
Dem Eongreß und der ganzen Welt, den Umfang ihrer 
Rechte, wie ihn der Beſitzſtand von 1805 bezeichne, fich, 
ihreu Nachfommen und Unterthanen, für ewige Zeiten 
vorbehalten haben. 

Die Derzoge von Arenberg, Loo;lorsmas 
ren und Eroy, die Fürften von Salm, die vers 
wittwete Rheingräfiu von SalmHorfimar, und 
ber Sraf von Bentheim, hatten erklärt, daß bei 
Beſtimmung der Eunftigen -fFaatsrechtlichen Verhält— 
niffe der „unterjochten teutfchen Reichsſtände, fie, 
mit ihren Befigungen in Weflphalen , nicht dürften 
veriwcchfelt werden mit den Standesherren in Ober; 
Teutſchland. Mit Vertreibung der ihnen gewaltfam 
aufgedrungenen fremden Herrfcher, feyen fie in ihre 
vormaligen Rechte wieder cingetreten; daher müſſe 
ihnen ihre Sciöftftändigfeit gelaſſen werden. Auch fie 
wurden ihres Wunſches nicht theilbaftig. 

Etliche andere Fürften und Grafen, fuchten auf 
anderen Wege fich Erleichterung und einen geficherten 
Rechtszuſtand zu verfchaifen. In der Erwägung, daß 
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ihre Erwartungen bisher unerfült geblieben ſeyen, und 
auf ihre Vorftellungen bei dem Congreß weder Ant 
wort noch. beruhigende Beflimmung erfolgt fey, woßs 
ten fie fich der Ungemwißheit, ob und was auf dem 
Eongreß über ihr Schickſal noch Eönnte befchloffen wers 
den, nicht länger überlaffen. Entfchloffen , in ihrer 
Biöherigen Unterordnung unter einen mindermächtigen 
dürften länger nicht zu verweilen, erklärten fie, gegen 
das Ende des Aprils und im Anfang des Mai’, ihren 
Nechtszuftand von 1806 als von felbft wieder herge⸗ 
ſtellt, und unterwarfen fih freiwillig, unter ges 
wiffen Bedingungen, dem Schuß und der Hoheit 
Sr. Majeſtät des Könige von Breuffen. Diefes 
thaten die Fürften von SaynWittgenftein uud 
von Wied, die Fürften und Grafen von Solms, 
der Graf von BeutheimRheda. | 

Baiern wünfchte einen Artikel in der Bundes⸗ 
Acte, worin alle Bundesgenoflen feierlich Verzicht 
leifteten anf alle AUnfprüche, die einer an die Län’ 
Der des andern, aus irgend einem Nechtdgrund haben 
und machen könnte, fo wie auf die Hoheitsrechte, 
Lehnherrlichkeit und Staatsdienfibarfeiten, 
welche vormals oder bisher ein Bundesglied in den 
Ländern des andern ausübte, oder ausüben zu können 
behauptete; nur die Nechte der Regierungss und Erbs 
folge feyen den Bundesgenoflen gegenfeitig für den 
Tall vorzubehalten,wenn ein Haus in dem Mannſtamm 
ausfterben würde. 

Der großherzogfich » he ſſiſche Bevollmächtigte 
erklärte, er ſey angewieſen, dieſen Antrag zu unters 
fügen. Der anhaltifche Hingegen Aufferte, Daß 
er den Artikel, fo wie er. da Tiege, nicht annchmen 





152 


tönne *). Andere fehlugen vor, die nähere Faſſung 
dieſes Artikels an die Bundesverſammlung zu ver 
weiſſen; dann erhelle wenigfiend die ernfte Abficht, 
hierüber eine Vereinigung zu Stande zu bringen. Ein 
fefter Beſchluß hierüber , kam indeß nicht zu Staude **). 
Obwohl die von Baiern vorgefchlagene Formel ungleich 
beftimmter ift, als eine ähnliche welche die rheinifche 
Bundes Acte (Art. 34) enthält, fo ift doch dieſelbe, bei 
der hohen Wichtigkeit des Gegenflandes einer rengen 
Prüfung gewiß nicht unwerth ***). | 

| In dem ganzen Lauf des Congreffes war die Ers 
"Wartung gefpannt gewefen, auf eine Beflimmung in 
ber BundesActe, wegen der Angelegenheiten der rö— 
miſchkatholbiſchen Kirche in Teutfehland. Sie 
ward nicht erfüllt, Nicht bloß der päpftliche Legat, 
Eardinal Conſalvi, hatte diefer Sache eine fortwäh— 
‚rende angefirengte Aufmerkfamfeit gewidmet; es war 
ren auch, mehrfach, eigene Wortführer für die katho, 
lifche Kirche Teutſchlands aufgetreten, welche folche 
‚mit Eifer betrieben, zum Theil in Einverfländnig mit 
Dem Legaten. In den Eonferenzen über den feutfchen 
Bund, waren Alle ceinverflanden gewefen, daß der 
BundesXcte ein Artikel einzurücken ſey, dieſes Inhal⸗ 
ted. «Die katholiſche Kirche in den teutſchen 
Bundesſtaaten, wird eine Ihre Rechte und Dotationen 
ſichernde Verfaffung erhalten. Eben fo werden die 





*) Bekanntlich macht Anhalt, ſchon feit 1689, Anſpruch 
auf das Herzogthum Sacfenkauenburg. 

) Aeten des wiener Congreſſes, Bd. II., ©. Boa f. 
bog und 513, 

7 Zen vergl, des Verf. Staaatsrecht des Rheinbundes, 
.89 — 92. 
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Rechte ber Evangelifchen, in jedem Bundesſtaat, 
in Gemäßheit der Friedensſchlüſſe, Grundgefiße ‚oder 
anderer gültigen Verträge, aufrecht erhalten.» Selbſt 
der Cardinal fchien bei dieſer Beſtimmun vorläufig 
fich zu beruhigen; er ließ bloß feinen Wunfch zu erken— 
nen geben, daß ſtatt « Berfaffung » das Wort « Eins 
richtung», oder ein anderes paſſendes, möge gewählt 
werden. 

Deunoch fohien, einen oder zwei Tage fpäter , dem 
Cardinal, fo wie etlichen der oben gedachten Wortfühs 
rer, die Stelfe bedenklich zu feyn ; vielleicht wegen der 
Damit in Berbindung gefegten Anerkennung der Nechte 
der Evanselifchen, deren die römifche Curie feit ber 
wider den weftphälifchen Frieden eingelegten Proteflas 
tion fich fletd geweigert hatte. Die Wortführer betries 
ben die Weglaffung des Artikels, und erwirkten folche. 
Auf Baterns Vorſchlag, ward noch an demfelben 
Tage, wo die Interhandlungen über die BundesActe 

. gefchloffen wurden (8. Jun.), deffen Auslaſſung, welche “ 
acht Tage früher, auf öftreichifcehen Antrag, ſchon 
einmal war befchloffen gewefen, beliebt, weil «diefer 
Artikel, fo wie er da liege, ſchwer zu fallen fey, in 
nähere Beflimmungen hineinzugehen, aber manche 
Dedenflichkeiten habe.» Das Nähere wird unten in 
einem eigenen Bericht vorkommen. 

Eine durchgreifende Beflimmung wider den Bü— 
chernachdruck, in der Bundes Acte, war, während 
Des ganzen Congreſſes, von einem groffen Theil der 
teutfchen Buchhändler, durch eigene Abgeordnete mit 
Nachdruck betrieben worden. Aber fie ward, gleich 
Den tnalfen Theilen Teutſchlauds fehnlichft gewünſchten 
Beflimmungen über Erleichterung Ded Handels und 
Verkehrs zwifchen den Bundesſtaaten, desgleichen 
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. ber Breßfreibeit, verwiefen an bie Bundesver: 
fammlung, bei ihrer erfienZufammenfunft. Wiewohl die 
Mehrzahl der Derren Bevollmächtigten, im Algemeis 
nen, fich wider den Büchernachdrud erklärten: fo ſchien 
doch den Meiften dieſer Gegenſtand, theils für den 
Grundvertrag des Bundes nicht paffend genug theils 
mit einem andern, nicht minder wichtigen Gegenſtand 
in fo engem Zufammenhang zu fichen, Daß den einen 
ohne den andern zu erörtern und zu beſtimmen, nicht 
rathſam fey. Diefer andere betrifft eine zweckmäſige 
Vorſchrift über Herfielung billiger Bücherpreife. 
Schon in den Karferlihen Wahlcapitnlationen von 
3790 und 1792 , ward folche befchloffen, aber noch 
immer berubt fie auf näberer Erörterung. 

Die Bemühungen wider den Büchernachdrud 
veranlaßten eine Anzahl oftreichifcher Buchhändler, 
mit einer gedruckten Schugfchrift für folchen, auf dem 
Eongreß hervorzutreten. Dagegen ward in der wiener 
giteraturgeitung nachgewieſen, daß, ungeachtet dad 
teutſche Nachdruckergewerbe feinen Hauptſitz in den 
öftreichifchen Staaten habe (und die BücherEinfuhr 
daſelbſt manchen erfehwerenden Einrichtungen unters 
liegt), dennoch die Bilanz des Buchhandels bedeutend 
zum Nachtheil diefer Staaten fehe. 

Becei allen diefen Erörterungen fiehtnoch zur Frage, 
ob es nicht ein vertragmäfiges Schugniittel wider den 
Büchernachdruck gebe, und dieſes den Vorzug vers 
Diene vor pofitiven gefeglichen Beflimmungen? Es 
müßte folche8, gegründet auf das allgemeine Privat— 
recht, fofern nicht pofitive Geſetze geradezu entgegen: 
fichen, allgemein, das heift vor jedem Gerid ts 
Hof, wirffam, und von jedem Berfaffer und Berle: 
ger eines Buches ohne bedeutende Mühe und Koften 
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zu erlangen feyn. Ein Schugmittel dieſer Art, ift von 
dem Berfafler anderswo *) in VBorfchlag gebracht worden. 
Für den Bundeszweck war es wichtig, die Buns 
desſtaaten, vorzüglich gegen Weſten, zu ſichern. 
Zu dem Ende war man, unter Anderem, auf eigene 
Bundesfekungen bedacht. Zwar nicht in der 
BundesActe *), aber doch in der SchlußXcte des Eon: 
greſſes, ward Lnxemburg für eine teutfche Bundes, 
feflung erflärt. In den letzten Verhandlungen über 
den teutfchen Bund, erfolgte fogar von großherzoglichz 
Iugemburgifcher Seite ausdrüdlich der Antrag, daß 
die Sefammtheit des teutfchen Bundes dafelbft mit 
Der Befaßung mwechsle, und daß zur Vertheidigung 
von Allen mitgewirkt werde ***); ein Antrag, auf 
welchen in Wien noch fein Befchluß folgte. 
Pedeutenden Zuwachs erbielt ſpäterhin, das 
VertheidigungsSyſt em des Bundes. Zu 
Paris ſetzten, im November 1815 F), die Verbündeten 
Mächte feft, dag nicht nur Luxemburg, fondern auch 
Mainztr) und Landau Bundesfeſtungen feyn fol 





*) Acten a. Bd. IV, ©. 24 ff. 


“e) Wohl in einem frühern Entwurf. Acten ꝛc. Bd. J, 
Heft 1, ®&. 65 f. _ 


o*0) Acten ıc. Bd. II, ©. 546 f. 


+) Protocol der Bevollmächtigten der vier berbüns 
deten Mächte, datirt Paris den 3. Nov. 1815, Art. 10. 


+} In einem Entwurf von Artikeln, welchen der ruſſi⸗ 
fche Bevollmächtigte, Hr. Graf von Neffelvode, mit 
einer Note vom 3ı. Dec. 1814 , den Bevollmächtigten 
der librigen verbündeten Mächte zu Wien Überfendere, 
ward Mainz fhon zu einer Bundesfeftung be 
ftinmt. 


% 
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Ion; jedoch alle drei, im Uchrigen unbefchadet der 
Souverainetät ihrer Beherrfcher. In Abficht anf die 
Befagung, verſprachen Deflreih, Rußland und Eng: 
land, mitzuwirken, daß Preuffen das Recht erhalte, 
nebft dem König der Niederlande, in Luxemburg Gars 
niſon zu haben, und das Gouvernement dieſer Feftung 
zu befegen. Landau foll in Friedengzeiten bloß bairris 
fche Befagung haben; in Krieggzeiten fol Baden den 
dritten Theil der Garniſon firllen. Wegen der Garni. 
fon in Mainz, foll c8, vor der Hand, bei Dem der: 
maligen Beſitzſtand bleiben. Nach ſolchem, ift diefe 
Feſtung von öflreichifhen und preuflifhen Truppen 
befegt, unter einem öftreichifchen Gouverneur und 
einem preuffifben Tommandanten. Auch follen von 
dem , zu Berftärfung der VertheidigungsLinie der an 
Stanfreih grenzenden Fänder, beflimmten Theil der 
Durch den parifer Tractat vom ao. Nov. 1815 flipulir 
sen franzöſiſchen Kriegs Contribution, für dag Vertheis 
digungsSyſtem Teutſchlands 60 Millionen Franken 
verwendet werden. Davon find beftimmt: für Preufs 
fen, zu Befefligung des Oberrheins, zo Mill. 
Fr.; zu Erbauung einer vierten Bundesfeſtung 
am Oberrhein, 20 Mill.; für Baiern, oder einen ans 
dern Beherrfcher der an Sranfreich grenzenden Länder, 
zwifchen dem Rhein und den preuffifchen Staa 
ten, IS Mill.; zu Vollendung der Feftungswerfe von 
Mainz, HMilionen. Alle dieſe Summen find zu vers 
wenden, in Gemäßheit der Plane und Vorſchriften 
welche allgemein werden feſtgeſetzt werden. 

Einige Beſorgniß ſchien bei verſchiedenen Bevoll— 
mächtigten zu erregen, daß Oeſtreich und Preuſſen, 
in dem erſten Artikel der BundesActe, bei Benennung 
der in den Bund tretenden Fürſten, das Beiwort 
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«fouverain, für überflüſſtg erflärten. Doch ward 
ſolches nachher aufgenommen , auf befoudered Ders 
langen der Bevollmächtigten von Baiern, GSachfen 
(König), Kurdefien, Heſſen Darmjiadt und Raffau *). 
Eine Beſorgniß ähnlicher Art war früher, in den Ber 
rathſchlagungen des Eomiteß der fünf teutfchen Souve— 
raine, bei Wirtemberg entflanden,, als Deftreich, 
Preuffen, Baiern und Hannover dem Wort «Regie⸗ 
rungsrechte,, für die Bundes Acte den Vorzug gaben 
vor dem ausländifchen "Sonverainerätsrechte,, **). 

Der Einfluß der Macht bewährt ſich, laut der 
Weltgefchichte, überall und zu jeder Zeit in den politis 
fchen VBerhältniffen der Staaten. Sind Mäſigung und 
Billigkeit, und eine gewiffe Schonung der Formen, in 
feinem Gefolge, werden vertragmäſige Rechte in ruhis 
gen Zeiten geachtet, und in anfferordentlichen Fällen 
ohne dringende North nicht bei Seite gefegt ; fo find 
gewöhnlich, wenn auch nicht immer die Wünſche, Doch 
die Erwartungen der Mindermächtigen erfüllt. Diefe 
bringen dann der Macht der Umflände ein willigee 
Dpfer, und miffen ſolches von den firengen Fordes 
rungen des Völferrechte und der Völfermoral zu uns 
terfcheiden,, wie die Ausnahme von der Regel. 

Seit geraumer Zeit waren Deftreich und Preuß 
fen diejenigen Mitglieder der teutfchen Staatsvers 
bindung, welchen ein politifches Uchergewicht verlies 
ben war. Dazu gefellte ſich meift eine gewiffe Eifer 
fucht , nicht blog zwiſchen beiden , fondern auch zwi— 
fehen denen teutſchen Staaten der. gröfferen, mittleren 





») Aeten ded wiener Congr. Bd. II, &. 402, 454, 
459, 493 f. j 
**) Ebendaſ. ©. 80 u. 108 f. 
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und Eleinften Art, welche fich zu dem einen oder dem 
andern Theil hielten. Wie. unbehaglich auch bie und 
da zu Zeiten die Wirkungen jenes Uebergewichtes und 
Diefer Eiferfucht empfunden wurden, fo wird man doch 
jest allerſeits ſich geſtehen, daß fie in feinen Vergleich 
kamen mit der Eentnerlaft des rückfichtlofen napoleonis 
ſchen Druckes, der an ihre Stelle getreten war. 

Der politifhe Einfluß der zwei groffen teutfchen 
Mächte auf Das übrige vereinigte Teutſchland, unver: 
meidlich nach der Lage der Dinge, wird, fo viel menfch: 
liche Einficht Hoffen läßt, Hinfort am mwohlthärigften 
wirfen, und fich felbft am fiherfien vor Mißbrauch 
bewahren, wenn er in Einverfländniß wirft. Was 
hindert, daß dieſes fortan gefchehen werde, zu hoffen 
von dem perfönlichen, bewährten Charakter der beiden 
Monarchen, von der Einfiht und dem Wohlwollen 
ihrer erften Staatsdiener, deren Feder in folhem Ein; 
Hang ein mächtiged Element der eigenen Staatsfraft 
gewahren muß, endlich von den Warnungen aus der 
Gefchichte ? Könnte nicht eine beharrliche Trennung 
des beiderfeitigen Einflufes, das Dafeyn des Staus 
tenbundes bedrohen? Würde fie nicht, auf dag we— 
nigfte, auch feine Trennung in zwei StaatenSpfieme 
zur Folge haben, mo nicht gar wünfchenswerth mar 
hen? Daß indef die Gründung und Pflege jenes Ein: 
verſtändniſſes, beiderfeit® auf feflem Willen beruhe, 
dafür bürgen die Verhandlungen über den teutfchen 
Bund, in dem ganzen Laufe des wiengr Congreſſes; es 
bürgen dafür gegenfeitige ausdrücliche Erklärungen, 
Die man, ohne firengen Beweis, nie einer Mißdens 
tung unterwerfen follte. 

Sn den Noten, welche in derlinterhandlung über 
Sachſen, zwifhen Defireih und Preuffen gewech— 
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felt wurden, legten beide Theile einander mit achtungs 
voller Dffenheit das Geſtändniß ab, von der Noth⸗ 
wendigfeit und NRützlichkeit ihres Einver— 
ſtändniſſes, über ihren gemeinfchaftliden 
politifhen Einfluß auf die mit ihnen verbündes 
ten Staaten Teutfchlande. 

In einer öftreihifchen Mote an Preuffen, vom 
20. Detober 1814, heißt ed: das neue Friedens Syſtem 
müſſe gegründet werden auf eine richtige DVertheilung 
der Kräfte unter den Mächten, und auf «die engfte 
Vereinigung zwifhen Deftreich und Preuffen, 
verftärft durch einen teutfchen Staatenbund , der 
unter dem gleichen Einfluß beider Staaten 
fiche, ohne daß Teutſchland darum aufhöre einen ein— 
zigen politifchen Körper zu bilden; die Einleitung ge; 
bühre dem öftreichifehen Eabinet. Oeſtreichs ganzes 
Benehmen, alle von ihm gefchloffenen Verträge, trüs 
gen dad Gepräge diefer Idee, die in ihrer Entwides 
lung, und durch die Bande wechfelfeitigen Vertrauens 
unter den Central Mächten, welche dieſe Entwickelung 
herbeiführen würde, für Teutſchland eine Gewährlei— 
fung dex Ruhe, und für ganz Europa ein Brand des 
Friedens darbieten werde». — In einem Schreiben des 
Zürften von Metternih an den Fürften von Harden 
berg,vom 10. December, wird gefagt ‚daß Deftreich und 
Preuſſen, ald «teutfche Mächte, einfache und natürliche, 
gegenfeitige Beziehungen fänden, in ihrem wech— 
felfeitigen Einfluß auf den teutfhen Stau 
tenbund; ein Einfluß der allgemein verlangt werde, 
weil er ein fichered Pfand Des Friedens darbiete », 
Zugleich wird auf die Nachtheile aufmerffam gemacht, 
welche der Verluſt ded wohlthätigen Einfluffes 
nach fich ziehen würde , welchen die beiden Mächte 


⸗ 
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über Teutſchland auszuüben berufen fenen „. — Endlich 


erklärt der Fürft von Hardenberg, in einer Gr. 
Maj. dem Kaifer von Kupland uberreichten Note vom 
16. Dee. 1814.: in Abſicht auf die Seftfegung der Ters 
ritorialVerhältuilfe von Zentfihland, "neyme Deftreich 
zur Grundlage das vollftändigike Gleichgewicht 
zwifchen dem Einfluß, welchen Deitreich und Preufs 
fen über Teutſchlaud auszuüben fih würden berufen 
finden, fo dag ihre beiderfeitigen VertheidigungsSy: 
ſteme einander nicht geradezu im Wege ſtehen dürften, 
indem fonft die Gleichheit der Protectionen 
und des Einfluffes der beiden teutſchen Mächte zu 
feyn aufhören werde. In dieſer Hinſicht theile Breufs 
fen vollſtändig alle Anfichten und Grundfäge Deftreiche .. 

Was Anderes bleibt, bei fo geftalten Dingen, den 
Teutſchen zu wünſchen übrig, als daß der Einfluß 
der beiden mächtigen Bundesgenoſſen, dieſen Aeuſſe— 
rungen und Verheiſſungen ſtets treu bleiben möge, — 
einmütbig und wohlthätig! — 


Zu den Merkwürdigkeiten des Congreffe® gehört 
noch, daß, in dem Taufe deffelben , verfchiedene Sou— 
veraine höhere Titel erhichten. Der Kurfürſt von 
Hannover oder Braunfchweigfüneburg nahm (26. 
Det.) den Königs Tirel an, nachdem Eur; vorher der 
König von Wirtemberg ihm den Vorrang flreitig ge; 
macht hatte *). — Der fouveraine Fürft der Ric 
Derlande, Prinz von Dranienaffau legte fich 
(16. März) cbenfauß den Königs Titel bei. Seine 
Minifter auf dem Eongreß, erklärten bei dieſer Gele— 
genheit, daß eine mweife und gemäfigte Sretheit vos 

kom⸗ 


®) Acten des wiener Congreſſis, Bd. U, G. 75 f. Bd. 1 
Geft a, S. 64. ff. 
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kommen vereinbar fey mit monarchifchen Formen *) 
Die Königswürden von Hannover uud den Niederlaus 
den, wurden in der CongreßActe förmlich anerkannt. 

Die großherzogliche Würde erhielt ver Konig 
der Niederlande wegen Luremburg, dad mir dem 
Königreich der Ricderlande nur in perfönlicher Vers 
einigung fleht, und von dem König auf Nahgebohrne_ 
feines Haufe übergehen kann. — Auch der Herzog von 
SachſenWeimar nahm (6. April) die Würde eines 
Großherzogs an, mit Beifall und Unterflügung von 
Oeſtreich, Rußland, Frankreich , Sroßbritaunien und 
Preuffen **. Der Herzog von Braunfhweig 
ließ bei diefer Gelegenheit erklären, er fey zwar bis 
jegt nicht gemeint, feinen nralten Jamiliens und Mes 
gentenTitel zu ändern, müſſe ſich aber jede Befugniß 
für den Sal vorbehalten, wenn mit dergleichen Ans 
nebmung höherer Zitel, die etwa auch noch von Geite . 
anderer teutfcher Zürften erfolgen fünnten, wefents 
Iiche Vorrechte verbunden werden folten ***). 

Der Kurfürft von Heffen ließ (a3. April) auf 
dem Eongreß .erklären,, daß er, jedes Andenken der 
alten Verfaſſung des groffen teutfchen Vaterlandes 
ſchätzend, entfchloffen fey, den FEurfürftitichen Titel 
beizubehalten; er wolle aber mit folchem für die 
Zufunft das Prädicat königliche Hoheit verbius 
den, um jeder Mißdeutung zuvorzufommen , welche 
den bisherigen königlichen Ehren des Kurhaufıs 
nachtbeilig feyn könne. Hierzu finde er fih um fo 
mehr veranlaßt, als vor dreischn Jahren ein Erg 





°) Acten des wiener Congreſſes Bd. I, Heft 4, &. 63 — 66. 
) Ebendaſ. Bd. II. S. 198 — 201. 

v) Ehendaf. Bd. II, ©. 200. 

Klüber's eberſicht. ? 
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herzog von Oeſtreich die, Teutfchland damals ganz 
fremde , großberzogliche Würde (von Tofcana) gegen 
eine teutfche Kur vertaufcht habe. Deftreich, Rußland, 
Frankreich, Großbritannien und Preuffen hätten dieſen 
feinen Entfhluß mit Beifall aufgenommen *. In 
der CongreßActe (Art. 41) ward das von dem Kurs 
fürften angenommene Pradicat flillfehweigend aner: 
kannt. 

Als der Kurfürft den von ihm eingetanſchten preuf: 
fifchen Autheil des vormaligen Departements Fulda 
in Befig nahın , erklärte er, durch ein Patent vom 
31. Fan. 1816, daß er folchen unter dem Titel und 
Namen des Großherzogthums Fulda mit feinen 
Staaten vereinige. In feinem Staatstitel nannte er 
ſich von nun an: Kurfürft und fouverainer 
Landgraf von Heffen, Großherzog von Fulda. 

In der EongreßXcte erhiehten vier Herzoge Die 
großberzogliche Würde: die Herzoge von Hol: 
fteinDldenburg,von MecklenburgSchwerin 
und von MecklenburgStrelitz, ſo wie Sachſen 
Weimar, mwiewohl dieſes feinen Entſchluß, wie ge 
dacht ‚[chon früher Fund gemacht hatte. Oldenburg bat, 
bis jegt, von dem ihm zugedachten großberzoglichen 
Titel feinen Gebrauh gemadt. Auch Preuffen 
nahm die großberzoglide Würde zweifach in feinen 

Titel auf, für Pofen und Niederrhein. Der bisherige 
Großherzog von Wirzburg entfagte der Negierung in 
dem Großherzogthum Wirzburg, und übernahm da; 
gegen mit der Regierung in Toſcana, auch wieder die 
großherzogliche Würde wegen dieſes Staates. 





*) Acten des wiener Congreſſes, Bd. II, ©. 201 f. 
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Tentfchland zählt demnach unter feinen fouverais 
nen Fürſten, auſſer Deftreich und Preuſſen, 
vier Könige (DBaiern, Sachfen, Hannover, Wirs 
tembderg) ; wie urfprünglich fieben Kurfürften,, alfo 
jest, wenn man Oldenburg hinzurcchnet, fieben 
Großherzoge (Baden, Heſſen, Sabfen Weimar, 
MecklenburgSchwerin, MedlendurgSirelig, Holſtein 
Didenburg, Luxemburg); einen Kurfürſten (Deb 
fen), deffen Würde und Titel den großberzoglichen 
gleichftehen zu ehn Herzöge (Braunſchweig, Holftein, 
SachſenGotha, Meinungen, HDildburghaufen und Eos 
burg, Naſſau, Anhalt Deſſau, Cothen und Bernburg); 
neun Fürſten (SchwarzburgSondershauſen und 
Rudolſtadt, Lippe, Schaumburg, NaſſauWeilburg, 
welcher jedoch in Gemeinſchaft mit dem Herzog von 
Naſſan regiert und auf dem teutſchen Bundestage ſitzt 
und ſtimmt, HohenzollernSigmaringen und Hechingen, 
Waldeck, Lichtenſtein). Auſſer dieſen gehören zu dem 
teutſchen Bunde noch vier freie Städte, die Haus 
feRädte Hamburg, Lübeck und Bremen , und die Stadt 
Frankfurt. Sie verdaufen allerfeits Die Wiedererlans 
gung ihrer Freiheit, der Vernichtung der buonapars 
tifchen Dberberrfchaft und der Gerechtigkeitsliebe der 
verbündeten Mächte. 


Wohl auf keinem Congreß der drei legten Jahr—⸗ 
hunderte, empfieng die Göttin des Ceremoniels 
und der Etiquette fo wenig Huldigungen, ald auf 
dem wiener. Sich einzig an die Sache haltend, ſchien 
ein Geift faft alle Geſandten, wie durch ſtillſchwei— 
gende Webereinkunft, zu beleben, wenn es baranf 
antam, jedem Zwang und jeder Forderung auszumwels 
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eben, oder entgegen zu arbeiten; womit der Unhold des 
diplomatiſchen Ceremoniels ehehin ſo oft, und nicht 
ſelten bis ins Lächerliche, ſein Weſen trieb. Dieſer 
Geiſt anſtändiger Zmanglofigkeit war allenthalben vors 
herrſchend, in Kleidung und Equipagen, in Beſuchen 
und an der Tafel, ſogar in amtlichen Sitzungen und 
Unterſchriften. Sichtbar war hier die Einwirkung der 
anweſenden gekrönten Häupter, welche in Einfachheit 
und Anſpruchloſigkeit zu wetteifern ſchienen. 

Wie bei der londner QuadrupelAllianz und Spa: 
niens Beitritt zu derſelben, fchien man von Der 
Manggleichheit der gefrönten Häupter der 
gröfferen europäifihen Staaten, ald einem angenommes 
nen Grundfag, auszugehen. Die Ordnung in den 
Unterfchriften der CongreßProtocolle, war faſt 
imnier ein Werk des Zufald. Bei Unterzeich 
nung feierliher Urfunden, der Friedens 
ſchlüſſe und anderer Staatsverträge, unters 
warfen die Bevollmächtigten der acht Mächte, fich 
mehrmal derjenigen Ordnung, welche der Zufall ded 
franzofifhen Alphabetes ihren Staaten angewieſen 
hatte. Aufferdem behauptete, unter ihnen, auch hier 
Das wohlgegründese Herfommen fein Recht, nach weis 
ehem jeder Theil in dem von ihm ſelbſt ausgefertigten 
Original, ſich den Vorrang gicht. 

Bon eigeutlihen NRangflreitigfeiten Kennt 
man nur die ſchnell vorübergegangene, da, in der 
zweiten GSigung des Comité's der fünf tentfchen 
Mächte, Wirtemberg den Rang vor Hannover in 
Antpruch nahm, fo wie, bei den legten Berathfchlas 
gungen Über den teutfchen Bund, die Zmeifel und 
Sorderungen etlicher Fürften, betreffend ihre Stelle 
inder Sig: und Stimmordnung auf der Bundesver⸗ 
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fammlung, und ihren Rang auffer derfelden, wel⸗— 
cher in dem vierten Artikel der BundesActe ausdrück— 
lich vorbehalten ward. 

Selbſt der Verhütung Fünftiger Leremoniech 
Streitigkeiten, unter dDiplomatifhen Agenten 
gekrönter Häupter, ward eine befondere Fürs 
forge gewidmet. Mach verfchledenen Erörterungen 
kam , faft durchaus übereinflimmend mit dem Gnutach— 
ten einer hiezu nicdergefegten Commiffoen, am ı9. 
März 1815 eine eigene Uebereinfunft hierüber zu 
Stande, welche die acht Mächte, die den parifer 
Frieden unterzeichnet hatten, errichteten, mir Einlas 
dung an alle gefrönten Häupter, derſelben beis 
zutreten. 

Eine reiche Duelle von EeremonielStreitigfeiten , 
war, feit dem Ausgang des funfzchnten Jahrhun— 
derts, die Unbeſtimmtheit in den Grenzlinien gewes 
fen, welche zwifchen den verfchicdenen Nangclafs 
fen der diplomatifchen Agenten flatt gefunden 
hatte. Schärfer wie bisher, begrenzt Die genannte 
Uchereinfunft die, ſchon feit dem Aufang des acht—⸗ 
zehnsen Jahrhunderts üblich gewwefenen, drei Claſ— 
fen. Zu der erfien rechnet fie, die Botfchafter (am- 
bassadeurs) und die päpftlichen Legaten oder (und) 
Nuncien; zu der zweiten, die Envoyes, die Minis 
fier oder (und) übrigen Acereditirten bei Souverainen; 
zu der Dritten, die Gefchäftsträger (Charges-d’af- 
faires) , welche bei Miniftern der auswärtigen Anger 
legenheiten accreditirt find. 

Auſſer diefem ward noch Folgendes feflgefeßt. 
« Den (perfönlich) darftellenden Eharafter, follen nur 
die Botfchafter, die Legaten oder (und) Runcien has 
ben, Einem diplomatifchen Ageriten giebt feine quflers 
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ordentliche Sendung, anfih, feinen Borrang. Der 
Rang der diplomatiſchen Agenten unter ſich, wird, in 
jeder Elaffe, beſtimmt durch die Zeit der amtlichen Bes 
kanntmachung ihrer Anfunft. Diefe Uebereinkunft bes 
wirkt Feine Neuerung in Abjicht auf die Repräfentans 
ten Des Pabſtes. Ueber den Empfang der diplomatis 
ſchen Agenten jeder Claffe, fol in jedem Staat eine 
gleichförmige Vorſchrift errichtet weiden. Bande der 
Verwandtſchaft, der FamilienBerbindung, der Buns 
desgeneſſenſchaft, geben den Grfandten folcher Höfe 
kreisen Borrang. In Urkunden oder Verträgen zwi: 
fhen mehreren Mächten, unter welchen Abwechs— 
fung (+ Alternat») gilt, fol das Loos unter den 
Geſandten über die Ordnung entfcheiden, welche in 
den Unterzeichnungen zu befolgen fey.» . 

Zu Erläuterung diefer legten Beflimmung, dient 
Solgendes. In Staatsverträgen pflegen die gröfferen 
Mächte, und fo auch unter fich die minder groſſen, zu 
Behauptung ihrer Nanggleichheit, fomohl bei Benens 
nung der Pacifcenten, in dem Eingang und Inhalt, 
als auch in der Unterfohrift, zu wechfeln (das Alter- 
nat»); fo, daß jedevon ihnen in demjenigen Eremplar, 
welches für fie beſtimmt, und in ihrer Canzlei aus— 
gefertigt ift, den erſten Plag einnimmt. Contrahiren 
und unterzeichnen mehr als zwei folder Mächte, 
unter welchen dieſe Abwechslung gilt, fo find über die 
Drdnung, in welcher fie in den verfchiedenen Erems 
plaren zu benennen find, und zu unterzeichnen haben, 
bisweilen Zweifel und Streitigkeiten entflanden. Auf 
den Eongreffen von Utrecht und Aachen (1713 und 1748) 
wählte man als Ausfunftmittel, daß jeder Theil einem 
jeden der übrigen Pacifcenten, eine von ibm allein 
unterzeichnete Urkunde zuſtellte. Für denfelben Fall 
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it nun, in der wiener Uebereinkunft, dem Loos die 
Eutfcheidung übertragen, in Abſicht auf die Ordnung, 
weiche in der Unterſchrift der verfchiedenen Mächte zu 
beobachten ifl. Doch ift Damit der Gebrauch nicht aufs 
gehoben, daß jeder Theil, in dem von ihn ſelbſt außs 
gefertigten Eremplaren, ſich ſelbſt zuerfi nennt, 
und auch zuerſt unterzeichnet. Nur für die Unterzeichs 
nungen der übrigen Theile, in jenen Erempfaren, 
und in folchen Fällen, wo nur eine Urfunde (docu- 
mentum unicum) din mehreren Mächten gemeinfchafts 
lich ausgeferfigt wird, fol das Loos die Ordnung ber 
flimmen. 

Iſt aleich, vielleicht nicht ohne Abficht, in obiger 
Rangvorſchrift die WVorficht nicht fo mweit getrieben, 
daß durch jie alle, oder die meiften Fälle beflimmt: 
würden, welche cine forgfame Forſchung in der Ge— 
fchichte der enropdifchen Diplomatie darbietet, fo iſt 
doch gewiß fo viel bewirkt, Daß ein zweiter Lünig oder 
Rouſſet fortan ungleich weniger flreitigen Stoff zu eis 
nem neuen CeremonielTheater finden wird, als feine 
Vorgänger. 

Sin der That giengen auch ſowohl der Vorfchlag 
als die Aufgabe, für die in der Sigung der Bevolis 
mächtigten der acht Mächte vom 10. Dec. ernannte 
Commiſſion, meiter, als das Nefultat. Das Protos 
coll vom 10. Dec. fpricht von einer „Beſtimmung des 
Ranges unter den europäifhen Mächten, 
und Alle 8 deffen, was eine Folge bievon if». 
Das Reglement hingegen, welches der Schluß Acte des 
Congreſſes als legte Beilage beigefügt ift, befchränft . 
fih auf den ang, welchen die diplomatiſchen 
Agenten, und zwar der gefröuten Häupter, 
ter fich zu beobachten hätten. 
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Die Eommilfion hatte, eingedenf des erhaltenen 
Auftrags, ihrem Entwurf einen Artifel einverleibt, 
welcher eine Elaffififarion der Mächte enthielt, 
in Beziehung auf den Rang ihrer Gefandten. 
Sie hatte drei Elaffen aufgeftellt. 

Die Meinungen über diefe Rangabtheilung der 
Mächte ſelbſt, waren getheiltl. In der Sigung der 
Bevchmächtigten der acht Mächte vom 9. Februar, 
mißbilfigte Lord Caſtlereagh überhaupt den Grunds 
fag der Claffififarion. Er glaubte überzeugt zu feyn, 
das folcher, anjtatt, wie man beabfichtigte, Schwic; 
rigkeiten zu befeitigen, nur die Entflehung neuer vers 
anlaffen werde; doch fügte er fi der Meinung der 
Mehrheit. Die Bevollmächtigten von Spanien und 
Portugal wollten, Daß man nur zwei Claſſen anneh— 
me. Für drei Elaffen ſtimmte die Mehrheit, die Bes 
vollmächtigten von Deftreih , Rußland, Frankreich, 
Schweden und Preuffen. Nur fonnten auch diefe fich 
nicht vereinigen über die Claffe, in welche die großen 
Republifen zu fegen feyen ? 

In diefer Verſchiedenheit fcheint der Grund zu 
liegen, warum man die Frage von einer Rangabthei— 
fuug der Wächte, auf fi beruhen ließ, und fih be; 
ſchränkte auf eine Abtheilung der Geſandten, nad 
drei Rangcelaſſen, und zwar nur der Geſandten der ges 
Frönten Däupter (têtes couronnees»). 

Merfwürdig bleibt immer, daß die Erörterung 
und Scfifegung dieſes Gegenſtandes, von Seite eines 
Hofes*) in Vorfchlag gebracht ward, welcher von jeher 
in Raugſacheun für firh die größten Anfprüche gemacht 





) Von dem königlich s Frangöfifchen erſten Bevoll⸗ 
machtigten, Fürſten Talleyrand. 
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hatte; eines Hofes, auf deſſen Befehl, noch vor 75 
Sjahren, der Koufletifhen Sammlung über dag diplo— 
matifche Eeremoniel, in allen nach Frankreich gebrach— 
ten Exemplaren die Erklärung vorausgefchickt werden 
mußte, «der erfle Fehler in dieſem Buche ſey, daß 
darinden römifchen Kaifern und Königen überhaupt der 
Rang vor dem König von Frankreich und allen 
andern Königen zugefehrichen werde. 

Es iſt leicht zu erachten, daB von der großen Ans 
zahl Wünfche, Bitten, Befchwerden und Forderungen, 
welche auf dem Eongreß, nicht bloß von Souverainen 
und öffentlichen Behörden, fondern auch von Privats 
perfonen, moralifchen und phyfifchen, vorgelegt wur; 

- den, nicht wenige ganz oder zum Theil unerledigt blei— 
ben mußten. Manche wurden ganz mit Stillfehweigen 
übergangen, andere wurden an andere Behörden, nas 
mentlich an den teutfchen Bundestag, verwiefen, noch 
andere entweder fchlechthin, oder Doch als hicher nicht 
gehörig zurückgewieſen. 

Am g. Junius wurden die 122 AUrtifel, aus weh 
chen die fehon erwähnte Haupts oder Schluß Xcte 
des Congreſſes beſteht, einzeln unterzeichnet oder paras 
phirt, von den Bevollmächtigten derjenigen Mächte, 
welche auch Den parifer Frieden unterzeichnet hatten; 
nur mit Ausnahme des fpanifchen, welcher, aus den 
ſchon angegebenen Urfachen , feine Unterfehrift verwei— 
gerte. Mit Diefer Acte ſchlieſſen fich Die eigentlichen 
Eongreßverhandlungen , wiewohl in den nächfifolgens 
den Tagen noch etliche Verträge gefchloffen wurden. 

Die Souveraine hatten früher fchon — die Mor 
narchen von Rußland und Preuffen am 6. Mat, der 
Kaifer von Deftreich etliche Tage fpäter — den Com R. 
greß verlaffen, und ihre Bevollmächtigten entfernten 

Klüber's Ueberſicht. M 


AV 
1 





170 


fich ebenfalls nach geſchehener Unterzeichnung der Con: 
greßActe. Verſchiedene Bevollmächtigte, warteten Die 
feierliche Unterzeichnung dieſer Acte nicht ab, ſondern 
verlieſſen Wien ſogleich nach geſchehener Paraphirung 
der einzelnen Artikel. 


Ideale hat dieſer Congreß nicht erreicht, auch weit 
nicht alle Erwartungen befriedigt, aber doch, nach 
Maasgabe der obgewalteten Umſtände, weit mehr ge— 
leiſtet, als Viele glauben, oder zu glauben ſcheinen. 
Bei einem billigen, ſelbſt bei einem gerechten Urtheil, 
bleiben die Drohenden Begebenheiten nicht unbenchtet, 
welche während der legten Monate in feine Wirkſamkeit 
eingriffen. Durch ihn und die parijer Staatsvertrage 
vom 20. Nov. 1815, ift Europa zu einem heilſamen, 
und, wie man hoffen darf, dauerhaften Sriedensfland 
zurückgekehrt, der Congreß bat die Machthaber wit 
Keuntniſſen und Erfahrungen bereichert, welche, wenn 
man wicht gegen Die Bernunft annchmen will, daß 
jede erhaltene Lehre vergebens ſey, Früchte tragen 
müſſen. 

Der Gründung und Befeſtigung eines allgemei— 
nen Ruheſtandes, ſind große Anſtrengungen, eifri— 
ge Wünſche und Rückſichten, viele Forderungen der 
Eigenliebe und des Eigennutzes, zum Opfer gebracht 
worden. Man hat groſſe Schwierigkeiten überwunden, 
ſehr verwickelte Fragen beſeitigt, gefährliche Klippen, 
an denen die ganze Verſammlung hätte ſcheitern kön— 
nen, glücklich vermieden, und durch ein Meer von 
Wünſchen, Zumuthungen, Anſprüchen und Fordes 
rungen, eine Bahn ſich geebnet. Fürſten und Be— 
vollmächtigte haben große Proben abgelegt, von Ges 
duld, Nachſicht, Ausdauer und Eintracht, von Fries 
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densliche und Menfchlichfeit. Schon war große Hoffs 
nung gegeben, zu Gründung eines eben fo feften und 
gefiherten, als umfaffenden politifchen Syſtems für 
Europa, als cin feindliches Geſchick, den Congreß 
überrafchend, gebieterifch nöthigte, fich für dießmal 
mit Stückwerk zu begnügen. . 

Dennech liegt in den Verhandlungen und Nefultas 
ten des Congreffed, eine fräftige Vorbereitung zu Ers 
füllung jener Hoffnungen. Die Monarchen haben, im 
Angefiht von Europa, mit willigem Derzen fich bes 
kannt, nicht blos zu aegenfeitiger Achtung, fondern 
auch zu Achtung und Werthfchägung der echte ihrer 
Völker. In einem groffen Theil von Europa, hat fich 
ein Gemeingeift für öffentliche Angelegenheiten gebildet, 
oder befeſtigt, welcher Achtung gebietet, weil er, aus— 
gehend von dem Bewußtſeyn der eigenen Nechfe und 
des eigenen Werthes, Die Nechte Aller gefhont willen, 
aber auch nicht zugeben will, dag man unansführbe: 
ren idealifchen Entwürfen unbefonnen und ungeſtüm 
nachjage. Durch dieſen Gemeingeifl, die Frucht 
fchmerzhafter Erfahrungen, ift manchem lichel der 
Zwictracht und der unmweifen Berbeflerungsfucht, ein 
Damm entgegengefeßt, ſtärker und mächtiger, als 
Gebote der Obern. Ä 

Groſſes ift noch zu vollbringen übrig. Laßt es 
ung, für die nahe Folgezeit hoffen von der Wohlmeis 
nung und Weisheit der Herrfcher, von der Pflicht und 
Einficht ihrer oberften Staatsdiener, von dem Gemeins 
geift und Pflichtgefühl der Völker ! 


| 
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Dorrede 





Hı. erſte Abtheilung biefer Ueberſicht, ift ben 
diplomatifchen Verhandlungen des wiener Congrefs 
fed überhaupt gewidmet: dieſe zweite, fo wie bie 
dritte, den Verhandlungen über wichtige Angeles 
genheiten ded teutichen Bundes und ber Bundeds 
ftaaten. 

Auch dem aufmerffamften Lefer der von dem 
Berfaffer heraudgegebenen Aeten bed wiener Con⸗ 
greſſes, befonders dem, welcher für die Bundesver⸗ 
fammlung, für landftändifche Berfaffung, und für vers 
fchiedene andere auf dem wiener Congreß zur Sprache 
gefommene Gegenſtände, forthin zu arbeiten. hat, 
wird vielleicht nicht unangenehm feyn , die Eongreßs 
Verhandlungen über mehrere wichtige Angelegens 
heiten des teutfchen Bundes und der Bundeeftaaten, 
welche in den Acten an vielen Orten zerſtreut fid) 
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befinden, und daher nicht ohne groffe Mühe aufzus 
fuchen und zu vergleichen find, hier in zweckmäſiger 
Drdnung beifammen zu finden, und fid) Diefelben 
feiht und glaubhaft vergegenwärtigen su Fünnen, 
Aber vorzüglich möchte wohl die groffe Anzahl derer, 
welchen das Actenleſen befchwerlich fallt, an den 
Herausgeber der CongreßActen die Forderung ma: 
hen, daß ihnen zufanmenhängender ‘Bericht gege— 
ben werde, von dem Gang und Anhalt der Vers 
bandlungen über gewiſſe teutfche Gegenſtände von 
entfchiedener, hoher und allgemeiner Wichtigkeit. 
Der Verfaſſer glaubte ſich verpflichtet, den Lefern 
Der einen und der andern Art willfährig zu feyn. 
Anziehende Bemerfungen, find nicht felten durch 
den Inhalt der Verhandlungen, oder durch deren 
zweckmäſige Sufammenftellung, dem aufmerfjamen 
Lefer fo nahe gelegt, daß eine ausdrückliche Andeu⸗ 
tung überflüffig gemefen wäre. Hin und wieder find 
noch befondere Winfe dazu gegeben, und oft wird 
man weder dad eigene Urtheil des Verfaſſers, noch) 
ihm eigene, mehr oder weniger ausführliche, Be⸗ 
merfungen und Forfchungen vermiffen, Allee wollte 
und konnte er nicht fagen: aber Alles, was er fagte, 
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wollte ev mit Wahrheit und Recht fagen. Konnte 
er dieſes nicht, fo gehört der Mangel auf Rechnung 
feiner Einſicht. Was diejenigen Stellen betrifft, 
welche Aufzüge aus Eongreß Berhandlungen,, meift 
gedrängte, enthalten, fo darf man, in fo wichtigen 
National Angelegenheiten ald hier in Frage ftchen, 
zu jedem gebildeten teutfchen Gemüth wohl vers 
trauen, daß ed durch fcheinbare Trockenheit, von 
ernfter Betrachtung fich nicht werde abhalten laffen. 
Die, in der Vorrede zu der. erften Abtheilung, 
nad) vorgelegten Gründen geäufferte Erwartung, 
Daß Feine Partei den Verfaffer als den Ihrigen zu 
berrachten fich berechtigt halten, aber auch nicht fich 
anmaffen follte, ihn wegen folcher Gefinnung anzus 
feinden, ift — wie, nad) dem ©. 50 gelegenheitlich 
angeführten Erfahrungdfaß, faſt voraudzufehen war 
— nicht ganz erfüllt worden, Muß man nicht dass 
felbe von der zweiten und dritten Abtheilung, nach 
der Natur ihres Inhaltes, faſt noch mehr beſorgen? 
Dennoch konnte dev Verfaſſer, durch Beſorg⸗ 
niſſe dieſer Art, ſich nicht für entbunden halten von 
der Pflicht, auf dem einmal betretenen Wege feſt 
und ruhig fortzuwandeln. Dieſer Pflicht würde er 
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auch dann eingedenk geweſen ſeyn, wenn ein widri⸗ 
ger Verſuch, während er am Strand der Newa 
weilte, ohne irgend ſein Zuthun, bloß durch das 
geſunde Urtheil des Höheren, nicht völlig mißlun⸗ 
gen wäre; wiewohl er ſelbſt, in dieſem beſondern 
Fall, für ſeine Mittheilungen und Aeuſſerungen 
Gründe anzuführen vermöchte, welche die Gegner 
ſchwerlich ahnen, und doch höchſtwahrſcheinlich ge⸗ 
nöthigt ſeyn würden, wider ſich gelten zu laſſen. 

Mit vollkommener Unbefangenheit und anſtän⸗ 
diger Offenheit, iſt ein gewiſſes politiſches Zartge⸗ 
fühl vereinbar, von welchem Eingeweihte, und 
auſſer ihnen noch Mancher von denen, für welche 
auch ungeſchriebene Buchſtaben lesbar find, viels 
leicht ſchon in der erſten Abtheilung mehr denn eine 
Probe wahrgenommen haben. Der Verfaſſer ehrt 
und achtet die Meinungen und Ueberzeugungen An⸗ 
derer. Möge man die feinigen wenigftens dulden, 
und fich befchränfen auf Widerlegung ober Berich⸗ 
tigung berfelben, wo ed möglich, und nüßlich oder 
nothwendig fcheint! 

zu Erläuterung und Befräftigung des in der 
Vorrede zu der erften Abtheilung enthaltenen Ges 


» . . , 
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ftändniffes, fcheint hier noch ein zweites nicht 
überflüffig zu feyn. Ganz aus eigenem Antrieb und 
ald Privarmann, hat der Verfaffer, mit Erlaubniß 
feined Souverains, dem wiener Congreß während 
feiner ganzen Dauer beigewohnt. Durch eigene 
Amtöverhältniffe, ift er weder zu ben hier mitges 
theilten Notizen, noch zu dem Beſitz irgend eined 
von denjenigen Actenſtücken gelangt, welche in ben 
bis jegt erfchienenen drei und zwanzig Heften der 
von ihm herauftgegebenen »Acten bes wiener 
Eongreffes. enthalten find. 
Geſchrieben am 18. Juli 1816. 





Inhalt 
der zweiten Abtheilung. 





I. 
Weber Errichtung und Wirkſamkeit eines Bundesges 
vichtes für den teutſchel Bund. 
IL. | 
Weber Vertretung des Volkes bei der Staatsregierung 
durch Landſtände. 
IT. 


Ueber Erriheung, Wiedereinführung oder 
Beränderung der landſtändiſchen Bers 
faffung in teutfhen Staaten, unmittelbar vor 
dem wiener Congreg, oder während deflelben. 


IV. 
Geber Beflimmung der Rechte der Unterthanen, 
in den teutſchen Bundesfiaaten, überhaupt 
V. 


Ueber Beſtimmung des Rechtszuſtandes der Standes⸗ 
herren, oder der jetzt untergeordneten, ehema⸗ 
ligen reichsſtändiſchen Landesherren von fürſtlichem 
oder gräflichem Stande. 


217 


237 








Ba 2 
I. 
Veber 
Errichtung und Wirkfamkeit 
eine 


Bundesgerichtes 
für den teutſchen Bund. 





Was vou den denfenden Köpfen aller Staaten als 
richtig und zweckmäſig anerkannt iſt, nimmt auch der 
Teutfche in Anſpruch. So die Gewiſſensfreiheit, eigene 
zeitgemäfle Gefeßgebung, befonnene Staatsmigrbfchaft, 
Beförderung der Gewerbe, der Viehzucht, des Acker. 
Kanes, der Volksbildung, der Künſte und Wiſſenſchaf⸗ 
ten, gleiche Beſtenerung, allgemeine Pflicht zu dem 
Landwehrfiaud, Vertretung des Volkes bei der Staat: 
regierung Durch Landſtände, milde Formen bei dem 
yeinlihen Verfahren, unparteyifche, unnerzögerte 
Rechtspflege gegen Jeden, auch den Höchſten uub 
Reichſten. a 
Darum war in den wiener CongreßBerhandluns 
gen über Errichtung und Verfaffung des teutfchen 
Bundes, eine der allerwichtigfien Aufgaben, die Bes 
antwortung der SSrage: 
fol ein Bundesgericht, ein beſtändiges 
(permanentes) Bundesgericht, und mit welchem 
Umfang feiner@ompetenz, errichtet werben ? 
Klüber's Weberficht. II. 
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Selbſt auf dem Eongreß, ſchien nur Wenigen die 
Bemerkung zu entgehen, DAB die Swartung der ges 
fammten teutfhen Nation auf Nichts fo fehr gefpannt 
fey, als auf die Löfung die ſer Aufgabe *), fo wie auf 
eine feſte Beſtimmung über die Nothiwendigfeit einer 
landſtändiſchen VBerfaffung, und über eine aus 
gemeffene Wirkſamkeit der Landflände, in allen Buns 
desſtaaten. 

Die Oppoſition, in Abſicht auf Errichtung eines 
beſtändigen Bundesgerichtes von umfaſſender 
Wirkſamkeit, bildeten, feit dem Anfang der Unterhand⸗ 
Jungen, Baiern und Wirtemberg, denen gegen 
dad Ende (3. u. 8. Yun. 1815) auh Deffen Darm 
Rade beitrat. 

Der Widerfpruch zeigte ſich ſchon in den Protocol 
den des Comité's für die teutfchen Angelegenheiten, bes 
fiehend aus Bevollmächtigten fünf teutfcher Höfe 
(Defrei Preuffen, Baiern, Hannover, Wıirtems 
berg), im Dctober 1814. Baiern wollte nicht, daß 
eine Berufung von feinem oberflen Gerichtshof an 
einen Bundesrath flatt haben folle *). Der Unters 
tban werde nur dann erfi an das Bundesgericht 
ſich wenden können, wenn er zu vor bei den Gerichten 
feines Landesherrn Klage geführt, und ihm allda fein 
Recht verweigert worden fey; das Bundesgericht 
müſſe mehr Dazu beſtellt ſehn, über das Mein nnd Dein 
der Rechte zwifchen den Staaten, als in Streitigfeis 





*) Man vergl. F. 8.0. BerLepfch über die Nothwendigkeit 
der Anordnung eines kräftigen teutſchen Bundess oder 
Reichsgerichtes. Caſſel 1815. 8. 

ee) Acten des wiener Congreſſes, Bd. II, G. gı, Rum. 
20.3; S. 94, Num. 10. 
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gen zwifchen Privaten zu entſcheiden *); Doch meinte 
Baiern Damals noch, daß zu Beurtheilung der Vers 
legungen wider die allgemeine Conflitution (des 
Bundes), nicht ader für Klagen oder Belchwerben 
iiber Verlegung einer beſondern Landes Eonftitus 
tion, ein Bundesgeriät, <auffger dem Auſträ— 
gal Gericht⸗, nöthig fen, über deffen Zuldffigs 
Leit es fich jedoch erfi dann zu erklären im Stande fey, 
wenn die Form defielben näher entwickelt feyn werde **). 
In Abſicht auf das Auſträgal Gericht, gieng fpäters 
bin feine Willendmeinung dahin, daß Die Bundesglie⸗ 
der die unter ihnen obwaltenden Streitigkeiten, beider 
DBundesverfammiung anzubringen hätten. Dies 
fer bleibe dann vorbehalten, Auſträgal Inſtanzen, 
oder diejenigen Mittel vorzuſchlagen, Die ie geeige 
net finden werde, vorfommende Rechtönerlegungen au 
erledigen ***). 

Als in der vierten Sigung (30. Mai ıBı6) alle 
Anwefenden für Erwähnung eined Bunbesgericdh 
te8 in der Bundesllcte ſtimmten, erklärte Baternz 
daß es noch zur Zeit einer folchen ausdrücklichen Ei 
wähnnng nicht beiſtimmen fönne ****). Es wiederholte 
dieſes in der achten Sigung (3. Jun.), mie. dem Zus 
ſatz, daß, da ſchon gefagt worden, daß die Gtreitigs 
keiten an die Bundesverfammiung gebracht wer 
den ſollten, man nicht fehe,, wozu ed noch Lines Birste 
desgerichtes bedürfe H. Da endlich in’ der zehn⸗ 





) Acten d. mw. C. B8. II, &. 108. 
») Ebendaſ. Bd. II, &. 169. 
”.„) Bd. II, &. 357 u. 8384, 
>. Shendaf. Bd. IT, &. Aa, 
+) Bd. IL, ©. 499. 
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ten Sigung (8. un.) Oeſtreich, Preuſſen ‚und faſt 


alle Andern, ausdrücklich den Wunſch äuſſerten, (we⸗ 
nigſteas) für die Streitigkeiten der Bundesglieder uns 
tereinander, den Ausdruck Bundesgericht indie 
Bundesdcte aufzunehmen , fo widerſetzte ſich Baiern; 
und ed genehmigte eben fo wenig die hierauf fofort in 
Borfchlag gebrachten Ausdeücke «Snfkanz» oder «per 
manente Jufkanzs; welchem endlich die Uebrigen, 
Azu Bewirkung einer. Vereinigung», nachgaben, im 
dem fie ich den von Baiern in Vorfchlag gebrachten 
Ausdruck swohlgeordnete Auſträgal Inſtanzge 
gefallen lieſſen *). 

Wirtemberg erklärte die Errichtung eines Tris 


. bunalß, eines Bündesgerichteß , für <«unzuläffig». 


Ein ſolches müſſe, unter anderem Ramen., den. Reich; 
hofrath oder das Reichblammergericht wieder berbeis 
führen ; ein Gericht, dem fich die Kronen zu unter: 
sierfen hätten, ſey üicht ohne Bedenklichkeit. Ein Au: 
Arägatericht. für die Streitigkeiten der Bundes: 
glieder. unter. einander, deffen Erkenntniffe die (das 
mals vorgefchlagenen) Kreisdirectoren zu vollziehen hät: 
gen, waße es fich gefallen laſſen *9..— Noch am Tage 
her feierlichen Unterzeichuung der Bundesllcte (10. Yun. 
rs), von deren Unterhandlung die wirtembergifchen 
Herren Bevolimächtigten fich ausgefchloffen Hatten, er: 
Särte Wirtemberg, ſchriftlich ſein Beharren bei dieſen 
Ideen. ***). 

Erft gegen das Ende der Unterhandlungen (3. u. 


*) Acten d. w. €. Bd. II, ©. 534, 

"), Bd. II, 6. 101 f., Rum. 10; ©. 55 Rum. 11; 
©. 167 f.; S. 176 fi Rum. 1... 

3%), u, ©. 566. 
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8. Yun. 1815), ſchloß ſich auch der großherzoglich⸗heſ 
fische Hof dem Widerfprud und den Fdeen des Fünig 
Sihsbaierifchen an, nachdem früher, in der zmeh 
ten Sigung, defien Bevollmächtigter erklärt hatte, 
«daß fein Hof der Errichtung. eined Bundesgerichte® 
nicht entgegen ſeyn werde» *). Ohne — fo lautete 
dießmal feine Erklärung — durch zu voreilige Bes 
ſtellung eines Bundesgerichtes, die Unabhängigs 
keit der gröfferen Staaten beunruhigen zu wollen, 
erwarte er, zu Erledigung folder Recht Sverletzun⸗ 
gen unter den Bundesgliedern ſelbſt, dic dem 
Ruheſtand des Bundes fkören könnten, Auſträgal Iu⸗ 
ſtanzen und Compromiſſe — von der reiferen 
Erwägung der nächſten Bundesverſammlung. In ſei⸗ 
nen Staaten habe Heſſen, durch ganz unabhängige und 
kraftvolle Rechtspflege, und da es das eigene Intereſſe 
ſeines Fiſcus den Ausſprüchen der Gerichte unbedingt 
unterworfen habe, für Alle, die feiner Staatöges 
walt untergeordnet find, den Wunfch aller weitern 
Berufung befeitigt **). 

Dagegen flimmten ausdrücklich für Errichtung 
eined Bundesgerichteß, — alle Audern. Doch hatte 
Baden fi) (ausdrücklich) weder für noch wider erflärt- 
Bei den legten allgemeinen Conferenzen über Die teute 
ſche Bundesangelegenheit, war von feiner Geite kein: 
Devolkmächtigter erfchienen ***). 

Am beſtimmteſten, naddrüdlichfien, häufigſten 
und beharrlichſten, drang Prenſſen auf Errichtung 
eines Bundesgerichtes, und auf einen angemeſſenen 





*) Acten d. w. C. Bd. II, ©. 357 f. 
) Bd. II, ®. 500 u. 543. 
»ꝛe) Man vırgl. Sb. II, ©. 570. 
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Wirkungsfreis deſſelben. Bei der teutſchen Derfafs 
fung — fo Aufferten fich feine Bevollmächtigten — gebe 
es nur Drei Puncte, von denen man, nach ihrer 
innerfien Weberzeugung , nicht abgehen könne, ohne 
der Erreichung des gemeinfrhaftlichen Endzwecks den 
weſentlichſten Rachtheil zuzufügen : eine fraftvolle 
Kriegdgewalt, ein Bundesgeriht, und lands 
Rändifche, durch den Bundesvertrag geficherte Ver: 
foffungen. Unläugbar fey ed, daß wenn es der Fünf; 
tigen VBerfaffung an einem Bundesgericht fehle, 
man nie werde die Ueberzeugung aufheben können, daß 
dem Rechtsgebäude in Teutfchland der legte und 
nothmwendigfie Schlußſtein mangle, und fie, die 
Bevollmächtigten, theilten felbft vollkommen diefe Ue⸗ 
Berzeusung *). 

Diefen Grundfägen gemäß, trug Breuffen (Sept. 
18:4) gleich in feinem erfien Entwurf der Grundlage 
Der teutfchen Bundesverfaſſung, Darauf an, daß ein 
eigenes Bundesgericht, deffen Mitglieder von den 
Bundesfländen zu präfentiren feyen, angeordnet wer 
de, mit einem Senat zur Inſtruction, und mit einem 
zum Spruch in erfler Inſtanz, in Streitfachen der Fürs 
Ken und Stände unter ih; doch follten auch chemas 
ige , jegt untergeordniete, veichsftändifche Landeshers 
ven von fürftlichem oder gräflihem Stande, vulgo Mee⸗ 
Diatifirte, vor diefem Bundesgericht zu Recht fles 
ben, in perfönlihen Sachen , und in folchen,, die aus 
Verlegung des Bundesvertrags entfichen **). 

Bald nachher (Det. 1814) machte Preuſſen — 
in den mit Deftreih und Hannover verabredeten 





*) Acten d. w. C. Bd. II, ©. 16 u 17. 
e) Bd. L, Heft 1y ©. 53. 
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zwölf Artikeln, welche bei den Eonferenzen der fünf teuts 
fhen Mächte zur Grundlage dienten — ben Antrag, 
Daß die Bundesglieder.ihre Streitigkeiten (boch nur 
fofern fie ſich nicht durch Auſträgal Fuſtanz abma- 
eben laſſen) einer rihterlichen Entſcheidung unters 
werfen follten, welche zugleich von dem Rath der 
Kreisoberften und einem Bundesgericht zu er— 
Saffen fey. Diefes Bundesgericht müfle jedoch auch über 
Klagen ſprechen, die wegen Verletzung des Bundes 
vertrag in einzelnen Ländern, bei demfelben erhas 
ben würden -*). 

Die Fdee von einer vorläufigen Aufrägak 
Inſtanz, entwicelte Preuſſen, im folgenden Monat 
Movember, etwas näher. Es that den Vorfchlag, daß 
bei Streitigfeiten der Bundesglicder unter fh, von 
jeder Seite drei Schiedsrichter erwählt werden 
ſollten, denen der erfie Bundesrath, mit Ausſchluß 
der Betheilisten, einen Dbmann zugefellen folle. 
Diefe AuſträgalfInſtanz entfcheide die Sache zuerfl. 
Berubigten fich Die Parteien hiebei nicht, fo ſtehe ihnen 
die Berufung anden erfien Rath frei, der fodann, 
mit Zuziehung ded Bundesgerichtes, das Ends 
urtheil fpreche **). 

Etliche Tage fpäter, in der Sitzung vom 7. Rob. 
38:4, fügte Preuſſen folgende drei Hauptfäge 
hinzu. 1) Für De der Bundesglicder uns 





ter fi, liege die endigfeit einer richterlichen 
‚Entfcheidung , die man dem ungemiffen Ausgang eines 
AufträgalGerichtes allein nicht überlaffen könne, 
durchaus in der Natur des zu ſchlieſſenden Bundes. 


*) Acten d. w. C. Bd. I, -Heft ı, ©. 60 f. 
”) 3). II, ©. 160 
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2) In Fällen, welche fich zu einer Verlegung ber 
Berfaffung (des Bundes) eigenfchaften, fey nichts 
angemeflener, ale daß der Bundesrath die ends 
liche Entfcheidung der Sache habe, und entweder 
allein, oder wenn er es für nöthig finde, zu Erörtes 
tung der eintretenden Rechtsfragen, mit Zugiehung 
von Mitgliedern des Bundesgerichtes, die Ent 
ſcheidung übernehme. Es fey aber auch 3) nicht min; 
ber nöthig, daß in Fällen, wo ein Individuum (ein 
einzelner Untertban), oder mindeflend die Stände 
eines Landes, Beſchwerde über eine von dem Landes 
Herrn begangene Verlegung der in der allgemeinen 
BundesConſtitution fefigefegten Grundfäge, zu 
führen Haben, diefe Befchwerde der Erörterung und 
Entfcheidung eines Bundesgerichtes übergeben 
werde *). | 

Am ausführlicher entwickelte Breuffen feine 
Ideen von dem Bundesgericht und von der Aufträgale 
Inſtanz, in feinen beiden Entwürfen der Bundesvers 
faſſung vom Febr. 1815 **), Nach diefen foll ein ber 
Kändige8 Bundesgericht feyn, in Derfelben 
Stadt, wo der Bundesrath feinen Sie hat, Es foll 
aus einem Bundesrichter und einer beffimmten Anzahl 
von Beifigern beſtehen. Jenen wählt der erſte Bundes; 
rath ıc. Diefe werden abmwechfelnd ernannt von den 
Bundesmitgliedern nad) ch Drdnung, und von 







dem Gericht ſelbſt, aus zwe den dazu berechtigten 
Bundesmitgliedern vorgefchlagenen Perfonen ; alle müfs 
fen einer Prüfung fich unterwerfen. Nur durch. einen 
Urtheilsfpruch des Gerichtes ſelbſt, kann ein Mitglied 





*) Acten d. w. C. Bb. II, &. 168. 
“.) Bd. IL, e, 47 — 55 u. E. 62 — 6%. 
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eb Berichtes feiner Stelle veriuflig sehen. Das Buns 
desgericht il competent, ») in Streitigkeiten ber 
snmittelbaren Bunbdedglieder unter ſich; 2) bei 
Klagen mittelbarer Berfonen gegen unmittelbare 
Bundesglieder, wegen a) Verlegung der Innern Lan⸗ 
desverfaſſung, und b) folcher in Derfelben gegründeten 
sinzelnen Rechte, welche Durch den Bundes; oder einen 
andern Staatsvertrag ausdrücklich zugefichert find. 
Für Rum. ı giebt es zwei Inſtanzen: Die der Aug; 
sräge, und die des erſten Bundesraths und des 
Bundesgerichtes, jedes einzeln, oder beide vers 
Hunden ; doch findet Verzicht beider Theile auf eine dies 
fer beiden Inſtanzen flatt. Ueber Vorſchlagung und 
Ermwählung der Aufträgalfichter , iiber Verweiſung der 
Sachen an daB Bundesgericht, über Eutfcheidung durch 
den erſten Bundesrath, allenfalls mit Zuzichung eines 
Theild des zweiten und der Mitglieder des Bundesge⸗ 
richtes, über die Rechtskraft der Urtheile, wurden bes 
fimmte Borfchriften in Antrag gebracht. — Klagen 
in dem Fall von Rum. 2 finden nur baın flatt, wenn 
in dem einzelnen Staat, gegeu welchen geklagt wird, 
Das Recht verweigert, verzögert, oder in feinen gefeßs 
zmäfgen wefentlichen Formen verlegt worden, und die 
Rechtshülfe bei dem Landesheren ſelbſt vergebens gefucht 
worden iſt. Klagen dieſer Art können erhoben werden, 
a) von den Landſtänden, b) vonden mittelbar gewordenen 
ehemaligen Reichsſtänden, gemeinſchaftlich oder einzeln, 
c) von einzelnen Unterthanen. — Zur Vollſtreckung, 
überſchickt das Bundesgericht feine Erkenntniſſe dem 
erfien Bundesrath, welcher diefelbe nicht zu verwei⸗ 
gern noch aufzufchieben befugt if. Beſchwerden gegen 
das Bundesgericht ſelbſt, Eönnen bei dem erſten Rath 
angebracht werden, dem auch die Gerichts Viſitation 
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zuſteht ıc. — Perfönliche Klagen gegen die Mitglieder 
des Bundesgerichtes, gehören vor dieſes. — Eine Buns 
besgericht8Drdnung ift zu errichten, und Grundfäge 
ſind feflzufegen,, nach welchen aufler den Familien, und 
andern Berträgen, und den allgemeinen ſtaats- und 


völferrechtlihen Grundfägen, auch noch Die ebemalis 


gen Reichsgeſetze zur Richtfehnur bei Entfcheidung 
der Streitigkeiten unmittelbarer Bundesglieder dienen 
follen. 

Diefen Grundfägen blieb Preuſſen größtentheils 
auch noch in demjenigen Entwurf eines Bundesvertrags 
treu, welchen es im Anfang des Aprils 1815 vorlegen 
ließ. Alle Mitglieder des Bundes — fo lautete der 
Antrag — ſollten fich verpflichten, einander unter kei— 
nerlei Vorwand zu befriegen, fondern die Entſche i⸗ 
dung ihrer Streitigfeiten, mit VBerzichtleiftung 
auf alle Selbſthülfe, einer zweckmäſig einzurichtenden 
AuſträgalJiunſtanz, und in fofern diefelben durch 
biefe nicht beigelegt würden, dem Bunde anheimgus 
ſtellen. Für diefe Säle, fo wie für jede andere 
verfaffungsmäfige Befhwerdefühbrung bei 
dem Bunde, folle Diefer ch ein Bundesgericht bei« 
vrdnen, an deſſen Befeßung alle Mitglieder verbältniß; 
mäfigen Theil zu nehmen hätten *). 

Nur bemerkt man hier, daß die beiden letzten 
ber oben (aus dem Protocol der Sigung vom 7. Nov.) 
erwähnten drei HDaupffäße, dießmal einer allgemeis 
nen Formel einverleibt wurden, deren nähere Beftim- 
mung der mündlichen Beratbfchlagung in den bevorſte⸗ 
henden Gigungen und der Zeit zu überlaffen, wahr; 
ſcheinlich die Klugheit in einem Augenblick angerathen 





*) Acten d. w. €. Bd. I, Heft 4, ©. 108. 
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- Batte, wo man, wegen bed nahen Heerzugs gegen Buos 
naparte und deffen Anhang, mit der Errichtung des 
teutfchen Bundes Eile hatte, und deßwegen räthlich fand, 
gewiſſe Gegenftände , bei welchen von Seite etlicher teuts 
fchen Höfe der mittleren Elaffe beharrlicher Widerftand 
zu beforgen war, fo zu berühren, Daß deren zureichende 
Beflimmung in der BundesActe zwar noch geſchehen, 
aufferdem aber an bie nächfle Bundesverfammilung (ad 
proxima comitia) vermwicfen werden Eonnte. 

Etwas beffimmter, zum Theil auch etwas anders, 
entwicelte Preuffen bald nachher diefe Ideen, in feis 
nem im Mai aba8 vorgelegten Entwurf eines Grund; 
vertrags des teutfchen Bundes. Die Mitglieber des 
Bundes, meinte ed, follten einander nicht bekriegen, 
fondern die Entfheidung ihrer Streitigfeiten, mit 
Derzichtleiftung auf Selbſthülfe, ciner zweckmäſig eins 
zurichtenden Auſträgal Iuſtanz, und in fofern dies 
ſelben Durch dieſe nicht Heigelegt würden, dem Bunde 
dergeſtalt anheimftellen, daß die Bermittelung des 
Bundesraths, die Ergreifung Der (fo eben genannten) 
Auſträgal Inſtanz, und die Berufung an das 
Bundesgericht, drei aufeinander folgende Stufen, 
Die Uebereinkunft oder Entfcheidung bilden. Dem Buns 
desrath fen ein unter feiner Auffiche ſtehendes Buns 
Desgericht beizuordnen; an deſſen Befegung follten 
alle Dundedglieder, durch Wechfel oder Sefammts 
ſtimmen, verhältnißmäſig Theil nehmen, und bei der 
Befegung fey gehörige Nückficht zu nehmen aufdas Vers 
hältniß der drei chriftlichen Religions Parteien. Das 
Bundesgericht müſſe competent ſeyn: 2) in Streitigfeis 
ten der Bundesglieder, auf vorhin angegebene Weiſe; 
2) über Verlegung der Bundesverfaffung, oder aus 
derſelben herflieſſenden Rechte, jedoch nur dbanıı, wenn. 


u 
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bie in der beſtehenden Verfaſſung jede® Staates liegen 
Ben Mittel, zu gerechter Entfcheidung zu gelangen, ers 
schöpft ind. Die Vollziehung feiner Urtheilfprüche 
müffe durch den Bundesrath gefchehen, und das Ge; 
richt für ſich weder obrigkeitliche Gewalt, noch foges 
nannte freiwillige Gerichtbarfeit befigen *). — Wegen 
der hier bemerfbaren Auslaffungen , in Bezichung auf 
frühere preuflifche Entwürfe, erklärten dießmal die Her: 
zen Bevollmächtigten ausdrücklich, es feyen folche « nur 
auf die Nothwendigkeit einer Eurzen, und leichter zum 
Biel führenden Unterhandlung berechnet» **)., 

Auch während der letzten Eonferenzen, im Mai und 
un. 1815, bethätigte Preuſſen bei jeder Gelegens 
beit feinen Eifer für Errichtung eines Bundesgerichtes 
mit angemeflenem Wirkungskreis; ſowohl in dem am 
3. Mai von Deftreich, im Einverſtändniß mit Preuffen, 
vorgelegten Entwurf einer BundesXcte, als auch in 
den EonferenzProtocollen, namentlich in dem vierten 
und zehnten ***). | 

Wie Preuſſen, fo Rimmte auch Defkreich für ein 
Bundesgericht. Zuerft gefchab dieſes im October 1814, 
in den oben fihon angeführten zwölf Artikeln, welche 
es mit Preuffen und Hannover verabredet hatte. Eben 
fo flimmte es, in der Sißung vom 7. Nov. 1814, dem 
von Preuffen gefchehenen Borfchlag bei, daß die Strei« 
tigfeiten der Bundesglicder durch ein AufträgalGericht 
zu entfcheiden feyen, wozu jeder Theil drei Schieds⸗ 
richter, und der erfie Bundesrath einen Obmann zu 
ernennen habe, und von deffen Spruch die Berufung 


*) Acten d. w. €. Bd. IT, &. 303 f. 
++) Ebendaf. &. 299. 
“., Ebendaſ. ©. 317; Bd, II, ©. 433 f. u. 533 f. 
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ası den erfien Rath ſtatt finde, der mit Zuziehung eines: 
Bundesgerichtes das Urtheil fpreche *). Es fünte bias 
zu: «daß in denen Fällen, wo die politifche Eriftenz 
eines Individuums wider den Bundedvertrag 
oder die Eonflitution gefränft, und felbige in dem 
Rechten der Teutfchheit gefährdet werde, dem 
Bunde das Recht zufiehen müſſe, diefe Verletzungen 
abzuflellen; und nur von biefen Befchwerden über 
Die Verlegung der allgemeinen Conſtitution, ſey bei 
dem Bundesgericht Die Nede» **). Auch trat Des. 
zeich der hannöverifchen Erklärung bei: «daß Lands 
ſtänden der Recurs an den Bund offen fliehen müſ— 
fe, wenn fie gegen den Mißbrauch der Souveraines 
tätdrechte der Fürſten Elagen wollten» ***). | 
Bald nachher erklärte ein öflreichifcher Herr 
Minifter, in einem im December vorgelegten Entwurf 
einer&rundlage der teutfchen Bundesverfaffung: «Streis 
tigkeiten zweier Bundesglieder feyen vor den Buus 
desrath zu bringen. Die näheren Anordnungen über 
Die Art ihrer Beilegung , feyen ber definitiven Verfaſ⸗ 
fung ded Bundes vorzubehalten» ****). — Beflimmter 
lautete der Antrag in dem öftreihifhen Entwurf 
einer BundesActe vom Mai ıdıd. In flreitigen Fällen 
über Raatsrechtliche Verhaͤltniſſe, hieß es, ſowohl der ein. 
zelnen Mitglieder zum ganzen Bunde, ale der vers 
fchiedenen Bundesfkaatenunter ſich, habe die Bundes⸗ 
verfammlung zu entfeheiden. Nähere Anordnungen hier» 
über und über Errichtung eines Bundesgerichtes, 


*) Acten d. w. C. Bd. II, &. 166, vergligen mit &. 160. 
“*) Ehendaf. ©. 1609. 
vr.) Ebendaf. ©. 108, verglichen mit Bd. I, Heft ı, 


S. zı. 
“...) w S. 3. 
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feyen in der nächſten Bundesverſammlung zu berichtis 
gen *). Daflelbe wiederholte Defkreich in feinem, 
in Einverfändniß mit Preuffen,, in der erfien Sigung 
vom 23. Mai 1815 vorgelegten Entwurf einer Bundes; 
Acte; worin es überdem noch allen Bundesgliedern 
verhältnigmäfigen Antheil an Befegung des Bundes; 
gerichted, und nähere Beftimmung ded Umfanges 
feiner Wirkfamfeit vorbehielt **). Endlich beftrebte es 
: ch auch noch, in dem vierten und zehnten Conferenzs 
Protocoll, gegen Baierns Widerfpruch, ein Bundesges 
richt mit angemeffenem Wirkungskreis zu erringen ***). 

Dem Beifpicl der beiden mächtigſten Mitglieder 
des Bundes, folgten Hannover, Sachſen (König), 
Holftein, und die ſämmtlichen vereinigten Für: 
fen und freien Städte, unter welchen jedoch Hefs 
fenDarmftadt nicht begriffen war. Mit Eifer fprach 
Hannover für Errichtung eines Gundesgerichteg; 
nicht nur in den oben ſchon erwähnten zwölf Artikeln, 
die Deftreich und Preuſſen mit ihm verabredet hatten, 
und in der Sigung vom 7. Nov. 1814 ****), fondern 
auch in fetem Votum vom a2. Det. 1814, worin es 
namentlich den Landfländen den Recurs an den 
Bund offen behicht, wider Mißbrauch der Souve— 
rainetätsrechte der Fürften +); fo wie in dem vier. 
ten und zehnten Conferenz Protocoll vom 30. Mai und 
8. Jun. 1815, und in einer fohriftlichen Erklärung zu 
dem neunten Protocol TH). 





°) Acten d. w. €. 88. II, ©. 3ıı. 

“) Ebendaf. ©. 317; vergl, mit ©. 434 u. 485 f. 
... Ebendaf. S. 433 f. u. 533 f. 

u.) Bd. I, Heft 1), S. 60 f. Bd. II, S. 169. 
P Bd. I, Heft ı, ©. 71. 


+r) 3%. II, ©. 423 f. 532. f. > 
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Yuch der Föniglih sfächfifche Hof trat dem 
Dorfchlag zu Errichtung eines Bundesgerichtes aus⸗ 
drücklich bei *). Daffelbe that Holftein; nur drang 
28 auf Erläuterung der in Vorſchlag gekommenen Ber 
ſtimmung, daß die Bundesverfammiung über ſtaats— 
rechtliche Verhältniffe der Bundesglieder zu entisheis 
den babe **). — Nicht weniger bemühten fich für Er; 
richtung eines Bundesgerichted, die Vereinigten 
Sürften und freien Städte. In ihren Noten vom 
36. Nov. und 20. Dec. 1814 drangen fie im Allgemeinen 
anf eine oberfirichterlihe Behörde und auf 
Bundes Juſtiz, welcher ein gemeinfames Dberhanpt 
fehnelle und vollkommene Folge verfchaffen folle #**) 5 
und noch in Der zehnten Sigung fuchten fie, insbeſon⸗ 
dere Kurheſſen, Medlenburg, HolfteinDk 
denburg, die fämmtlihen ſächſiſchen Häufer 
und die freie Hanſeſtadt Lübeck, wenigſtens den Aus— 
druck «Bundesgericht» zu retten "FT", 

Durch dieſe Verhandlungen war es endlich fo weit 
gefommen, daß in ber ſiebenten Eonferenz (a. Jun. 
2816) die für eine abgeänderte oder revidirte Abfaſſung 
der Bundes Acte ernannte Commiffion , nach dem Willen 
faft aller Unwefenden, folgende Stelle in dem 21: 
Artikel vorlegen konnte. 

« Die Bundesglieder machen fich verbindlich, 
«einander unter feinerlei Borwand zu befrier 
«gen, oder ihre Streitigkeiten durch Gewalt 
«zu behaupten, fondern fie bei der Bunbess 


°) Acten d. w. €. 3). II, @. 454, 460 u. 53a f. 
””„ Bd. II, ©. 358. 

u) By 1, Heft ı, ©. 75, 78 u. gı. 
3), Il, ©. 533, 
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sperfammiung anzubringen. Diefe ordnet 
«fih ein Bundesgericht bei, an deflen Be 
«fegung alle feine Mitglieder verhältnigmäfig 
« Antbeil nehmen. Die für daffelbe gehörenden 
sGegenflände und den Umfang deſſelben, 
. a«abeſtimmen die Grundgefege des Bundes » *). 
Damit wäre vorerft Dad große Wort : foederis 
wibunal perpetuum esto! feierlich ausgefprochen ges 
wefen. Nur die Beflimmung des Umfanges, welcher 
der Eompetenz dieſes Bundesgerichtes zukommen 
folle, wäre ad proxima comitia verwiefen worden. 
Dafür hatte indes Breuffen fehon Fräftigen Saamen 
ausgeftreut,, der bei einiger Pflege in fruchtbarer Erde 
noch feimen, und auf dem naben Bundestage beilfame 
Brüchte liefern Eonnte. 
Das Schickſal fchien dieſes für jegt nicht zu wollen. 
In der Sigung des folgenden Tages, verwarf Baiern 
Die Errichtung eines Bundesgerichteß, und Hefs 
fen Darmfiadt trat ibm bei **). Noch in der vors 
legten Sigung (der zehnten, vom 8. Jun.) wo die 
DundesXcte gefhloffen, und die einzelnen Artikel 
Derfelben von allen anweſenden Bevollmächtigten paras 
phirt (vorläufig unterzeichnet) wurden, handelte man 
Bin und ber. Deftreich und Breuffen, und viele 
andere Mitglieder, insbefondere Sachſen, Hanno— 
ver, Kurheſſen, Medlenburg, Dideuburg, 
die fammtlihen ſächſiſchen Häufer und Lübeck, 
beſtrebten ſich, wie ſchon erwähnt, wenigſtens den kräf— 
tigen Ausdruck „Bundesgericht- zu retten. Der: 
gebens. Baiern erklärte fein Deißfallen. 


*) Acten des w. €. Bd. II, ©, 485 f. 
»e) Ebendaſ. S. 499 f. 
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Nun handelte man um das Wort, «Auſträgal In⸗ 
Kanz», welches Baiern vorgefchlagen hatte. Man bot 
Dagegen ‚. um endlich Handels, einig zu werden, oder, 
wie es hieß, «zu Bewirfung einiger Bereinigung», 
Das Wort «Ynflanz» (fchlechtweg), oder «perm a⸗ 


nente Inflanzv. Auch das wollte Baiern nit. 


Man gab nach, und bewilligte dem von diefem fchon 
in den Sigungen vom 7. Nov. 1814 und c6. Mai 1815 
Dargebotenen Wort «Aufträgaliinflanz» die Ans 
nchmung an Kindesflatt, nachdem es noch in der jeßis 
gen Sisung mit dem Beiwort « wohlgeordnete », ebens 
fal8 von Baiern, war audgeflattet worden; Doch 


meinte Luremburg, diefe Ausflattung laffe Eeinen - 


Gewinn hoffen, da nun «die fchleunige Hülfe des Mans 
Dat Proceſſes fehlen werde» *). 

So entfchloffen ſich denn’ erft in derſelben Sigung, 
wo die Bundes Acte zum Abſchluß fam, ſämmt—⸗ 
kiche anweſende Bevollmächtigte, die von Baiern 
erklärte Willendmeinung noch anzunehmen, und fi 
mit diefem auf folgende Säge, welche dem eilften 
Artikel der BundesActe einverleibt wurden, zu vers 
gleichen. 

ı) Bundesglieder dürfen einander unter Eeinerlei 
Vorwand befriegen, no ihre Streitigkeiten 
mit Gewalt verfolgen. Sondern | 

2) fie müſſen diefelben bei der Bundesverfamms 
lung anbringen. 

5) Diefer liegt dann ob, 

a) zuvörderfi dic Bermittlung derfelben Durch 
einen Ausſchuß zu verfuchen; und wenn 
diefer Sühneverfuch fehl ſchlagen follte, und 


2) Acten des wiener Eongreffes Bd. II, S. 533. 
Klüber's Ueberſicht. II. O 


\ 
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b) eine richterliche Entfheidung noth- 
wendig würde , folche Durch eine wohlge: 
ordnete Auſträgal Inſtanz zu bewirken. 

4) Dem Ausfpruch diefer Inſtanz, haben die flreis 
enden Theile fih fofort zu unterwerfen. 

Wie mühfam diefe Stelle in der zehnten Sigung, 
unter vielem Zwifchenreden — ändernd, vermehrend, 
binmegftreichend , beffernd, verwerfend, wiederberftel: 
lend — zufammengefegt worden ſey, Davon zeugt, auf 
Dem Concept, der mit Reißblei in der genannten Sit: 
zung färfbefchriebene Rand des eilften Artikels der fo, 
genannten abgeänderten oder revidirten BundesXcte. 
Vielleicht ein Vorbild der manichfaltigen Betrachtun: 
gen, welche fih über den Gang diefer Verhandlungen 
Den meiften Lefern darbieten werden! 

Ohne hierin vorgreifen zu wollen, darf man zum 
wenigften bei dem errungenen Ausdrud «wohlgeords; 
nete Aufträgaliinflanz» voraudfegen, cd werde 
fehwerlich Jemand in Abrede ſtellen, Daß folcher , auffer 
der zweckmäſigen Befegung und Einrichtung dDiefer Bes 
hörde, andh aufden Begriff von Per manenz oder Be⸗ 
fländigfeit derfelben, einigermafen mit hinzudeuten 
feine, ohne folchen jedoch beſtimmt genug zu bezeich- 
nen. Aber vollen Erfag für den in Vorfehlag geweſe⸗ 
nen Ausdruck «Inflang» oder «permanenten: 
Kanz-, und zwar mit Weglafung der Auftrdägal: 
Eigenfhaft, wird man darin um fo weniger finden, 
als diefe zwei Ausdrücke, ungeachtet Oeſtreich und 
Preuffen und viele andere Bundesglicder auf deren Au⸗ 
nahme beflanden, auf Baierns Betrich in der zehns 
ten Sigung ausdrücklich verworfen wurden. 

Schlt es demnach auf der einen Geite nicht an 
Grund, an der Beftändigkfeit der wohlgeordneten 
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AuſtragalInſtanz zur Zeit noch zu zweifeln, fo ift auf 
Der andern Seite deflo gewifler, Daß Fein Bundes: 
gericht, fondern bloffe Auſträgal FIuſtanz gemeint, 
and diefe jegt wenigfiend noch beſchränkt fey auf 
ÖStreitigfeiten dee Bundesglieder unter fich; fers 
ner, daß eine nähere Beflimmung der für diefe Inſtanz 
gehörenden «Gegenflände», und der «llmfang (die 
Eompetenz) derfciben Inſtanz, der Bundedverfamms 
Jung nicht vorbehalten worden ſey, wie Doch ſechs Tage 
vorher, in derrepidirten Abfaffung der Bundes Acte, noch 
gefchehen war. Eben fo gewiß if, daß diefe Auflrds 
galInſtanz Feiner von denjenigen Forderungen Genüge 
Seifte, welche in den von Preuffen aufgefleliten Drei 
Nauptfägen (f. oben ©. 179) enthalten find, und ohne 
Deren Bewilligung, nach Breuffend Ausdruck, dem 
Rechtögebäude inTeutfchland der letzte und norhiwendigfte 
Schlußſtein mangelt. 

So wenig ich nun auch die Nichtigkeit Diefer Bes 
merkung im Allgemeinen in Abrede chen läßt; fo for: 
Dert Doch auf der andern Seite die Billigfeit, die Gründe - 
nicht auffer Acht zu laſſen, welche für die Anſicht Bais 
ernsfprechen, und welche zugleich die endliche Nach⸗ 
giebigfeit der übrigen Bundesgenoſſen rechtfertigen 
könnten, wenn es auch nicht um Die Bewirkuns einiger 
Vereinigunge zu thun geweſen wäre. 

Es iſt bekannt, wie verſchieden die erſten Entwürfe 
einer ſteutſchen Bundesverſaſſung, von dem mirklis 
chen Refultat der wiener Verhandlungen find. Anfangs 
glaubte man einen Bundes ſtaat errichten zu können, 
mit einer concentrirten Regierung in den Mänden 
Der mächtigen Bundesglieder,, und da war auch Bais 
ern einem Bundesgericht nicht 'entgegen,, welcheut 
ed nicht nur die Entſcheidung der Streitigkeiten ber 

Da 
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Bundesgenoffen unter ih, und die Beurtheilung der 
Verlegungen der Bundesverfaffung , fondern auch das 
Erfenntnig über Befchwerden wegen verzögerter Juſtiz, 
gegen die höchften Gerichtshöfe der verbündeten Staas 
ten, einräumen wollte (f. oben ©. 174). Daß hiedurch 


den Befchwerden über Nechtöverlegungen durch die 


bochfte Gewalt, ein Weg an das Bundesgericht eröffnet 
worden wäre, läßt fiih wohl nicht verfennen. Auf diefe 
Weiſe wären aber, auch nach der Anficht von Baiern, 
die Forderungen Preuſſens größtentheild befriedigt 
worden. Einen Appellationshof für die einzelnen Staa⸗ 
ten, wollte man aus dem Bundesgericht ohnehin nicht 
machen. 

Statt ded Bundes ſtaats, wurde ein einfacher 


- Staatenbund errichtet, mit deffen Begriff Die Idee 


einer Bundes®erichtbarkeit, eines Gericht 


zwanges, nicht für vereinbar gehalten wurde. Man 


batte vielleicht nicht unrecht, ih um fo weniger verges 
ben zu wollen, je weniger der Bund felbft noch zur Zeit 
zu verfprechen fchien. Allerdings aber war die Abficht 
derer, welche deffenungeachtet ein Bundesgericht wolls 
ten, mwohlthätiger fürd Ganze, nicht allein, weil es 
gleich anfangs das allgemeine Vertrauen zu der neuen 
politifchen Schöpfung erhöhet und befeftiget haben wür, 
Be, fondern auch, weil eine fo wichtige Anftalt ſelbſt 
eine Richtung des Bundes angedeutet hätte, weldhe für 
feine weitere Ausbildung nicht anders als vortheilhaft 
feyn Eonnte. Daß die Bundesglieder, wenn fie fich 
freiwillig und vertragmäfig den Entfcheidungen eines 
von ihnen gemeinfchaftlich angeordneten und beftellten 
Gerichte unterwarfen,, Dadurch dem Bunde feine Ges 
richtbarfeit über fich einräumten,, fondern dag die Voll. 
macht des Gerichtes, als auf einem ewigen Compromiß 
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ber Bundesgenoſſen beruhend, angefehen werden konn⸗ 
te, leidet wohl keinen Zweifel. Im rheinifchen Bund, 
follte die Bundesverfammlung die Streitigkeiten der 
verbündeten Souveraine ſchlichten. Es ift damals von 
mehreren Schriftſtellern gründlich dargethan worden, 
daß es Doch zweckmãſig ſeyn werde, ein förmliches Buns 
desgericht anzuordnen, und daß die Competen; deffel: 
ben, auch in Streitigkeiten zwifchen dem Souverain 
und feinen Unterthanen, mit der voliften Souveraines 
tät vereinbar ſey. Daſſelbe müßte doch wohl auch in 
dem teutſchen Bunde gelten. 

Wenn nun diefer jegt nur eine wohlgeordnete 
Auſträgal Juſtanze für Streitigkeiten der Bundes; 
genoffen unter fich haben foll; fo geht Doch die teutfche 
Bundes Acte ſchon weiter, als die rheinifche,, welche vors 
erft in der That nur ein politifche 6 Tribunal für ſolche 
Gtreitigfeiten anwieß. Eine wohlgeordnete Au— 
Krägalinfanz, läßt mit Recht alle gerichtlichen Formen 
erwarten, welche zur Sicherung eined rechtlichen Ers 
Benntniffes nothwendig find. Die Gewähr, welche der 
Bund in Anfehung der verfchiedenen, in der BundesActe 
enthaltenen Stipulationen zu leiften verbunden ift, kann 
in der Folge gar wohl auf das Bebürfniß rechtlicher 
Erörterung führen, und Zeit und Erfahrung können, 
aus einem — wenn gleich geringen Anfang, eine Rechte» 
anflalt Bilden, wie le, jegt noch vieleicht zu früh, ges 
wünfcht wird. Dazu gehört freilich, daß der Bund ih 
confolidire, und feine Verfaffung unter günfligen Um⸗ 
Känden ih entwickle! 
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IL 
Leber 
Vertretung des Volkes 
bei der 
Staatöregierung 
durch 


Land tän de 





Auffer einem Bundesgericht von umfaffender Wirkung, 
ſchienen die Teutſchen Nichte fo allgemein und fo zuvers 
ſichtlich von dem Eongreß zu erwarten, als eine fefte 
Beftimmung über die Nothwendigkeit einer lands 
Kändifhen Verfaffung, und über eine angemefs 
fene Wirkſamkeit der Landſtände, inallenteut« 
ſchen Bundesſtaaten, unter Gewährleiſtung des 
Bundes. 

Landſtände, dieſe allgemein ſchon in dem Geiſte 
der teutſchen TerritorialVerfaſſung des Mittelalters 
liegende Staatsanſtalt, meinten ſie, ſollten noch jetzt 
in keiner Grundverfaſſung teutſcher Staaten fehlen. 
Aber Landſtände indem ächten teutſchen Sinn des 
Wortes, das heißt, phnfifche oder moralifche Perfonen, 
die ald Grundeigenthümer, oder ald Gewerbtreibende, 


+; 
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wohl auch bloß ald Männer von bewährter Einficht, 
dureh die Staatöverfaffung zur Stellvertretung des 
Volkes bei dem Regenten Dergeflalt berufen And, daß 
diefer nicht nur ihre Befchwerden und Wünfche anzuhö— 
ven, und darauf zu beſchließen, fondern auch, in beftimms 
ten Staatdangelegenheiten, zu Einholung ihrer Einwils 
ligung oder ihres Rathes verpflichtet if. 

Die Teutfchen wollten eine Landfchaft, wie fie 
fehr bedeutfam das Eorpus der Landflände nennen, 
Denn nicht einzelne Claſſen oder Stände von Staates 
Bürgern , follte dieſes Eorpus vertreten, foudern das 
ganze Land, das heißt, alle freien ſtimmfähigen Lan— 
deseinwohner. Sie forderten ein RepräſentationsSy⸗ 
ſtem ohne Standesvorrechte. Eine folche Landfchaft , 
eine allgemeine landftändifche Corporation, noch jegt in 
verfchiedenen teutfchen Ländern ein Hauptbeſtandtheil 
der Stantsverfaffung , ausgehend von dem Grundfag 
_ allgemeiner Volksvertretung, erhöhe, fagten fie, als 
wahrer Landesvertreter an der Seite des Fürften, als 
. Wächter des Regenten, feiner gefeßgebenden und volls 
ziehenden Macht, und befonders der Finanzgewalt, das 
Glück des Regenten und der Nation. In Form und 
Handlung trage fie das Gepräge des allgemeinen Wils 
lens, und fey, indem fie nicht Bloß einen Theil der 
Gtaatöbürger vertrete, Eein Derfmantel zu Anhäufung 
und Bewahrung ſtaatszweckwidriger Auszeichnung und 
Vorrechte. Denn ungerecht wäre eine Capitulation 
Des Fürſten mit einer Elaffe von Unterthbanen, wos 
Durch die andern Claffen und das Wohl des Ganzen be; 
einträchtigt würden. 

Sandflände mit weſentlichen Kechten wollten 
fie, feine müflige Verſammlung von Jaherren, nur 
geſtimmt für Willen oder Laune eines Einzigen oder Wes 
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niger. Reine Verſammlung, welche, unter dem Pos. 
faunenfchall abgenöthigter Rhetorik, dem Volke drüs 
ckende Geſetze, bei gehörigem Staatshaushalt vermeid, 
fiche neue Auflagen, oder Erhöhung der alten, und Mens 
ſchenausſchreibung zu übermäflgen flehenden, oder Durch 
fremde für den Staat zwedlofe Kriege erfhöpften Hees 
zen, als erhabene, weife und mohlthätige Finrichtuns 
gen ankündigt. Nicht flumme Schöffen oder ſchwei⸗ 
gende Schultheiffen, nicht Figuranten auf einem Staats; 
theater, auch nicht Bloß lebendige Berichte, welche die 
Regierung einfordert. Sondern folche Landflände, des 
ren entfcheidendes Stimmredt, deren Stimm; und 
Medefreiheit, das Wohl des Landes und der fürftlichen 
Samilie in bedenklichen Zeitläuften, laut der teutfchen 
Geſchichte, ſchon oft gerettet Habe; Vertreter der Ge⸗ 
fammtheit der Unterthanen bei der Landesregierung, 
deren Beftellung und Erhaltung das eigene, wohlver⸗ 
flandene Intereſſe der Fürften, und der vernünftige 
Zeitgeiſt gebiete. 

Mer fein Jahrhundert nicht verſteht, oder nicht 
verfichen will, der lege nicht feine ungeweihte Hand an 
dieſes heilige Werk. Er denkt fi im Jahr 1815 nicht 
den freien, waffengeübten, flreitfertigen Landwehr; 
mann, feiner Kraft ſich bewußt, feiner Rechte und 
der neueften Zeitgefchichte fattfam kundig, fähig und 
geübt, Trug und Schein von Wahrheit und Wirklichkeit 
zu unterfcheiden, und einem bloffen politifchen Blend; 
werf, wäre es auch die Schöpfung mazarinifcher Kunfl, 
Bei fich den Eingang zu verfagen, mit einem Grad von 
geiftiger und politifcher Bildung, den ihm Feine Titas 
nenGewalt zu entwinden vermöchte. Er denft ich nicht 
eine Ständeverfammlung ale den Sig der Einficht , der 
Gererhtigkeit, der Tugend, der Vaterlandsliebe, 
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Er denkt ich das unmündige Volk von Anne 
13315, ohne ſittliche, religiöfe und politifche Aufkids. 
rung, ohne Schießgewehr,, in Warfen ungeübt, ohne 
gedruckte Bücher, politifche Tagblätter und Publicität, 
Schreibens und Leſens unerfahren, zum größten Theil. 
hofhörig oder wachszinſig. Er denkt füch dDiefes arme. 
Volk, wie es unter täglichem Frohndienſt, faft ohne 
Huhn im eigenen Topf, die Leib+ und Bubenhennen 
pflegt und füttert, um fie gegen Faſtnacht dem Hofs 
berrn zu entrichten, oder davon die Dftereier zu lies. 
fern; wie es die Kuh melft, um dem Junker die Pfingfls. 
Fäfe zu bringen, Die Lämmer mäftet, daß er zur geſetz⸗ 
ten Zeit mit fetten Lammbäuchen den eigenen Bauch 
fülle, die Gänſe flopft, damit er der Martinsluft fein 
geniche, ihm das reichliche Dienſtkorn, den Kirchens 
Dienern und Klofterherren den ſchweren, vielfadhen Des r 
sem entrichtet, dem Herrn um Weihnachten fogar feine 
Dienfifähigen Kinder zum Auslefen auf dem Hof vor: 
führt, feinen Laub zur Heurath nur gegen ſchwere Ab; 
gabe, den Bedemund, erwirfen kann, und nach jedem 
arbeitfchweren Tage am Abend fich fagen muß, wie das 
mit fauerem Schweiß Erfoberte Hauptfächlich nur dazu 
diene, Daß einft von feinem Nachlaß der Herr einen 
defto reichlicheren Todtenfall, ſowohl Befthaupt als Ge: 
mandtheil, hinwegnehme. 

Diefen armen Mannen» — wie der CanzleiStyl 
finnfchwer fie nannte — gegenüber, follte er fih abee 
auch denken, den veften, flattlichen, wohlbegüterten, 
gut genährten, wenn gleich Leſens und Schreibens eben; 
mäfig unerfahrnen,, Doch allein waffengeubten und waf- 
fenberechtigten Ritterömann, Ritter oder Knap 
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sen, außgeflattet mit, wenn gleich unweifen und unge 
rechten, doch anerfannten Vorrechten, faft immer ohne 
Widerfiand auftretend mit noch gröfferen Anfprüchen 
und Anmaffungen, mit Ausfchlieffung aller Andern am 
fürftlichen Hofe zugelaffen, wohl gar erblich zu Hofams 
tern berufen, fonach nur allein der Hofgunft fähig, uns 
ter dem Schuße des Faufls und Kolbenrechtes für fich 
ſelbſt fogar zus offener Fehde berechtigt, für einen Theit 
feiner Söhne und Töchter mit ficherer Ausficht zu fetten 
Kirchenpfründen, und, in folcher Lage der Dinge, mit 
Trotz fih bewußt, daß von dem Wolf, wohl gar von 
dem Fürften, er wie ein Wefen höherer Art, wenn auch 
sticht geachtet, Doch gefürchtet fey. 

Aber nicht mehr findet er jenen armen Dann und 
Diefen Ritterdmann. Was diefem einft, in finfterer 
Zeit, wo es auſſerhalb der Städte nur Herren und 
Knechte gab, die öffentliche Meinung gegeben , das hat 
fie ihm , im belleren Lichte des Tages, wieder genoms 
men; Das Wichtigfle, was nicht bloß eingebildeten 
Werth verlieh, haben ihm die Fürſten felbft genommen. 
Gegen feine Altvordern ſteht er, als Eaftenmenfch wie 
ein Luftgebilde ohne feften Boden, und in fo fern von 
Standesgenoffien mehr als von Ungenoffen beachtet, 
Bein Gegenfland des Neides, eine Schaar von Neulin, 
gen zur Seite, die durch andere als die althergebrachs 
ten Mittel groffen FamilienEigenthums und ritterlicher 
Lebensweife, in feine Standesclaffe vorgerückt find. 

Dagegen hat der sarme Mann» ſich in den ges 
achteten, freien, rechts, pflichts und gefchichtfundis 
gen Zandwehrmann verwandelt, der nicht begreis 
fen fann noch will, daß an die Stelle der aufgchobes 
uen Datrimonialkeibeigenfchaft eine Art von Staats: 
Leibeigenfehaft dürfe gefegt werden; in feiner Grfammt« 
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heit zuverfländig,um die ich etwa verirrende geſetgebende 
und vollziehende Gewalt, befonders die Finanzgewalt, 
anders als mit Nechtlichleit und ohne Verlegung der 
ihre gebührenden Ehrfurcht, auf den Pfad der Pflicht 
und des Rechtes zurückleiten zu wollen, der eben Darum 
eine verfaffungsmäfige Volksvertretung bei 
der Staatsregierung, gewährleiftet von der Ges 
fammtheit der teutfchen Bundesflaaten, für Bedürfs 
niß, und ohne fie die weile Idee von Verantwortliche 
keit der Minifter , für leeren Wortſchall achtet. 

Es war unlängfl eine Zeit, wo in Teutſchland uns 
ter dem eifernen och dDe8 fremden Tyrannen das Volk, 
in dumpfes Hinbrüten verſunken, ich dem Mißbrauch 
für fremde Zwecke und den Uebermuth des Siegers 
zwar mit Wurren, aber doch geduldig hingab. Dies 
fem Zeitpunct ift vor kurzem ein anderer gefolgt, wo 
eben diefed Volk, won dem fremden Joch losgebunden, 
eine Begeiſterung ergriff, die es in den meiſten teuts 
fchen Staaten feinem Fürften näher geftellt hat, in einis 
gen zufällig, in andern als Folge alter Anhänglichkeit. 

Der Rauſch der Begeifterung ift vorübergehend. 
Bei fortwährender Ruhe von Auffen, wird die Zeit 
nicht fern feyn, wo Alles in die gewöhnlichen Schrans 
Een des bürgerlichen Denkens und Handelns zurücktritt. 
Bei jegt allgemein verbreiteter Aufklärung über Die wer 
fentlichen Zwecke bürgerlicher Vereine, und über das 
wahre Verhältniß zwifchen Fürft und Volk, wird Die. 
fed Bolt — daß erlittene, zum Theil unvermeidlich noch 
fortdauernde Ungemad in frifhem Gedächtniß — ſich 
einem ernften Nachfinnen überlaffen, über jene Zwecke 
und diefed Verhältniß. Es wird fich verlieren in Der 
gleichungen der Wirklichkeit mit der Theorie, mit ſei— 
nen Anfprüchen, Bedürfniffen und Wünfchen, in Ber 
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trachtungen über daß, was war, iſt, und feyn Fonnte, 
oder follte. Es wırd füch feiner Erwartungen von Dem 
wiener Eongreß, und auch deflen erinnern, was er in 
dieſer Hinficht geleiftet hat. — | 

Will man diefen bedeutfamen Zeitpunct abwarten? 
Dder wıll man mit Entfchloffenheit und Befonnenheit , 
mit Treue, Wohlmeinung und Offenheit, Gröſſeres 
und Befleres in das politifche Leben der teutfhen Staa: 
ten ohne längern Verzug hervorrufen? jeßt, wo jene 
Degeifterung noch nicht ganz erlofchen, und die Zeit 
Diefer Betrachtungen noch nicht eingetreten iſt, aber mit 
Rarfen Schritten berannaht. Will man die Gewähr; 
leiſtung für den woblthätigen Zuſtand bürgerlicher Frei— 
beit und Ruhe, und für die Dauer einer gerechten, 
zeit; und zweckgemäſen, auf Ordnung gegründeten 
Berwaltung, in den Zufall guter perföulichen Eigen: 
fchaften des jedesmaligen Regenten *) und feiner Eins 
tracht mit dem Volke fegen? Oder foll die Nation ein 
Pfand erhalten, welches, möglichft unabhängig von 
Einwirkungen des Zufalis, der Nachkommenfchaft fort. 


*) Kaifer Alerander fagte ım 3. ıBıa gu Petersburg zu 
Zrau von Stacl: «Le servage blesse encore vos re- 
gards dans ce pays-ci- Ce n’est pas ma faute: j'ai 
donne l’exemple, il n’y a plus un seul serf sur mes 
domaines. Mais je ne puis user d’autorite; je dois 
respecter les droits, comme si nous avions une con- 
stitution, qui malheureusement n’existe pas.» — Frau 
von Stael antwortete fehr fein: «Sire, votre caractere 
est une constitution.» Der Autokrator erwicderte: «Si 
vous ne vous trompes, pasdanslabonne opinion que vous 
avez de moi, Madame, je n'en plains ma patrie que 
plus vivement. Jo ne suis donc qu'un heureux acci. 
dent pour elle.» — Zriedrich der Groſſe ſchrieb: «les 
bons rois meurent: les bonnes lois (constitutions) 
subsistent >». 
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während treu und notbwendig Die Ausübung der Grunds 
fäße fihert, auf welchen allein das Wohl und die Sichers 
beit des Ganzen und der Einzelnen dauerhaft ruht? 


Maß gefchah, in Abficht auf dieſen Hochwichtigen 

Gegenftand, auf dem wiener Congreß? 
Alle unterhandelnden Staaten Teutfchlands theils 
ten ich, indem Punct der Jandftändifchen Verfaſſung, 
fihtbar, in zwei Hauptllaffen. Auf einer Seite fans 
den Baiern und Wirtemberg: diefen gegenüber 
alle Andern. 

Auch Hier , wie bei der Frage von dem Bundesges 
richt, entwickelte Preuffen die erfte, meifle und bes 
barrlichfte Thärigkeit. Seine Bevollmächtigten erflärs 
ten: ed gebe bei der teutfchen Verfaffung nur drei 
Puncte, von denen man, nach ihrer innerften Ueber— 
zeugung, nicht abgehen könne, ohne der Erreichung. 
des gemeinfchaftlihen Endzwecks den empfindlichften 
Nachtheil zuzufügen: eine kraftvolle Kriegsgewalt, ein 
Bundesgericht, und landfländifche, Durch den Buns 
deövertrag geficherte Verfaffungen *). 

Diefer Grundäufferung gemäß, that Preuffen gleich 
in feinem erſten Entwurf der Bundesverfaffung, übers 
geben am 13. Sept. 1814, folgenden Vorfchlag. In 
jedem Bundesflaat foll eine ſtändiſche Verfaſſung eins 
geführt, oder aufrecht erhalten werden. Für das Mis 
nimum der echte der Landſtände, find allgemeine 
Grundfäge feftzufegen; 3. B. beflimmter Antheil an der 
Geſetzgebung, Bewilligung der Landesabgaben, Ber 
tretung der Verfaſſung bei dem Landesherrn und dem 





*) Acten d. w. C., Bd. I, ©. 16. 
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Bunde. Die Landflände follen beſtehen aus erblichen 
und erwählten Ständen. Erbliche find die Häupter 
Der ſtandesherrlichen, und der ehehin unmittelbaren 
und übrıgen adelichen (landfländifch begüterten) Zamis 
lien *). | 

Bald nachher fhlug Breuffen, in den mit Eins 
verfiändniß der Höfe von Wien.und Hannover in 
der Eonferenz vom 16. Det. 1814 vorgelegten zwölf Ars 
tikeln, vor: daß der Buındesvertrag die Nothwen— 
Digfeit einer landfländifchen Verfaffung in jedem 
Bundesſtaat fefifegen, daß er ein Minimum ber flän: 
Difchen Nechte beſtimmen, daß er auflerdbem den Bun; 
desfürften überlaffen folle, ihren Landftänden nicht nur 
ein Mehrere einzuräumen, fondern auch eine Eins 
richtung zu geben, welche der Landesart, dem Charak⸗ 
ter der Einwohner, und dem Herfommen gemäß fen **). 

Sn einem Entwurf der teutfchen Bundesverfaffung, 
welchen Preuffen am 10. Febr. 1815 Deflreich über: 
reichen ließ **), ward die Nothiwendigfeit einer Sand; 
fändifchen Verfaflung in jedem Bundesflaat, das all: 
gemeine Minimum der landfländifchen Gerechtfame, 
und der Vorbehalt gewiffer befondern Einrichtungen in 
einzelnen Ländern, nach ben LocalBerhältniffen und 
nach der bisherigen Landesverfaffung, wiederholt, aber 
mit folgendem wichtigen Zufag: «daß die eingerichtete 
landſtändiſche Verfaffung eines jeden Bundesſtaates 
dem Bunde vorzulegenfey, und fi, fo wie dic, 
fe8 gefchehen, unterdem Schuge deſſelben befinde, 
auch nicht, ohne Zuflimmung der Landflände und neue 





| 2) Acten d. w. C. Bd. I, Heft ı, ©. 47 ff. 
»e) Ebendaſelbſt, ©. 61. 
*“) Bd· II, ©. 43 ff. 
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Mittheilung an den Bund, abgeändert, oder aufs 
gehoben werden fünne; daſſelbe gelte auch von allen, 
nachher zwifchen den Landesherren und Landfländen 
gefhloffenen Verträgen». 

Das Minimum von echten, welches alle teut⸗ 
ſchen Landſtände, xunabhängig von der Verſchie— 
denheit landſtaͤndiſcher Verfaſſungen in den einzelnen 
Ländern», haben müßten, ward nun von Preuſſen 
näher auffolgende Art beftimmt: a) das Recht der Mits 
berathung, bei Ertheilung neuer, allgemeiner, die 
Perfönlichen und Eigenthbumsrechte der Staatsbürger 
betreffenden Gefeße; b) dad Recht der Bewilligung 
bei Einführung neuer Steuern, oder bei Erb; 
bung der fhon vorhandenen; c) das Recht der Bes 
fhwerdeführung über Mißbräuche oder Män⸗ 
gelin der Landesverwaltung, worauf ihnen die Res 
gierung die nöthige Erflärung Darüber nicht verweigern 
dürfe; d) das Recht der Schützung und Vertre—⸗ 
tung der eingeführten Berfaffung, uud der durch 
Diefelbe und den Bundesvertrag geficherten echte der 
Einzelnen, bei den fandesherren und dem. Bunde. 

Vorftehendes wiederholte Breuffen auszugswei— 
fe, in zwei fpäteren Entwürfen eines Bundesvertrags, 
welche ed im Anfang des Aprils und im Mai 1815 auf 
dem Eongreß vorlegte *). In dem legten findet ſich 
noch der merfwürdige Zufaß: die landfländifche Ver; 
faflung fey in jedem Bundesflaat fo zu organifiren, daß 
alle Elaffen der Staatsbürger daran Theil nehmen. 
Endlich, al8 man vor dem Anfang der legten Eonferen: 
gen, indem Mai und Juni ı8ıd, mit Errichtung des 


2) Acten d. w. e. Bd. I, Heft 4, ©. 109, Bi. II, ©. 
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Bundes, wegen des Feldzugs gegen Buonaparte und 
Deffen Anhang eilen zu müffen glaubte, und verzögernde 
Schmwierigfeiten auch in Anſehung dieſes Punctes von 
Seite etlicher teutfchen Höfe fait mit Gemwißheit vor; 
ausſah, glaubte Preuffen mit Deftreich auf das Wer 
niofte eine Elare Beſtimmung in der BundesXcte fors 
Bern zu dürfen, daß in jedem Bundesſtaat eine lands 
ſtändiſche Verfaffung beftehen müffe *). 

Deftreich theilte groffentheild Preuſſens Geſin— 
nungen. €8 erklärte, daß die zwölf Artikel, worin 
Die oben angeführte Stelle vorkommt, zwifchen ihm 
und Preuflen concertirt feyen.**) In einem, im Decem⸗ 
ber 1814 vorgelegten Entwurf ***), fchlug es folgende 
Stelle vor: « In allen teutfchen Staaten werden Land⸗ 
fände binnen Jahr und Tag eingeführt, welchen, in 
Dinficht der Steuern und allgemeinen Landes 
anftalten, befondere Rechte eingeräumt werden. Yes 
doch bleibt jedem einzelnen Staat überlaffen, den Stäns 
den eine der Landesart, dem Charakter der Einwohner, 
und dem Herfommen gemäfle Einrichtung zu geben. — 
Weniger befagte der Borfchlag in dem öftreichifchen Ent; 
Wurf vom Mai 1815. « In allen teutfchen Staaten», 
beißt ed darin, «wird die beſtehende landfländifche 
Berfaffung und perfünliche Freibeit aufrecht erhalten, 
oder, wenn fie dermalen nicht vorhanden iſt, jetzt ein. 
geführt, und unter Schuß und Garantie des Bun⸗ 
des geficht» ***8). Endlich verlangte der öftreichifche 
Hof, in Einverfländniß mit Preuſſen, in dem am 23. 





*) Acten d. w. C. Bd. II, G. 3,8. 
»e) Ebendaf. ©. 79. 
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203. 


Mai ıBı5, in der erflen Conferenz vorgelegten Ent 
wurf, (wenigftens) folgende Beflimmung: 
«In allen tentfchen Staaten foll eine lands 
«fändifche Verfaſſung beleben» *. 
Dannover hatte gleich Anfangs zu der oben ans 
geführten Stelle in den zwolf Artikeln, feine Einwilli— 
gung gegeben, fowie auh Rußland denfelben Plan Eräfs 
tig unterflügte **8). Als Baiern und Wirtemberg, 
in der Sigung vom 2o. Det. 1814, Widerfprüche dage⸗ 
gen geäuffere hatten, hielt Hannover ſich hiedurch 
verpflichtet, feine Grundfäge in einem fchriftlichen Vo⸗ 
tum vom 21. Oct. 1814 ***) beſtimmt auszufprechen, 
Ein RepräſentativSyſtem, erklärte es, ſey in Teutſch⸗ 
land von den älteſten Zeiten her Rechtens geweſen. In 
vielen Staaten, hätten deſſen nähere Beſtimmungen auf 
förmlichen Vertrag zwiſchen dem Landesherrn und den 
Unterthanen beruht, und ſelbſt in denen Ländern, wo 
keine ſtändiſchen Verfaſſungen erhalten waren, hätten 
die Unterthanen gewiſſe und wichtige Rechte gehabt, 
welche die Reichsgeſetze nicht allein beſtimmt dargelegt, 
ſondern auch geſchützt hätten. Der Verfall der teutſchen 
Reichsverfaſſung habe, im rechtlichen Sinn, nicht auch 
den Umſturz der Territorial®erfaffung teutſcher Staas 
ten nach fi) gezogen. Hannover müfle Darauf beſte⸗ 
ben, daß ») ausgefprochen werde, daß die auf Geſetze 
oder Verträge beruhende TerritorialBerfaffung, 
uuter Vorbehalt der nöthig werdenden Modiflcationen, 
beſtehen folle; a) dag da, wo feine fläudifche Vers 
faffung gewefen, auch aufden Fall, dag Deftreich, 


%) Acten dis wiener Congrefies, Bd. II, ©. 3:8, 
°) Bd. IL, Here ww) ©. 61 ff. 
“e.) Ebendaſelbſt, &. 68. 
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Preuſſen, Baiern und Wirtemderg, enttveder wegen 
ihrer befondern Verhältniſſe, oder auf die angeführten 
Tractaten geftügt, fich davon ausfchlieſſen follten, für 
Die Stände, die firh zur Unterwerfung unter alle, für 
Teutſchlands Wohl nöthige Maasregeln verfianden has 
Ben, für die Folge als Geſetz erklärt werde, daß die 
Einwilligung der Stände a) zu den aufzulegen: 
den Steuern erforderlich ſey, b) daß fie ein Stim: 
menrecht bei den neu zu verfaffenden Geſetzen, c) 
die Mitaufftcht uber Die Berwendung der Steuern 
baben follen, d) daß fie berechtigt feyen, im Fall der 
Malverfation, die Befrafung fehuldiger Staats: 
Diener zu begehren. 

Noch bielten die edlen Männer, welche für Han: 
nover das Wort führten, für nöthig, zugleich dem 
Wahn zu widerfprechen, daß Ständeverfafluing den 
Thron gefährde. Der König von Großbritannien, 
fagten fie, ift unläugbar eben fo fouverain, als jeder 
andere Fürſt in Europa; die Freiheiten feines Volkes, 
mweit entfernt feinen Thron zu untergraben, befeſtigen 
ihn vielmehr. 

An demſelben Tage, wo Hannover diefe vielſa— 
gende Erflärung gab, traten mit einer ähnlichen auch 
die vereinigten Fürften und freien Städte 
hervor, unter welchen damals ſchon die beiden heſſi— 
ſchen, die naffauifchen und die herzoglich sfächfifchen 
und medlenburgifchen Häufer, fo wie Braunſchweig 
Cnicht aber noch Baden und HolfteinDfdenburg) bes 
griffen waren. Sie feyen, fo lautete ihre Aeuſſerung *), 
Damit einverflanden, Daß aller undjeder Willkühr, 
wie im Ganzen durch die Bundesverfaffuna, fo im Ein. 


*) Acten d. w. C. BL, Hıftı, ©. 1. 
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zelnen in allen teutfchen Staaten, durch Einführung 
Sandftändifher Berfaffungen, wo diefelben 
noch nicht beſtehen, vorgebeugt, und den Ständen fol, 
gende Rechte gegeben werden: 2) das Recht der Bers 
willigung und Negulirung fämmtlicher, zur 
Staatsverwaltung nöthiger Abgaben; 2) Das Recht 
der Einwilligung bei neu zu- erlaffenden allgemeis 
nen Landesgeſetzen; 5) das Recht der Mitaufs 
Sicht, über die Berwendung der Steuern zu al 
gemeinen Staatszwecken; 4) das Recht der Befchwers 
dDeführung, insbefondere in Fällen der Malverfas 
sion der Staatsdiener, und bei fih ergebenden 


Mißbräuchen jeder Art. Wobei übrigens den eins 


zelnen Staaten die angemeflene Einrichtung der ſtändi⸗ 
fchen Verfaſſung, nach dem Charakter der Einwohner, 
nach den Localitäten und dem Herfommen, überlaſſen 
‚bleibe. Eben diefe Fürſten und Städte drangen noch in 
der zweiten Eonferenz, vom 26. Mai 1814, darauf, Daß 
Das Wichtigfte vorfiehender Erklärung der Bundes Acte 
einverleibt werde *). 

Baden, welches am og. Dec. 1814 dem Verein der 
genannten Fürſten und Städte beitrat,, hatte ſchon vor⸗ 
ber, in einer Note vom ı. December, erklärt, daß 
Se. fönigliche Hoheit der Großherzog Sich entfchloffen 
hätten, als dem Geiſt des Zeitalter d angemeſſen, 
eine fländifche Verfaffung einzuführen, und Ihren Uns 
terthanen die Bewilligung der directen fowohl 
als indirecten Steuern, die Mitaufficht auf 
deren Berwendung, die Theilnahme an der Ges 
feggebung, und das Recht der Befchiverdeführung 
bei eintretender Malverfation der Staatsdie— 





*) Acten d. w. C. Bd. II, ©. 359, 378. 
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ner, zu geſtatten. Um hierin keine Zeit zu verlieren, 
hätten Se. königliche Hoheit bereits eine Commiſſion 
ernannt, welche die auf jeden Fall den LocalVerhält— 
niffen anpaſſenden Modalitäten in Vorſchlag briugen 
ſolle. J 

Dagegen gieng das Beſtreben der königlichen Höfe 
von Baiern und Wirtemberg dahin, jeder Art 
von allgemein verbindender Beſtimmung landſtändi— 
ſcher Rechte in der BundesActe, ihre Einwilligung 
zu verfagen Baiern erklärte zu dem Ende, in der 
Sitzung vom 20. Det. 1814 *): «Ge. Maj. der König 
Hätten fchon früher befchloffen,, Ihren Staaten eine Yhs 
ser Würde, Ihren äuffernundinnern Verhält— 
niffen angemeffene und geeignete Verſaſſung zu 
geben, hielten es daher nicht für zweckmäſig, über das 
Marimum oder Minimum der, einem oder Dem an: 
dern Stande zu ertheilenden Rechte, den Fünftigen Buns 
desrath ausfprechen zulaffen». In der Eonferenz vom 
56. Mai 1815 gab Daher Baiern dem Vorſchlag, in die 
Bundes Acte Art. vo fchlechtweg zu fegen: «in allen tet: 
{hen Staaten wird eine landfländifche Berfaffung bes 
chen», feine Zuflimmung, und äufferte ganz kurz: 
«Se. königl. Maj. haben fie für Ihre Länder bereits 
Sefchloffen » **). 

Wie Baiern, fo befand auch Wirtemberg auf 
Undefchräuftheit eines jeden Landesherrn in Beſtim—⸗ 
mung landfländifcher Rechte. «Wenn, fo erklärte es 
in der Sitzung vom zo Det. 1814 ***),, adie allges 
meine Verbindlichkeit, jedem Staate des Buns 


*) Acten d. w. C. Bd. II, ©. 94. 
+) Ebendaſ. S. 358 u. 384. 
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des eine ſtändiſche Verfaffung zu geben, anerkannt wer⸗ 
den dürfte, fo könne doch Die Beflimmung eines Minis 
mumd, als die Rechte eines jeden Landesherrn 
kränkend, unmöglich, zugelaffen werden, ſondern 
müſſe nothmwendig die Einleitung und Nusfühs 
rung jedem Staate ſelbſt überlaffen werben. 
Bald nachher, in der Sigung vom 3. Rov. ı8ı4 *), 
begehrte Wirtemberg über diefen Gegenfland folgende 
Deflimmung in der Bundes Acte. « Die einzelnen lie 
Der des Bundes nchmen die Verbindlichkeit auf fich, 
ihren untergeorketen Staaten eine landfländifche Vers 
foffung zu geben; welche der Landesart, der Loralität 
und den Bedirfniffen Defelden angemeflen ilv. — An 
den Eonferenzen, welche im Mai und Junius 18,5 
über die Errichtung des Bundes gehalten wurden, nahm 
Wirtemberg Eeinen Theil. 

„ Merkwürdig iſt noch eine wichtige Aenderung 
in den Worten des Artikels, bie Ständeverfaffutig ber 
treffend. 

In dem Entwurf, den man in den Eonferenzen 
vom Mai und Junius zum Grund legte, und noch in 
dem Protocoll der. zweiten Eonferenz, lautete der 10. 
Artikel fo: »In allen teutfchen Staaten fol eine lands 
fiändifhe Verfaffung beftehen» **). In dem zweis 
ten ConferenzProtocoll ***) Heißt es: «Baiern tritt 
bei; auch Sachfen und Heffen Darmfladt». Fer 
ner: «Eunremburg und Holflein haben wider den 
Entwurf Nichts erinnert». — Bon Baiern ift dieſes 
nicht ganz ſo. Denn dieſes hatte in feinem, in derfels 
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den Sitzung übergebenen, fchriftlichen Votum das «fol» 
in «wird» verandert, und daher den Artikel fo gebiks 
Bet: « In allen teutſchen Staaten wird eine landfläns 
Bifche Verfaſſung beftehen» *). 

".. Bıgembrrg dufferte in der vierten Sigung: Dies 
fer Artikel fey zit madt und undefriedigend ge: 
faßt». 8 verlangte, daß den Ständen ausdrüdlich 
«die Mitberathung bei allgemeinen gefeglichen Berfüs 
gungen, die Bewilligung der Steuern, und das Recht 
gewieinfehaftlicher Beſchwerdeführung Bei dem Landes⸗ 
deren, zugeflanden werde » **), 

In eben dieſer vierten Couferenz ***), mard der Ars 
tikel von Nenem erörtert, Mu erwog den oben ſchon 
angeführten Zuſatz, welchen die vereinigten Fürſten 
und freien Städte in Antrag gebracht hatten, auch 
Das fo eben gemeldete Iugemburgifche Votum. und 
— beſchloß: «in Betracht der Schwierigfeit, ſchon 
jegt inda8 Detailder, vonden Localitäten zum Theil 
abhangenden, Beflimmungen der einzelnen Bors 
fechte der Stände hineinzugchen, vorerfl, und big 
man fich über eine zweckmäſigere Redaction veraleis 
hen Eoıme, den Art. 10 ganz Furz, und nur mit 
dieſen Worten zu faffen»: «« Inn allen teutfchen Staa— 
ten wird eine landſtändiſche Verfaſſung ſtatt fins 
denev». 

Demnach warb das gebietende Soll, in ein bloß 
verkündigendes Wird, das kategoriſche Beſtehen, 
in ein bloß zulaſſendes Statt finden, verwandelt. 

Sin der fünften Conferenz vom 31. Mai, ward dies 
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for Punct adermal erörtert, aber ohne Erfolg. Sum— 
mariſch ward hievon in das Protocol Folgendes aufgee 
nommen *. «Adart 10 ward von Neuem die Unzus 
läuglichkeit feiner Faſſung bemerkt, und zwar in 
Propoſition gchracht, demfelben hinzuzufügen: daß die 
notbwendigen weitern Verhandlungen über dies 
fon Punct, den Berathungen der Bundesverfammlung 
überlaffen werden. Da jedoch auch dieſes nicht ges 
nügend fohien, wurde die Redaction dieſes Artikels 
Bis zur legten Sitzung ajournirtv. 

Unterdeſſen hatte die in der fechflen Sigung ernannte 
RedactionsCommiſſion, in der ficbenten ibre «Reue 
oder revidirste Abfaffung Der teutfchen BundesXcte » 
übergeben, und in Diefer lautete Der 15. Artikel fo: « Ir 
‚ allen Bundesflaaten wird cine landftändifche Verfafs 
fung flart finden» **); gemäß dem in der vierten 
Conferenz gefaßten Beſchluß. 

In dem achten Couferenz Protocol heißt es hies 
von ***): -«Ad art, 13 ward Nichts erinnert». Uber 
in dem folgenden, dem neunten, machte Mecklen— 
burg den, in der zehnten Sigung wicderholten, Ans 
trag ****): dem 13. Art. eine weitere und befriedis 
gendere Ausdehnung zu geben, und zwar die, 
welche die vereinigten Fürſten und freien Städte vorge⸗ 
fchlazen hätten; aufferdem möge man min deſt ens in 
der BundesActe ausdrücklich erwähnen «der Erhals 
tuug der althergebrachten landfländifchen Ges 
rechtfame in denen teutfchen Staaten, wo folche annoch 
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Befichen,, und der Einführung ähnlicher, auf die 
urfprüngliche Einrichtung der Landſtände begründeter 
Berfaffuneen, innerhalb Jahresfriſt, da mo zur 
Brit feine landftändifchen Berfaffungen vorhanden find». 
Kurheſſen und Sahfen Weimar traten Diefem 
Vorſchlag fofort ausdrücklich bei *). — In dem zehnten 
ConferenzProtocoll, vom 8. Jun. 1815, ward endlich 
«ad art. 15 belicht, die Faſſung (diefes Artikels), fo 
unvollfommen fic auch fey, dennoch in dieſer 
allgemeinen Grundlage eines Bundesarfeges, fo 
wie jie entworfen worden, beizubehalten» **. 

Alfo gefchah es daß der Artikel von der landſtän— 
Difchen Berfaffung fo zufammen ſchrumpfte, und fo we: 
nig fagt wie fein anderer in der Dunodcsllcte. Den 
noch fann man cd als eine Art von Sicg des vernunfs 
tigen Zeitgeifled betrachten, daß gegen dic Frage: ob 
Landfiände einzuführen, oder zu erhalten feyen? auf 
dem Eongreß auch nicht Fine Stimme laut und ger a⸗ 
Dezujich erhob. — Nur über die Fragen: mit welchem 
Umfang von Rechten? und ob hierüber in der Buns 
des Acte Erwad und Was feftzufegen fey? waren die 
Stimmen öffentlich getbeilt. 

Ale, bi auf Wenige, dufferten die Meinung, 
«8 ſey in der BundesActe ein abfoluteds Minimum 
landſtändiſcher Rechte, mit genauer Ungabe feis 
ner Veftandtheile, feſtzuſetzen, die Bewilligung eines 
Mehreren aber, dem freien Ermeflen eines jeden Bun⸗ 
desfürſten zu uberlaffen. Bon PBreuffen, von Hans 
nover, vondeu vereinigten Fürften und freien 
Städten, bald nachher auch von Baden, und fpä« 
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terbin Sefonders noch von Luxemburg, war jenes 
Minimum fogar in einer beffimmten Formel ſchon aus 
gefprochen. Nun ward über Frage und Antwort bin 
und ber gehandelt, fo lang gehandelt, bis man auf 
das Reſultat kam, es follten dem 13. Artikel der Burns 
„desdcte bloß die Worte einverleibe werden. 

«in allen Bundesflaaten wird eine landfländifche 
Verfaſſung flatt finden». 





Erwäst man, daß diefe Stelle unmittelbar vorber, 
in dem Entwurf der BundesActe worüber man zuletzt 
handelte, noch mefentlich anders, nämlich fo lautete: 
«In allen teutfchen Staaten ſoll eine landſtändiſche 
Berfaffung befichen»; fo — fünnte man fich für bes 
rechtigt halten, in dem 13. Artikel feinen andern Sinn 
zu finden, ale dieſen: in allen Bundesſtaaten fann oder 
darf eine landfländifche Verfaſſung beftchen. Denn 
wozu fonft Die, doch wohl abfihtliche, Verwandlung 
des fategorifhen «Soll» und »Beſtehens, in das 
verfündigende «Wird» und zulaffende «Statt fins 
den»? 

Und doch wünſchen, ohne Widerrede, die Allers 
meiften in dem 15. Artikel, fo klein er auch iſt, etwas 
Mehr zu finden, aldeine Eutrapelie, oder eine ſtaats⸗ 
rechtliche Wahrheit, welche noch nie ein Teutfcher‘, man 
köunte fagen ein Sterblicher, bezweifelt hat. Mit Recht 
werden fic daher zu der Weisheit der Urbeber dieſer 
Worte vertrauen, daß damit Etwas gefagt fey; denn 
— verba cum effectu sunt acoipienda, worden aus Ul⸗ 
pians Munde felbft die Nomaniften entgegenrufen. 

Wenn endlich, noch in der Ichten Sitzung, die Beis 
behaltung obiger Stelle, fogar ausdrücklich mit des 
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Entfchuldigung «fo nnvollkommen fic auch fin», 
befchloffen, wenn fie in der vierten für nicht zweckemä— 
fig genug, und in der fünften für unzulänglich er; 
klärt ward, und hieraus nur defto deutlicher hervorgeht, 
daß man damit Etwas gemollt Habe, was die Worteger 
rade nicht fagenz fo möchte wohl dieſelbe zu denjenigen 
Unvollfommenbeiten der Bundesllcte gehören, worüber 
beſonders Hannover, Preuſſen, Luxemburg 
und Naſſau ein lautes Klagelied anftimmten *), und 
ein zweiter Gottfried Daniel Hoffmann, in feiner 
consideratio corum, quae in conventu Vindobonensi 
expediri nequiverant, ad proxima comitia vemisso- 
rum, würde diefe Stelle in fein Verzeichniß um fo lies 
ber aufnehmen, weil er hiebei des Beifalls feiner Zeite 
genoflen, mit fehr wenigen Ausnahmen, gewiß ware. 
Wie wenig aber auch die Stelle feldft ſagt, fo iſt 
doch in der vorausgegangenen Vorbereitung und 
Berathſchlagung, von dem allergrößten Theil der 
Bundesgenoſſen, man kann fagen, von faftallen, ein 
fo fräftiger Saame ausgeftreut worden, daß heilfas 
me Früchte nicht ausbleiben können. Preuſſen, 
Hannover, Baden, und die ganze chrwürdige 
Schaar der vereinigten Fürften und freien 
Städte,fo wie größtentheild auch Dcftreich, haben 
Saut und mit flaren Worten ihre fefte Ueberzeugung 
dahin ausgefprochen: 
in allen Bundedftaaten muß eine landſtändi— 
ſche Berfaffung ſeyn; das Minimum der 
echte der Iandfländifchen Corporation, muß 
beſtehen: in Mitwirkung beider Geſetzgebung; 
in der Nothwendigkeit ihrer Einwilligung zu Feſt— 
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fegung Offentlider Abgaben, verbunden 
mit der hievon untrennbaren Mitaufſicht auf des 
ren Verwendung, menigftend Kenntniß der ge⸗ 
ſchehenen oder bevorfichenden Verwendung; 
in dem Rechte der Befhwerdeführung über 
Mißbräuche oder Mängel in der Landesverwals 
tung, in8befondere in Dem Rechte die gefigmär 
ſige Beſtrafung fhuldiger Staatsdies _ 
ner zu fordern. 
So beffiimmt und zugleich fo heilſam, wie hier, 
war noch nie von teutſchen Regenten die Berants 
wortlichkeit der Minifter ausgefprochen; einer 
Satzung, deren Zrefflichfeir die Gefhichte Großbris 
tanniens fo vielfach uud fo auffallend bewährt. Die 
oberften, Die Staatsgefchäfte unmittelbar unter dem 
Regenten leitenden Staatsbeamten follen, nicht nur 
dem Regenten, fondern auch den Landſtänden, gefrßs 
mäfig verantwortlich ſeyn, für Zweckmäſigkeit und Uer 
bereinftimmung der Regentenhandlungen, fowohl Bes 
gehungs- als Unterlaffungshandlungen, mit der Der: 
faffung und den Gefegen des Staates. 

So können, fo müflen jene oberflen Staatsdiener 
verantwortlich feyn, wenn die Staatsgrundverfaffung 
die Gültigkeit Der Regentenhaudlungen abhängig macht 
von der Unterfchrift beſtimmter Staatsdiener, und dics 
fen prlichtwidrige Unterlaſſungshandlungen zurechnet, 
ſelbſt fremde alsdann, wenn es in ihrer Macht fland 
folche zu verhüten, oder fic fi) deßhalb durch angenefs 
fene Vorſtellung und Anzeige gegen eigene Berantwors 
sung nicht ficher fichten. Das Grundgefeg, welches 
Dicfe Verantwortlichkeit befichit, hat zugleich die heils 
fame Folge, daß, wie in England, auf dem Poften 
reines oberfien Staatsdieners hinfort Erin Wann zu fler 
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Ben mehr fähig ik, dem nicht perfönliche Würdigs 
keit Zug und Macht dazu giebt, und daß die Deiligs‘ 
Leit der Perſon des Regenten deſto fiherer ficht. 


Noch ift in dieſem Bericht zu bemerfen, daß auf 
bem Congreß der Herr Generalicar des Fisthums Con⸗ 
Ranz, Sreiherr von Weffenberg, dreimal *) fcprifts 
lich, aber vergebens, den Antrag zu einer eigenen Ges 
Fimmung der HundesActe gemacht habe, durch welche 
Die teutfchen Bifchöfe und Domcapitel mit liegen⸗ 
den Gründen ausgeftattet, und in allen Staaten des 
teutſchen Bundes als die erfien Landſtände auers 
kannt würden. Nur HeffenDarmftadt flimmte das 
für, daß den fatholifchen Bischümern « Theilnahme an 
ber Sandftändifchen Corporation » eingeräumt werde **). 

Glücklicher waren die (landtagsfahig) Begüterten 
aus dem ehemaligen unmittelbaren Reichsadel. 
Ihnen ward in der Bundesacte (Art 124), Antheil an 
der Landſtandſchaft ausdrücklich zugefihert. 





©) Dentfhrift vom 37. Mod. 1814, und zwei Roten, die 
eine one Datum, die andere vom 8. Jun. 3815. Acten 
des wiener Congreſſes, Bd. IV, S. 304, 306 u. 308. 
) ren d. w. C. Bd. II, &. 366. 





. 111. 
Neber | 
Errihtung, Wiedereinführung, 
oder 
Beränderung 
der 


landftändifhen Verfaſſung 
in teutfhen Staaten 
unmittelbar vor dem wiener Congreß, 
oder während deffelben. 


i) m  , 


Unmittelbar vor dem wiener Eongreß, oder im Laufe 
deſſelben, haben in verfchiedenen teutfchen Staaten, 
in Abfiht auf Errichtung, Wiedereinführung, oder 
Beränderung der Iandfländifchen Berfaffung, 
Ereigniffe ſtatt gehabt, welche nicht ohne Beziehung 
auf die erwarteten oder eingetretenen CongreßVer— 
Handlungen find, oder zu ſeyn fehienen. In dieſer 
Hinficht möchte eine kurze Angabe derfelben, neben vors 
ſtehendem Bericht, hier nicht am unrechten Ort ſtehen. 

Kurbeffen hatte fehon am ag. Aug. 1814 die Wies 
derberfichung der in Dem antenapoleonifchen Zeitraum 
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beftandenen Iandftändifchen Verfaſſung, durch ein Re⸗ 
gierungsAusfchreiben öffentlich angefündigt. Während 
des wiener Eongreffes, im Dec. 1814, ließ der Regent 
verfündigen, daß am ı. März ı8ı5 der engere *) Lands 
tag fi) verfammeln folle. Es ward hinzugefügt, daß 
auch die Banern aus den fünf Landesabtheilungen 
kundige Deputirte dazu fenden follten, weil bei den vers 
änderten Zeitumftänden die Gründe wegfielen, welche 
in vorigen Jahrhunderten die Bauern als Leibeigene 
von landfehaftlichen Verhandlungen ausſchloſſen. Der 
Landtag, welcher feit 1798 nicht flatt gchabt hatte, 
ward an dem beſtimmten Tage twirklich eröffnet. Inder 
‚bei diefer Gelegenheit gehaltenen Nede, verlangte der 
Kurfürft ausdrücklich, daß Feine Elaffe der Landftände 
(Brälaten, Ritterfhaft, Städte und Bauern) Etwas 
Begehren werde, was mit dem allgemeinen Wohl, oder 
mit demjenigen einer andern Elaffe feiner Mitftände 
unvereinbar fey. Dem Vernchmen nach herrfchte in 
Kurheffen über die landſtändiſche Verfaſſung noch nicht 
volle Uebereinſtimmung zwifchen der Landesherrſchaft 
und den Landſtänden, und diefe waren gefonnen Sei 
dem Bundestage deßhalb Schritte zu thun. 

Naffau, der Herzog und der Zürft, Fam den 
Eongreßverhandlungen ebenfalld zuvor. Nachdem Naf- 
fauWeilburg früher, in den ihm ald Entfhädigung zu« 
gefallenen Neften des vormaligen Eurtrierifchen Landes 
auf der rechten Rheinſeite, die landſtändiſche Verfaſ⸗ 
. 





*) &o heiße die kurheſſiſche Landeagsnerfammlung, im 
Gegenfag des allgemeinen Landtags, der chebin für 
die Linder von HeffenCaffel und Heſſen Darnmiſtadt zuſam⸗ 
men ftact hatte, weil die Landftände beider Linder Ein 
Corpus bilderen. 





219 


fung für anfgehoben erklärt hatte, mit der Derfiches 
rung, Daß der Fürft «feine neuen, fo wie feine alten 
Lande, nach vernünftiger und guter Landesherren und 
nach reichsſtändiſchen Grundfägen, zu regieren entſchloſ⸗ 
fen fey» *), — erklärten jegt beide naſſauiſche Negens 
ten durch ein Patent vom ı. und 2. Sept. 1824 **), 
daß fie für ihre gefanımten Staaten eine landfländifche 
Berfaffung einführen wollten. Die naffauifchen Land; 
ſtände ſollten zufammengefeßt feyn aus Mitgliedern der 
Herrenbank, und aus 22 Landes Deputirten. 
Die erfien follten von dem Landesherrn ernannt wers 
den, entweder erblich, oder anf Lebenszeit. Die Lans 
des Deputirten follten erwählt werden, von den Vorſte⸗ 
bern der höheren Geiftlichfeit und der höheren Lehrane 
falten, von den begüterteften Landeigenthümern, und 
von den Inhabern gröfferer Gewerbe. Das Verhält— 
niß zwifchen dem Regenten und den Landſtän— 
den, und die nähere Beflimmung der landſtändi— 
ſchen Rechte, hänge mehr oder weniger ab von den 
Grundfägen, nach welchen die bevorſtehende teuffche 
Bundesverfaflung errichtet werde. Vorlaͤufig, und ohne 
Dem vorzugreifen, was die über Teutſchlands Schickſal 
entfcheidenden Mächte nachflens beſtimmen würden, 
verpflichteten fich beide Regenten, das Eigenthbum 
und die perfönliche Freiheit aller Unterthanen 
unter die mitwirfende Garantie der Landftände zu fick; 
len; namentlich hätten Diefe wider FJuſtizmißbräuche 


®) Patent v. 6. Febr. 1805. Reichskammergerichtliche Miss 
cellen, Bd. I, Heft 6. 

°) In den naſſauiſchen Verordnungsblatt v. 1814, in der 
Allgem. Zeitung t. 1814, Num. 354 bis 258, und in E. 
D. Voß Zeiten, 1816, St. ı, ©. 70 ff. 
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zu wachen. Nächſtdem follten ihnen die Nechte der 
Steuerbewilligung, derBefhwerdeführung 
umd der Petitionen, und cine gewiffe Mitwirkung 
Bei der Geſetzgebung, namentlich auch der finans 
giellen, eingeräumt werden. Regelmäſig in jedem 
Jahre follten fie zufammenberufen werden, und zwar 
zum erfienmal noch im Laufe des Jahres 1816, 

Dieſe Einrichtung blieb nicht ohne Widerfpruch 
und Einwürfe, theild von Seite der, der naffauifchen 
Souverainetät unterworfenen ehemaligen reichsſtändi— 
fchen Landesherren, theils in einer Zeitfchrift *). Der 
lesten ward eine eigene Widerlegung gewidmet **). 
Diefe Widerfprüche , die Berhandlungen des Congreſſes, 
und der neue Krieg mit Frankreich, fcheinen dem Forts 
gang und der näheren Ausbildung der Iandfländifchen 
Berfaffung, in den naffauifchen Staaten bis jegt hin⸗ 
Derlich gewefen zu feyn. 

Wie in Kurheſſen, fo ward anch in dem Königs 
seihb Hannover die Sandfländifche VBerfaffung wieder 
hergeſtellt. Schon während des Congreſſes, am 15. Der. 
2814, ward die Berfammlung der Landfiände zu Haus 
nover eröffnet. Die Zahl der Abgeordueten war 85; von 
ben Stiften so (morunter 5 Adeliche), von der Rit—⸗ 
terfchaft 43, von den Städten und Flecken 32. Alfe 
zählte unter den Ubgeordnieten der Adel 46, der Nicht: 
adel 39 Stimmen; eurienweife hingegen der Adel eine 
Stimme, der Nichtadel zwei. Die Bropofitionen berras 





*) Borwort und Bemerkungen, in Voß Zeiten, a. a. D. 

*°) Kritiſche Beleuchtung des Vorworts ſammt Bemerkuns 
gen, womit das naſſauiſche Ediet, die Errichtung der Lands 
Hände berreffend, im JanuarHeft der Zeiten von Boß bis 
gleitet worden if. Frantf. 3815. 8. 





fen hauptfächlich das Staatsſchuldenweſen, die Feſt/ 
feßung eines AbgabenSpftems, die Fragen: ob und 
wie weit die bisherigen Eremten zu Staatsabgaben , 
insbefondere zu den MilitärKoften, beizuttagen pflichtig 
ſeyn follen ? wie die Juſtiz- und Polizei®erwaltung 
der PatrimonialGerichtsherren in Verhältuiß zu dem 
landesherrlichen Behörden dieſer Art zu befiimmen, 
and Dicjenigen Gercchtfame, deren Ausübung allzu⸗ 
groffe Inconvenienzen veranlaßte, zu modificiren ſeyen? 
wie die Organiſation der höheren Gerichtshöfe zu vers 
-volfommuen fey? Verhandlungen des Landtags er 
fdienen gedruckt. 


In dem Herzogthum Braunſchweig murden, 
ebenfalls im Laufe des Congreſſes, im December ı8ı4, 
einſtweilen die Shagräthe (Deputirte'der Landſchaft) 
verſammelt, mit der Erklärung von. Seite des Regen⸗ 
ten, Daß man, durhneue Drganifirungber Lands 
fände, den mwahrfcheinlich zu erwartenden Beſtim—⸗ 
mungen des wiener Congreffes nicht vorgreifen wolle, 


Sn den dänifchen Herzogthümern Holſtein und 
Schleswig, war feit Auflöfung der teutfchen Reiches 
verbindung keine Landtagsverfammlung gehalten wor« 
den. Es hatte vielmehr der König, durch eine Verord; 
nung vom 9. Sept. 1806, das Herzogthum Holftein, 
die Herrſchaft Pinneberg, die Grafſchaft Ranzau und 
Die Stadt Altona, unter der gemeinfamen Benennung 
des Herzogthums Holftein, der däniſchen Monarchie 
einverleibt, als einen tn jeder Beziehung völlig unges 
trennten Theil derfelben. Das Herzogthum Holſtein 
war bis in das Jahr 1806 ein Beſtandtheil des teuts 
ſchen Reichs gewefen. Doch war der Adel in. dem Her 
zogthum Schleswig feit Jahrhunderten genau dere 

Kbüber's Ueberſicht. II. Q 
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bunden gewefen mit dem bolfteinifchen Adel *); er 
batte, auch nach der. dänifchen SouverainetätsActe von 
166r, Sig; und Stimmrecht auf den holſteiniſchen 
Nittertagen zu Kiel, Die noch in den neueren Zeiten für 
Brälaten und NRitterfebaft (nicht auch für die Städte) 
Kart hatten, und auf den holfkeinifchen Landtagen ber 
halten, welche legte der Landesherr bie 2723 von Zeit 
zu Zeit ausfchrieb. Beſonders der holſteiniſche Adel 
war während des wiener Eongrefled, auf weichem er 
fein Intereſſe bewachen ließ, und for welcheu er eigene 
Deputirte ernannt hatte, bemüht, dem Herzogthum 


*) Noch Heute behauptet die fchlesswigifche Ritterſchaft, daß 
Schleswig dem däniſchen Königegefeh (Kongelov, lex 
regia) wicht unterworfen fey. Durd die waldemariſche 
Conſtitution von 1326, die freilich nur in Beflätigungen 
auf und gelangt ift, ſey Schleswig Abfonderung von Däs 
nemark feftaefegt worden. Bei Wicdervereinigung des her⸗ 
goglihen mir dem königlichen Antheil von’ Schleswig, fey 
des Tegten befondere Verfaſſung unummwunden anerfannt 
worden, durd Urkunden von 1713 und ı731. Holſteins 
Beitritt zu dem teutſchen Bund, habe, fo wenig wie defr 
fen frühere, viel eingreifendere Bezichung zu dem teutſchen 
Reich, die vechtlich begründete, durch den nexus socialis 
der beiderfeitigen Ritterſchaft bis auf die neuefte Zeit forts 
beitandene Verbindung der Herzogthümer Moljtein und 
Schleswig, trennen fönnen. — Der gewohnliche Erbhul⸗ 
digungseid der ſchleswigiſchen Ritterſchaft, enthält das 
Berfprehen: « dens König und feinen ErbSucceſſoren (,) 

* secundum tenorem legis regiae (,) trcu, hold und ges 
wäartig zu ſeyn ». Wohin das Comma gehöre, ift fheitig. 
Die dänifibe Partei fegt es vor «secundum», und will 
damit beweiſen, daß auch in Schleswig des Könige WilleGeſetz 
fen. Die ſchleswigiſche, welche das Gegentheil behauptet, 
fegr es, mir Beziehung auf Abſchriften, Landes Verträge, 
und die Natur der Sache, nah «regiaev. Manf. Das 
Herzogthum Schleswig, in feinem gegenwärtigen Bers 
hältniſſe zu dem Königreich Dinemark und zu dem Herzogs 
thum Holſtein; von D. N. Zald: Kicl 1816. 8. 
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Holſtein feine vormalige Verfaffung zu verfchaffen, 
Seit dem =d. Jan. 1*12 ward Diefer Adel vorläufig 
beruhigt, Durch eine amtliche Erflärung des dDänifchen 
Herru Staatsminifterd von Mofencranz, nach weicher 
der König der Wicderherfielung der Landflände nicht 
entgegen fepn , und geflatten wollte, Daß ihre Verſamm— 
Jung zu Kiel wieder fiatt babe. 

Preufſen hatte, in mehreren feiner Staaten, 
ſchon früher Landſtände gehabt. Es Hatte in der neueſten 
Beit NationalRepräſentanten zu berlin verfammelt, 
und auf dem Eongreß die Einführung laudſtändiſcher 
Verfaſſungen, mit wefentlichen Rechten der Landflände, 
auf Das nachdrüdlichfie .detrichen. Als es bemerfte, 
daß daſelbſt eine-fefte und umfaffende Beſtimmung für 
alle Bundesflaaten, fchwerlih zu Stande kommen 
werde , lvate ed unverweilt für ſich allein, vorbereis 
send, Haud an das Werk. Es wollte der fchöuen Eins 
tracht zwifchen Fürſt und Volk, die für jegt der gleiche 
Drang äuſſerer Nothwendigkeit mit feflen Bauden 
umfchlungen bat, aud für die Zufunft eine Stüge 
ſichern. Es befchloß eine Stellvertretung des 
Volks, durch eine Ständeverfaſſung in allen Theile 
feiner Monarchie. Durch eine Verordnung des Königs, 
datirt aus Wien vom 2. Mat ıdı5*), ward Folgendes 
feftgefegt. Es full eine Reprdfentarion des Volks _ 
gebildet werden. Zudem Ende follena) die Brovinziaß 
Ständeda, wo ſie mit mehr oder weniger Wirkſamkeit 
noch vorhanden And, hergeſtellt und zeitgemäß 
eingerichtet werden; M wo gegenwärtig Feine 
ProvinzialStäude find, follen fie angeordnet wer 
den. Aus den Provinzial®täuden wird die Verſamm⸗ 


.9 Polit. vJournal, 1816, St. Jr @. 672 f. 
Q 
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fung der Landes Kepräſentanten gewählt, die 
in Berlin ihren Sig haben fol. Die Wirkſamkeit 
der LandesRepräſentanten erftreckt fich auf die Bera: 
thung über Die perfönlichen und Eigenthumsrechte der 
Staatsbürger , mit Einfchluß der Befleuerung. Einer 
Eommiffion , die ih am ı. Sept. 1815 zu Berlin vers 
fammeln, und aus Staatsbeamten und Eingefeffenen 
‘der Provinzen beftchen follte, ward aufgetragen, fich 
zu befchäftigen mit der Drganifation der Provinziaks 
Stände und der Fandesftepräfentanten, und mit der 
Yusarbeitung einer Berfaffungslirfunde nach den aufs 
geſtellten Grundfägen. Durch den Krieg und durch die 
vorerft für nöthig erachteten ProvinzialDrganifationen, 
ward die Ausfährung dieſes Planes verzögert 

Baden, welches Landſtände in der Markgrafſchaft 
nie gehabt, in dem neu erworbenen Breisgau 1806 
abgeſchafft hatte, erklärte, wie in dem nächſtvorherge⸗ 
henden Bericht gemeldet iſt, am ı. Dec. «814 auf dem 
Eongreß fich bereit zu Einführung einer Ständeverfafs 
fung. Es ward aud) einige Zeit nachher zu Carlsruhe 
eine Commiffion nicdergefegt, welche, nad) einer 
ihr ertbeilten Inſtruction, ein Gutachten verfaffen und 
einreichen ſollte, über die bei Diefer neuen Einrichtung 
anzunehmenden Grundfäße und Modalitäten. Reſul— 
tate Dicfer Commiſſions Verhandlung find big jetzt öfs 
fentlich nicht befannt worden. 

Baiern hatte auf dem Eongreß zweimal (ao. 
Det. ıB14 u. 26. Mai 1815) erklärt, daß es bereite 
befchloffen Habe ,„ feinen Staaten eine landfländifche 
Verſaſſung zu geben. Man erfuhr auch aus ficherer 
Qucie, daß deßhalb, noch während des Congreſſes, 
eine eigene Commiſſion zu München nicdergefegt 
worden fiy. Ein Erfolg diefer EommiffionsBerhand: 
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lungen, iſt jedoch auch bier bis jegt zu öffentlicher Kunde 
aicht gelangt. Man weiß indeß, dag in dem Königreich 
Baiern noch did in das Jahr 1508 landftändifche 
Verfaffung in den Provinzen Baiern, Neuburg, Vors 
arlderg und Tyrol befland, doch fo, Daß man die bes 
fondern Jandftändifchen Steuer@affen aufgehoben hattez 
daß aber auch diefer Reſt Iandfchaftlicher Verfaſſung 
durch cine Berorduung vom 2. Mat 1808 aufgchobens 
ward *). Dagegen ward an demſelben Tage, iu der 
Eouftitution für das Königreich Baiern **), eine baies 
rifhe Nationalfcepräfentation verordnet, nach 
ähnlichen Brundfägen wie in dem damaligen Königreich 
Weſtphalen. In jedem Kreife follten aus denjenigen 
200 Landeigenthümern, Kaufleuten oder Fabrifanten 
des Bezirks, welche die höchſte Grundſteuer bezahlen, 
von den Wahlmännern ſieben Mitglieder ald Deputirse 
zu der Reichsverſammlung auf 6 Jahre gewählt wer« 
den; doch wurden in der Folge (durch ein Edict vom 
22. Dec. 1811) die Majoratherren und adelichen Lehn— 
bejiger für gebohrne Nepräfentanten der baicrifchen 
Nation erklärt. Die Deputirten follten ſich, auf Fönige 
liche Zufammenberufung, wenigfiens einmal im Jahr 
verfammeln, und unter fi) vier Commiſſionen von 3 
bis 4 Mitgliedern wählen, welche tiber Entwürfe der 
Gefege und HauptReglements ſowohl, als den jährs 
lichen Sinanz&tat, beratbfchlagen folten, «fo oft 
ed die Regierung von ihnen verlanat». licher die 
fo vorbereiteten Geſetze, ſollte die Reichsverſammlung 
ſtimmen, durch den Weg des geheimen Scrutiniums, 
nach abſoluter Stimmenmehrheit. (Bon der Fonigfis 


‚ *) Der Rheinifhe Bund, Heft vi, S. 468. 
w) Ebendaſ. Heft XIX, G. 12 f. 





chen Genehmigung, oder beren Verſagung, ſchweigt 
Die Conſtitution.) Niemand fol berugt feyn das Wort 
ju führen, als die Eöniglichen Commiſſarien und Die 
Slieder der betreffenden Commiſſion. Zıfammenberus 
fung, Eroffnung, Schlieffung, Bertagung und Auflöfung 
Ber Reichsverſammlung follte dem König zuftehen. 
— Diefer Titel der Conſtitution des Königreich® Baiern 
von .ucB. ift bis jegt nicht zur Vollziehung gefommen. 

Wirtemberg harte auf dem Eongreß (20. Det. 
und 3. Nov. 1814) ſich dazu verflanden, daß jeder 
Bundesfürſt die Verbindlichkeit inbermchme , frinent 
Staat eine Ständeverfaffung zu geben, nicht aber, 
daß auf dem Eongreß cin Minimum landfländifcher 
Rechte feftarfege werde. Diefem Grundfagtreu, erflärte 
Ge. Majıflät der König von Wirtemberg, bald nach 
Seiner Rückkehr von dem Eongreß, durch ein Patent 
vom ı:. Jan. ı815, daß Er nun endlich, nach geho— 
benen mannichfaltigen Hinderniffen , fi im Stande 
ſehe, deu fchon im Jahr 1806 gefaßten feften Eutſchluß, 
feinen Königreich eine angemeflene Staats Conſtitu— 
tion und cine landſtändiſche VBerfaffung zu 
geben, wozu Ihn jegt weder äuffere Nothwendigkeit 
noch Uebereinkunft mit andern Mächten beſtimme; am 
25. März werde Er die Stände verfammeln , ihnen 
die Eouftitution vorlegen, und dieſe folort zur Vol; 
ziehung bringen. Die Conftitntion*) datirt vom 
5. März, ward an viefem Tage von dem König Selbſt 
ben Landfländen übergeben. Se. Majeftär erklärte in 
einer Rede, daß Er damit den Schlußftein zu dem Ge 
bäude des Staates lege; die perfönliche Freiheit und 





°) Sie fiche in dem Wirteust. Staats und Regierungsblate 
b, 30, März 1815. 
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die bürgerlichen Rechte der Einzelnen ſeyen darin gefls 
chert, und Die Nation werde durch Stellpertreter berwi 
fen, fib mit dem Staatsoberhaupt zu Ansübung der 
bedeutendſten Rechte der Regierungsgewalt zu vereis 
nigen. 4 

Die einberufene Ständeverſammlung vew 
ſagte dieſer Conſtitution, und der darin feſtgeſehten 
landſtändiſchen Verfaſſung, ihre Annahme. Au deren 


Errichtung, fagten die Mitglicder derfeiben, hätten. 
die Nepräfentanten des Volkes nicht den allergeringe. 


fien Theil gehabt; ale Grundgefege Wirtembergs bes 
ruhten auf einem freien Vertrag; fie fenen von ibs 
ren Committenten dazu beauftragt, daß die alt wir⸗ 
tembergifche Verfaſſung, im altwerfafungsmäfigen 
Wege, auf das ganze Reich ausgedehnt, und 


daß diejenigen neuen Befimmungen, melde der. 


Geiſt der Zeit und die veränderten inneren und äuſſe— 
ren Berhältniffe erfordern, nach der forgfältigiten Prü⸗ 
fung, durch gemeinfchaftliche Uebereinkunft feſi— 
gefegt würden. Ohne auf eine vollfläudige Prüfung 
diefer Conſtitution einzugehen, verflärten fie ferner: 


Diefe Urkunde enthalte feine Garantie der Freis 
heit der Unterthanen und des öffentlichen Wohle, Feine 


Garantie der fländifchen Wirkſamkeit, und auch Feine 
Garantie ihrer eigenen Erhaltung, da fie nur als ein 
Ausfluß der gefeßgebenden Gewalt zu betrachten fey, 
indem weder die Repräfentanten des Volks, noch auch 
nur der unmittelbare Thronfolger,, irgend Theil Daran 
genommen hätten. Sie berühre Nichts davon, daß 
die Unterthanen bloß zu verfaffungsmäfigem Gehorſam 
verpflichtet fenen; Nichts von Mitwirfung der Stän—⸗ 
de bei MilitärAushebungen ; Nichts von Nechten 
der Amtsverſammlungen; Nichts von einer Hänbis 
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Schem Kaffe,: der eidzigen Garantie der ftäudifchen 
Wirkſamkeit und des StaatsCredits; Nichts von Wier 
derherſtellung der Collegial Verfaſſung; Nichts von 
Wufhebung der fo drückenden Verwaltung der piorum 
erporum; Nichts von den Verhältniffen der hohen 
Agnaten;. Nichts von dem Bamiliengideicommiß; 
Nichts. von Aufhebung der Monopolien; und dag ſelbſt 
die früher. beſtandene Preßfreiheit aufgehoben ſeyn 
Sche, fey nua zu ſehr zu befürchten, nach der Beſtim⸗ 
mung der Art der Communication der Repräfentanten 
mit ihren Committenten. Nach die ſer Eonftitution, 
feyen etliche, Stände entweder gar nicht, oder doch 
nicht fo zepräfentirt, wie fie ed erwarten könnten; 
Die Repräfentauten feyen nicht nur an eine Juſtruction 
ihrer Eommittenten nicht gebunden, fondern Diefe 
dürften nicht einmal eine folche ertheilen, und das 
Petitionsrecht der legten, ja fogar die Communication 
mit ihren Stelivertretern, ſey äuflerft befchräntt. Das 
Mitwirkungsrecht der Stände bei der Befleurung , ſey 
beſchräukt auf ihre Einwilligung zu Erhöhung der 
jegt beftehenden Steuern; es habe alfo in der That 
gar feine Realität, denn der jegige erhöhete Steuers 
Etat fey fo dDrüdend, die überall verbreitete Armuth 
und das Elend fo unbeſchreiblich, daß diefer Zuftand 
nicht lang fortdauern fünne. Die Mitwirktung der 
Stände bei der Gefeggebung, werde befchränft auf 
neue, bie perfönliche Freiheit und das Eigenthum 
oder die Verfaſſung betreffende allgemeine Geſetze; 
dieſe Beſchränkung müſſe ein Gegenftand neuer Unruhe 
ſeyn, wenn man an die groffe Zahl der in der neuern 
Beit erlaffenen Verordnungen denfe, welche Leben, 
Freiheit, Eigenthum und die öffentliche Wohlfahrt ges 
fahrdeten. Das ſtändiſche Vetitionsrecht fey nicht ge 
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- Achert, und nicht gefahrlos für die Mepräfentanten. 
Die ansgefprochene Garantie der Staatsfchulden durch 
den gefammten Staat, fey unmwirkfam, denn es fehle 
an einer Beſtimmung, unter welchen Bedingungen 
Staatsſchulden contrahirt werden dürften, und die 
Stände fünnten, ohne eine unter ihrer Verwaltung 
fiebende Eafle, ihrer Garantie feinen Nachdruck ges 
ben. Die Verwaltung des altwirtemdergifchen Kirs 
chenguts, fey wieder abzufondern von der Berwaltung 
des Staatdeigenthumsd. Das frühere Auswanderungss 
recht fen wieder herzuſtellen. Die groffe, kaum zu ers 
tragende Bedrückung durch Jagdfrohnen, fen ein Ges 
genfland allgemeiner Klage. Leben, Freiheit und Ehre 
der Unterthanen, feyen wieder, wie in den altwirtems 
bergifchen Grundgefegen, in Schug zu nehmen; Fein 
angefehuldigter Untertban dürfe fernerhin feinem ors 
deutlichen Nichter entzogen, und unter eine aufferors 
dentliche Commiſſion geflellt werden. Die Inamovibi⸗ 
lität auch der RegininalBeamten, fey auszufprechen ; 
denn nie babe die Deprapation fo allgemein, nie das 
Elend fo groß werden Fönnen, wenn nicht die Exiſtenz 
der Staatsbeamten neuerlich fo precär geworden 
wäre *) | 

Der König verweigerte beharrlich die modificirte 
Wiedereinführung der altwirtembergifchen Verfaffung, 


J 


°*) Verhandlungen in ber Verſammlung der Landſtände 
dee Königreichs Würtenberg im Sahr 1815. Erſte Abs 
Sheilung. (Im März 1815., ohne Drudort, gr. 8.), 
S. 8ı —85. Darftellung des Berragens der würs 
tembergifhen Landſtände feit dem 15. Mürz bie zum 18. 
Mai 1815. Zweite Auflage, famme erfter Fortſetzung, 
die Befchwerden de Landes; und zweite Fortſetzung, 
das Betragen bis zur Vertagung der Stände, 1815. gr. 8. 


» 
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and ihre Erfirecfung auf die neuen Lande. Nach viers 
monatlicher fruschtiofer Unterhandlung, befchloß Er, 
Die Bertagung der Ständeverfammlung (Neferipte vom 
21. und 25. Jul.). Er entwidelte die Gründe feines 
Benehmens und ſeiner Mißbilligung desjenigen derStän. 
Deverfammiung, und beharrte bei jenem Entfchlußr 
mit der Verfiherung, daß feine Gefinnungen gegen 
fein Volk und feine getreuen Unterthanen, unveräns 
dert bleiben würden, und daß Er die in feiner Eonftis 
tutionslirfunde vom 15. Marz ihnen bewilligten Rechte, 
Freiheiten und Bortheile vom Neuem beflätige. *) 
Hierauf erfolgte, nach einem Wechfel von Noten 
und Nefolutionen, am Ende des Auguſtes, die wirks 
liche Auflöſung der Ständeverfammlung. 
Nichte nur erließ dieſe noch vorher eine feierliche Rechts⸗ 
Verwahrung an den König, fondern fie hatte ih auch 
fchon früher, durch ein ausführliches Schreiben vom 
s6. Yunius, an die Minifter der drei Mächte (Dänes 
marf, Breuffen und Hannover), welche, bei 
Gelegenheit des Erbvergleihs von 1770, die altwirs 
tembergiſche Verfaffung garantirt haben, mit der 
Bitte gewendet, fie in Zurüdforderung diefer Verfafs 
fung und des antenapoleonifchen Rechtszuſtandes zu 





6) Kefeript vom 5. Auguſt 1815, in dem Regierungsblatt 
vom 7. Auguſt. Auch erſchien eine Rechtfertigung des 
Königs unter folgendem Titel: Bemerkungen über 
eine Wicderherſtellung der Tandftändifchen Berfaffung des 
Kerzogesums Würtemberg, in Beziehung auf die Vers 
handlungen der Srändeverfammlung des Königreihe Würs 
temberg, und insbefendere in Hinſicht auf die von derfels 
ben verlangte Einäüyrung einer Tandftändifhen Caſſe. 
Geſchricben im Junius, Stuttgart 1815., 176 ©, gr. 8. 
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unterflügen.*) Unterdeſſen bat ſeitdem der König, ih 
einem Patent vom 3. Sept. 1815, gelegenbeitlich feinen 
Entfchluß «zu Wiederverſammlung der Landflände und 
zu Unterhandlungen mit denfelden zur allgemeinen 
Wohlfahrt» zu erfennen gegeben. Dieſe Wiederders 
ſammlung iſt erfölgt, und während derfelben , befons 
ders feit zwei Föniglichen Neferipten, vom 13. und 15. 
Nov. 1815, und der hierauf erfolgten Antwort der 
Stände, fchienen beide Theile ſich einander zu nähern, 
und zu gütlicher Vereinigung die Hände zu bieten. Nie 
wird Diefe fo bald erfolgen, als das Wohl des Landes 
es fordert. 


Ueber den hier in Betracht kommenden Zeitraum 
hinaus, reichen: die weitern Verhaudlungen der wirs 
tembergiſchen StändeVerſammlung; die großher⸗ 
zoglichſachſen veimar⸗eiſenachiſche Verord⸗ 
nung von So. Jan. 1816, betreffend die Bildung und 
Zufammenberufung einer fländifchen Berathungsver: 
fammlung zu ‚Entwerfung der Landesverfaffungslirs 
kunde, und die hierauf zu Weimar am 7. April 1816, 
wirklich erfolgte Eröffnung der fländifchen Berathungss 
Berfammlung, nebſt der landesherrlichen Verſicherung, 
Daß die Berfaffung des Großherzogthums unter die, 
Sarantie des teutfhen Bundes folle geſtellt 
werden, endlich das Grundgefeg über die Tandfländifche 
Berfaffung. vom 5. Wai 18:5; die Einführung landfläns 
Difcher Berfaffung in dem Sürftentbum Shaumburgs 
tipp e, mittelft Verordnung vom ı5. Jänner 1816. **), 
* Diefed Schreiben fieht in den deutſchen Blättern 
vom 31. Aug. 1815, und in der Allgem. Zeitung, 
Beilage Num. 111. 

“) In nege, ©: aattarchiv des teutfchen Bundes, 
Heft I, © 
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und die Eröffnung des erfien Landtags daſelbſt, am 4. 
März 1816 *); der furheffifche Landtag, bis in die. 
Mitte Maid 1816; die großherzoglich:badifche Ans 
Eündigung der Eröffnung der Stäudeverfammlung auf 
den 1. Auguft 1816, u. a. In. 
Wenn bis jetzt hie und da noch, in Einrichtung 
Iandfländifcher Verfaflung, und in unverzagter Ans 
greifung des groffen Werkes, die That hinter den ech⸗ 
!gen Grundfägen und dem guten Willen, wie überall 
die Wirflichkeit hinter der Idee zurücgeblichen ift, fo 
darf diefed wicht auf Rechnung der guten Sache ges 
fegt werden. Es müffe vielmehr ftärken in dem Beftres 
ben, das groffe Ziel nie auß den Augen zu verlieren, 
fondern ihm mit Weisheit, Mäfigung und Standhafs 
tigfeit ohne Unterfaß entgegen zu gehen. In diefer 
Abſicht müffe man nie ermüden, auf Entfernung aller 
Hinderniffe hinzuarbeiten, welche der Heildringenden 
Sache, in ihrem Anfang und Fortgang, in dem Wege 
ſtehen, oder fichen könnten. Ein Hinderniß diefer Art, 
Aimmt eine nähere Betrachtung auch hier in Anfpruch, 
Beil es theilweife noch in die Zeit des Congreſſes fällt. 
Um diefelbe Zeit, mo in mehreren Ländern die 
Mede war von Vorbereitung zu Errichtung oder Um⸗ 
formung landftändifcher Verfaſſung, verbreiteten ſich 
Hin und wieder Gerüchte, von einem wirklichen, oder 
gu: beforgenden Widerfreit zwifchen dem Adel, 
hauptſächlich wohl den laudtagsfähig begüterten Adeli— 
chen und ihren Familiengliedern, einer Seits, und eis 
nem Theil des Nicht adels, namentlich des zu Lande 
Kandfchaft wirklich oder muthmaßlich berufenen Theils 





*) In meinem Staatbarchitb des teutſchen Bundes, 
Seel, S. 118 ff. 
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deſſelben, wohl felbft. der Staatsregierung, ander 
rer Seits. Diefe Gerüchte gewannen an Ausdehnung 
und fcheinbarer Wichtigkeit, Durch die Entdeckung eis 
ned, von dem wiener Eongrefi and der erften Hälfte 
des Jänndrs 1815 datirten, noch ungedructen, aus— 
führlihen Dans zu Gründung eines neuen allgenmeis 
nen Adelsvereins durch ganz Teutſchland. 

Wären dieſe Gerüchte mehr oder weniger gegrüm 
det, fo ift bei der auf beiden Geiten in dır Mehrs 
zahl mit Gewißheit vorauszufegenden höheren Eine 
ſicht, und ber aus der neueren Zeitgefchichte erhaltes 
nen vielfachen Belchrung, kanm glaublih, daß cin 
ſolcher Widerftreit bedeutende Folgen haben Fönnte. 

Der eine Theil würde billige und gerechte Ans 
farüche, welche durch gröfferen und ausgezeichneten 
Gutsbeſitz begründet find, nicht mißfennen, und um 
Bloffe Scheinworziige nicht hadern wollen. Er würde, 
was den Plan zu einem allgemeinen Adelsverein bes 
trifft, fich dabei beruhigen Fönnen, daß diefer Plan, 
wie leicht vorauszufehen war , Feine Zolge gehabt hat, 
und daß ernfilichere Verfuche ihn auszuführen, anf 
jeden Fall in den jegt beſtehenden Staatsregierungen 
die entfchiedenften Gegner würden gefunden haben. 
Er würde eine mächtige Stüße in der feften Ueberzen⸗ 
gung diefer Icten gefunden haben, daß bei allen mahs 
ren NationalAngelegenheiten, in dem Staat nur ein 
Stand in Betracht kommen könne, derjenige der 
Staatsbürger; denn was für die Gefammtbeit der 
‚Staatsbürger recht und gut ift, muß es auch für jeden 
befondern Stand feyn, und umgefchrt. Er würde uns 
weifen Neid unterdrückt Haben, bei der Erinnerung, 
daß ſchon mander Denker aus privilegirter Claſſe, 
laut feines eiguen Geſtändniſſes, felpf wenn cv in 
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langer Gefchlechtöreihe durch Befisthum und Verdieufl 
ausgezeichnete Altvordern zählt, fich die Frage vorges 
legt Habe, ob in dieſer Zeit, jeuer Elafle anzugehös 
zen, noch von bedeutendem Werth ſeyn, wohl gar, 
guter gewiffen Umfländen , gefahrlos feyn Fönne ? 

Der an dere Theil würde die Folgerungen beachten, 
welche ſeine nicht privilegirten Mitbürger aus von ihm 
gemachten unbilligen, ungerechten, oder übertriebenen 
Anſprüchen, aus den Gründen und Abſichten derſel⸗ 
hen, zu ziehen eben ſowohl veranlaßt als berechtigt 
würden. Würden ſich dieſe überreden, daß ſolche An⸗ 
ſprüche den Vortheil des Staates und des Volkes ber 
zwerfen? Würden fie, aus der Vorzeit genug beichrt, 
ſich täufchen Jaffen durch die Vorflellung, man ge 
denke das befondere ntercfle des Standes mit dem 
allgemeinen des Staates, nicht bloß dem Scheine nach 
zu vereinigen? Würden fle ſich der Beforgniß ents 
duffern, daß in allgemeinen Landesangelegenheis 
ten eine, wenn auch nicht ausfchlieffende,. Doch vors 
zügliche Berathung und Verhandlung der Negierung 
wit einer verhältnißmäſig wenig zahlreichen Claſſe von 
Staatsbürgern, zu einfeitigen und die groffe Mehr—⸗ 
beit beunrubigenden Reſultaten führen könne? Ge 
mehr, und mit je gröfferem Erfolg, der andere Theil 
ſich folchen Betrachtungen überlieffe, defto mehr würde 
er fchonender Rückſichten fich erfreuen fünnen. Mit 
Befonnener Entfchloffenheit würde er Bann Opfer vers 
ſchmerzen, welche Die Zeitverhältniſſe, erweiterte Eins 


ſicht, und ein höheres allgemeines Intereſſe auch ihm, 


Befonder8 dem chehin reichsunmittelbaren, geboten, 
und deſto eher würde es ihm gelingen, aus dem Schiffs 
Bruch von früheren Gercchtfamen noch Einiges zu rets 
ten. . Auch würde das gerechte Urtheil, Daß der Ders 
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uf fo mancher Vorzüge und Gerechtſame, nicht ohne 
ſchmerzhafte Gefühle zu ertragen, und darum Mans 
ches mit Schonuug und Billigfeit zu behandeln fey, 
nur allgemeiner werden, “ | 

Nicht nur die angeführten Gerüchte, fondern auch 
gleichzeitig in verfchiedenen Ländern angeftchte Beraths 
fchlagungen, brachten einen Gegenftandb zur Spracde, 
welchem hohe Wichtigkeit nicht abgefprochen werden 
Tann, in Abſicht auf die Einrichtung landſtändiſcher 
Berfaflungen, und auf nügliche Wirffamfeit derfelben, 
mithin auf das wahre Landeswohl. Es ift die Frage: 
ob für landfländifche Berathfehlagungen, die Lands 
fände aus den pridilegirten Elaffen, zu trennen 
feyen von den landfländifchen Vertretern des Volkes? 

Wie überall nur ein Land und eine Landesherrs 
ſchaft ik, und diefer nur eine moralifche Verfon ges 
genüberfteht, die Gefammtheit der Iintertbanen, Volk 
genannt, welche, durchaus nur zu einem Zweck, 
bei der Landesherrfchaft Durch Landfläude vertreten 
werden fol: alfo follte überall auch in der landſtändi⸗ 
fhen Berfaffung der Grundfag der Einheit herr— 
fhen. Eine Sonderung der Landflände in Elaffen 
oder Kammern, bei der Beratbfchlagung, flört die 
Einheit. In Widerfprucd mit der Staatsweisheit, 
nährt fie in der Landfchaft fortwährend den Keim uns. 
ſeligen Zwiefpaltes und thörichter Eiferfucht,, verläns | 
gert die Berathung, und erfchiwert die Faſſung der 
Defchlüffe des Landtags. 

Wo des Landes Wohl redlih, offen und mwohls 
meinend berathen werden fol, da fördere Einheit der 
Laudesvertreter mächtig den heilfamen Zweck, da walte 


nur allein die Einfiht, mit ächtem Baterlandefinn . | 
gepaart. Wer mörhte da fo Holz, anmaßend und ums 





vaterländifch auftteten, fo ganz fein eigenes Intereſſe *) 
verfennen, daB er Feine Scheu trüge, mit cinem 
Häuflein gleich: Gefinnter fih, wäre es auch nur in 
der Form, als Gegenfag des Volkes darzuftellen, 
deſſen entfchiedene Ueberfegenheit an Menge der Echt: 
wort habenden Einzelnen und des Beſitzthums, an 
pꝓhyſiſcher und geiſtiger Stärfe, im Zwieſpalte der 
Meinungen demfelben auf immer den Sieg gewähre 
jeiften würde. 

In diefer Zeit, mahnt Alles zu allgemeiner und 
anfrichtiger Anerkennung des Rechtſatzes, daß in dem 
Staat es überall nur einen natürlichen Stand gche, 
denjenigen der Staatsbürger; daß folglich jede wefents 
Siche Abſonderung Einzelner, dem Staatswohl uud 
der öffentlichen Meinung mwiderfireite. Im Frieden 
wie im Kricg, bildet nur die Gefammtheit der Staats; 
Bürger die Shugmauer des Landes und feines 
Kürften, die zufammen nur Eins feyn folen. Wen 
der Zufall oder der Wille des Fürften mit Rang und 
Siteln verfehen hat, der betrachte folche wie Leibes⸗ 
ſchmuck, ald Nebenfache, und begnüge fih auch in 
der Ständeverfammlung mit einem Ehrenplag, den 
Bie Andern ihm willig einräumen werden, Damit der 
Zufall oder die Zuneigung des Fürften für ihn nicht 
ganz ohne Wirkung bleibe. Uber nie laffe er von Er⸗ 
telfeit fich bethören, darım aus dem Volk zu fcheiden, 
und wohl gar mit feinen Genoffen fich zu rühmen, fie 
ſeyen „der Schuggürtel des Fürften”. Denn 
wehe Dem Fürften, dem, mitfolch einem Gurt, es, wie 
einft in Sranfreih, an der Shugmauer gebricht! 

*) Briefe eines Teutſchen vom Adel an feinen adelichen Freund, 


uber das wahre Intereffe dee Adels bei der bevorſtehenden 
Verfaſſung teutſcher Staaten. 1815. 8. 
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Es ift oben (&. 197 f.) ein Zeitalter geſchildert 
worden, wie es Teutſchland einft ſah. Nur auf ein 
ſolches Zeitalter paßt cine, hoch für das jegige von 
Einzelnen oft angerufene, ader auch eden fo oft miß— 
verſtandene, Maxime *) eines mit Recht berühmten 
Mannes, eines groſſen Eiferers ſür Staatswohl und 
Menſchenrecht. Nur in ſolchem Zeitalter, wo das 
Volk in Finſterniß, in Leibeshaft und Unkunde ſeiner 
Rechte ſchmachtet, bedarf die Monarchie, um nicht 
in Despotie auszuarten, der untergeordneten 
und abhängigen Mittel Gewalten **), welche jener 
Staatslehrer, der monarchifchen Stautsform in dem 
Adel gefchichtlich angeeignet fand. Darum iſt auch 
- jener Ausſpruch rein Hiftorifch , er follte weder die alige« 
meinen Forderungen des Staatsrechtes, noch diejenis 
gen der Gtaatsweisheit ausdrücken. " Montesquien 
wollte die Monarchie charafterifiren, wie er fie Hefuns 
den hatte; nicht, wie fie nach f eines @Wegriff, unteb 
Vorausſetzung hinlänglicher Voltsdihlng, ſehn ſollte 
und könnte. Es war ihm angenchmig ih jeter cine Ber 
fchränfung der Macht des Monarchen Denigſtens durch 
eine Mittelgewalt, zu finden. 27 

Was konnte man auch Beſſeres fiir das Wohl des 
Banzen wunfchen, in einem Zeitalter, wo das Volt 
in geiftiger und politiſcher Unmündigkeit gehalten, und 
felbft zur Landesvertheidigung, Durch die gleichzeitige 
Kriegskunſt ganz, oder Doch groffentheils, unfähig ges 





*) « Point de monarque, point de noblesse; point de 
noblesse, point de monarque; mais on a un despote »ı 
Mo»rtzsovizu de l’esprit des lois; liv. II, eh. 4 

**) « Les pouvoirs iIntermediaires subordonnds et depen: 
dans ;. Ibid. 


Klüber'e Ucherficht, IT K 
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macht ward? Hier — mo das Volk noch nicht zu der 
Kraft gelangt war, unmittelbar oder durch felbfiges 
wählte Stelivertreter, das befhränfende Elemeut 
zu bilden, welches in der Monarchie zur Sicherung 
gegen Mißbrauch der Staatsgewalt nothwendig ift — 
bedurfte man hiezu, als Nothbehelf *), einer Wits 
tel®cwalt, das heißt, einer Elaffe von Staatsbürs 
‚gern, welche, zwifchen dem Einherrfcher und dem Volk 
in der Mitte, verfaſſungsmäſig abwehrte, was dieſes 
ſelbſt abwehren ſollte, aber abzuwehren durch ſeinen 
Zuſtand von Unmündigkeit noch verhindert war. 

So bald dieſer Zuſtand, die Bedingung der Mittek 
Gewalt, aufhörte, mußte es auch der Nothbehelf. Bon 
nun an, mußte die Vertretung der Geſammtheit der 
Staatsbürger bei der Staatsregierung, auch unmit— 
telbar von der Gefammtheit ausgehen. In diefer 
gebührt dann auch dem Adel feine Stelle; zwar nicht 
als Adel in dem alten Sinn, denn er fann fortan nur 
TirularAdel, feine MittelGewalt mehr ſeyn, aber als 
unflreitigem Mitglied der Gefammtheit, in deren acht 
bare Mitte er, nach aufgehobenen Hinderniffen, die 
‚ihm pro tempore die Rolle einer Mittelars zwifchen 
Volks- und Herrfcher&ewalt verfchafft hatten, zurücks 
gefehrt ift, und mo er num mit deflo gröfferer Sichers 
beit genießt, was ihm gebührt. 

Sp, und nicht auderd, muß jener frharffinnige 
Staatslehrer verftanden werden, der, den frangöfifchen 
Adel und das franzöfifche Volk von Auno 1740 vor feis 
nen Augen, oft nur zu behutfam und zu leiſe auftrat, 
doch aber in manche Stellen feines Werkes cinen 


*“) Rebus sic stantibus. 
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Schlüffel zu gewiſſen zweideutigen Aeuſſerungen gelegt . 

hat, den nur Wenige bis jetzt gefuden, oder zu finden 
ſich die Mühe gegeben haben; er, der in der Vorrede 
um die Gewogenheit bittet, das ganze Buch, nicht aber 
etliche Redensarten, zu verdammen oder mit Beifall 
zu beehren, die Ubficht des Verfaffers nirgend auders 
als in der Abſicht des Werkes entdecken, und nicht nach 
einer Aaugenblicklichen Lefung, über eine Arbeit von 
zwanzig Jahren urtheilen zu wollen. 


Der Schlüffelzuderin Frage ſtehenden Maxime, 
iſt nicht fchwer zu finden, Er liegt ſchon in der anges 
ebenen, dem Recht und der Vernunft genäfen Abficht, 
die man Montesquieu, und vor Allen Ihm, zufrauen 
muß, Erift aber au, mit Gewißheit, in verſchiede⸗ 
nen Stellen feines Werkes zu entdecken, Zuerft, in 
dem finnfhweren Nachfag der Phraſe: «mals on a um 
despote». Hierin legte der Verfaffer ſelbſt, und ohne 
Umfchweif oder Verzug, den Grund feiner hiſtoriſchen 
NMaxime. Wo das befchränfende Element fehlt, wollte 
er fagen, da ift die Staatsform defpotifch; jenes war 
in den Hisherigen Monarchieen der Adel, Die ihn mißs 
derflanden, oder mißverſtehen wollten, legten den Grund 
in die ſelbſtſüchtige Schmeichel Idee, der Adel allein fey 
der wahre « Schuggürtel» de8 Monarchen, das fol 
heiſſen, die Stüge des Throne. Diefe Borftellungsart 
ficht in geradem Widerfpruch mit derjenigen des Ber, 
faffer8, der, umgefehrt, einen Schuggürtel des (noch 
unmündigen) Volkes, tider den Mißbraud der 
Staatsgewalt, offeribar in der Idee hatte. So bald 
nun dad Volt ſelbſt Kraft und Willen erlängt hat, 
den Schuggürtel zu bilden, fo muß dicfer, als der 
wahre und flärfere, deu Vorzug verdienen vor jedem 

R— 
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Nothgürtel, der bis dahin, aber auch nur bie dahin, 
-al8 folcher dienen gounte, binfort aber höchſtens nur 
"noch Ziergürtel feyn könnte. 

Ferner, in derjenigen «vertu», welder Mons 
tesquieu überall das Wort redet, und auf die er einen 
fo hohen Werth legt, daß er gleich in den erſten Wors 
ten feines Werkes *), durch Flare und beſtimmte An— 
gabe des Sachbegriffs, gegen Mißdeutung ſich vers 
wahrt. Seine vertu **), ſagt er, fen anders nichts, 
als « vertu politiquev, das heiſſe, «Tamour de la pa- 
trie et de l'egalite» ***) Konnte Er wollen, daß 
Diefe vertu von irgend einer Staatsform, wie fie feyn 
ſollte, ausgeſchloſſen, und namentlich die « Egalite « 
sicht allen ſtaatsmündigen Mitgliedern der Staats; 
geielifchaft eingeräumt werde? Auch fagt er beſtimmt, 
in dem angeführten Apertiffement, daß diefe politifche 
Tugend von der Monarchie keineswegs ausgefchloffen 
feyn folle, fo wenig als die Ehre von der Republik. 

Endlich, in feiner Höchft merfwürdigen Schilde: 
rung der Verkehrtheit derjenigen Monarchie, 
Die er nach den Angaben der Gefchichte (s apres toutes 
les histoires ») vor Augen zu haben verficherte ****), in 
welcher, unter Anderem, ein unabläffiges Streben 





*) In feinem, noch vor der Preface fichenden, Avertisse- 
ment au lecteur, welches in den erfien Ausgaben de6 
Werkes fehle. 

**) « Vertu politique », nannte er fie fihon in einer Stelle 
dr erften Ausgabe; in einer Anmerkung zu Liv. III, 
ch. 5. 

=) Zu teutſch, wohl nichts anders ald: Vaterland 
und Volksliebe, die auf Rechtsgleichheit der 
Staatsgenoffen berechnet iſt. 

++) Liv. III, ch. 5, 6 et r. 
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nach Borzügen und Anszeichnungen, dem Abel eigen 
fen; in welcher der Monarch, nach Richelieu's Rath, 
Ach Hüten müffe, einen honnöte homme, der ſich uns 
glücklicher Weife in der Elaffe des Volkes befindet, zu 
wichtigen Staatsgeſchäften zu gebrauchen; in welcher 
die Politik die groffen Angelegenheiten mit fo wenig 
vertu, ald nur immer möglich, betreiben laſſe, gleiche 
wie in den fchönften Mafchinen die Kunft fo wenig 
Kraft, Bewegung und Näder anwendet, als möglich 
if; einer Monarchie endlich, von welcher er *) hinzus 
fügt: «nach meinem Bedünken, find Ehrgeiz im Diüffigs 
«gang, Niederträchtigfeie im Stolz, Bereicherungss. 
« fucht ohne Arbeit, Abſcheu vor der Wahrheit, Suche. 
» fich einzufchmeicheln, Berrath, Treulofigkeit, Hintanı 
«fegung aller feiner Verpflichtungen, Berachtung dev; 
« Nlichten eined Staatsbürgers, Furcht vor der «vertu» 
«des Fürſten, Hoffuung von feiner Schwäche, und, 
amehr ald alles dieſes, ein nice aufhörendes Lächerliche 
machen der «vertu», der Charakter Ler meiften 
«Höflinge, wie diefer ſich an allen Orten und in allen 
« Zeiten audprägtr. — 

Diefe Monarchie iſt e8, wit welcher Montes. 
quieu einen Adel verbunden fand. Sie iſt ed, auf. 
welche Er den weltberühmten Ausfpruch, gewiß nicht, 
ohne Wahrheitsliebe, bezogen wiſſen wollte, der noch. 
auf dem wiener Eongreß- einer gedruckten Denffchrift- 
auf die Stirn gefegt ward *). 

Endlich ift auch nicht zu überfehen, dag Montes. 
auieu in feiner gefchichtlichen Darflelung der monars 


*) Liv. II, ch. 5. . 
**) Inden Acten x (III. 494) ift diefer Denkſpruch durch 
Verſehen des Setzers weggeblieben. | 
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\ qiſchen Staatsform, bie politiſche Geſchichte Tentſch⸗ 
lands nicht genug beachtet habe. In dieſem Lande, 
waren fchon in den dlteften Zeiten alle Freien, ohne 
finterfchied , berechtigt in der RationalBerfammlung 
. 48 erfcheinen und zu flimmen, auch gleich berechtigt 
and verpflichtet Die Waffen zu führen zur DBertheidis 
gung des Daterlanded, Eben fo war es unter den 
Meropingern und Carolingern; unter jenen waren fie 
allein gemeint, wenn man von Volk ſprach. Als 
fpäterbin monarchifche Territorial Verfaſſungen ich auß: 
bildeten, und Landflände in folche verwebt wurden, 
hatte nirgend der Adel ausfchlieffend dag Recht der 
Landflandfchaft, ja er war fogar in manchen Ländern 
verfaffungsmäfg Davon auisgefchloffen. Wirtemberg war 
ſchon vor 1806 eine Monarchie, eine glückliche Monars 
chie; es hatte Iandfländifche Berfaffung , in diefer Eeinen 
del, und überhaupt Feinen Adel als Wittelgewalt. 
Eben fo die landſtändiſche Berfaffung verfchiedener cher 
maliger geiftlicher Wahlftaaten , des Fürſtenthums Bais 
reuth, des Landes Hadeln,.a. 

Doch weifen Recht und Bifigkeit dem begüterten 
Adel nicht weniger, als den übrigen Grundeigenthüs 
mern, alfenthalden feine Stelle unter den Landftänden 
en. «Auch vormals», fchreibt ein teutſcher Mann 
Yon altem Adel und ächter Geiftesbildung*) , « bildete 
ber Adel nur um deßwillen die erfle Elaffe der Stände, 
weil er der henütertefte war. Als Grundeigenthümer 
war er Landſtand, nicht als Edelmann. Meiner Eins 





%) Ev. Hendrich, was follten Volksrepräſentanten wir; 
fen, und welche Claſſe von Staatbürgern iſt dazu am 
geeigneteften? in H. Ludens Nemeſis, Bd. IH, Gt. 2, 
(Weimar 1814) ©. 268 f. 
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Acht nach hat man daher auch Unrecht, wenn man ihn 


nur als Repräfentanten feiner Unterfaffen betrachtet. 


Er war es von allen Grundeigenthümern . . . Die 
verſchiedenen Stände find einander näher gerückt. 
Der Abfland, den theild Bilduug, theils blog Met 
nung und Gewohnheit erzeugt hatte, ift verfhmwunden. 
Man follte alfo auch da, wo man bisher den Gutsbe— 
fißer,, der Ecin Edelmann war, von den Berfammiuns 
gen des landfländifchen Körpers, der fih Nitterfchaft 
nannte, ausfchloß, Diefe nicht mehr taugliche Scheides 
wand nicderreiffen. Jeder gebildete Mann, Jeder, 
dem der Engländer den Ramen eines Gentleman nicht 
verfagen würde, müfle fo gut, wie der Edelmann, 
wenn er fonft, wie dieſer, die erforderlichen Eigen, 
fchaften hat, Fandfland und landfländifcher Deputirter 
feyn können, wie diefes, in Anfehung der Landſtand, 
fchaft, ſchon langft in den berzoglich sfächfifchen Land» 
fchaften *) der Fall war. Verdienen die Grundeigen? 
thümer, ver allen übrigen Staatsbürgern den Vorzug 
bei der DVolkövertretung; fo muß man fie nicht auf 
eine Claſſe derfelden beſchränken wollen ». 





°, Aber weit noch nicht in manchen andern keutfchen Ländern, 
z. B. in dem Königreihd Sadien, in Oeſtreich, Böhmen, 
Mähren; wo man fogar Ahnenprobe, von den lands 
tagefühig Begüterten zu dem Erſcheinen auf Landtagen 
fordert. 


N 
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iv. 
| ueber 
Beſtimmung der Rechte 
| der 
Untertbanen 
in den teutfhen Bunbesftaaten 
überhaupt. 





Nr fchon Hat man den Vorwurf gehört, es fey in 
einem guten Theil der monarchifch geformten Stoaten 
Teutſchlands verjährte Sitte, nur von Rechten der 
Staatsregierung, nicht auch von ihnen gegenüber 
ſtehenden Rechten der Unterthanen zu fprecen: 
nur wenige Bubliciften in Drueffehriften, und mande 
Staatsrechtslehrer in mündlichen Vorträgen, hätten 
ſchon feit geraumer Zeit, bis auf das Ende der buonas 
partiſchen Zwingberrfchaft, bisweilen gewagt, auch 
der Rechte der Unterthanen zu erwähnen, der Lehre 
von ihrem bloß leidenden Gchorfam untreu zu werden, 
und fich über die Gefahr politifcher Verketzerung hin— 
wegzuſetzen, womit ſelbſt gewiſſe TitularPriefter der 
Gerechtigkeit fie, heimlich oder laut, beehrten oder bes 
drohten. 
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Diefe Zeit if vorbei. Die Natur will unwiderfich 
lich, daß was gut und recht if, zulcgt die Dberhand 
behalte. Nicht bloß Schriftfieller und die Schule dürs 
fen, unverketzert, wieder von Nechten der Unterthas 
nen fprechen "9. Vom Thron herab, wird ihrer jegt 
nicht felten erwähnt. Die öffentliche Stimme, und wer 
8 gut mit Fürſten und Vaterland meint, gedenft ih— 
rer ohne Scheu. Es fcheint, es werde bald, wie in 
Eugland, ihre fleiffige Erwähnung und Erwägung zum 
guten Ton gehören. Auf dem Eongreß befanuten. 
faſt einmüthig die Stellvertreter der teutſchen Fürften, 
es ſey an der Zeit, wo man der Rechte der Unters 
tbanen inder BundesNcte feierlich eingedenk ſeyn 
müfe. Wir wollen ſehen, auf welche Weife, in diefen 
Hinfiht, auf dem Congreß die Stimmen fi verneh⸗ 
men lieſſen. 

Die Einführung und Erhaltung einer Sandfläns 
Difhen VBerfaffung mit wefentlichen Rechten der 
Landſtände, fo wie eine diefelbe und die Bundesverfafs 
fung bewachende Nechtöpflege durch ein Bundesgen. 
richt, ift für Seftfegung und Sicherung der Rechte nicht 
nur der Geſammtheit der Unterthanen, fondern auch 
Der einzelnen, von größter Wichtigkeit. Was in dies 
fer Beziehung auf dem Eongreß verhandelt worden, 


*) Bald nach dem Eongreß, im Auguft 18135, erſchien zu 
Piſa eine InauguralStreitſchrift von den Rechten der 
Völker und den Pflihrender Fürſten, von Joſeph 
Bonadei. Der Großherzog von Toſcana hatte nicht nur 
erlaubt, ihm dieſe Schrift zuzueignen, ſondern er gab auch 
dem Verfaſſer ſeinen Beifall zu erkennen, indem er ihn 
zum Beifiger bei dem bürgerlichen Gerichtshof zu Piſtoja 
ernannte, und mit einer Goldmünze befchenfre, worauf 
fein Bildniß und die Inſchrift: Praemium virtutis, 1826, 
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und welches das eudliche Reſultat der Verhandlungen 
geweſen fey, ift oben berichtet worden. Was in Hins 
ſicht auf ehemalige, num teutfchen Bundesfürften uns 
tergeordnnete,, reichsftändifche Landesherren, von fürſt⸗ 
Sihem und gräflichem Stande, jeßige Standesher: 
ven, oder wegen ehemaliger reich Sritterfchaftlis 
cher Gutsbeſitzeer, foauch wegen der Juden, vers 
handelt worden, fol unten befonders berichtet werden. 
Was auffer Diefem noch vorgefommen beſteht größ; 
ventheils in Folgendem. 

Preuſſen hatte, in Bereinigung mit Oeſtreich 
and Hannover, ſchon in den am 16. Det. 1814 vors 
gelegten zwölf Artikeln darauf angetragen, daß in die 
Hertragmäfige Befimmung des Bundeszwecks aus. 
drücklich aufgenommen werde, «die innere Schonung 
Der verfaflungsmäfigen Nechte jeder Elaffe der Na; 
tton» *) — Auch erklärte Preuffen fchon in einer der 
früheren Sitzungen (22. Det. 1814), nicht mur fein 
volliges Einverſtaͤndniß mit der hannöveriſchen Er 
Märung über die abfolute Nothwendigkeit der 
Feſtſetzung der Rechte der einzelnen teutfchen 
Unterthanen, fondern der Fürft Staatsfanzler von 
Hardenberg behielt ſich auch vor, dazu noch einen 
Nachtrag zu liefern *). In der Gigung vom 20. 
Nov. 1814 äuſſerte Breuffen: «der König febe es für 
Regentenpflicht gegen feine Unterthbanen an, 
Diefe wieder in cine Verbindung zu bringen, wodurch 
fie mit Teutfchland eine Nation bildeten, und der 
Vortheile genöffen, welche daraus für die Mitglicder 


*) Acten d. w. C. Bd. I, Hcftı, S. 57. Vergl. mit BR. 
I, ©. 108. 
- ©) Ebendaſ. Bd. II, ©. 107 


‘ N 





247 


berſelben erwachfen müßten»). — Es fügte ſpaterhin 
(10. Febr. 1815) Hinzu: «die Errichtung einer teutſchen 
Verfaſſung fey nothwendig, nicht bloß in Abſicht 
auf die Verhältniffe der Höfe, fondern eben fo ſehr zu 
Befriedung dergerechten Anſprüche der Ration, 
die in der Erinnerung an die alte, nur durch die uns 
glücklichſten Ercigniffe -untergegangene Reichsverbin⸗ 
dung, von dem Gefühl durchdrungen fey, daß ihre Si⸗ 
cherheit und Wohlfahrt, und das Fortblühen 
ächt vaterländifher Bildung, geößtentheils 
von ihrer Vereinigung in einen feſten Staats 
£örper abhange; einer Mation, Die nicht in einzelne 
Theile zerfallen wolle, fondern überzeugt fey, daß die 
treffliche Dannigfaltigkeit teutſcher VBölkerfiämme nur 
dann mwohlthätig wirfen könne, wenn fich Diefelbe in 
einer allgemeinen Verbindung wieder ausglciche. Gche 
man von diefer Betrachtung , von dem allgemeinen Vers 
Jangen nach einernationalen Verbindung, aus, 
fo erhalte Die Nothwendigkeit einer kraftvollen Kriegge 
gewalt, eined Bundesgerichtes und landfländifcher,, 
durch den Bundesvertrag geficherter Verfaflungen, cine -. 
perflärkte Wichtigfeit » **). 
Dieſen Grimdfägen gemäß‘, drang Preuffen, in 
feinen verfchiedenen Entwürfen des Bundesvertrags 
darauf, daß «alle Mitglieder des Bundes fich verbind« 
lich machen miöchten, jedem ibrer Unterthanen 
folgende Rechte, al folche Deren jeder Teutfche ges 
nieſſen müffe, unverbrüchlich einzuräumen» *+*). 

3) Die Freiheit, ungehindert und ohne Entriche 





*) Acten d. w. C. Bd. II, &. 18%, 
., Ebendaſ. ©. 16. 
we) Ebendaſ. ©. 46 Fr 
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tung einer Abgabe, in jeden andern zum. Bunde gehö⸗ 
renden Staat auszuwandern; ausgenommen, wenn 
es in aufrührifcher Abficht geſchieht, oder um der Uns 
terfuchung eined Verbrechens zu entgehen, oder um 
Eh, innerhalb des 18. und 25. jahres, der Kriegs⸗— 
pflicht zu entziehen, fo auch während eines Kriegs bei 
den zur BaterlandsBertbeidigung irgend Verpflichteten. 
2) Die Freiheit, in Eivils oder Kriegsdienfte 
eines andern Bundesfiantes zu treten; mit deu 
vorhin gedachten Ausnahmen. Wer Untertban mchs 
rerer Staaten zugleich ift, bleibt ſolches in Auſehung 
der mit feinen Befigungen verbundenem Realrechte, 
aber für feine Berfon muß er fich erklären, Wen er 
als feinen Landesherrn anerfennen wolle; die Umände⸗ 
rung feiner Erklärung, feht ihm nachher nur unter 
den vorhin erwähnten Beflimmungen frei. 5) Die Frei— 
beit, fi auf jeder teutfhen Lehranſtalt zu 
Bilden. Dadas Studium auf fremden Univerfitäten, 
nicht einer Auswanderung gleich zu ſtellen ift, fo finden 
hiebei die bei Rum. ı genannten Einfchränkungen nicht 
Ratt. Doch muß der fiudirende Kriegsdienftpflichtige, 
Erlaubniß in fo fern nachfuchen, als er nach den Fans 
desgeſetzen einer folchen zu jeder wefentlichen Entfers 
nung von feinem Wohnort bedarf. Diefe Erlaubnig 
Darf nicht erſchwert, und nurdann verweigert werden, 
wenn folche8 auch bei Nachſuchung um Erlaubnif, eine 
gleich weıt entfernte inländifche Univerfität zu bezichen, 
gefchehen würde. 4) Die gefegmäfige Freiheit und 
Sicherheit der Berfon, fo daß Feine dieſelbe Frans 
kende Verfügung getroffen werden kann, welche nicht. 
genau mit den Landesgeſetzen übereinſtimmt, und Durch 
den ordentlichen Richter verfügt wird. 5) Die Sie 
cherheit des Eigenthums gegen jede Beeinträchti« 


x 
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gung, mithin auch gegen den Nachdruck. Leber die 
fen foll zwar ein eigene Gefeg gegeben werden; indeß 
wird ſchon bier beftimmt, daß Feine mit dem Priviles 
gium eines Bundesſtaates gedrusfte Schrift, während 
der Lebenszeit des Verfaſſers, und So Jahre nach ſei⸗ 
nem Tode in Teutfchland nachgedruckt (und ein folcher, 
oder ein ausläundifcher Nachdruck, daſelbſt in Handel 
tommen?) darf. 6) Die Freiheit, Beeinträchtiu 
gungen der perfönlichen oder Eigenthums— 
rechte, gegen Jedermann nach den Gefegen vor dem 
ordentlichen Nichter verfolgen, und wegen verweigern 
ter, derzögerter, oder gefegwidrig geübter Mechtspfles 
ge, Befhwerden bei dem Bunde führen zu kön⸗ 
nen *). 7) Preßfreiheit, gegründet auf die Bere 
antwortlichkeit der Schriftfleller oder, falls dieſe nicht 
genannt find, der Buchhändler oder Drucker , doch ver⸗ 
einbar mit der nöthigen polizeilihen Aufficht auf die 
‚Herausgeber (Herausgabe) periodifcher Schriften. 8) 
Gänzlihde Aufhebung der Leibeigenfhaft, wo 
foiche noch vorhanden, mit allen daraus flicffenden 
Mechten; worunter jedoch nicht bloffe, auf dem Befig 
gewiffer Grundſtücke haftende keiſtungen zu verſtehen 
ſind. 

Diefen Rechten wurden von preuffifcher Seite, 
in einem Entwurf der Bundesverfaffung vom Anfang 
des Aprils 1816, noch folgende hinzugefügt **). ı) 
Uneingefchränfte Neligionsübung. 2) Die 
Fatholifche Religion in Teutfchland, wird, unter 
der Garantie ded Bundes, eine fo viel möglich gleich⸗ 


2) Mehr hievon oben, in dem Bericht von dem Bundes 
gericht. 
—* Acten d. w. C. Bd. J, Heft 4, ©. 109 u. 110. 





250 


förmige, zufammenhängende , Verfaſſung erhalten. 
-5) Daß die Richter in Klagen gegen den Lan— 
desherrn, in demjenigen was die (geſetzmäſige Erör. 
terung und) Eutfcheidung der Sache betrifft, ihres 
als Unterthanen , oder fonft in irgend einer andern 
Eigenſchaft geleifteten Eides entbunden ſeyn follen, 
auch fein Richter anders als durch förmlich gefpros 
chenes Urtheil feines Rihteramtesentiegtmwerden 
fol. — Wie Preuſſen auch den Vorſchlag gethan habe, 
Das zu errichtende Bundesgericht für competent zu 
erklären, für gewiffe Klagen der Unterthanen 
wider ihre Landesherrfchaft, if in der nächfivors 
hergehenden Abhandlung ſchon berichtet worden. 
Endlich kam, in dem legten preuffifhen Ents 
wurf, vom ı. Mai 1815, noch. Folgendes hinzu *). 
3) Die drei chriſtlichen Religions Parteien, 
genieffen in allen teutfchen Staaten gleiche Rechte, 
und 2) den Befennern des jüdifhen Glaubens 
werden , in fo fern fie fich der Leiſtung aller Bürgers 
pflichten unterziehen, die denfelben eutfprechenden Bürs 
gerrechte eingeräumt. 3) Die katholiſche Relis 
sion in Teutichland, wird, unter der Garantie des 
Bundes, eine fo viel möglich gleichformige, zufammens 
Hängende, und die zu Befreitung ihrer Bedürfniſſe 
worhwendigen Mittel ſichernde Verfafung erhalten. 
4) Die Rechte der Evangelifchen, gehören in jedem 
Staat zur Landesverfaſſung, und ihre auf Friedens⸗ 
ſchlüſſen **), Grundgefegen, oder andern gültigen Bers 
trägen beruhenden Rechte, find dem Schug des Bun⸗ 
des anvertraut. 
) Acten d. w. €. Bd. II, ©. 305 u. 307. 


) Alfo namentlich auch des ReligionsFriedens, und des 
wertphälifgen. 
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Oeſtreich, in Einverflänbniß mit Preuffen, 
that in feinem am 23. Mai 1815 vorgelegten Entwurf”), 
welchen man den öftreichifchs pgrenffifchen nennen 
kann, den Borfchlag, den Untertbanen der Bundess 
flaaten folgende Rechte zuzuſichern, die ed groffentheils 
auch fhon in zwei früheren Entwürfen in Antrag ges 
: bracht hatte *). 1) Grundeigenthum auſſer— 
halb des Staates, den fie bewohnen, zu erwers 
ben und zu befigen „ ohne deßhalb in dem fremden 
Staate mehreren Abgaben und Laften unterworfen zu 
feyn, als deffen eigene Unterthanen. 2) Recht, in Civil— 
oder MilitärDienfte eines andern teutfchen Burke 
desſtaates zu treten. 5) Mecht des freien Wegzugs 
aus einem tentfehen Bundesflaat in den andern, in fo 
fern der Auswandernde feine Militärpflicht' erfüllt Hat, 
und ausmweifen Fann, daß er in dem andern als Ums 
tertban angenommen wird. 4) Freiheit von allen 
Abzugs- und Erbſchaftſteuern, von dem außs 
ziehenden Vermögen, fo fern es in einen andern teußs 
fhen Staat übergeht. 5) Mit Abfaffung zweckmäſiger 
Gefege uber Preßfreiheit und Bühernahdrud, 
Desgleichen 6) für Freiheit des Handels und Vers 
kehrs zwifchen den teutſchen Staaten, fo wie für 
die Schiffahrt, auch 7) über andere, auf gemeins 
fame Wohlfahrt Bezug babende Angelegenheiten, 
wird fich die Bundesverfammiung befchäftigen. 8) Die 
Derfhiedenbeit der drei Krifliden Reli— 
gionsParteien, kann feinen Unterfchied im Genuß 
bürgerlicher und politifcher Rechte begründen. 
9) Den Befennern des jüdifhen Glaubens, 


*) Acten d. w. C. Bd. IT, ©. 320 ff. 
20) Ebendaf. ©. 5 u. 313 f. 
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werden, in fo fern fie fich der Leiftung aller Bürger 
Pflichten unterziehen, die denfelben entfprechenden Bür⸗ 
gerechte eingeräumt, und wo biefer Reform Landes. 
verfaſſungen entgegenftehen, verpflichten fich die Lau⸗ 
beöherren, diefe Hinderniffe fo viel möglich hinwegzu⸗ 
räumen. 10) Zür die Eatholifche Kirche in Tentfchs 
land, und 11) für die Rechte der Evangelifchen, 
wiederholte Deftreich faft wörtlich diefelbe Beffimmung, 
welche oben aus dem legten preuffifchen Entwurf, 
unter Num. 3 und 4 augeführt ftehen. 

Dagegen ſchien Defkreich den preuffifchen, 
och im Mat 1815 wiederholten *), Vorſchlag wider den 
Schul⸗ und Univerfitätsdann, oder für die 
Freiheit «der Bildung auf fremden teutfchen Lehrans 
Kalten», nicht zu begünftigen. — Wohl aber wollte 
Oeſtreich, noch in feinem nächftvorhergehenden Ent, 
surf **), gleihfalld vom Mai 1815, daß nebft der 
landſtändiſchen Verfafung , auch «die beftehende pers 
ſönliche Freiheit aufrecht erhalten, oder, wo fie 
dermal nicht vorhanden. fey, jegt eingeführt, und uns 
ter Schug und Garantie ded Bundes geſtellt werder. 
— Auch hatte derfelbe Hof, in feinem Entwurf vom 
Dec. 1814 ***), den fpäterhin von ihm aufgeges 
benen, wiewohl von Preuffen noch im April vorges 
gebrachten Vorſchlag gethan, «die Aufhebung der 
Leibeigenſchaft, wo fie noch befteht., binnen drei 
Jahren, gegen Loskauf nnd Entfpädigung der Leibs 
herren», feftzufegen. — Endlich hatte auch Deftreich 
noch im Mai 1815 darauf angetragen ****), «daß jeder 





Acten d. w. C. Bd. IT, 3. 305. 
) Ebendaſ. If, Art. 14. 
0) Ebendaſ. S. 6. 
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@onfeffton die Ausſchliefſende Berwaltung der 
Gegenftände ihres Cultus und ihrer Kirchen 
Helder», in der BundesXcte verfichert werde; fers 
ner, daß DR Angelegggheiten der katholiſchen Ki 
he, mit dem römiſchen Kofe auf der Buudess 
verfammiung follten verhandelt werden. 

Diefelden liberalen Grundſätze, denſelben ruhmwür⸗ 
digen Eifer des öſtreichiſchen Cabinets, bethätigte der 
Herr Fürſt von Metternich auch in den Conferenzen, 
fo oft fih Anlaß dazu darbot. Al Wirtemberg (zo, 
Det. 1814) eine Aenfferung «wider die Nothwendig— 
keit der Feſtſetzung der Rechfe der Unterthaner der teuts 
ſchen Nation», fehriftlich zn den Acten gegeben hatte, 
erklärte dieſer öftreichifche Staatsmann zu Protocol *): 
«daß eine foiche Feſtſetzung ſchlechterdings noth« 
wendig fey, daß in der Horigen Verfaſſung den 
geutfchen Unterthanen gewiſſe Nechte zugejichert gewe⸗ 
fen, in den legten Zeitenaber in einzelnen Staa 
ten folhe Bedrückungen eingetreten feyen, 
wider welche die Untertbanen in der Zus 
kunft nothwendig gefichert werden müßten, 
wie denn 5. DB. in einigen Staaten die Verfügung ges 
troffen worden, daß die Begüterten einen Theil dei 
Jahrs in der Refidenz zubringen follten, welcher Zwang 
in einzelnen Fällen fogar über die Grenzen der Möglichs 
keit hinausgehe, wie z. B. feine Familie in fünf vers 
fihiedenen Staaten poffeffionirt ſey, gleichwohl fein 
Menfch ich vervdielfältigen könne, um jenem Anfinnen 
in diefen verfchiedenen Staaten Genüge zu leiften», 

Zu den liberalſten Grundfägen bekannte fih Hans 
over. Mit Eiferbefämnftees, indem ganzen kaufe 


*) Acten d. w. C. Bd. II, &.88 Vergl. auch ©. 108. 
Klüber’s Ueberſicht. IL © 
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des Eongrefles, jeden Widerfpruch gegen feierliche An: 
erkennung, Feſtſetzung und Gemährleiftung der Rechte 
der Unterthanen. Die oben genannten zwölf Artikel, 
hatte ed, gleich im Anfang des Eongrefleg, mit Defl« 
reich und Preuſſen verabredet; And als Baiern und 
MWirtemberg gegen die darin vorgefehlagene Feftfes 
gung der fländifchen und der individuellen echte der 
tentfchen Unterthanen, Widerfprüche geäuffert hatten, 
erklärte ed, in einem eigenen fohriftlichen Botum *), 
- folgende Hauptfäße. 

Es fünne den Sag nicht anerfennen, daß felbft 
nach den in Teutfchland vorgegangenen Staatsverän— 
derungen, den Fürſten ganz unbedingte oder 
rein Defpotifche Rechte über ihre Unterthas 
nen zuflünden. Die zwifchen Buonaparte und den 
teutſchen Fürſten gefchloffenen Verträge, hätten 
den Rechten ihrer Intertbanen de jure Nichts vers 
geben können. Der Verfall der teutfchen Reichsver: 
faffung, habe den Umfturz derteutfchenTerritoriale 
Verfaſſung im rechtlichen Sinn keines wegs nach 
ſich ziehen können, ſo fern dieſe nicht Puncte betroffen 
habe, die ausſchlieſſend ihr Verhältniß zu dem Reich 
bezweckt hätten. Kein teutſcher Fürſt werde wün— 
fchen wollen, in dem Licht fih darzuſtellen, als habe 
er mit einem fremden Fürften einen Vertrag gegen 
feine Unterthanen eingehen wollen, und felbft die Rheins 
bundActe, weit entfernt den Fürften defpotifche Grund; 
fäge einzuräumen, befhränfe diefelben inwefentlis 
hen Stücen. Die fpäterhin mit den alliirten Mäch— 
ten gefchloffenen Verträge, worin diefe den beitretens 
den Fürſten die Souverainetätsftechte fiherten, hät— 





) Acten d. w. C. Bd.I, Hıftı, &.68ff, Bd. II, ©. 107. 
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ten diefen Fürſten nicht Rechte beilegen können 
oder wollen, welche fie vorhin nicht Icgaliter 
befeffen gehabt hätten; denn dieſe Nechte feyen eins 
mal nicht Gegenftand der Unterbandlung gewefen, und 
andern Theils liege in dem Begriff der Souverainetäts⸗ 
echte nicht die Jdee der Deſpotie. Der König von 
Großbritannien ſey unläugbar eben fo fonwerain, wie 
jeder andere Fürſt in Enropa, und die Sreiheiten ſeines 
Volkes, weit entfernt feinen Thron zu untersraben , 
befefligten ihn vielmehr. Hannover müffe daher dars 
auf befichen,, daß die Rechte beſtimmt werden, weis 
he den teutfhen Unterthbanen von Alters ber 
zugeflanden ; Daß audgefprochen werde, daß die auf Ges 
fege oder Verträge beruhende TerritorialBerfafs 
fung, unter Vorbehalt der nöthig werdenden Modifi— 
cationen, beftehen ſolle; daß Landſtände mit wefents 
lichen Rechten eingeführt oder erhalten werden *); daß 
Die Richter, in Sachen wo der Landesherr Partei iſt, 
von ihren Pflichten gegen diefen zu entbinden, 
und anzumeifen feyen, Icdiglich nach den Gefegen, mit 
Hintanfegung aller etwaigen CabinetsReſcripte, 
zu fprechen. Nur durch folche liberale Grundſätze fünne 
man, bei dem jeßigen Zeitgeift, und bei den billi— 
gen Forterungen der teutfhen Nation, hof— 
fen, Rube und Zufriedenheit Herzuffellen. 


Deftreich und Preuffen erflärten, in der Sir- 


gung vom 22. Det. 1814, ihr völliges Einverftänds 
niß mit dem Inhalt diefer Hannöverifchen Erklärung »; 
ja, ber Herr Staatskanzler Fürſt Hardenberg 
behielt ſich ausdrücklich vor, dazu noch einen Nach 


”) Das Nähere hicvon, in der nächfinorhergehenden Abhand⸗ 
lung. 
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trag zu liefern 9; welcher vermuthlich in der, oben 
fhon erwähnten, preuffifchen Note vom 10. Fehr. 1815 
zu finden ifl. 

Derfelbe Geift athmet in mehrfachen Erklärungen, 
‚welche, ſeit dem 16. Nov. 1814, auch die vereinigten 
Fürſten und freien Städte Teutfchlande auf dem 
Congreß einreichten. Auch fie drangen auf Errichtung 
einer Eräftigen und liberalen Verfaſſung, die zu Siches 
rung ber Sreiheit und Unabhängigkeit Teutfchlauds und 
der Teutfchen nothwendig fey, und auf Gerechtigkeit 
gegen Alle **). Sie forderten einen. Bundesvertrag, 
worin «nicht bloß das rechtliche Verhältniß der Buns 
dDesgenoffen unter fich, im Allgemeinen beftimmt, 
sind ihre Selbſtſtändigkeit und Integrität garantirt, 
Sondern auch zu gleicher Zeit den teutfhen Staats, 
Bürgern eine freie geordnete Verfaffung, 
durch Ertbeilung gehöriger Haatsbürgerlicher 
Rechte gefichert werde» ***), 

So wird denn, was Deflreich, Preuſſen und 
Hannover, waß die vereinigten Fürften und 
freien Städte, in Hinficht auf Beflimmung der 
Rechte der teutfchen Unterthanen auf dem wiener Cons 
greß zu thun fich beftrebten, in Teutfihlands Annalen 
feine Stelle finden. Mit Recht fonnten demnach Sach 
fen Weimarund Auhalt, kurz vor dem Schluß des 
Cougreſſes, den Geift der Freiheit und Billig: 
keit rühmen, womit von Geite der erfien Mächte 
Teutſchlands, die Erörterung der Artikel des Bundes, 





*) Acten d. mw. C. Bd. II, ©. 107. 

**) Ebendaf. Bd. 1, Hrftı, S. 74 f. Bo f. Heft 4, &.43f. 
Bd. Il, S. 373 — 39. 
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vertrags geleitet und unterfiüßt worden fey, beffen 
Fortdauer dem Bunde feine Feftigfeit verfpreche, und 
gewiß Jeden, der den Bund ſelbſt wünfche, in dem 
freien Entſchluß beflärfe, mit jenen fhüsenden Mächs 
ten Europa's und Teutfchlande feſt verbunden zu bleis 
ben *). 

Noch iſt übrig, auch der Erklärungen Baierns 
und Wirtembergd zu gedenken. | 

Wirtemberg fihien die in den zwölf Artikeln, 
Art. 2, in die Beſtimmung des Bundeszwecks aufges 
nommene » innere Sicherheit der verfaffungsmäfigen 
Mechte jeder Elafle der Nation « anflößig. Es verlangte 
nähere Erläuterung, iiber den Sinn der Worte: vers 
faffungsmäfig, Elaffe und Nation Befons 
ders, meinte es, fpreche die ald Bundeszweck mit ans 
gegebene Erhaltung der Aäuffern Ruhe und Unabhän— 
gigfeit, gegen die ſcheinbar im Ausdrud liegende 
Abſicht, aus verfchiedenen VBölkerfchaften, 3. B. Preuß 
fen und Baiern, fo zu fagen eine Nation fchaffen zu 
wollen. Auch fen der im 3. Art. gebrauchte Ausdruck 
Regierungs Rechte nicht paffend; es müfle Sows 
verainetätsRechte, oder Dberherrfchaft, oder 
Unabhängigfeit beiffen. Se. königliche Majeſtät 
hielten Sich vollfommen überzeugt, dag au keine 
Schmälerung oder Befchränkung der Alterhöchfls 
denenſelben bis jeßt zugeflandenen, auf Tractaten und 
Anerkenntniffen beruhenden SouverainetätsRechte ges 
Dacht werde **). — Der wirtembergifche Herr Bebvoll— 
mächtigte erklärte, er fey infiruirt, ſich auf Nichts 
einzulaffen,, was die Rechte des Souverains im 


| — 


*) Acten d. w. €. 5. II, ©. 527 u. 548. 
*e) Ebendaſ.· ©. 97 f. 





258 


* 


Innern beſchränken könne, und glaube er, daß 
das, was die Rechte der Einzelnen gegen ihren Souve— 
rain betreffe, nicht in die BundesXcte gehöre *). — 
Dagegen erinnerte der Herr Fürfl von Metternich, 
»daf in neuern Zeiten deſpotiſche Rechte, deraleis 
chen man nicht begehren könne, mit dem Wort Sous 
verainetätsRechte confundirt worden feyen« **). 

Wider den zwölften Artikel, wo von echten, 5. 
B. der Auswanderung, der Annahme von Kriens» 
oder Bürgerlichen Dienften in andern teutfchen Staaten, 
bie Nede if, welche jeder Teutfche in jedem teutfchen 
Staat ungefränft genieſſen ſoll, erflärte Wirtems 
Berg: »nie fönne in einem Staatsvertrag die Rede 
feyn, von VBerbältniffen einzelner Untertbas 
nen gegen ihre refp. Staaten; alles dahin Abs 
gielende müffe nothwendig aus demfelben hinwegblei— 
ben« **). — Als am Ende des Eongrefied, Wirtems 
berg wegen Aufnahme in den teutfchen Bund unters 
handelte, war fein Widerfpruch gegen denjenigen 
Theil der BundesNcte gerichtet, in welchem Beſtim⸗ 
mungen über die Sandfländifche Verfaſſung, über die 
Nechte der Untertbanen und Standesherren, über die 
Entfchädigung des fürftlihen Haufes Thurn und Taris, 
für die ihm gegen den Juhalt des Reichs Deputationg; 
Hauptſchluſſes entzogenen Poflen, u. d. m. enthalten 
ſind **5*). 

Baiern ſchien jede poſitive, von ihm allein 
nicht ausgehende Einſchränkung ſeiner intern und äuſ⸗ 





®) Acten d. w. C. Bd. II, &. 107, 
ee) Ebendaſ. S. 109. 
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ſern Regierungsgewalt, für unvereinbar zu halten 
mit feinen Militärverhaͤltniſſen; es könnten » Kriege 
im Drient oder Occident von Europa ausbrechen, an 
welchen Baiern Intereſſe Habe Antheil zunehmen « H. — 
Auch ihm ſchien der in dem zweiten der zwölf Artikel 
gebrauchte Ausdruck » Zuficherung der Rechte für eine 
jede Elaffe der Nation« zu weit gehend, weil ins 
fonderheit in HDinfiht der Juden denkbar ſey, daß 
fie in einem Staat nicht gleiche Rechte wie in den 
üihrigen genöffen. Doch bezeigte Herr Fürft von Wrede 
fi nachher mit der erhaltenen Erklärung zufrieden, 
daß bier nur von verfaffungsmäfigen Rechten 
die Mede fen, mithin, wenn durch die Verfaffung für 
die Funden Nichts feftgefegt worden, durch diefen Ars 
tifel feinem Landesherrn die Hände gebunden feyen **). 
Diefer Bevollmächtigte fügte jedoch in der Folge noch 
Hinzu, daß er zwar mit den nach diefer Erklärung in 
dem 2. Artikel enthaltenen Grundfägen, darum 
aber noch nicht mit der von felbigen zu machenden 
Anwendung, einderflanden ſey ***. — 


— 


Es ſey, erklärte Baiern ferner, nicht geſinnet | 


fich der Ausübung irgend eines Negierungsrcchted zu 
begeben, welches der ihm durch die neueflen Verträge 
garantirten Souverdinctät anflcbe, und welches es 
bisher rechtmäfig ausgeht habe. Es glaube nicht, 
über feine Unterthbanen, über welche e8 unbedingte, 
durch Ältere und neuere Verträge anerfannte und ges 
fiherte Regierungsrechte ausübe, das Recht einer 


*), Acten d. w. C. Bd. II, & 115, vergl. mi S. 88 f. _ 


116 ff. 
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Berufung an den Bundesrath einräumen zu 
können. Die baierifhe Negierung erfenne auch in 
Klagefachen gegen fic ſelbſt, Die Eompetenz der von ihr 
niedergeſetzten Gerichtshöfe an; fie unterwerfe fich, 
pie ſchon mehrere Fälle zeigten, dem Ausfpruch ihres 
oberſten Gerichtshofes, wider deſſen Urtheile Feine Bes 
rufuug mehr flatt finde *). 

Baiern verlangte, daß In der Bundes Acte aus⸗ 
drücklich erflärt werde, der Wirkungskreis der Bun— 
Desverfammlung beziehe füch keineswegs auf die inner 
ren Landesangelegenheiten; es könne alfo bei Annabs 
me der bei ihrer Eröffnung und weiter zu beſchließenden 
Grundgefege, Fein Bundesglicd gebunden 
werden **), Diefem gemäß, wollte Baiern nicht zus 
geben, daß in der Bundes Acte Gleichheit der bür— 
gerlichen und politiſchen Rechte der Mits 
glieder der verfhiedenen hriftliden Reli« 
gionsParteien, und Rechte der Juden feflgefegt 
würden. Beflimmungen diefer Art, fo fern fie nicht 
Einrichtungen im Innern der Staaten befepränfen 
ſollten, möchten der Bundesverſammlung vorzubehak: 
sen ſeyn Hr, Es wollte nicht zugeben, daß in ber 
BundesActe Rechte der Unterthanen feflgefegt 
würden, fondern nur ſo viel, »daß die BundesSou— 
peraine in Berathung treten würden, um den Uns 
terthanen die möglihfen Erleichterungen zu 
treffen, fo weit e8 nur die Verhältniſſe ge: 
fatteten«, 

Dahin werde vorzüglich zu rechnen fen: a) das 


) Acten d. w. E. 38. HI, &, ı0ß. 
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tigte beitrat. Diefer Antrag ward jedoch nicht bewils 
figt *). 


Auſſerdem famen noch vier Puncte in befondere 
Erwägung: Gleihförmigfeit der Grundfäße 
über Militär Pflichtigfeit der Unterthanen in allen 
Bundesſtaaten; die Frage von Fortdauer oder Aufbes 
Bung der Nachſteuer Berechtigung der Privas 
ten (Stadträthe, Batrimonial®erichte, Communen); 
Die Nechte der Juden; die Eingangsmorte des 
Die Rechte der Unterthanen betreffenden Artikels 18. — 
Die Verhandlungen über jeden diefer vier Puncte, mit 
Ausnahme desjenigen, welcher die Fuden betrifft, dem 
unten cin eigener Bericht gewidmet ift, waren folgende. 

Sachſen (Königreih) machte den Antrag, der 
Bundes Acte die Abrede einzuverleiben, daß in der 
Bundesverfammlung die Einführung möglich gleiche 
förmiger Grundfäge über die Militär Pflichs 
tigkeit der Unterthanen in den. Bundesflaaten, in 
Berathbung genemmen werden folle, Damit wegen der 
dermal vorwaltenden Verſchiedenheit der gefeglichen 
Vorſchriften über diefen Gegenftand, nicht ein ungleichs 
artiges, für einzelne Bundesglieder nachtheiliged Vers 
hältniß entflehen möge **). 

Die Zweckmäſigkeit diefed Antrags, und deffen 
Uebereinſtimmung mit dem allfeitigen Intereſſe, waren 
fo einleuchtend, daß derfelbe fofort ohne Widerfpruch 
von irgend einer Seite, auch der baierifchen, augenoms 
men ***), und in den 18. Artikel der BundesXcte, 


lit. b, NYum. 2, aufgenommen ward. 


*) Acten d. w. €. Bd. II, S. 441 f 
”) Elendaf. S. 502 u. boß f. 
“.) Ehendaf. ©. 502. 





Die Aufhebung der Nachfteuer unter den 
Bundesftaaten, fo fern unter einzelnen derfelben nicht 
befondere Berbältniffe durch Freizügigfeitößerträge 
befichen,, war für die BundesActe (Art. 18, lit. 0) 
ſchon befchloffen, als Sachfen (Königreich) in der 
achten Eonferenz, vom 8. Junius, noch die Nache 
ſteuerBerechtigung der Privaten, z. DB. der 
Städte, PatrimonialGerichtsherren, Communen, zur 
Sprache brachte, und darauf antrug, in Anſehung 
derſelben ausdrücdlich eine Ausnahme von der Regel 
der Aufhebung zu machen *). — Der Vorfchlag ward 
fofortangenommen; wie es ſcheint, ohne daß von 
irgend einer Seite Bedenken oder Zweifel deßhalb 
erregt ward **). | | 

Aber fchon in der folgenden Sigung machten die 
großherzoglich- und herzoglich-ſächſiſchen 
Häuſer Einwendung gegen dieſe Ausnahme, weil das 
dutch die wohlthätige Hauptabficht der Abfchaffung der 
Nachſteuer groſſeutheils vereitelt werde. Warum, frags 
ten fie, den Schritt zum anerfannten Beflern nur 
bald, nicht ganz thun, wie ed Anfangs die Adficht 
war? Warum nicht auch Durch uncingefchränfte Nachs 
fieuerfreiheit, die innige Vereinigung der Bundesflans 
ten, und den freien Verkehr befördern , der Fünftig 
unter ihnen beftehen fol? Die Regierungen mehrerer 
teutfchen Länder, zu welchen auch die berzoglich s fächs 
fiicden gehörten, hätten in der neuern Zeit ſchon durch 
Verträge diefe Freiheit ihren Unterthanen uneinges 
ſchränkt zugefihert; und die zu Erhebung der Nadhs 
fteuer bis dahin berechtigten Privaten, die Stadt 





*) Acten d. w. C. Bd. II, ©. 502 u, Boy. 
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räthe, VatrimonialGerichte und Communen, hätten, 
anerfennend die liberalen Beweggründe biezu, fich 
Dabei beruhigt. Jene Regierungen müßten daber 
auch wünfchen,, Durch die Vorſchrift, welche bier für 
fämmtliche Bundesflaaten aufgeflellt werde, mit einem 
früher fchon befolgten Grundfag nicht in Widerſpruch 
gefcht zu werden *). 

Diefe erhebliche Einwendung, welcher gleich An⸗ 
- fange Naffau und Medlenburg beigetreten was 
ven **), ward in der nächfifolgenden Sitzung, der 
zehnten, von Baiern — daß fehon in der zweiten 
Eonferenz; auf’ « befondere Vorkehrung wegen der Pris 
vat Nachſtener Berechtigten, 3. B. der Städte und mils 
den Stiftungen», angetragen hatte *) — als Antrag 
förmlich aufgeſtellt, folcher von Breuffen, Weimar, 
Mecklenburg und Raffau ausdrüdlich unterflügt, 
und hierauf, da Sachfen deßhalb Feine neue Erinnes 
sung machte, einheltig befchloffen, «den Vorbehalt 
ber Rechte der privatorum hier unberührt zu lafı 
fen » +***), 

Was endlich betrifft den Eingang des 18. Artikels 
Der Bundes Acte, anlangend die Rechte der Unterthanen, 
fo Inutete derfelde in der neuen Abfaffung des Entwurfs 
der BundesActe, welcher in der fiebenten Eonferenz 
übergeben ward, wie folgt. «Den Untertbanen 
Der teutfchen Bundesflaaten, wird von den Bundes; 
Hliedern gegenfeitig zugefidhert» P u. f. w. 
An deren Stelle ward, noch in der zehnten Sigung 


®) Acten d. w. C. Bd. II, ©. 514, 537 f. 536. 
..) Ehendaf. ©. 514. 

er, Ebendaſ. &. 388. 

...) Ebendaſ. 8. 536. 

7) Ebendaf. S. 419. Art. 19. 
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vom 8. Yunius 1815, folgende Einleitung — wie es 
fcheint, auf Baierns PVeranlaffung *) — befchlofs 
fen: « Die verbündeten Fürſten und freien Städte foms 
men überein, den Untertbanen der teutſchen 
Bundesfinaaten folgende Rechte zuzufichern **)». 

Diefe Einleitung ward in die BundesXcte (Art. 
38) aufgenommen; nur mit dem Unterfchied, daß im 
ſolcher flatt «den Unterthatien der teutfchen Bundes 
ftaaten» ficht: ihren Unterthanen». Eine nicht gleich“ 
gültige Aenderung, welche noch in der zehnten Sigung 
erfolgte, ohne daB das Protocol meldet , daß und 
warum fic gefchehen fey! Das in dieſer Sigung ges 
brauchte, gefchriebene Eremplar der neuen Abfaffung 
des Eutmurfs der BundesActe ***), in welches die 
nachher befchloffenen Aenderungen und Zufäge, in der 
©igungbrevi manu mit Reißblei eingefchrieben wurden, 
und welches hierauf bei der Reinfchrift gebraucht ward, 
fiegt vor mir. Es enthält am Rande, mit Reißblei 
gefchrieben , die Worte: «ihren Unterthbanen», ohne 
Eorrectur, und ohne ein anderes Merkmal, welches 
die Adficht der vorgenommenen Aenderung könnte erra⸗ 
then laffen. Es bleibt alfo wenigſtens die Möglichkeit, 
daß die Uenderung ohne befondere Abficht cinges 
fchlichen fey. — Indeß bedarf der Unterfchied zwis 
ſchen diefer Faſſung und derjenigen, welche das Pros 
tocoll (B. II, ©. 556) angiebt, noch weniger aber der 
ſinuſchwere Unterfchied zwifchen beiden gemeldes 
ten Eingängen überhaupt, hier kaum einer Erläu— 
serung. — 





*) Acten d. v. €. Bd. II, ©. 53ı. 
+) Ebendaſ. ©. 536. 
.r.) Ebendaf. S. 479 ff. 
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Nimmt man Alles zufammen, was in Abſicht 
anf die Rechte der Untertbanen überhaupt — das 
heißt, außer der Iandfländifchen Verfaffung , den be- 
fondern Rechten der Standesherren und des vormalis 
gen unmittelbaren Reichsadels, und der Rechte der 
Juben, fo auch der Durch den Reichsdeputations Haupt: 
ſchluß von 1803 gemachten Befimmungen über Renten, 
Penſionen, Schulden, und tarifche Poſtanſtalt — in 
Die DundesActe aufgenommen ward, fo be; 
ſteht ed, ſummariſch, in Folgendem. 


I. Die Verſchiedenheit der chriſtlichen 
ReligionsYParteien kann feinen Unterfchied in dem 
@enuß der bürgerlichen und politifchen Rechte begrüne 
den (Art. 16.). — II. Die verbündeten Fürften und 
freien Städte fommen überein, ihren Untertha— 
nen folgende Rechte zuzufihern. 1) Ausländis 
ſches Grundeigentbum zu erwerben und zu bes 
ſitzen, ohne deßhalb in dem fremden Staat mehreren 
Abgaben und Laſten unterworfen zu feyn, als deffen 
eigene Untertbanen. 2) Die Befugniß a) des freien 
Wegzugs aus einem Bundesſtaat in den andern, 
Der erweislich fie zu Unterthbanen annehmen will; auch 
b) in Eivils und MilitärDienfte deffelden zu 
treten; beides jedoch nur, in fo fern Feine Verbindlich. 
Leit zu dem MilitärDienft gegen das bisherige Vater- 
land im Wege flieht; indeß fol bei Der Bundesvers 
fammlung die Einführung möglichft gleichförmiger 
Grundfäge über Militärpflichtigkfeit, in Bes 
rathung genommen werden. c) Die Freiheit von 
aller Nachſte uer, fo fern dad Vermögen in einen 
andern teutfchen Staat übergeht, und mit Diefem nicht 
Befondere Verhältniſſe durch Freizügigkeits Verträge 
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beſtehen. d) Mit Abfaſſung gleichförmiger Verfügun⸗ 
gen über Preßfreiheit und gegen den Nach—⸗ 
Druck, wird fih die Bundesverfammiung, bet 
"ihrer erfien Berfammlung, befchäftigen (Art. 18). — 
11. In Abficht auf Rechtspflege ward ı) für diejes 


- nigen Buudesſtaaten, die (jegt) nicht Soo,noo Einwoh⸗ 


ner haben, die Errichtung gemeinfhaftlicher 
oberftier Ger flchte (dritter Inſtanz) für mehrere, 
Die zufammen wenigſtens jene Volkszahl erreichen, 
dann für die vier freien Städte zufammen feſtgeſetzt, 
doch fo daß in Denen Staaten, welche unter 300,000, 
aber nicht unter 150,000 Einwohner haben, und wo 
fhon jegt Gerichte dritter Inſtanz vorhanden find, 
diefe in ihrer bisherigen Eigenfchaft erhalten werden. 
Sodanıı ward a) feſtgeſetzt, Daß bei den folchergeftalt 
errichteten gemeinfchaftlichen oberſten Berichten 
jeder der Parteien freifteben fol, auf Verſchickung 
der Acten an eine teutfhe Facultät oder einen 
Schöppenftupl, zu Abfaffung des Endurtheils anzus 
tragen (Art 12). — IV. Wegen ded Handels und 
Verkehrs zwifchen den verfchiedenen *) Staaten, fo 


wie wegen der Schiffahrt, nach Anleitung ber auf 


dem Eongreß angenommenen Grundſätze, behalten fich 


die Bundesglieder vor, beider erfien Zufammenfunft. 


*) In der neuen Abfaffung des Entwurfs der Bundes Acte 
(Bd. II, S. 493.) fieht: «gwifchen den teut ſchen 
Staaten v. — In dem ſchon mehr angeführten Eremplar, 
defien man fich in der zehnten Konferenz zu der definitiven 
Abfaſſung der Bundes Acte bediente, ward inder genannten 
Sigung mit Reißblei das Wort «teutfhen» ausgeſtri⸗ 
hen, und dad Wort «verfhicdenen» darüber ge 
fyrieben, alfo der Sinn des Artikels erweitert. Das Pro—⸗ 
socoll ſchweigt hievon. | 


Dur 
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der Bundesverfammiung au Srankfurt in Berathung 
zu treten (Art. 19). 

Alles, worüber, in Abficht auf Rechte und bils 
gige Anſprüche der Unterthbauen in fämmt: 
lichen Bundesftaaten, in die BundesArte cine 
Beſtimmung nicht aufgenommen ward, läßt fich in 
zwei Elaffen theilen. - 


Die erfte begreift dasjenige, was in den Cons 
greßSigungen, laut der Protocolle, nicht in 
Antrag fam, wenn gleich daflelde fonft auf dem 
Congreß, oder aufferhalb deffelben, mündlich oder 
fhriftlich, in gedruckten und ungedrudten Schriften, 
in Anregung gefommen mar. 


Deffen ift ſehr viel, und hierunter viel Su.» 
ted. Als Beifpiel diene bier nur Einiges. ») So 
wie Einheit des Kriegsſtaates, alfo auch alls 
gemeine, in einander greifende innere Sicher» 
heits Anſtalten. — 2) Einheit der bürgerlis 
hen und peinlihen Gefege, teutfch, dem Geiſt 
der Zeit und des Volkes angemeffen, mit gänzficher 
Abfchaffung aller fremden Geſetze. — 5) Sleihes 
Rechtsoerfahren, in bürgerlichen und peinlichen 
Sachen. — 4 Gleihförmigfeit und Billig; 
Leit in der Ausübung des Commerz Regals, nach 
feinem ganzen Umfang. — 5) Gleiches Verhält 
niß in Münze, Maas und Gewichte. — 6 Ein— 
heit der Poſtanſtalt; wenigftend Einföormigfeit 
in der Verwaltungsart fämmtlicher LandesPoft, 
anftalten, insbefondere in Abficht auf Combinirung, 
SAnfluenz und Tarif. — 7) Fefle und umfaffende Bes 
flimmung über die Rechtsgültigkeit oder Ungül— 
tigfeit derjenigen Privatrechte, weiche Durch gefege 
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liche oder vertragmaͤſtge Beſtimmungen, unter französ 
ſiſcher Herrfchaft in teutfchen Pändern erworben wurs 
den, Die zu dem damaligen franzöfifchen Kaiferreich, 
z. B. auf der linken Rheinfeite, gehörten *). 

Die zweite Elaffe der in die BundesActe nicht 
aufgenommenen Puncte, begreift ſolche Gegenſtände, 
die in CongreßSitzungen ausdrücklich in An; 
trag gekommen wäAren, Denen aber die Aufnahme in 
dieſelbe, einmüthig oder durch Mehrheit der Stimnien, 
verfagt ward. 

Dahin gehören folgende: 1) Gänzliche Aufhe— 
bung der Leibeigenfhaft, mo folche noch vors 
handen; doch ohne Dingliche Rechte der Gutsherren 
bierunter zu begreifen. — 2) Verbot des Schul; und 








*) In Hinſicht auf diefen Gegenſtand, ward am 3. Mär 
1815 gu Wien, auf Verlangen, folgender Privars 
vorfhlag einer CongreßBeſtimmung entworfen. «Les 
droits legitimement acquis par des particuliers etant 
independans des changemens survenus dans le gou- 
vernement, toutes les dispositions y relatives, soit 
tonventionelles soit legales, validenient faites peridand 
la domination frangaise dans les pays allemands ayant 
forme partie de l’Empire frangais, nomme&ment toutes 
les stipulations, hypotheques, servitudes, alienations, 
changemens, liberätions, abolitions ou suppressions 
quelconques, äà l’egard de privileges, de domaäines, 
de biens communaux ou ecclesiastiques, de fonda- 
tions picuses, d’etablissemens de charite ou autres, 
de fiefs, de fid&icommis de famille, de proprietes 
foncieres, de dimes, ctorvees, ct äutres rcdevances 
ou prestations foncieres, patrimoniales, ou feodales, 
seront conserves dans toute leur integrite', etendue et forcey 
de surte que les possesseurs actuels de ces proprié— 
tes, droits ou redevances, de quelque nature qu'ils 
puissent être ou avoir die, les conserveront intacio, 
eux et tous leurs heritiers ou successeurs v. 


Klüber's Weberficht. II- T 
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UniverfitätsBannes, oder Feflfegung der Frei—⸗ 
heit, fi jede teutfche Lchranftalt für feineoder 
der Seinigen Bildung zu wählen. — 3) Gefegmäfige 
Freiheit und Sicherheit der Perfon, fo dag 
namentlich Niemand anders als nach Vorſchrift der 
Gefege verhaftet (eine Habeas-Corpus-Acte), noch 
Jemand in Rechtſachen feinem ordentlihen Richter 
"entzogen werden darf. — 4) Der Recurs an ein 
Bundesgerichr, in denen Fällen, welche oben in 
Dem Bericht über die Verhandlungen wegen des Bun— 
Desgerichte® angeführt. find. — 5) Unabhängig: 
feit der Richter vonder Landesherrfchaft, bei 
gerichtlichen Verhandlungen worin Diefe ald Partei ers 
ſcheint. — 6) Daß fein Richter anders, als durch 
förmlihen Rechtſpruch des gehörigen Michters, 
feines Nihteramtesd entfegt, oder von ſolchem, 
wider feinen Willen, entfernt oder verfegt werden 
darf. — 7) Freiheit hrifllider Religions; 
übung jeder Art, für alle Unterthanen, welche eine 
Kirchengemeinde zu bilden ih im Stande finden. — 
8) Verfiherung der ausfchlieffenden Verwal; 
tung ihres Kirhenfonds, für jede im Staat an, 
erfaunte ReligionsGeſellſchaft. — 9) Theilnahme 
der Bundesverfammlung, an den Verhandlungen der 
teutfhsfatbolifhen Kirche mit dem römifchen 
Hofe. — 10) Eine Beflimmung, wodurch die Rechte 
und Unterbaltungsmittel, fowohl der katho— 
lifhen Kirche, al8 auch der evangelifhen Kir, 
chengeſellſchaften, in den Bundesflaatengefichert 
werden *). — 11) Berechtigung und Verpflichtung 





°) Bon den Congreß Verhandlungen über diefen Gegenftand, 
folgt unten ein eigener Bericht, 





21 
der Bundesverfammlung, Auch wegen anderer, als 
der genannten, anf die gemeinfhaftlide Wohl, 
fahrt Bezug habender Angelegenheiten, in Berathung 
zu treten *). — 19) Der Eingang des achtzehnten, 
die Rechte der Unterthanen betreffenden Artikels, ers 
hielt, wie oben gemeldet, noch in der zehnten Sigung 
eine weit weniger fagende, oder minder bindende und 
befiimmende Faſſung, ald im Antrag gewefen, und 
fchon belichwewar. — 13) Der mancherlei Puncte 
nicht zu gedenken, deren in der BundesActe zwar ers 
wähnt, welchen aber Feine andere als die aufs und 
weofchiebende Beflimmung zu Theil ward, daß fie in 
der Bundedverfammlung in Berathung kommen 
ſollen. 

Für Vieles, werden billig denkende Prüfer einige 
Entſchuldigung ſuchen, und finden, in der Eile, welche 
gegen das Ende des Congreſſes, wohin die Hauptver⸗ 
handlungen über die Bundes Acte verſchoben waren, 
bei dem nahen Ausbruch des Kriegs gegen Buonaparte 
und deſſen Anhang, zur Noth, in maͤncher Hinſicht 
ſogar zur Tugend geworden war. Aber darum nicht. 
weniger gerecht werden fie die Klagen über die Ums 
vollfommenheiten der BundesActe, und chen fo 
sröftend die Hoffnung des Beflern finden, welche be, 





0) Diefe viel fagende Beſtimmung, welche noch in den les 
ten Entwürfen der BundesActe fand (B. II, ©. 323 
u. 492), ward — Taut des zu endlicher Abfaffung der 
Bundes Acte fhon mehrmalangeführten HandExemplars — _ 
in dieſem noch in derfelben zehnten Sihung, wo die Arti— 
kel der Bundes Acte paraphirt wurden, mit Keißblci we gs 
geftrihen. Bon dem Wie und Warum, ſchweigt dad 
Protocoll. 

Ta 
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ſonders Preuffen und Hannover, Luxemburg und Med; 
lenburg, auf dem Congreß laut werden lichen. 

So wünſchte Preuſſen, daß der Bundeslfcte 
gröffere Ausdehnung, Feftigfeit und Beflimmtheis 
wäre gegeben worden; indeß fey es beffer, vorläufig 
einen weniger vollftändigen und vollfommenen Bund zu 
ſchlieſſen, als garkeinen, und bleibe ja den Berathungen 
der Bundesverfanmlung frei, den, Mängeln abzu 
helfen 9. — Hannover befannte laug, daß diefe 
Bundes Acte die Erwartungen der teutfchen Nationnur 
zum Theil erfüllen könne. Geine (Hannovers) Ab» 
ficht fey gewefen, zu Errichtung eines Bundes mitzus 
wirken, der nicht bloß ein politifches Band unter den 
teutfchen Staaten, fondern zugleich, im Begriff älter 
rer VBerfaffungen, eine Bereinigung des gefammten 
teutfchen Volkes in fih falle. Daher beſonders 
feine Erklärungen über die Rechte der Fandfläude, über 
deren Sicherftelung unter der Gewährleiſtung des Buns 
des, und uber Errichtung und Gewalt eines Bundes; 
gerichtes. Wenn es eine Acte unterzeichne, welche diefe 
Puncte nuerledigt läßt, fo gefchehe es in der Ueberzeu— 
gung, daß jene Beſtimmungen jegt nicht zu erlangen 
feyen, und daß daher wünſchenswerther fey, einen uns 
vollfommenen Bund, als Eeinen, einzugehen. Der 
Bund, wie er belicht fey, Fchlieffe feine Verbefs 
ferung aus; und dicfe in oben erwähntem Sinn zu 
befördern, werde es jich ftct8 bemühen **). — Luxem— 
Burg befannte wiederholt fich zu dem, beſonders auch 
von Hannover und den vereinigten Zürften und freien 


*) Acten d.w. C. Bd. II, ©. 556. 
.) Ebendaſ. ©. 534 f. 
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Gtädten geäufferten Glauben, es ſey beffer gewefen, 
von den alten Reichsformen das Anwendbare beizus 
behalten. Es feße fehon die fortgefegte Spannung 
zum Theil auf Rechnung diefer Neuerung, in der 
man weder fih noch die Zukunft Eenne, und den Ers 
mwartungen nicht Genüge leifte ‚.t0 fehr man auch die 
Bemühnngender gröfferen Höfe (Defireich und Preufs 
fen) and ihre Nachgiebigkeit erfeuhe. Es erkenne die 
Artikel ald ein gemeinfchaftliche® Band an, dag Zeit, 
- Erfahrung und ſteigen des Zutra en erſt befs 
fern müffe 9.’ — Die beiden mecklenbukgiſchen 
Häuſer erklärten den teutſchen Bund auch nur für eine 
-Berbindung wie folche-unter den gegenwärtigen 
Umftänden und Verhältniſſen zu erreichen ſtehe *). 

So mögen denn ſelbſt die unbilligen Tadler, in der 
teutſchen Bundes Acte in mancher Hinſicht aoch einen 
Körper fehen, den — Gott gebe bald! — ein Geift 
finden und erböden kann! re 





*) Aeten d. mw. €, 8b. II, ©. 546. 
, Ebendaſ. S. 550. 
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V. 
ueber 

Beſtimmung des Rechtszuſtandes 

der 

Standesberren, 

oder 
der jeht nntergeordneten, ehemaligen reichͤſt aͤn⸗ 
diſchen Landesherren von fürſtlichem oder 

gräflichem Stande. 





Alis, auf Napoleons Wink, die teutſche Reichsverbin⸗ 
dung ſich auflöſete, flieg ein Theil der teutſchen Staa⸗ 
ten zu politiſcher Selbſtſtändigkeit empor. Andere wur⸗ 
den, von Napoleon, einem Theil derſelben, nur ſolchen 
die zu rheiniſcher Bundesgenoſſenſchaft berufen waren, 
einverleibt; einige mit Proprietät, wie die Reichs⸗ 
ſtädte Frankfurt und Nürnberg , verfohicdene Beſitzun— 
gen des Johanniter- und des teutfchen Ordens, und, 
nach Lem Tode des jegigen Burggrafen, die Reichsburg 
Friedberg; andere wurden ohne Proprietät, bloß 
der Oberhoheit des SouberainStaates unterworfen, 
auch mit Unterordnung der Perſon ihres Regenten und 
feiner Familie unter die Staatshoheit deſſelben. 
Dieſes letztgedachte Loos traf ungefähr achtzig 
reicsandiſche Landesherren, von reichsfürſt— 
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fichem oder reichdgräflihem Stande, die man feitdem 
Standeshberren, oft auch, durch eine Verwechs- 
lung publiciflifcher Begriffe *), Mediatifirte, zu 
nennen pflegt, und deren reichsftändifche Landeshoheit 
in fo genannte Standesherrlichfeit verwandelt . 
ward. Den GefammtBetrag ihrer vormals reichduns 
mittelbaren Befigungen, kann man fchägen auf nahe 
an 450 Quadratmeilen, mit einer Million und 50,009 
Einwohnern **). 

Auffer diefen reichsftändifchen Erbftaaten,, wurden 
gleihmäfig der Souverainetät rheinifcher PYundesfürs , 
Ken unterworfen, auch folche reich 8unmittelbare 
Beflgungen, mit welchen Reichsſtandſchaft nicht vers 
Bunden gewefen war; namentlich die unmittelbaren 
reichsherrlichen, reichsritterfchaftliden 
und ganerbſchaftlichen Befigungen. 

Die Eigenthumsrechte an Diefen Beflgungen, glelchs 
viel ob fie mit Reichsſtandſchaft verſehen geweſen waren 
oder nicht, wurden ihren bisherigen Beſitzern gelaſſen, 
verbunden mit gewiffen Neals und PerſonalVorrechten. 
Dagegen verloren dieſe den größten Theil ihrer bisher 
rigen Landeshoheit, Die Reichsftände ihre Neichsftands 
fchaft, Alle ihre Reichsunmittelbarkeit, welche einen 
hohen Grad von politifcher Selbſtſtändigkeit begründet 
hatte, einen beträchtlichen Theil ihrer Einfünfte, und 
ſelbſt ihrer perfönlichen Sreiheit. " 


°) Des Berf. Anmerkungen in den Acten des wicner Con⸗ 
greſſes, Bd. U, ©. 318,83 u. 42. 

**) Varianten in diefen Angaben, find faft unvermeidlich” 
Bei der obigen Schäßung ift der Standpunct von 1806 
angenommen. ine ftandesherrlihe Schägung auf dem 
Eongreß, nennt ysooyooe Einwohner. Hemd. w. & 
Bd. I, Heft 4, ©. 137, vergl. mit Heftl, ©. 54,” 
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Das Rechtſsverhältniß, welches zwifchen dem 
Souverainoder DOberhohbeitäherrnunddem Stans 
desherrn flatt haben follte, ward in der rheinifchen 
BundesXcte feftgefegt. Es ward beftinnmt, welche Rechte 
jener über dieſen erwerben, und welche diefer behal— 
ten follte *). Ueber dieſes mwechfelfeitige Verhältniß 
entſtanden fehr Bald Zweifel und Streitigfeiten. 
Man firite über den Sinn einzelner Beflimmungen, 
den man, mit Necht oder Unrecht, zweifelhaft faud. 
Ganz vorzüglich vermißte man, eine Flare und erfchös 
pfende Borfchrift über die Grenze der Oberhoheit, im 
Verhältniß zu der Standesherrlichkeit, und über den 
Umfang des Subordinations Verhältniſſes 
Der den Staudesherren gebliebenen Rechte. Bald flieg 
man fogar auf wichtige Rechte, deren in der Bundes— 
Acte auf Feine Weife Erwähnung gefchicht, und 
Die nun von beiden heilen in Anfpruch genommen 
wurden. . 

Die überall bemerkbare, franzöfifche Flüchtigkeit, 
mit welcher die BundesActe zuſammengetragen war, 
bätte wenigſtens nicht fo weit schen follen, daß man 
e8 an ciner Beftimmung fehlen lief, über die höchſt⸗ 
wichtige Frage: Wem das Entſcheidungsrecht in 
Streitigkeiten diefer Art gebühre? x 

Das Wenigfte, was unter diefen Umfländen die 
Standesherren,, als der allein leidende und verlierende 
Theil, welcher überall die Regel oder Rechtsvermu— 
thung für fih babe, an die Oberhoheitsherren fordern 
zu Dürfen glaubten, war: daß diefe fich auf Feine Weife 





9) Das Nähere finder mar in bed Verfaſſers Staatsrecht 
des Rheinbundes, 99. 102 — 210, 116, 188 — 218, 


Fan] 
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erlauben würden, über die klaren Beſtimmungen der 
Bundes Acte hinauszugehen, und daß fie in zweifelhaften 
Fällendem alten Rechts-und Befigftande der Stans 
desherren weichen, oder Doch nicht füch ſelbſt und allein, 
in eigener Sache , daß Recht zu Yuslegungder Buns 
desActe und zu Entfcheidung der Streitigkeiten uber 
den Umfang ihrer neu erworbenen Oberhoheit, beiles 
gen würden. Auch hielten Die Standesherren für recht 
und billig, Daß die Beſtimmung des wechfelfeitigen ſtrei— 
tigen Verhältniſſes, in allen Bundesflaaten, worin 
der Bundes Acte zufolge Standesherrlichfeit gefunden 
ward, gleihförmig gefchehe. 

Mit diefen Forderungen und Wünfchen der Stans 
desherren, flimmte größtentheild ein denkfwürdiger 
handſchriftlicher Auffag *) überein, welchen der 
Fürſt Primas der rheinifchen Eonföderation, Präs 
fident der Bundesverſammlung, in Umlauf gefegt hats 
te; unter Anderem vermuthlich beſtimmt, der Bundes; 
verſammlung vorgelegt zu werden, welche im Scptems 
Ber 1806 zu Frankfurt follte gehalten werden. Der 
Primas, ſelbſt Oberhoheitsherr über verfchiedene Stans 
desherren, erklärte darin für «Ddringendes Bedürfniß, 
daf über das in der Bundes Acte fefigefegte Verhältniß 
der Standesherren nähere Beflinmungen mir größter 
Mräcifion gefchehen, damit nicht einer Seits die Terris 
torialGewalt der Souveraine in Willkühr übergehen 
könne, und anderer Seitd nicht ewige8 Mißtrauen 
und unangencehmes Widerfireben der Mediatifirten 
erfolge >. 





») Betitele: «Bemerkungen und Wünſche zu der rheis 
nifchen Confoͤderations Aete, indbefondere zu den Artiteln 
26 — 32». Ungefähr fünf geſchriebene Bogen in Zolio. 
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Bei den Borfhlägen, welche der Primas zu 
näheren Beflimmungen Diefer Art that, gieng er von 
dieſem Hauptſatz aus: «alle Gercchtfame und Vor⸗ 
züge , Die den Fürſten und Grafen gebühren, und ihnen 
nicht ausdrücklich abgenommen find, bleiben ih— 
nen; im Zweifel gefchicht die Auslegung zu ihren 
Sunften». Dann erklärte er fih näher, in Bezichung 
auf Die BundesActe, Art.24, söunder. — Er fprach 
nachdrücklich wider ein ganz unbeſchränktes Recht 
Der Souveraine, in Dinfiht auf Geſetzgebung und 
Beſteuerung. Es müfle ein Gleichgewicht entgegen 
gefielit werden; den Standesherren müſſe Witberathung 
bicbei geftattet werden, es ſey Durch eigene Nepräfene 
tanten auf dem Bundestage, oder in den einzeln Buns 
desftaaten; mwenigftend müßten fie Gegenvorfiellungen 
machen, und, wenn diefen nicht entfprochen werde, an 
Den Bundestag ſich wenden Dürfen, Unter gewiffen Eins 
fhräufungen, müßten fic neue privatrechtliche Stas 
tuten und Verordnungen für ihre Untertbanen 
machen Dürfen; ihre Familien Verträge müßten 
unverrüdt bleiben. — Die peinliche Gerichtbars 
Leit, Blutbann oder Eentgericht, mit etlihen Des 
fhränfungen, und EivilGerihtbarfeit in erfter 
und zweiter Inſtanz, müßten ihnen bleiben, aber nach 
den Landesgefegen verwaltet werden. Die Stande 
berren ſelbſt, Hätten ihren bürgerlichen Gerichtitand 
vor dem höchſten Bundesgericht ; Doch, wenn der Dbers 
hoheitsherr ihr Gegner wäre, mit Borbehalt des Res 
eurfes an den Bundestag. Die Glieder der ſtandes— 
berrlihen Familie, feyen dem Gerichtszwang des 
Samilieuhauptes zu unterwerfen. In Tutele und Em 
ratel Sachen diefer Familie, folte das höchfte Landes: 
gericht denfelben Einfluß haben, wie zeither die Reiche; 
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gerichte über die reichsftändifchen Häufer. Für Erimis 
nalBergehen des Standeshern felbfl, tretc der Art. 
ab der Bundes Acte ein, Doch mit noch zu machenden nähes 
ren Beflimmungen. Klagfachen der eigenen Unter 
tdanen gegen den Standesherrn, oder deflen Rent 
fammer, gehörten vor das ſtandesherrliche Gericht, mit 
Vorbehalt der Berufung an das höchfle Landesgericht. — 
In Anfehung der Höheren Polizei, ſollte der Obers 
hoheitsherr diefelben Rechte haben, wie zeither die Reichs—⸗ 
reife. — Zu dem Landes Militär follten die Stans 
deöherren, wie zeither, Contingent flellen ꝛc. — Eis 
fefter Maasſtab der Staatdauflagen, wic vor 
hin die RömerMonate, ſey feflzufegen. Zölle, Weges 
und Brüdengeld, Weins und BierOhmgeld, SalzAcs 
cife, Nachfleuer, Abzugss und Einzugsgeld, fo wie 
Die Geldſtrafen, follten den Standesherren bleiben. — 
Man folle diefe fernerdin als Cin gewifler Art) regie 
rende behandeln, 3.2. in Titeln und Ehrenbezeuguns 
gen, ineigenem Hofftaat, in den Titeln ihrer Näthe und 
Diener, in Uniformen, in Leidgarden. An den Bus 
Destag follten ſe Ablegatoß oder Geſchäftträger, 
wenigfiend vom dritten Rang, fenden Fönnen. 


Der Bundestag Fam nie zu Stande. Go wurden 
auch diefe Vorſchläge des Primas nicht beachtet. Das 
gegen vernabm das Yublifum oft, von Seite der 
Standesherren, die Klage, daB alle ihre Fordes 
rungen und Wünſche größtentheils unbefriedigt geblies 
ben ſeyen; daß vielmehr faſt jeder Oberhoheitsherr, 
Durch eigene, mehr oder weniger umfaflende Declaras 
tionen, bloß feinen Willen über das Verhältniß der 
ihm unterworfenen Standesherren, als Geſetz fund 
gemacht habe ; daß mancher an dieſe eigenen Erfläruns 


l 
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gen fich nicht gebunden erachtet, fondern von Zeit zu 
Zeit Aenderungen darin nach Gutfinden gemacht, ja 
. wohl gar ihnen Rechte entzogen babe, dic ihnen in der 
Bundes Acte namentlich und mit klaren Worten zuge: 
fichert feven, vertragmweife, nicht auf Widerruf, 
nicht aus bloffer Gnade oder Vergünftigung der Ober⸗ 
hoheitäherren. 

Am meiften und lauteften Elagten gewöhnlich dies 
jenigen Standesherren, welche mit ihren Befisungen, 
etwa nach Mansgabe der in der BundesXcte beſtimm— 
ten Flußgrenzen, oder auch wegen anderer geographi: 
ſchen oder pofitifchen Beziehung, unter die Oberhoheit 
‚mehrerer Gouveraine gefommen waren; mancher 
unter zwei bis drei, einer fogar unterfünf. In hohem 
Grade läftig, bisweilen ganz unvereinbar, feyen, fags 
ten fie, bier die Anfprüche, welche die verfchiedenen: 
Souveraine an die Berfon des Standesherrn und feiner 
Bamilienglicder machten *). 

Endlich fanden vorzüglich diejenigen Standesher⸗ 
sen, welche mit fehr anfehnlichen und ausgeöchnten 
Befisungen verfchen waren, es fafl unerträglich, daß 
man fie in die lnterthanfchaft ihrer vormaligen 
Neichs Mitftände hinabgedrängt habe, während Andere, 
zum Theil fogar ohne ihr VBorwiffen **), zur Souverai’ 





*) In diefer Hinſicht gab der öftreichifche erſte Herr Ba 
vollmächtigte, Fürſt von Metternich, in der zweiten 
Sitzung des Comitéo's fünf teurfher Höfe (20. Det. 181 ;) 
die oben &. 353 angeführte merkwürdige Erflärung. 
Acten ıc Bd. II, &. 89. 

°*) Unter Andern der Derzog von Arenberg und der Zurft 
von Lichtenſtein. Dieſer war in der vheinifchen Bundes: 
Ace, im Eingang, als mitfchlieffender Theil genannt, 
aber weder im Eingang noch in der Unterfhrift, erſcheint 
8 ⸗ 


Sn 
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netätempor gefliegen feyen, deren reichsſtändiſche Bes 


ſitzungen faum den dritten, vierten, fechften, ja wohl 


zwwanzigften Theil der ihrigen ausmachten. 

Wie groß und fehnlich die Erwartungen, die Hoffs 
nungen waren, welche die Standesherren zu dem 
Eongreß für Verbefferung ihres Zuſtandes besten, 
läßt fich leicht erachten. Eine bedeutende Anzahl der, 
felben hatte fih in Perfon nach Wien begeben. Fafl 
alle Hatten Bevollmächtigte dafelbft; der fürftlichs 
neumwicdifche Hr. gch. Rath von Ödrtner mar bevoll 
mächtigt von mehr denn funfzig derfelben. Seitdem Ende 
Jänners 1815 hatten fie ein eigenes Eomite gebilder, 
unter dem Vorfig eines ihrer Genoffen, des durch eine 
lange und glänzende, befonders diplomatifche, Laufs 
bahn in dem öftreichifchen Staatsdienſt ausgezeichneten 
Herren Fürften von Metternich, Baters des Con— 
greßPräfidenten, Dieſes Eomite befand, nebſt dem 
Prafidenten, aus vier anmwefenden, und vier Bevoll, 
mächtigten abwefender Standesherren. 

Durch eine Deputation aus ihrer Mitte, lieffen 
die Standesherren, in einer ihnen geflatteten Audienz, 
Se. Majeflät den Kaifer von Deftreich dringend, 
ſowohl in einer zugleich überreichten Bittfchrift als auch 


für ıhn ein Gefandter oder Bevollmächtigter. Zür den 
Herzog von Arenberg hatte der Miniiter Talleyrand 
Jemand aus feinen Bürcaug zur Unterſchrift der Bundes 
Acte befchlige, Hrn. Dürants Saints Andre, denfelben, 
den ev auch dem gerade in Paris anmwefenden Grafen von 
der Leyen zum Unterfchreiben zugeoröner hatte. Auf 
dem wiener Congreß erklärte der Fürſt von der Leyen, 
er fen ohne fein Zuthun, und ohne irgend cinen 
Länders oder RevenüenZuwachs, (vom ReichsgrafenStand) 
zum fouperainen Zürften des vheinifhen Bundes 

erhoben worden. Acten c. Bd. VI, ©. 327. 
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mündlich, erfuchen, Die teutfche Kaiferwürde wieder 
zu übernehmen. Gie äufferten die Erwartung, «aus 
den Händen der gerechten und weifen Monarchen, 
welche Europa die Ruhe nicht nur wieder geben, fondern 
auch fihern wollen, ihr väterliched Erbe und die uns 
veräufferlichen Rechte ihrer Häufer zurückzuerhalten ». 
— Mit dem ihm eigenen Biederfinn und Wohlmwollen, 
bekräftigte der Monarch, gerührt, «Seinen Wunfch 
und Willen nach Recht und Gerechtigkeit, und daß Ver 
dem das. Seinige wieder werde; Die Deputirten könn, 
ten darauf zählen, daß Er ihr gerechte 8 und billis 
928 Verlangen, fb viel an Ihm liege, unterfügen 
werde »*). 

Auch ermangelten die Standesherren nicht, bei den 
anf dem Eongreß anwefenden Monarchen von Ruß. 
land und Preuſſen, fo wie bei den Bevoll— 
mädhtigten aller derjenigen Höfe, von welchen fie 


‚Mitwirkung zu ihrem Beſten erwarteten oder wünfchs 


ten, durch mündliche und fchriftliche Vorftels 
Sungen.und Anträge, bald indgefammt **) bald 
einzeln***), direct oder indirect, ihre Angelegenheit 





») Acten ꝛc. Bd. I, Heft 2, ©. 37 — 41. 

“) Bittſchrift an Se. Maieſtät den Kaiſer von Deſt⸗ 
reich, vom 22. Det. 1814, in den Acten ıc. Bd. I, 
Heft a, S. 40 ff.e; — Rote des Hrn. G. R.v. Gärt⸗ 
ner, vom 7. Dec. 1814, ebendaſ. &.53 ff.; — Rechts⸗ 
verwahrende Vorftellung und Bitte, vom 30. Jan. 
1815, ebendaf. Bd. I, Heft 3, S. 135 ff; — Dentı 
ſchrift, vom 15. März 1815, ebendaf. Bd. I, Heft &, 
©. 16 fi; — Note des Arn. ©. R- von Gärtner, 
vom ar. März 1815, ebendaf. &. 36 ff., — Rechtsver— 
wahrende und Inhäſiv Note, von Ebendemſelben, vom 
38. April 1815., Bd. II, ©. 235. 

+) Borftellung der fürftl. Befammthäufer Solms und 
Wied, wegen ihrer Unterordnung unser Souveraine des 
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nachdräcdlich zu empfehlen, und von Zeit zu Zeit in 
Erinnerung zu bringen. 
Den Inbegriff ihrer. gemeinfchaftlichen Vor⸗ 


ſtellungen und Anträge, kaun man in Folgendes zuſam⸗ 


menfaffen. Durch Auflöſung der tentſchen Reichsver—⸗ 
faſſung, und durch ihre gewaltſame Unterordnung ums 
ter rbeinifche BundesSouveraine, hätten fie dreifachen 
Berluß erlitten: 1) an perfönlicher Freiheit; 
2) an Bermögen, das heißt, an Hoheitsrechten, 


an Rechten der Batrimonialfderrlichkeit und des Eigene ' 
thums, und an Eintommen; 5) an Anſehen oder 


äufferer Ehre. 

Auf zwei ganz verſchiedenen Wegen, fen ihnen 
diefer dreifache Verluſt zugefügt worden: ı) durch Vers 
fügungen ber rheinifhen BundesActe, welche 
ihnen wohlgegründete, perfönliche und dingliche Rechte, 

fehen. und Einfommen factifch entzogen, und fe, 

ft ihren. Befigungen, der Dberhoheit eines oder mehr 
verer ihren bisherigen ReichsMitſtände unterworfen 
habe; dur: nachfolgende Verfügungen eins 
zelner Souveraine, welchen file durch die rheinifche 
Dundesßktte feyen unterworfen worden; Verfügungen, 
welche nicht: felten die in der BundesXlcte vertrags 





vormaligen Rheinbundes, vom 27. Dec. ıBı4, in den 
Acten, Bd. 1, Heft 2, G. 41 ff.; — Bräflihsifens 
burgiſche Note, wider fürftlich s ifenburgifche angebliche 
SouverainetätsMißbräuche, vom - - . März 1815, eben⸗ 
daſ. Bd. II, ©. 2113; — Gräfihserbadifge Note, 
wegen Befchwerden gegen Heſſen Darmſtadt, vom 4. April 
1815, ebendaf. Bd. I, S. 3155 — Beſchwerden der 
Unterthanen in den Graffchaften SolmsBraunfels 
und Greifenftein, wider Raffau, und Bitte um Bie 
derherftellung ihrer vorigen Herrſchaft, vom 27. Apr. 1825, 
ebendaf. Bd. II, ©. 220 ff. 
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weife geſetzte Grenze der Dberhöheit des Souverains 
weit überſchritten, und ihren oben angezeigten Verluſt 
bedeutend vergröffert hätten. Zum Bemweife deffen, 
wurden auf dem Eongreß unter der Hand etliche Druck⸗ 
ſchriften verbreitet”). 

Unverfihuldet und wider Recht, hätten fie 
jenen dreifachen Verluſt auf diefem doppelten Wege ers 
litten. Auf dem erfien Weg; denn mitten im 
Kricden feyen fie Durch Auffere unabwendbare, bloß 
willführliche Gewalt, ihrer Reiche s und Kreisſtand— 
fchaft, ihrer perfönlichen und dinglichen Reichsunmit⸗ 
telbarfeit, ihrer Landeshoheit — ciner der Souverais 
netät in vieler Hinficht ähnlichen Staatdgewalt — bes 
raubt, und, fogar mit beträchtlihem Verluſt an Eins 
fommen, einem oder mehreren ihrer bisherigen Reichs— 
Mitſtände, mit denen fie bis dahin auf gleicher Stufe 
geftanden, unterworfen worden; die rheinifche Bundess 
Acte könne aber auf ihre Rechte, als folche eines Dr 
ten, der dabei weder gehört worden, noch darein ger 
willigt, rechtlich vernichtenden Einfluß keineswegs ha« 
ben. Auf dem andern Weg; denn der Bundesfürft, 
deſſen Obergewalt fie unterworfen worden, habe nicht 
bloß das in der BundesXcte feſtgeſetzte Unrecht gegen 
fie in Ausübung gebracht; fogar neues Unrecht habe 
er and eigener Bewegung hinzugefügt, indem er durch 
Eigenmacht ihnen Rechte entzogen, zu deren Entzies 


*) 3.3. Leidensgefchichte der durch die Rheinbund cte me⸗ 
diatıfirten vormaligen Reichsſtände. Teutonien 1813, 
gr. 8. Geburt, Thaten und Ende des Rheinbundes. Ger⸗ 
manien 1813, 8. Macterialien zu Germaniens Wieder⸗ 
geburt. Bon einem teutſchen Fürſten. 1814. 8. Würs 
tembergs Souverainetäts Mißbräuche. Teutſchland, 1814- 
gr. 8. 
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bung felöft nicht einmal die widerrechtlichen Stipula— 
tionen der BundesActe ihn ermächtigt hätten, ja die 
wohl gar in dieſer Acte den Standesherren ausdrück⸗ 
lich vorbehalten fepen. 


An die Stelle der Willkühr, — meinten die Stans 
desherren — der Eigenmacht, der unterdrüdenden Ue⸗ 
bermacht ,„ welche bis dahin vorgeherrfcht habe, müſſe 
wieder eine rechtliche Ordnung der Dinge, ein 
Gleichgewicht des Rechtes treten. Dieſes fey der 
feſt erklärte Wille der allerhöchſten Mächte, welche zu 
Wiedereroberung der rechtlichen Freiheit von Europa 
ſich verbündet hätten. Der rheiniſche Bund ſey er— 
loſchen. Alle Mächte von Europa wollten und erklär⸗ 
ten dieſes; fie betrachteten fein ganzes Daſeyn als eine 
Uſurpation, die cinem rechtliden Zufland nunmehr 
weichen müſſe. Sogar jeder rheinifhe Bundesfürft, 
und zwar jeder einzeln für ih, Habe dem rheinifchen 
Bund durch feierliche Acte entfagt, und folches öffent⸗ 
lich erflärt. Durch jene Erlöfchung des Bundes, durch 
diefe förmliche Entfagung , den verbündeten Mächten 
gelodt, fey die Bundes Acte ihrem ganzen Inhalt 
nach veruichtet. Sey nun der Bund, fey die Buns 
des Acte vernichtet, fo feyen es zugleich alle Nechs 
te, oder vielmehr alle Arten von Beſitzſtand, welche 
einzig aus dem Bund und feiner Acte, von den Buns 
besfürften gegen Dritte hergeleitet, und unter Napo⸗ 
leons Aufpicien gewaltfam Durchgefegt worden feyen; 
fo feyen e8 auch alle gegen Dritte flatt gehabten Thats 
bandlungen, die nur allein in dem Bund und in 
der BundesXActe ihren wahren Entflehungsgrund hät— 
ten, denen nur der Bund zum Vorwand, zur Grund⸗ 
lage und zum Schug habe dienen können. 

Klüber's Ueberſicht. I. u 
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Diefen Gründen zufolge, slaubten die Standes; 
herren ihren Antrag richten zu dürfen, wenn auch 
nicht auf vollen, Doch auf angemeffenen Erfag, für 
den ihnen bisher entzogenen Genuß, vorzüglich aber 
auf Wiedereinfegung in ihren vorigeu Rechts— 
und Beſitzſtand, wobei das Jahr ı805 ald Normal. 
Sahr des Status quo anzunehmen ſey. Dabei wär: 
ben fie jedoch allen Verfügungen, welche die der: 
Bündeten Mächte zu Zeutfchlands allgemeinem Wohl 
in einer Conftitution ausfprechen würden, fich geru 
unterwerfen, und zu allen Opfern, welche die 
wahre Wohlfahrt des teutfchen Vaterlandes im San; 
zen erfordern möchte, redlich bereit ſeyn; Dagegen fie 
auch vorausfegten, daß alle Stände gleicher Ca— 
tegorie und Gröffe, gleiche Dpfer bringen, und 
gleiche conflitutignelle Rechte erlangen wär: 
den. Gern würden fie ſich, unter der Garantie des 
teutfchen Staatenbundes, cimlaffen in eine freiwil: 
kige politifh-militärifhec Schugverbindung 
der mindermächtigen Stände mit den groffen Mäch— 
ten Teutſchlands, deren Grundzüge fie zugleich entwis 
Kelten, fo wie zu landſtändiſchen Berfaffuns 
gen. Uber die Gerechtigkeit fordere auch, daß fie zus 
selaffen würden, nicht nur zu den CongreßVer— 
Handlungen über die Fünftige Verfaflung des teut: 
ſchen VBaterlandes, fondern auch als Stimmführer 
an dem Fünftigen Bundestage *). 


*) Wegen diefer befondern Anträge, vergl. man die Denk; 
fhrift vom 15. März 1815, in den Acten ic. Bb. I, 
Heft 4, S. 19 u. 33; die Note des Hrn. G. R.v. Gärt⸗— 
ner, chendaf. Heft 2, S. 535 und die Rechtsverwah⸗ 
rende Vorſtellung und Bitte vom 30. Jan. 1815, 
ebendal. Heft 3, &. 138, 
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: Bon diefen Vorflelungen und Anträgen fchienen 
die Standesherren einen günfligen Erfolg ih um 
ſo zuverfichtlicher zus verfprechen, da nicht nur Widers 
legungen und fchriftliche Gegenvorſtellungen 
auf dem Eongreß, fo viel man weiß, wenigſtens öffents 
lich nicht bekannt wurden *), fondern auch ihnen, aufs 
fer der oben fchon erwähnten wohlwollenden Aeuſſerung 
Sr. Majeftät des Kaifers von Deflreich, dem Verneh⸗ 
men nach, von verfhiedenen Seiten, von Zeit zu Zeit, 
zum Theil fehon vor dem Eongreß, vortheilhafte Ders 
tröftungen im Allgemeinen waren zu Theil geworden, 
Ob und wie weit jedoch die Politik der allerhöchs 
ſten verbündeten Mächte, den Forderungen und 
MWünfchen des einen, oder bed andern Theils entfcheis 
dend beizutreten fich bewogen finden werde, dazu fchies 
nen die Beflimmungsgründe,, weit den größten Theil . 
der Dauer des Cougreſſes hindurch, auffer dem Gefichts .- 


freife beider Theile zu liegen. Aber beutlich giengaus .. 
Aeuſſerungen in die Cabinets Politik eingemeihter Pers  : 


fonen hervor, daß vor dem Eongreß, über das Schick 
fal der Stanbesherren,, von den verbündeten Mächten 
etwas Beſtimmtes noch nicht feſtgeſetzt, fondern vors 
Säufig nur im Allgemeinen etwa fo viel verabredet wors 
Berufen, daß nicht alle theilnehmende Fürforge, nicht 
je Pe Erleichterung ihrer Lage, von den Verfügungen 
des Eongreffes folle ausgefchloffen bleiben. 

Man wollte wiffen, daß einer der mächtigflen Mo— 
sarchen,, fhon vor dem Eongreß den Entfchluß gefaßt 
habe, ſich perfönlich von der ganzen Sache genan zu 
unterrichten, und nicht bloß dem politiſchen, fondern 






*) Eine intereſſante AUusnahme hicvon, macht die auf dem 
Eongrek in Umlaufgefegte Druckſchrift: « Heber Befteuerung 
im Broßherzogehum Heſſen». (Ohne er 1814.97. 8. 

2 
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auch den rechtlichen Gefichtöpunct ind Auge zu faffen; 
dag Er vorläufig für den Fall, wenn die Höhere Polis 
tif, etwa um nicht einer noch gröfferen Vervielfältis 
gung fouverainer Landesherrfchaften in Teutfchland 
Raum zu geben, fich bewogen finden follte, den Beſitz⸗ 
fand der BundesSonveraine gegen die ihnen untermwor; 
fenen Standesherren, auch für die Folgezeit befieben 
zu laſſen, und folchen durch Anerkennung der bißheri: 
gen, oder durch Erfchaffung neuer Titel feft zu fielen, — 
entfchloffen gemwefen fen, zu bedeutender Erleichterung 
der Standesherren, und felbft zu einer fo viel mög: 
lich vergütenden Genugthuuug für fie, Eräftig mit: 
zumirfen. 


Immer ſchwieriger ward jedoch auf dem Congreß 
Die Frage: wie vergütende Genugthuung fünne ge: 
Seiftet werden? Darüber fchien man in den höheren 
Megionen, nach nicht fehr langer Zeit, wie durch fill. 
ſchweigende Abrede, mit fich einig geworden zu feyn, 
Daß vollfommene Genugthuung, mittelfi Wieder: 
einfegung der Standesherren in ihren vorigen Rechter 
und Befigfland, und durch Erfag für entbehrten Genug, 


nicht zu geben fey. 

Aber es gab eine Art der Entfchädigung , e 
der vollflommenen nahe fommen, vielleicht gl Ar n 
achtet werden, und wohl gar fie übertreffen konnte: 
Die Berfegung oder Transplantation der Standes; 
herren. Möchte ed Manchem von ihnen fchmerzlich fals 
Ien, feinem altväterlihen Erbe, der Wiege feines Ges 
ſchlechtes, dem Schauplag feiner Jugendfreuden, und 
einer langen Gewohnpeit, den Rücken zu kehren, fo 
tonnte dagegen das Gefühl neuer Freiheit und Freuden 
folhe Opfer überwiegen. Dan Eonnte fich die Trage 
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ſtellen: ob nicht jedem Standesherren ein beflimmter 
Landesbezirf mit Landeshoheit, eigenthümlich anzumwets 
fen fey, deſſen Werth der ihm zugedachten Entfchädi: 
gung gleich fäme? Ob nicht diefer Landesbezirf, wer 
nigftend zum Theil, aus denjenigen Staaten auf der 
linken Rheinſeite fünne gewählt werden, welche durch 
den parifer Frieden zur Verfügung der verbündeten 
Mächte gekommen waren? 

Wollte man aber dieſe Staaten für Andere, etwa 
für einen oder mehrere der rheiniſchen Bundesfürſten, 
beſtimmen; ſo konnte in Erwägung kommen, ob nicht 
dann die bisherigen Beſitzungen dieſer ſouverainen Fürs 
ſten, ganz oder zum Theil, eine Entſchädigungs— 
Maffe bilden könnten, aus welcher den -Standess 
herren Genugthuung zu Seiften fey? Auf diefem Weg, 
wäre nicht nur möglich geweſen, daß mancher Stanz 
Desherr vollfommene, eher faft vollkommene, Reſtitu—⸗ 
tion erhalten hätte, fondern es hätten auch felbft die 
bisherigen Dberhoheitsherren der Standesherren noch 
gewinnen können , indem man ihnen den Inbegriff von 
Grundbefißungen, Renten und Gerechtfamen,, welcher 
ihren Standesherren noch geblieben war , zu vollem 
Eigenthum härte überlaſſen können. Wollte man das 
ketzte nicht, fo hätte auch dieſer Inbegriff zu Eutfchädis 
gung folcher Standesherren können verwendet werden, 
welche ihre bisherigen ftandesherrlichen Bezirke behals 
ten, und für Diefelben , gegen angemeflene Schads 
Ioshaltung , auf Landeshoheit oder Souverainctät 
feinen Anfpruch machten , oder denen man diefelbe , 
. vielleicht wegen des zu geringen Umfanges ihrer Beſi— 
hungen, nicht hätte bewilligen mögen. 


Solſte endlich dieſes Alles, nach dem Gebot der 
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höheren Politik, welche vielleicht der wieder eroberte 
Staaten auf der linken Rheinfeite zu andern Zwecken 
bedurfte, nicht flatt finden, fo war auf das Wenigſte 
eine unvollfommene Eiitfchädigung der Standes; 
berren denfbar, bei welcher manche Abſtufungen und 
Grade flatt finden Eonnten. Man Fonnte biebei, wenn 
3. DB. die Standesherren von der bisherigen Oberhoheit 
nicht freigegeben werden follten, von einem pofltinen 
MormalStand ausgehen, vonirgend einem Beſitzſtand, 
einem Uti possidetis,, oder auch pon einer GrundStis 
pulation, und darauf das neue Nerhtsgebäude aufs 
führen ; doch fo, Daß die renzlinien zwifchen den Rechs 
ten der Dberboheitäherren und den Gerechtfamen ber 
Stanbesherren , möglich ſcharf gezogen, einfeitige 
Auslegungen für unftatthaft erklärt, für Rreitige Fälle 
feſte Srundfäge über die Rechtsvermuthung aufgeflcht, 
und wirkliche Streitigkeiten iiber das ſolchergeſtalt feſt⸗ 
geſetzte ſtaatsrechtliche Verhältniß, richterlicher Ent⸗ 
ſcheidung unterworfen würden. 

Eine unvollkommene Entfchädigung diefer Art 
würde e8 geweſen ſeyn, wenn man z. B. 

ı) die perfönliche Freiheit der Standesherren 
erweitert hätte, fofern ihr irgendwo drückende Feſſeln 
wären angelegt: gewefen; 3. B. durch Ertheilung der 
Sreibeit, den Drt ihres beftländigen oder temporären 
Aufenthaltes nach eigenem Gefallen zu wählen, ihr 
Einfommen frei von Abzug dahin zu ziehen, in auss 
wärtige Staats s und Hofdienfle zu treten, ihre Bes 
Bungen, doch ohne Nachtheil dritter Intereſſenten, zu 
veräußern , ihre vormaligen SamilienStatuten und 
Fideicommiß Verfaſſungen wieder anzunehmen, oder 
an deren Gtelle neue auf gehörige Art zu errichten. 
Wenn man 
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2) zugleich den VBermögensfand der Standes; 
herren, fo viel möglich, wieder ergänzte. Dieſes 
fonnte gefchehen, theils durch Zurückgabe derjenigenRech⸗ 
te der Hoheit, der Patrimonialherrlichkeit und des Eigen, 
syums, welche ihnen, den Beſtimmungen ber rheints 
fhen BundesXcte zumider , etwa bie und da waren 
entzogen worden, theild durch Erfag für Dasjenige 
reine Einfommen, welches ihnen ‚durch die Berfüguns 
gen jener Acte war entriffen worden. Erfag diefer Art 
konnte geleiftet werden, durch Abtretung von Domai. 
nen, durch GeldEapitale, durch binlänglich verficherte 
Sahrrenten, allenfalls in eroberten Provinzen. Endlich, 

3) wenn man auch das Anſehen oder die äuffere 
Ehre der Standesherren durch Ehrenrechte erhöhete, 
j. DB. durch privilegirten Gerichtſtand, durch höheres 
Hof⸗ und Staats Ceremoniel, Durch das Recht zu eige⸗ 
ner Schloß⸗ oder Leibwache, durch ausgezeichnete Lands 
ftandfchaft, durch EuriatGtimmen auf der teutfchen 
Bundesverfammlung. 





Das Refultat der Congreß Verhandlungen, 
von Seite der europäiſchen und tentfchen Souverains 
Staaten, gewährte auch dieſe unvollfommene Entfchär 
Digung nicht ganz. 

Die einzige von denjenigen Mächten, welche man 
zu den teutfchen nicht rechnen kann, und welche ber 
Standesherren öffentlich fih annahm, ift Rußland. 
Diefe Macht erklärte, in einer Note vom 112. Nov. 1814*), 
ihre volle Zuffimmung zu denjenigen Artikeln, welche 





°) Acten d.w..C. Bd. T, Kcftı, ©. 621. 63. 
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in der Eonferenz fünf teutfcher Höfe vom 16. Det. 1814 
waren vorgelegt worden, und morin den Standes; 
herren EuriatStimmen in der Bundesverfammlung 
zugedacht waren. Sie ſprach hiebei noch ausdrüdlich 
von der Nothwendigkeit einer feflen Befimmung der 
echte des Adels; worunter wohl eigentlich die Gtans 
desherren, und der vormalige reichsunmittelbare ber 
güterte Adel, verfianden wurden. In dem Entwurf 
verfchiedener Artikel, welcher einer zweiten Note, vom 
31. Dee. 1814 *), beigelegt war, ſchlug Rußland dieſen 
Artikel vor. «Die teutfche BundesActe ſoll errichtet 
werden nach Grundfägen, welche den Bundesverein 
Kraft verleihen, und jeden Bundesflaat unter den 
Schutz einer Conftitution fielen, die ihm feine po⸗ 
Sitifche und bürgerliche Freiheit gewährleiſtet. Die ho⸗ 
Gen contrahirenden Theile werden die Errichtung diefer 
Acte befchleunigen, um die verfchiedenen Mechte der 
Mediarifirten und des Adels, fo wie diejenigen der 
übrigen Elaffen, feſtzuſetzen ». 

Unter den teutfchen SouverainStaaten, war 
Preuſſen der erfie, welcher diefen Gegenftand in Ans 
regung brachte. Gleich in feinem erfien Entwurf der 
erfien Grundlage derteutfchen Bundesverfafllung **), 
vorgelegt am 13. Sept. 1814, ftellte Preuſſen den Ges 
fihtspunctfefl, von welchem man ausgehen müſſe, 
bei Beſtimmung des Fünftigen Rechtszuſtandes ber 
Standesherren. «Billig follten » , beißt es darin, «die 
mediatifirten ehemaligen Neichöftände mit den übris 
gen gleichgefegt werden. Da dieſes aber ohne 


*) Sie wird in dem fechfien oder fichbenten Band der 
Acten ꝛc. erſcheinen. 
*20) Acten ꝛc. Bd. I, Heft 1, S. 46u. 49. 
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groffe Zerrättungen nicht gefchehen Fann; 
fo it wenigflend alles Mögliche hier zu thun, und 
(find) fie, jeder insbefondere, gegen alle Bedrücfungen 
ſicher zu ftellen» *). 

Zu dem Ende fohlug Preuflen, für den Ffünftigen 
NRechtszuftand der Standesherren, ein zweifaches 
Verhaältniß vor: erſtens, in Abficht auf ihre unmittel⸗ 
bare Theilnahme an dem teutfchen Bund; zweir 
tens, in Dinfiht auf Unterordnung der flandess 
herrlichen Perſonen und Befigungen, theils unter das 
zu errichtende Bundesgericht, theild unter einzelne 
fouveraine Bundesfkaaten. 

In der erfien Hinſicht, follten in bem zweiten Rath 
Der Bundesverfammlung, indem Rath der Zürflen und 
Stände, auch ſämmtliche Standesherren Sig und Stims 
me haben; jedoch a) BirilStimmen, nur diejenigen 
Fürſten, deren Beſitzungen 5o,ooo Einwohner und 
Darüber haben; b) EuriatStimmen, und zwar zus 
fammen ſechs, alle Fürſten) Grafen und Herren, 
deren Befigungen,, eine Bevölkerung von 50,000 nit 
‚ erreichen **). 

Sn der andern Hinficht,, follten a) die Standes; 
herren vor dem Bundesgericht ihren Gerichtfiand 
haben; doch nur in perfönlichen Sachen, und in fols 
chen, bie aus Verlegung des Bundesvertrags entſte⸗ 
hen. b) Im übrigen follten ihre Proceſſe vor die Lan⸗ 
desgerichte gehören ***), und der Landeshoheit eine® 
beflimmten Souverainguntermworfen ſeyn, ihre Ding» 
lichen und perfönlichen Rechte aber genau beftimmt, 


*) Acten d. w. C. 55.1, Arftı, ©. 47- 
+) Ehendaf. &. 5ı u. 52. 
ee) Ebendaf. ©. 53. 
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und unter die Garantie des Bundes gefegt werden. 
Ihnen feyen befonders perfönliche Ehre, Macht und 
Vorzüge einzuräumen, auch die Renten und Eins 
fünfte wieder zu geben, dieam ı2. Jul. 1806 in 
die Contributions Eaſſen floffen. In den Ländern 
feyen die ftandesherrlichen Familienhäupter, erblich 
für Die erſten Stände zu erklären. In Familie 
Angelegenheiten: follten fie die alte teutſche Auto« 
nomie genieffen. In EriminalSachen, folle ein 
judicium parium über ſie richten. Jurisdictionss 
Nechte feyen ihnen zugufichern, und Präfentationgs 
Rechte ın den landesherrlichen höchſten Gerichten 
einzurdumen *). 
Ä Es fcheint, daß man von einer fo genauen, vor 
läufigen Erklärung über den Fünftigen Rechtszuſtand 
der Standesherren, wie Die vorflehende, die Beforgs 
niß gehegt habe, Daß fie in den. Eonferenzen nachdrück⸗ 
liche Widerfprüche, von Seite verfchiedener teutfchen 
Souveraine, nach fich ziehen werde. In den zwölf 
Artifein, welche Preuffen am 16. Det. 1814, in 
der Sigung des Comité's der fünf teutfchen-Höfe, als 
Grundlage des Bundes vorlegte, und Deftreich für 
mit ihm concertirt erklärte, ward der Standesherren 
namentlich nicht wieder gedacht. Es fchienen aber 
unter den -darin erwähnten «übrigen fürftlihen 
Häuferu» (mit Beſitzungen von weniger al® 200,000 
Einwohnern), melden Euriat Stimmen in dem ziveis 
ten Math der Bundesverfammlung zugedacht wurden, 
wenigſtens Standesherren von fürftlichem Stande, 
ſtillſchweigend begriffen zu werden **). Wirtemberg 





*) Acten d. w. C. Bd. J, Heft 1, &. 46. 
*) Ebendaſ. ©. 59. 
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ſchien dieſes zu muthmaſſen, und drang vermuthlich 
deßwegen darauf, daß ihm vor. allen Dingen diejenigen 
genaunt werden möchten, welche als künftige Bundes—⸗ 
glieder zu betrachten ſeyen ). 

Dagegen wurden in den beiden preuf fifhen 
Entwürfen einer Verfaſſung des teutfchen Bundes, 
welche im Februar 1825 vorgelegt wurden, der eing 
mit, der andere ohne Eintheilung der Bundesſtaa⸗ 
ten in Kreife, dem fünftigen Rechtszuſtande der Stans 
Deöherren weniger nicht als in dem einen 2ı, in dem 
andern 20 $$, in beiden meiſt gleichlautend gewidmet **). 
Auch Hier wurden ihnen GefammtStimmen in 
dem zweiten Bundesrath, auch, wenn Kreife ers. 
richtet würden, auf den Kreisverfammliuns 
gen***), zugefprochen. Sodann follten fie in folgens 
dem, unter den Schuß und die Garantie DIE Bunde 
geſtellten, Verhältniß zu gröfferen Staaten fliehen. 
Sie follten dafelbft die erfien Landflände feyn. Sie 
und ihre Familien. follten ihren Aufenthalt in jedem 
mit dem Bund in Frieden lebenden Staat nchmen, 
und in Kriegs. und EivilDienfle jeder teutfchen Macht 
treten dürfen. Gie follten fernerhin, nach den Grund⸗ 
fägen der früheren teutfchen Verfaſſung, über ihre 
Güter und FamilienVerhältniſſe, felbfiffändig Verfüs 
gungen treffen dürfen, und es ſollten alle zeither das 
wider gegebenen Gefege und Verordnungen, auffer 
Wirkung gefegt feyn.. Das Eigenthum ihrer ſtandes— 
herrlichen Befigungen werde ihnen garantirt. Lehns⸗ 
verbindungen, womit ihre Befigungen beſchwert iind, 


») Wirtembergifhe Noten vom 16. und 24. Nov. 1814, 
Acten Bd. 1, Heft 1, S. 100 und 112. 

) Ebendaſ. ꝛc. Bd. II, ©, 35 — 42, und 60 und 61. 

“r, Vergl. ebendaſ. S. 12 
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follten aufgehoben werden, Boch unbefchadet der Rechte 
der Agnaten *). Leber Beſitzungen von 20 biß 25,000 
Einwohnern, foliten fie zwei Gerichts Inſtanzen, über 
minder volfreiche nur eine haben, doch beides narh den 
Gefegen und unter der Dberaufficht der oberfien Zus 
ſtizbehörde des Landes; und unter derfelben Einfchrän; 
kung, auch die Ausübung der Polizei. Alle Steuern, 
weiche am ı2. Jul. 1806 verfaſſungsmäſig ın die Lan⸗ 
des; und ContributionsCaſſen floffen,, follten den Ober, 
hoheitsherren, alle Abgaben , Die zu den directen und 
indirecten Steuern uicht zu zählen ind, den Standes; 
herren gehören. Diefe follten den aufferordentlichen 
Steuern, gleich den übrigen Unterthanen, unterwors 
fen, und auch von ordentlichen Landesſteuern nicht frei 
fey ; jedoch dieſen, nach einem verhältnißmäſig aug: 
umittelnden Quantum. 

Als zu den directen und indirecten Steuern nicht 
gehörige Renten ſollten ihnen namentlich bleiben: 
a) die Lehn: und Herrenrechte , die Frohnen, Zinfe, 
Gülten u. a. grundherrliche Abgaben. Die wegen Ab: 
ſchaffung folcher Gerechtfame etwa errichteten Gefeße, 
würden aufer Kraft gefegt 2. b) Waldergenthum, 
Sorfipolizei, Beftrafung der Waldfrevel. c) Der Bes 
ſit der Zehntgerechifame , wie bisher. d) Die Berg: 
- werfe, frei von allen Bergzehnten; auch der Bau neuer 
Bergwerke, gegen Entrichtung der gewöhnlichen Steuer. 
Die Landesregierung habe das Vorkaufsrecht bei den Erz 
zeuguiffen der Bergmwerfe. e) Die durch den R. D. 
Dauptfhluß als Entfhädigung angewiefenen Zölle, 
oder Schadloßhaltung dafür. — Auch follten den Stans 
besherren bleiben: die Befegung der Pfarr und Schuß 


7) Acten ꝛc. Bd. II, S. 43, $.78. 
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ſtellen, die Aufſicht über ihr Kirchen; und Schulweſen, 
und die Verwaltung des Vermögens ihrer Kirchen und 
frommen Stiftungen, nach den Landesgefegen und uns 
ter Leitung der oberfien Kirchen s und Schulbehörden. 
Als Ehrenrechte follten fie Haben: a) den perfönlichen 
Gerichtfiand vor dem höchften Landesgericht ꝛc. b) Als 
Realgorum, den privilegirten Gerichtfiand der den 
oberſten Landesgerichten unmittelbar untergeordneten 
Vaſſallen. c) Zn peinliden Fällen, die AuſträgalIn⸗ 
ſtanz, doch nur die Familien Häupter. d) Das Prähdi— 
cat Herr, von den LandesCollegien. e) Die Erwähs 
nung im Kirchengebet. f) Das Trauergeläute. 
Standesherren, deren Beflgungen zu nicht mehr 
befiehenden Regierungen *) gefchlagen, oder von noch 
beftehenden getrennt worden, follten in folgendem Ders 
hältniß zu denen Staaten eben, mit welchen fie jetzt 
vereinigt werden. Sie würden nicht Landflände, fons 
dern blieben, als eigene Kreisftände, für fich beſtehen. 
Sie dürften blos Ehrenwachen halten; ihre Unterrhas 
nen wären der Militär&onfeription des Staates uns 
terworfen. Sie folten zwei, oder nur eine Inſtanz 
haben, je nachdem ihre Volkszahl zo bis 25000 erreicht, 
oder nicht. Geſetzbuch, Proceßverfahren, Polizei, 
Münz⸗, Bergmwerfs s und Handelöverordnungen des 
Staates, zu dem fie gehören, müßten auch für fie gel 
ten. Ihre Unterthauen würden befleuert, wie die Uns 
terthbanen des Staates. "Die directen Steuern blichen 
ihnen, die indirecten dem Staat, und würden auch 
von ihm erhoben. Die flandesherriichen Domainen 
wären flcuerfrei; Doch nicht von aufferordentlichen 
Kriegäfteuern. Diefe Einfchränktungen abgerechnet, 


2) 3.3. Königreich Wefphalen, Großherzogthum Berg x. 





fofte ihnen bleiben ber Genuß aller Rechte, Negalien 
oder NichtRegalien, die fie ehehin auf ihren Beſitzun⸗ 
gen ausübten. Doch follte der Staat den Vorkauf ha: 
ben an den Erzeugniffen der Bergmwerfe. 

In einem fünften preuffifben Entwurf eis 
ner DBundesActe, vom Anfang Aprild 1815, if die 
Sache der Standesherren, fehr kurz, dahin beffimmt, 
«daß ihre Rechte fo vortheilhaft und billig, als es die 
Umſtände erlauben, beflimmt, und durch ausdrückliche 
Webertragung in. bie organifchen Geſetze des Bundes, 
inter deſſen Garantie geficht werden follen » *). 

Daſſelbe ift auch in einen fechflen preuffifchen 
Entwurf, aus dem Mat ıBı5, aufgenommen; Doch 
werden zugleich im Allgemeinen folgende Beſtimmun⸗ 
gen vorgefchlagen **). Ob und wiefern bie Standess 
herren mit EuriatStimmen an der Bundesverſamm⸗ 
lung, und auch an Kreisverſammlungen, wenn es 
folche giebt, Theil nehmen werden, fol in den organis 
ſchen Geſetzen beflimmt werden. Auſſer dem privilegirs 
ten Gerichtfiand und den übrigen perfönlichen Ehren; 
zechten, der Autonomie inihren Familien®erbäftniffen, 
and der erften, auch, fofern der Umfang ihrer Beſitzun⸗ 
gen ed erlaubt, der zweiten Inſtanz, follen fie die ers 
fen Landflände ſeyn, und alle Rechte Haben, die nicht 
zu den höheren Regierungsrechten gehören. Diejenigen 
Staaten, welchen flanbesherrliche Befisungen durch 
Berfügungen des Congreſſes angefchloffen werden, fol» 
len erklären, daß fie ihnen alle Rechte und Vortheile 
einräumen wollen, welche vereinbar find mit der Theils 
nahme an MilitärBerfaffung und Kriegslaften, mit 





») Acten x. Bd. 1, Heft 4, ©. 110. 
»s) Ehendaf. Bd. II, ©. 3e: f. 
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"dem Landesfhug und der nothiwendigen Sorge, die Bes 
wohner dieſer Bezirke an Landflandfchaft, Gefegen und 
Dberaufficht des gröfferen Staates Theil nehmen zu 
laſſen. Be 

Noch bei einer andern Gelegenheit hatte Breuf. 
fen Srundfäße geduffert, welche den Standesherren 
günſtig waren. In verfchiedenen flatiflifhen Berechs 
nungen, welde in Abſicht auf Wiederberfiellung der 
preuſſiſchen Monarchie auf dem Congreß voraclegt 
wurden, hatte man ihm eine Reihe von Befisungen 
vormaliger reihsftändifcher Landesherren und anderer 
Reichsunmittelbaren in Weftphalen, nach ihrem vol, 
Ion ſtatiſtiſchen Werth angerechnet, namentlich die Bes 
figungen der Derzoge von Arenberg und Looz⸗-Corswa⸗ 
ren, der Fürften von SaynWittgenfleinBerleburg, 
WiedRunkel, SalmSalm, Salmfyrburg und Kaus 
nis, der Rheingrafen von SalmHorfimar, der Grafen 
don Bentheim, LeiningenWefterburg und Walmoden,und 
des Freiherrn von Bömelberg, wobei auch nicht reiches 
ſtändiſche Befibungen des Herzogs von Eroy, des Fürs 
fien von Hapfeld *), der Grafen von Bentind und 
Peffeleode, und der Freiherren von Grote wegen ' 
Schauen, genannt wurden. Preuffen erklärte, in Ger 
genberechnungen vom »2. Yan. und B. Febr. 1815 **), 
Daß es diefe Befißungen nach ihrem vollen flatiflis 
ſchen Werth ſich nicht Eönne anrechnen laſſen. E 
habe directe Befigungen mit allen ihren Einkünften vers 
foren, in den vorhin genannten hingegen würden Die 
Einfünfte ihren Regenten bleiben, mit Aus; 
nahme derjenigen Beiträge, welche die MilitärEinrichz 


2) Die fürftlichs bagfeldifhe Herrſchaft Wildenberg war 
nicht reichsunmittelbar. 
**) Sie werden in dem VI. oder VIE. Bande der Acten 


des wiener Congreſſes abgedruckt. 
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tungen erfordern würden. «Es liegt nicht» — fo heißt 
es. in der Gegenberechnung vom B. Febr. — « in Preuß 
fens Abfichten, ſich die Befigungen vormaliger Reichs⸗ 
fände zuzueignen, welche Durch Acte der Willführ ihre 
BVorrechte verloren haben. Kommt, Durh Maaßregeln 
über welche man in Hinficht auf den rheinifhen Bund 
übereinfommen wird, ein Theil diefer Eleinen Staaten 
in engere Berbindung mit Preuſſen, in Anfehung des 
Militärs oder anderer Gegenflände von gemeinfchafts 
lichem Intereſſe; fo kann Preuſſen Diefelden nicht ans 
nehmen oder betrachten als Entſchädigung für verlorne 
Provinzen, die ihm mit allen Einfünften und Vortheis 
len zuſtanden, welche directe und reelle Befigungen ges 
währen v *). 

Auch Deftreich erklärte, in allen drei von ihm 
gorgelesten Entwürfen einer Bundesllcte, daß man 
die Lage der Standedherren nur fo weit verbeffern 
könne, ald die gegenwärtigen Umftände geflatten. Yu 
dem erſten und zweiten diefer Entwürfe, welche 
im December 1814 und Mai ı8ı5 vorgelegt wurden, 
ward gleichlautend vorgeſchlagen**): ı) Diefe ehemaligen 
Reichsſtände, in denen Staaten, welchen fie angehö⸗ 
ren, als die erfien Standesherren, nach der ihnen ge: 
Bührenden Rangordnung zu betrachten; 2) ihnen alle, 
ihre Yerfonen, Familien und Befigungen betreffenden 
Rechte und Vorzüge einzuräumen, welche vereinbar 





®) Die ſpätern Berfugungen dee Congrefled, waren diefen 
Grundfägen Preuffens nicht gemäß. Die SchlußActe 
des Songrefled, Arc. 24. und 43, flipulirt: « Les distriets 
mediatises suivans, savoir elc. etc. seront placces 
dans les relations avec la monarchie prussienne, que 
la constitution federative de I’ Allemagne reglera pour 
les territoires mediatises ». 


®) Acten d. w. C. Bd. II, 8, 4und3ıaf. 
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And mit den Negiernngörechten der Staaten , welchen 
Re angehören. Dahin gehöre: a) unbeſchränkte Freis 
beit in der Wahl des Aufenthaltsortes, in jedem Staat, 
Der zu dem Bund gehört, oder mit ihm in Freunds 
fchaft lebt; b) nach der früheren teutfchen Verfaffung 
über ihre Güter und Familien Verhältniſſe, ſelbſtſtän⸗ 
dig, für ihre Nachkommen verbindliche Verfügungen 
zu treffen; alle hierüber, ſeit Errichtung des rheini— 
ſchen Bundes erlaſſenen Verordnungen werden auſſer 
Wirkung geſetzt; c) bürgerliche und peinliche Rechts⸗ 
Pflege in erſter Inſtanz, und die Ortspolizei, doch 
nach Vorſchrift der Landesgefege; d) Steuerfreiheit 
für ihre Berfonen, Schlöffer, Häufer, eingezäunfe 
Gärten und Jagden. 

Endlich enthält andy derjenige Entwurf einer 
BundesXcte, welcher am 23. Mat 1815 von Oeſtreich 
mit der Erklaͤrung vorgelegt ward, daß ſolches in Eins 
verſtändniß mit Preuffen gefchehe, und welcher als 
Grundlage in den Sigungen über Errichtung und Vers 
faffung des teutſchen Bundes diente, faft wörtlich die 
fo eben gedachten öftreichifchen Vorfchläge, nur mit 
folgenden Zufägen und Ubänderungen®). Es ward 
vorgefhlagen, den Standesherren durch Euriats 
Stimmen Antheil zu geben an den Beratbfchlagungen 
Der Bundesoerfammlung in pleno. Zu den oben unter 
Num. 2 erwähnten Rechten und Vorzügen fol Alles zu 
rechnen ſeyn, was nicht zu den böheren“*) Regie 





®) Acten des wiener Congreſſes, 5b: 1, &. 318 6, 

*.) Dieſer Ausdruck, welcher auch in dem preuffifen 
Entwurf vom Mai vorfommt, hätte einer näheren Erkiäs 
sung bedurft. Es wurden fpäterpin Erinnerungen deßwe⸗ 
gen gemacht, und Vorfehrung getroffen, wovon unten. 


KRlüber's Ueberſicht. IL A 
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rungsrechten gehört, und aus dem Eigenthum bers 
rührt. Dhne Einwilligung fämmtlicher Agnaten, fol 
£ein neuer SamilienDertrag errichtet werden. Auch 
Sorfigerichtbarfeit und Aufficht in Kirchen: und Schuls 
fachen, und über milde Stiftungen, follen den Stans 
desherren zuſtehen; Steuerfreiheit, nur für ihre Per: 
fouen. | 





Als in den Sigungen der Bevellmächtigten der 
fouverainen teutfehen Staaten, über Errichtung 
und Verfaffung des teutfhen Bundes (23. Mai 
bis 8. Jun.), die Beftimmung des Rechtszuſtan— 
Des der Standecherren zur Sprache Fam, waren 
die Meinungen vielfach getheilt. Diefe Berhandlungen 
laſſen fih, twie Die Vorfchläge in den Entwürfen, auf 
zwei Claſſen zurüdführen, auf das Berhältniß der 
Standesherren zu dem Bund, und zu denn Buns 
desſtaaten, zu welchen fie gehören follen. 


Es war, fo viel die erfte Claſſe betrifft, von 
Deftreih nud Preuffen in Vorſchlag gefommen, 
daß die Standesherren unmittelbar Theil neh— 
men folten an dem teutfhen Bund, durh Eu; 
siatStimmen in dem Plenum der Buudesverfamms 
lung. Ganz vorzüglich unterflüßgten Hannover, 
Kurheffen, Luxemburg und Sadhfen.Eoburg 
Diefen Antrag, wie überhaupt Die Sache der Standes; 
herren*). — Kurbeffen erklärte, daß nicht bloß 
Die Gerechtigkeit, fondern auch die Ehre gebiete, die 
Lage der Standesherren zu verbeffern. Die zu Diefem 


*) Acten x. Bd, II, S. 436, 445 und 449. Lurem, 
kur 700 Eike ohendaf. G. 362, 392 fu. Lad. 
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Zweck gefchehenen Vorfchläge, ſchienen nicht ganz ger 
nügend. Mit den höchflen Negierungsrechten fey noch 
manches Undere, als was vorgefrhlagen worden, vers 
eiribar. Sollte auch nicht gleich jegt eine genaue Bes 
ſtimmung hierüber erfolgen können, fo fen doch fülche 
als eines der erſten Gefchäfte, der Bundesverfammlung 
vorzubehalten, und einfiweilen feflzufegen, daß deu 
GStandesherren fogleich alle Die Rechte wieder einges 
räumt würden, welche gegen den Maren und ausdrücks 
Sihen Wortlaut der. rbeinifchen Bundesllcte, ihnen 
bie und da egigogen worden. Nur in Betreff der Cu⸗ 
riatStimmen, möchte aufdem Eongreß eine definitine 
Beſtimmung erfolgen fünnen. Zwar ſcheine es eine 
Anomalie, daß FZürflen, welche ihre Gelbfiftändigfeit 
verloren baben, in einer Verfammlung fouverainer 
Sürften Sig und Stimme haben follten. Indeß habe 
dieſes fchon in der ehemaligen Reichsverſammlung flat 
gefunden, wo Perſonaliſten Mitglieder der Grafens 
Eurien gewefen, und als folche Theil an der Comitial— 
Stimme gehabt hätten. Man folle alfo, nach diefer 
Analogie, den Glanz fo vieler alten, zum Theil fo vers 
dienten, reichsſtändiſchen Häufer,, Durch vier Euriats 
Stimmen zu erhalten fuchen, unter ber Benennung ı 
weftphälifche, ſchwäbiſche, fränfifche und rheinifche 
Sürfen und Grafen. — Luremburg machte fogar 
den Antrag, daß, wenn bie dee eines Pleni feinen 
Beifall fände, man den Standesherren in der Buns 
desverſammlung feld, eine eigene EuriatStimme 
einrdumen möge. Die allgemeine Wohlfahrt fey zu 
berathen, nicht die befondere. Welcher Gegenſtand fey 
denfbar, wo ihre Stimme nachtheilig wäre? Nicht 
Krieg und Frieden, nicht Geſetzgebung, nicht Beſten⸗ 
zung. Die Anomalie fey nur im Bunde mit Aus 

& 2 
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wärtigen. Härte und Ungerechtigkeit, ewiger Klages 
off, fey eine viel gröffere Anomalie. 

Wider die Eintheilung von EuriatStimmen, 
erklärten fich geradezu: Baiern und Wirtemberg, 
fodann, wiewohl einmal bedingungsweife, Heffens 
Darmfladt, denen anfangs auch Holſtein beis 
trat*). Die drei erfien waren, durch ihre cigene Lage 
ſehr dabei interefirt. Baiern, das ſchon in der 
Sitzung des Eomite’d fünf teutfcher Höfe, vom 14. 
Nov. 1814 vorzubauen gefucht hatte, erflärte dieſe 
Idee fchlechthin für unausführbar, up darum ſelbſt 
eine Verweiſung dieſes Gegenſtandes an die Bundess 
verſammlung, für zweckwidrig **). — Wirtemberg, 
in der Rote, wodurch es dem ohne feine Mitwirfung 


u geihloffenen Bund vorläufig beizutreten fich bereitwillig 


erklärte, betrachtete das Stimmrecht in dem Bunde, 
als ein Attribut der Souverainetät: diefe werde aber, 
in dem ganzen übrigen Inhalt der Bundesllcte, den 
GStandesherren nicht eingeräumt, mithin werde die Bes 


:, willigung eines folchen Rechtes mit ihren jebigen Vers 


haltniſſen nicht übereinſtimmen "++. — Heffens 
Darmfiadt erklärte fih anfangs geradezu, fpäters 
hin nur bedingungsweife, und zuletzt abermal fehlechts 
Bin, wider das EuriatStimmrecht der Standesherren. 
Es fey eine Anomalie, daB Mediatifirte einmal wieder 
unmittelbare Bundesglieder, und in diefer Hinficht zu 
Antheil an mehreren (näheren?) Befimmungen der 
Bundes Acte berechtigt würden; es fey denn, daß fie 





*), Acten d. w. C. Bd. II, ©. 36.2. Vergl. jedoch S. 43-. 
* Ebendaf, ©. 193, 360, 385, 497, 452, 467 f. und 


* ende, ©. 566. 
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durch eine Verzichturkunde die Sonverainetät der Für⸗ 
‚Ken anerfennten, fih mit den ihnen bewilligten Nechs 
ten begnügten, allen Berufungen an die Bundesver⸗ 
fammlung in flreitigen Berbältniffen mir ihrer Landes; 
obrigfeit entfagten , und die ihnen Alsdann gern ger 
gönnten EuriatStimmen, nur als bloffe Perſona⸗ 
liſten in einer Eurie vereinigt, ohne Beziehung auf 
ihre ehemaligen Reichslande, führen wollten, als wo» 
durch allein man glaube, daß Ruhe erhalten und bes 
ſtändige Reibungen vermicden werden fünnten *). Da 
Diefe Bedingung keinen Beifall fand, fo erklärte Heffen 
= fich nachher abermal geradezu gegen die Eurlat&tims 
men und die Verweifung diefed Gegenflanded an die 
Dundesverfammlung**). Dazu fönne ber Großherzog, 
auch bei feinem aufrichtigften Wunſch, alles Mögliche 
zu Beruhigung und Ehrung dieſer privilegirteſten Claſſe 
der Staatsbürger, wie bisher, beizutragen, nicht 
einwilligen; Er Eönne file, nach der mit ihnen einmal 
vorgegangenen Beränderung ihres Standpunctes, nicht 
für unmittelbare Bundesglicder erfennen; 
überhaupt müffe Er die Vorzüge der königlichen Würde 
und die erweiterten Befißungen feines Gebiets feierlich 
wahren, da ſolche, feit Auflöfung des älteren Verban⸗ 
‚bes, durch Beſitzſtand, Friedensſchlüſſe, Altianz Vers 
träge und Anerkennung der meiften europdifchen Staa» 
ten, ſelbſt durdy eigene Beruhigung der Untergeordne⸗ 
ten, geheiliget ſeyen ***). 

Sin diefem Zwiefpalt der Forderungen, Wünfche 
und Meinungen, glaubte mwohlmeinend der großherzog- 
Hich sheffifhe Herr Bevollmächtigte, Frhr. von Türds 

*) Acten d. w. C. Bd. II, S. 474 f. 


»o) Ebendaſ. S. 362, 468, 500 u. 544. 
2%) Ebendaſ. ©. 544- 
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heim, privatim dad Mittel zu alffeitiger Beruhigung 
gefunden zu haben, welches er daher ald Privatvor— 
flag zu den Acten zu geben fi moralifch verpflich⸗ 
tet erachtete. «Wenn jan, dieß find feine Worte *), 
«die Eintracht ſich nur an der unglüclichen Idee der 
den Standesherren zugedachten EuriatStimmen annoch 
accrochiren follte, fo unterwerfe Er folgende Idee der 
Priifung helldenkender Staatsmänner. Da die Wieder; 
herſtellung der Unmittelbarfeit der flandesherrlichen Bes 
sungen, für unausführbar erklärt worden, und die 
Standesherren mit denfelben Befigungen, nach den 
Srundfägen der Staatseinheit, unmöglich in den Bun. 
deslanden mittelbar , und auf der Bundesverfammlung 
unmittelbar feyn könnten, fo werde folgender Yusweg 
Burchhelfen. 1) Die Standesherren erkennen, Durch 
feierliche Verzichturkunde, die Soupcrainetät 
ihrer Dberhoheitsherren auf ihren Befigungen an, und 
begnügen fich mit den ihnen in der BundesActe zuge— 
fandenen Rechten und VBorzügen, erkennen auch die 
Ic$te gerichtliche Inſtanz des Landes für ihren eigenen 
böchften Gerichtfiand , ohne weitere Fernfung an die 
Bundesverfammlung. 2) Um diefen ehemaligen Mits 
Händen und unfchuldigen Opfern des Zeitgeiftes, ihren 
ſchmerzhaften Verluſt zu vernarden,, und als Andenken 
and Ucherbleidfel der ehemaligen Anmittelbarfeit ihnen 
einen chrenvoflen Standpunct in der neuen Verfafſſung 
zu fihern,, der ihnen auch für den Glanz ihrer Familien 
und Fünftige Allianzen vortheilhaft, und als Erfag 
des Verlufted angefehen werden kanu, werden fie Alle 
in Eine Ganerbſchaft, auf einem entweder bei 
Berichtigung der Grenzen gegen Frankreich auszufin⸗ 





*) Acten d. w. C. 38.11, &. 447 — 449. 
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denden, auch noch fo Fleinem Gebiet, oder auch 
auf einem etwa noch disponibeln teutfchen Gchiet vers 
fammelt, ihnen darauf alle Hoheits und Unmit, 
telbarkeitsrechte, nebfi einer EuriatStimme 
in dem Pleno der Bundesverfammlung, eingeräumt, 
jedoch fo, Daß, wie chedem es auch in der teutfchen 
Verfaſſung nicht ungewöhnlich war, fie ratione diefe® 
Antheild an ber Sanerbfchaft zwar als unmittelbar, 
respectu ihrer landftändifchen Befigungen aber ald me- 
diati angefehen werden, und Feine auf legtere Bezug 
habende Berufung an den Bund, ſich unter feinem 
Vorwand erlauben können. Sollte ein Bundesgericht 
und eine Bundes@anzlei zu Stande kommen, fo Eönnte 
man noch ferner diefer unmittelbaren Corporation den 
Vorzug einräumen, daß der oberfte Bundesrichter 
und der Kanzler des Bundes, burch einen dazu 
Qualificirten ex gremio derſelben vorzüglich gewählt 
werden ſoll⸗. 

Wenn dieſem Vorſchlag weder Beifall der Stimms 
führer *), noch Dank von Geite der Standesherren zu 
Theil ward, fo lag die Urfache hievon gewiß nicht in 
dem guten Willen feineg Urhebers. Dagegen ward von 
der in der fechften Sisung zur Redaction des Artikels 
von den Standesherren ernannten Commiffion, 
welche aus den Stimmführern von Baiern, Hannover, 
Luremburg, Mecklenburg und Hefien Darmftadt befand, 
in der folgenden Sitzung, in Abficht auf die Enriats 
Stimmen eine zweifache Nedaction vorgelegt. In der 
einen war den Standesherren ein Votum curıatum, il 
dem Plenum der Bundesverfammlung, eingeräumt, 
in der Andern war die Beflimmung der Frage: ob und 


”) Acten d. w. C. Bd. II, S. 436. 
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wie viel Euriat&timmen in pleno zugeflanden werben 
folien? an die Bundesverfammilung verwiefen, 
gemäß den ſchon in der fünften Sigung zu Protocol 
gelommenen Aeufferungen vonDeftreih, Preuffen, 
Dannover, fämmtlichen herzoglich-ſächſiſchen 
- Häufern, Medlenburg, Anhalt, Raffau und 
den freien Städten, nebſt Holftein, denen auch 
von den übrigen anwefenden Bevollmächtigten, aufler 
Dem baierifhen, Niemand widerfprach *). Die erſte 
hatte bloß das baieriſche Mitglied der Commiſſion wis 
Derfprochen,, über die zweite waren alle andern Mit⸗ 
glieder einig geweſen. Ungeachtet die erſte Nedaction 
nur von dem baierifchen Mitglied der Commiſſion war 
widerfprochen worden, und in den bißherigen Sigungen 
eine weit überwiegende Stimmenmehrheit, theils aus⸗ 
drücklich, theils ſtilſchweigend, für ſtandesherrliches 
Curiat Stimmrecht ſich geneigt erklärt hatte, fo ward 
Boch ſofort, wiewohl nur «vorerſte, beſchloſſen, die 
zweite Redaction zu wählen; wogegen jedoch der 
baieriſche und der großherzoglich-heſſiſche Bevoll⸗ 
mächtigte die Rechte ihrer Höfe verwahrten **). Ends 
lich erfolgte, erſt in der zehnten Sitzung vom 8, Junius, 
in welcher die einzelnen Artikel der BundesActe para⸗ 
phirt wurden, der definitive Beſchluß ***), daß der 
BundesActe und zwar nicht, wie bisher um DBors 
Schlag geivefen war, in dem vierschnten, fondern am 
Schluß des fechften Artikels, diefe Beſtimmung einzus 
rücken ſey: 
aA ob den mediatiſirten vormaligen Reichsſtänden, 
«auch einige Curiat Stimmen im Pleno zus 





e) Actenx. Bd. II, G. 436f. 
») Ebendaſ. S. 453, 467 f., 474, 475 u, 487 lit, a. 
we.) Ebendaſ. ©. 533, 534 u. 609, 
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eseftanden werben follen, wird die Bundesvers 

«fammilung bei der Berarhung der organifchen. 

«Bundesgefege in Erwägung nehmen». 
Wörtlich ward diefer Befchluß in die Bundes Acte 
. aufgenommen. Die Beflimmung dieſes wichtigen Ges 
genſtandes, ift alfo von der Bundesverfammlung 
zu erwarten. Vorläufig hat Se. Majeflät der König 
von Preuffen den unter Seinen Zepter gefommenen 
Standesherren, in einem ihren Rechtszuſtand beſtim⸗ 
menden Edict vom 21. Jun. 1815, Die Zuficherung ers 
theilt, Sich bei Der Bundesverſammlung dafür zu vers 
wenden, daß den ehemaligen reichsftändifchen, nun 
untergeordneten Landesherren, etliche Curiat Stim— 
men in dem Plenum der Bundesverſammlung eins 
geräumt werden. Daß eine folche Berwendung nicht 
ohne günflige Wirkung bleiben werde, läßt ſich, nach 
den oben angezeigten Verhandlungen, dann mit Ges 
wißheit erwarten, wenn gleiche Gefinnung auch diejes 
nigen der übrigen BundesSouveraine beleben wird, 
unter deren Dberhoheit ebenmäfig vormalige Reichs. 
Mititände als Standesherren gekommen find. 

Die zweite Claſſe von Gegenſtänden, in Ab« 
ſicht auf den Rechtszuſtand der Standesherren, betraf 
thr Verhältniß zu denen Bundeeflaaten, zu weis 
eben fie gehören follen. Was in dieſer Dinficht Defls 
reich, einverftanden mit Breuffen, in dem Ent 
wurf non 23. Mai 1815 vorgefchlagen hatte, iſt oben*) - 
fchon angegeben worden. Sogleich in der zweiten 
. Bigung, flimmten Holflein und Heffen Darm 
fladt diefem Vorſchlag ausdrücklich, die vcreinigs 
gen fouperainen Fürſten und freien Städte Bis 





%) 6, 301 f., verglichen mit S. 500 f. 
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fchweigend bei *). Es wurden aber fpäterhin noch 
manche Zufäßge, Aenderungen, Weglaflungen und näs 
here Beſtimmungen feflgefegt. 

Sachſen (Königreich) meinte, dicfer Gegenfland 
bedürfe , da neue Bellimmungen in den Entwurf 
eingefloffen feyen, Die GStandesherren aber denfelben 
in mehreren ihrer Seits vertheilten Schriften wider; 
ſprochen hätten , einer werteren Erörterung; 
man möge. alfo , flatt der vorgefchlagenen fpeciclien 
Beftimmungen , der BundesXcte eine allgemeine 
Zuſicherung einrüden, daß unter den erſten Ars 
beiten der Bundesverfammilung , Die Feſtſtellung von 
Grundfäßen, wie fie der allfeitigen Gerechtigkeit und 
Billigfeit gemäß feyen über die Verhältniſſe der 
Standesherren in Berathung zu zieben fen **). Diefer 
Vorſchlag ward um fo weniger angenommen, da er 
erft ganz zuletzt, in der zehnten Sigung, mar ange 
bracht worden. 

Der Eingang bes vorgefchlagenen Artifelg 
erhicht, in der fünften Sigung, eine nähere Beflims 
mung , damit fein Zweifel darüber entfliehen könne, 
welche Standesherren bier gemeint feyen. Es ward 
darin — «um die Abfaffung des Entwurfs in der Eins 
feitung mit der vondaiern vorgeſchlagenen möglich 
zu vereinbaren , auch ale Mißdeutung zu verhüs 
gen» — angezeigt, Daß die «im Fahr 1806 und 
feitdem mittelbar gewordenen ehemaligen Reiches 
Räude» gemeint feyen ***); und überdem ward, in der 
Bebenten Sigung, befchloffen, nach dem Wort «Reichs; 


*) Actenx. Bb. IL, S. 363, 393, und 3- -8, wo ad Art. 
11 Nichts erinnere iſt. 

28) Ebendaſ. ©. 554. 

eee) Ebendaſ. ©. 435 f. 
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fände» auch ber übrigen in der gedachten Periode 
mittelbar gewordenen (eigentlich , untergeordneten) 
aReichsaugehörigen» — des chemaligen unmits 
teldaren Reichsadels — zu erwähnen *. Es ward 
ferner in der ficbenten Sigung befchloffen, auch in dem 
Eingang zu fagen, daß hiemit dieſen Standesherren, 
in allen Bundesflaaten, ein gleichförmiger bieis 
Bender Nechtszuftand verfchafft werden folle *H). 

Auf Deftreich 8 Vorſchlag, ward in der fünften 
Gigung der Befchluß gefaßt , den Standesherren die 
Ebenbürtigfeit vorzubehalten, und zwar nach der 
von Luxemburg vorgefchlagenen Redaktion (lit. a 
in dem ı4. Art. dee Bundes Acte), daß fie «fortan 
« nicht deflo weniger zu dem Hohen Adel in Teutfchs 
«fand gerechnet werden ‚ und ihnen das Recht der 
«Ebenbürtigfeit, in dem bisher damit verbuns 
denen Begriff, verbleibt » ***). Das Wort «bisher», 
bat ſehr wahrfcheinlich feine Beziehung, nicht ſowohl 
auf die wilde Periode des fo genannten rheinifchen 
Bundes , als vielmehr auf die Zeit der teutſchen 
Reichsverbindung. 

Auf Baierns Vorſchlag, ward (lit. b ebendaſ.) 
die nähere Beflimmung angenommen, daß die Häups 
ter diefer fürftlichen und gräflichen Häufer , die erſten 
Gtandesherren in dem Staat , zu dem fie gehören, _ 
ſeyn follen ****). In der zehnten Sigung ward noch 
der Zufag befchloffen : «ie und ihre Familien bilden dig 
privilegirtefte ElafferF); auf welche Worte Ler 





*) Aectenc. Bd. II, S. 469. 475 u. 486. 
ee) Ependaf. ©. 469, 475 u. 486. 

een) Ebendaſ. ©. 437, 443 f. u. 487. 

...., Ebendaſ. S. 361, 385 u, 487. 

+) Ebendaſ· ©. 534. 
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fchon in ber fiebenten Sigung gebilligte Nachſatz folgt: 
«in demſelben (Staat), «insbefondere in Anfchung 
der Befleuerung>» *). Der Ausdrudf «erſte Stans 
Desherren » fieht in Beziehung auf eine zweite Elaffe 
Derfelden , in welche ohne Zweifel diejenigen gehören, 
weiche «im Jahr 1806 und feitdem mittelbar gewor⸗ 
. dene ehemalige Reichäftände» nicht find, fondern durch 
Rein beſonderes Privilegium die Standesherrlichfeit ers 
Kangt haben. HeffenDarmfladt hatte vorgefchlagen, 
ſtatt des Ausdrucks «erfie Standesherren » zu fegen: 
« wird ihnen die ſtandesherrliche Würde, und der Sig 
anf der erfien oder Herrenbanf der fkändifchen Bers 
faffung . . . . . anerfannt» **). E8 ward aber dieſer 
Vorſchlag nicht angenommen. 
In dem Gag lit. ce (Art. 14 der Bundes Acte) wel 
chen Baiern ganz weggelaffen wünfchte **), wurden 
in der fiebenten Sigung als nähere Beflimmung beiges 
fügt, die Worte: «oder bleiben» **+**), Die «Rechte 
und Vorzüge . » . . . , welche auß ihrem Eigenthum» 
(herrühren), erbiehten zugleich den näber beffimmenden 
Zufag: «und deffen ungeflörtem Genuß berrühren, 
«und nicht zu der Staatsgewalt» ..... gehö⸗ 
sren»F). — Die Erwähnung der chöheren Regie— 
rungsrcchte » blieb unverändert fliehen; obgleich dieſer 
Ausdruck, der in dem preuffifchen allgemeinen Landrecht 
üblich iſt, in Teutfchland feine feſte, allgemein aner— 
kannte Hedentung bat. Baiern und Deffen Darıne 


*») Actenı. Bd. II, GS. 469, 475 u. 487. 
**) Shendaf. &. 363. 
s, Ebendaſ. S. 361 u. 385. 
.., Ebendaſ. S. 469, 475 u. 487. 
T) Ebendaſ. S. 469, 475 u. 487, vergliden mit &. 359 
und 607. 
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ſtadt mißbilligten dieſe Stelle *%). Kurbeffen hatte 
augetragen, auf aldbaldige genaue Bezeichnung deffen, 
was zu den unmittelbaren Ausflüffen der höchſten Res 
gierungsrechte gebore. Defreich und Dreuffen 
hingegen machten den Antrag, die Beflimmung der 
Grenze der höheren Regierungsrechte , an die Buns 
Desverfammlung zu verweifen , jedoch mit Beibehals 
tung der indem Art. 11 den Standesherren zugeficherten 
Mechte. Diefem Antrag fimmten bei, Hannover, 
die fämmtlichen berzoglih s ſächſiſchen Häufer, 
Medtenburg, Anhalt, Holftein, und die 
freien Städte, wie denn auch von ben übrigen 
anwefenden Bevollmächtigten Niemand widerſprach; 
ausgenommen Naffau, welches beforgte , daß jene 
Erörterungen zu Weiterungen führen möchten, und 
Baiern, welches in der fünften Siguug fernere 
Erflärung und Beitritt ich vorbehalten hatte, nachher 
aber ſich wider den Vorfchlag erflärte **). 

Mit Vorbedacht ward in der achten Sigung bes 
fchloffen, nach dem Gag lit. c, flatt « Hierunter find 
indbefondere» u. f. w., wie anfangs in der Neuen 
oder revidirten Abfaffung der BundesActe geftanden 
hatte, den Abfag mit folgenden Worten anzufangen: 
«Unter vorerwähnten Rechten find insbefondere» y. f. 
w. Es follte Damit angezeigt werden, daß das was 
folgt, nicht Hloß auf lit. c, fondern auch auf die dieſem 
Sag vorhergehenden Beflimmungen zu ziehen fey ***). 

Der Sag Rum. 2, betreffend die Familiens 
Verträge, erhielt, in der flebenten Sigung, einen 


*) Xctend.w. C. Bd. II, &. 361 u. 363. 
) Ebendaf. S. 359, 436 f., 446 u. 452. 
.*) Ebendaſ. &. 500 f. 
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theils beſtimmteren, theils mehr befchränfenden Work 
Saut. Die Aufrechthaltung ward befchränft, auf die 
noch beſtehenden FamilienVerträge; fo wie die 
Unanwendbarfeit der dagegen erlaffenen Verordnun— 
gen, auf Fünftige Fälle. Die Nothwendigfeit der 
Vorlegung diefer Verträge bei dem Souverain, 
ward, auf Baierns Vorſchlag, feſtgeſetzt 9. — Ein 
kurheſſiſcher Vorſchlag, den Rechtsbeſtand 
der geſetzmäſig und ohne Widerſpruch der Intereſſenten 
vertheilten Erbſchaften, fo wie der rechts— 
kräftigen Entſcheidungen ſolcher und anderer 
Streitigkeiten, hier durch eine eigene SchlußClauſel 
zu ſichern, ward abgelehnt, durch die Bemerkung, daß 
dieſes ſchon in der gemachten Einſchränkung der Beftims 
‚mung auf künftige Fälle, enthalten fey **). 

Der Sag Num: 3 (Art. 14 der B. A.), betreffend 
den privilegirten Gerichtſtand und die Des 
freiung von aller MilitärPflichtigfeit, fam 
in der flebenten Sigung neu hinzu ***), 

Dagegen ward der in dem Entwurf ald Num. 4 
bezeichnete Vorfchlag , ihnen Steuerfreibeit für 
ihre Berfonen zu bewiligen — welches Baiern 
ausdrücklich auf bloß perfönliche Steuern, 5. B. Kopfs 
feuern, befchränft wiffen wollte — verworfen +). Man 
batte, unter lit. b, ſchon feſtgeſetzt, daß die Standes 
‚berren und ihre Familien, Die privilegirtefte 
Elaffe bilden follten, «insbefondere in Anfehung der 
Befleuerung». | 

*) Acten ꝛc. Bd. IE, ©. 469 u. 487, verglichen mit &. 

360 u. 361. 

“) Ebendaſ. ©. 500 u. 508. 


») Ependaf. ©. 469 u. 488, vergl. mit S. 360 f. 
+) Edendafelöf. 
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Die Bekimmung in Nun. 4 (Art. 14 der B. A.), 
daß die Standesherren den Landesgefegen, fo wie 
der Militär Verfaſſung und der Dberaufficht 
über jene Zufländigfeiten, unterworfen bleiben, if 
fein neuer Borfchlag. Ste ward aus Rum. 4 des Entı 
wurfs genommen, und an Rum. 3 deffelben Entwurfs 
angehängt *). 

Endlich ward noch, in der fiebenten Sigung, ein 
ſehr wichtiger Beſchluß gefaßt; die Aufnahme einer 
theils wörtlich, theils analogiſch normirenden, 
ſubſidiariſchen Grundbeſtimmung, für ein 
übereinſtimmendes Rechtsverhältniß der Stans 
desherren in allen teutſchen Bundesſtaaten. Dieſelbe 
ſoll als «Bafis und Norm unterlegt werden», fos 
wohl für nähere Beflimmung der in dem 14. Artis 
kel der BundesNcte feſtgeſetzten Befugniffe, als auch 
überhaupt und in allen übrigen Puncten, bie 
Standesherren betreffend. Als eine ſolche Baſis und 
Norm ward erfohren, die Föniglih sbaierifhe Des 
slaration, die Souverainetäts- und Gubjectiong; 
Berhältniffe in den fubordinirten Ländern betreffend, 
vom ı9. März 1807 **). 

Beranlaffung zu diefer Beflimmung, hatte Baiern 
gegeben. Sein Benollmächtigter erklärte fih in der 


%), Acten ic. Bd. II. S. 488, vergl. mit S. 360 u. 361. 

“.) In Winkopps Zeitſchrift: der rheinifhe Bund, Hefe 
VI, ©. 373 fe — Auf folde folgte: Erläuterung 
(vom a5. Mai 1807 ) der Derlaration vom 31. Dec. 1806 
und 19. März 1807, die Befätigung der Familiens 
verträge berreffend; ebendaf. Heft VII, &. 175. — 
Noch andere baierifsye Gefege über die Kedte des Adels 
und einzelner baierifchen Standesherren, habe ich anges 
zeigt, in meinem Staatsarchiv des teucſchen Bundes, 
Heft ll, &. 9 
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fehlen Sigung wider den oben fchon erwähnten 
bſtreichiſch⸗ preuffifchen Antrag, die Beflimmung der 
&renze der in dem Artikel in Beziehung genommenen 
höheren Regierungsrechte, an die Bundesverfamms 
Jung zu verweifen. Er führte zugleich an, daß «Baiern 
den Mediatifirten ſchon im Jahr 1807, durch ein eigenes 
Geſetz, eben fo viel, und wohl mehr eingerdumt habe, 
als jest für fie begehrt werde. Er fügte endlich deu 
Borfchlan hinzu, daß man, flatt den oben gedachten 
Antrag anzunehmen, eine Eommiffion niederfegen 
möge,» um dieſes Gefeg zu prüfen, und aufden Grund 
deſſelben Vorfchläge zu thun, wie die Rechte der Ders 
Diatifirten fchon jegt in der BundesActe feflzufegen 
ſeyen⸗. Diefer Vorfchlag ward alsbald genehmigt, 
und eine Commiffion von fünf Mitgliedern niedergefegt, 
beſtehend aus dem baierifchen, dem erften hannöveri⸗ 
fhen, dem Iugemburgifchen, dem medlenburgifchen, 
und dem großherzoglichsheffifchen Bevollmächtigten. 
Ihr Auftrag war zweifach: fie follte die baierifche Des 
claration von 1807 in der genannten Abficht unterfuchen, 
und den Entwurf zu einer Nedaction des die Standes 
berren betreffenden Artikels, in der Sigung bes fol 
genden Tages vorlegen *). 

In diefer Sigung übergab die Commiffion, durch 
den mecklenburgiſchen Bevollmächtigten, das Reſultat 
ihrer Arbeit **). Sie fügte die Bemerkung hinzu: «fie 
babe das von ihr geprüfte Föniglichsbaicrifche Geſetz 
von 1807, allerdings als den Rechten der Mebdiatifirten 
in vielen Puncten günfkig gefunden; auch ſey 


*) Kcten x. Bd. II, &. 453 f. 
*,) Bermuchlich beitand diefes in dem von ihr verfaßten En 
wurf des Artilels. Vergl. ebendak S. 475, Rune 4- 
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ihr Namens der Mediatifieten zu erkennen 
gegeben worden, wie diefe wünſchten, daß daß kö— 
niglich sbaierifche Gefeg zur Grundlage bei Beftim, 
mung ihrer Rechte angenommen werden möge; fie habe 
Baber. auf Diefen Fuß eine Medaction verfaßt, worin 
alle Mitglieder der Commiffion in allen Puncten (nur 
mit Uusnahme des baierifchen Widerfpruchd gegen den 
Yunct des EuriatStimmrechtes) eingeflimmt hätten 9. 
Der großberzoglichsheffifche Bevollmächtigte fügte 
noch fehriftlich die Erflärung hinzu, daß fein Hof, «fos 
wohl durch frühere Berordnungen von 1807, Die Durchs 
aus nah den Grundlagen der Saierifchen 
entworfen worden, al& auch Durch feine Erflärmg in 
der Eonferenz vom 26. Mat, zu allem dem fich'erboten 
babe, was die mediatifirten Fürften im Weg der Billig; 
keit nur immer begehren könnten, und auch wirklich - 
ihnen in der vorgefchlagenen Bundesurfunde einges 
täumt worden ; fie feyen auch deffen, in dem Großhers 
zogthum, noch bis auf den heutigen Tag in vollem 
Weflg» **). 

Der Borfchlag der Commiffion ward, roch in ders 
felben ficbenten Sigung, genehmigt **); wie es 
fcheint, einmüthig, nur mit Ausnahme des Punctes 
son dem EuriatStimmrecht. So ward jene merfwürs 
Dige fubfidtarifche Srundbeflimmung, in die Bundes 
Acte aufgenommen. 

Die fürftlich sund gräflihsfolmfifhen Häuſer 
Braunfels, Rödelheim undYaubach,, Iteffen ſchon unter 
dem 3. Junius, wider vorſtehenden Beſchluß eine recht 8; 


*) Acten 2. Bd. II, ©. 467: 
») Ebendaf. ©. 474- 
»ee) Ebendaſ. ©. 409, 475 u. 487. 


Klüber's Neberſicht. IT. 
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vermwahrende Erklärung einreichen. Gie erflärs 
ten, daß fe Feine Eonflitution anerfennen würden und 
dürften, in welcher nicht die, ihrer Würde und ihren 
Kechten gebühreiiden Stimmen am Bundestage 
zugefichert,, und zu Regulirung ihrer Berhältniffe das 
Jahr 1805, mit Beziehung auf die Denkfchrift vom 15. 
März, als Bafis angenommen wäre *). — Ein ähn— 
licher rechtsverwahrender Widerfprub er: 
folgte, unter demfelben Datum, von dem Comité der 
Standesherren. Bonihm, und feiner befondern Ber» 
anlaffung , wird weiter unten das Nähere vorkommen. 


- Die vorhin gedachte Commiffions Verhandlung, gab 
Ange zu einem ZwifchenAct eigener Art. Hier 
-fiche » was die Acten fprechen, ohne dem Wiffen, Urs 
theil und Seherblick des Fefers vorzugreifen. Die Coms 
miffion hatte, mie oben gemeldet, in der fiebenten 
Gigung vom 2. Jun. zu Protocol geben laſſen, dag ihr 
«Mamens der Mediatifirten zu erfinnen geges 
ben worden fey, wie Diefe wünſchten, Daß dag für 
niglich:baierifche Gefeg von 1807, zur Grundlage bei 
Beſtimmung ihrer Rechte angenommen werben möger. 
Diefe Aeuſſerung ward gegründet auf eine Unterre 
dung, welche die Commiffion Tage vorher, in der Woh— 
nung des baieriſchen Bevollmächtigten, Herru Grafen 
von Rechberg, mit dem fürftlich . nenwiedifrhen Herrn 
geheimen Rath von Gärtner gehalten hatte, dem: 
felben, der fih eine Heide von Jahren hindurch der 
Sache der Standedherren gewidmet hatte, und von 
einem halben Hundert derfelben für den Congreß bevoll: 
mächtigt war. 


») Merten ae. Bd. IV, &. 323 f, 
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Herr von Gärtner, der von der durch die Com⸗ 
miſſton zu Protocol gegebenen Erflärung, wefentlichen 
Nachtheil für feine Eommittenten beforgte , fendete 
deßhalb fogleich am 3. Junius, eine ſchriftliche 
Verwahrung, in einem Schreiden an den hannöve⸗ 
rifchen erfien Bevollmächtigten, Deren Grafen von 
Münfter. Er vernehme, fagt er darin, daß man 
feine geſtrige Aeufferung bei dem Hrn. Grafen von 
Rechberg, fo verfianden habe, als billige Er die 
Baterifche Declaration von 1807, auch dermal vollkom⸗ 
men ald Grundlage. Dieſes fey aber feine Abficht nichs 
geweſen, und habe es auch nicht feyn Fünnen; denn _ 
er habe dem Hrn. Grafen von Rechberg ſchon vorber 
erklärt gehabt, daß er feine Erklärung und Note das 
rüber, anders nicht als mit Genehmigung des Eomite's 
(der Standesherren) abgeben Eönne. Seine Aeuſſe⸗ 
rungen hätten alfo nicht weiter befagt, und befagen 
tönnen, ald daß er die baieriſche Declaration, unter 
den während des Rheinbundes erfchienenen, für 
die befte halte, Daß er daher auch 1807 in Paris dars 
auf unterhandelt habe, Diefelbe, als Proviforium, 
allgemein geltend zu machen. Was aber 1807 unter 
dem Nheinbund mwünfchenswersth gewefen, könne es 
jest, nach deffen Aufhebung, nicht mehr unbe 
Dinge feyn, wenn ed. auch fonft manches Gute habe. 
Insbeſondere müffe er ſtets darauf beſtehen, daß feinen 
Eommittenten der Rechtszuſtand von 1806 im 
YUllgemeinen als Grundlage bewilligt, daß ihnen 
Stimmrecht in der Bundesverfanmlung ertheilt, 
und daß ein fohügended Bundesgericht nieberger 
fegt werde *). | 
*) Actınıc. Bd. V, ©5325 f. vergl. mit 5%. U, Se 504 f. 

\ Ya 
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Kaum hatte Herr Graf von Münſter diefe Er: 
Märung erhalten, als er fogleih, noch an demfelben 
Tage, in der achten Sitzung, diefelbe zu Protocol gab, 
mit der Heufferung, Daß ungeachtet Herr von Gärtner, 
nach der mit ihn gehabten Unterredung, fowohl miinds 
Sich als fchriftlich behauptet habe, daß die alg die feis 
nige zu Protocol gefommene Erklärung auf Mißvers 
Rand beruhe, folche gleichwohl fehr deutlich gewefen 
fen. Er fordere daher die übrigen Mitglieder der Com— 
miffion auf, zu ekklären, ob dabei ein Mißverftand 
sorwalten könne? Hierauf gaben fämmtliche Mitglie: 
der zu Protocol, daß jene Erklärung Deutlich und 
Feines Mißverſtandes fähig geweſen fey, und 
wenn Hr. v. Gärtner folche jegt wieder zurücknehme, 
der Grund dazu nur in fpäteren, von feinen Com— 
mittenten erhaltenen Jnfiructionen gefucht werden 
könne *). 

Ein von dem Herin Grafen von Münfter erhaltes 
ned Schreiben, gab hierauf dem Herrn von Gärtner 
Anlaß, in einem an den Iuremburgifchen Herrn Dec 
vollmächtigten (ebenfalls Deitglied der oben gedachten 
Eommiffion ) gerichteten Schreiben vom 5. Junius, zu 
erklären, daß er, durch jenes Schreiben nun über den 
wahren Sinn deffen, worüber er gefragt werden 
ſollen, belehrt, unendlich beflagen müffe, durch feis 


nen Irrthum über den Zweck feiner Befragung, 


ein fo unglückliches Mißverftändniß veranlaßt zu haben. 
Irrthümlich, wie er nun leider fehe, habe er vorauss 
gefegt, der Gegenſtand feiner Befragung ſey, ob die 
Baierifche Declaration als Grundlage der Deliberas 
tion, und zum Zwed einer Prüfung deffen, was 
— — — —. 

Acten xx. Bd. II, €. 492 f. 
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davon noch dermalanmwendbar fen, möge angenommen 
werden? Hierauf fo, wie gefchehen, zu antworten, 
hätten ihn natürlich beftimmt, Ehrfurcht gegen die 
Commiſſion, Eluge Rückfiht auf Baierns groffen Eins 
Aug, und perfönliche, in früheren Schriften Darges 
ſtellte Anfichten über den Werth jener Declaration, als 
Auslegung der Bundes Acte. Aus dem Schreiben des 
Hrn. Grafen von Münſter, erfehbe er aber nun, daß 
Die Rede gewefen fey von Annahme jener Declaras 
tion, als unveränderte Fünftige Norm”). 
Das Eomite der Standesherren, beunrw 
higt durch diefen Auftritt, fäumte feinen Augenblick, 
durch feinen Präfidenten, den Herren Fürften von Mets 
ternich, ſchon unter dem 3. Junius eine rechtsverwah⸗ 
rende Erklärung zu den Acten einzufenden. Bloffer 
Mißverftand, heißt es darin, habe die Voraus, 
ſetzung veranlaßt, als Habe Hr. v. Gärtner zu der Ans 
nahme der baicrifchen Declaration , als Baſis zu Ror; 
mirung des Fünftigen Berhältniffed der Standesherren, 
feine Zuftimmung gegeben. Eine folche vermeintliche 
Zuftimmung fey mit Autorifation des Comités nicht 
abgegeben worden; fie könne auch von den Standes; 
berren, als für fie verbindlich und ihnen nachtheilig 
nicht angefehen werden. Gie wiederholten vielmehr, 
in gerechtem Vertrauen auf die befaunte allerhöchfte 
Declaration, ihren Anfpruch , daß ihnen vor Allem die 
dem Alter, der Bedeutenbeit, und dem Anfehen ihrer 
Häuſer entiprecgendeRepräfentation beider Yun, 
Desverfammlung, zuriütckgegeben, uud überhaupt rane 
Gerechtigkeit für fie ausgefprochen werde **). 





*) Acten x. Bd. II, G. 511 u. 5aı f. 
*) Ebendaſ. ©. 530 u. 538 f. 
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Das Reſultat fämmtliher CongreßVerhand, 
lungen über den Fünftigen Nechtsz;uftand ber 
Standesherren, enthält die Bundes Acte, Art. 6 
und ı4. Das Ganze gewährt folgende fuftematifche 
Ueberſicht der fie zunächft angehenden Beflimmungen 
‘der Bundes Acte. | 


I) Unmittelbares Verhältniß zu dem teutfchen 
Bund. 

Ob die Standesherren einige EuriatStimmen 
in dem Plenum der Bundesverfammlung haben follen, 
” wird die Bundesverfammlung in Erwägung zies 
ben, bei Berathung der Einrichtungsgefeße des Bundes, 


11) Verhältniß zu füämmtlihen Bundes; 
ftaaten. 
3) Die Standesherren gehören in Teutſchland 
zu dem hohen Adel. 

2) Das Recht der&benbürtigfeit bleibt ihnen, 
nah dem bisher damit verbundenen Begriff”). 
TI) Verhältniß zu denen Bundesftaaten, zu 

welchen die einzelnen Standeöherren gehören. 
Hier wird ihnen allenthalben nachftehender, gleich 
förmig bleibender, Recht 8zuſt and zugefichert. 
A) Derfönlidhes Verhältniß. 
ı) Die Häupter der flandesherrlichen Familien, 
find die erſten Standesherren deffelben Staates. 
| 2) Sie und ihre Familien, Bilden daſelbſt die 





9% Unter «bisher», ift ohne Zweifel der Zeitraum vor Auf 
Töfung der teutſchen Reichsverbindung zu verſtehen. Man 
vergl. die Anmerkung in den Acten c Bd. II, S. 437. 
More * und oben S. 33 hs 
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privileg irteſt e Elaffe, insbeſondete Im Anſchuns 
der PerſonalBeſteuerung, und genichen 
5) unbefchränfte Nreiheit , ihren Aufenthalt in 
jedem zu dem Bund gehöreuden, oder mıt demfelben 
in Frieden lebenden Staat zu nehmen; desgleichen 
4) privilegirten Gerichtfiand, und | 
5) Befreiung von DUATDELIG TIEREN“. 
Jedoch find diefelben 
6) den Landesgeſetzen unterworfen. 


B) Derbältniß in Anfehung der ſtandes— 
herrlichen Befigungen. 
Den Standesherren gebühr@&: 

1) bürgerlihe und peinlihe Gerichts 
barkeit, in erfler, und, wo die Befigung groß genug 
ift, auch in zweiter Inſtanz; 

2) Forſt Gerichtbarkeit; 

3) Orts Polizei; 

4) Aufſicht in Kirchen- und Schulſachen, 
auch über milde Stiftungen. 


Jedoch find 
5) alle dieſe Gerechtſame auszuüben, 
a) nach Vorſchrift der Landesgeſetze, und 
b) unter Ddberaufficht der Regierungen. 
6) Ihre Befigungen fiud der Militär Verfaſ⸗ 
fung unterworfen. 
7) In Abſicht auf RealBeſteuerung, find die 
Standesherren die privilegirteſte Claſſe, uud 
8) auch In RealStreitigkeiten genieſſen fie einen 
privilegirten Gerichtitand*). 
*) Die Bundes Acte bewilligt ihnen überhaupt privilegirs 


ten Gericheftand, ohne Ausnahme zu machen, in Anſe— 
bung einer oder der andern Arc deſſelben. 
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©) vermiſchtes Verhältnig: 
2) Nach den Grundfägen der früheren teutſchen 
Verfaſſung, werden 

a) die noch beſtehenden Kandesherrlihen Fa s 
milienDBerträge aufresht erhalten, und es 
wird 

b) den flandesherrlichen Familien die Befugnif zus 

‚ gefichert, über ihre Güter und Familiens 
Perhältniffe verbindliche Verfügungen 
zu treffen; doch müflen folhe dem GSouverain 
vorgelegt, und bei (von) den höchſten Landes: 
fielen allgemeinen Kenntniß und Nachachs 
tung gebricht werden. 

o) Alle bisher Dagegen (gegen bie ſtandesherr⸗ 
lihe SamilienBerfaffung) erlaffenen Berords 
nungen, follen für ünftige Fälle nicht wei⸗ 
ter anwendbar ſeyn. 

2) Veberhanpt follen den ffandesherrlichen Häufern 
in Rückſicht ihrer Perfonen, Familien und Bes 
figungen, alle diejenigen Rechte und Borzüge 
jugefichert werden, oder bleiben, welche 

| a) aus ihrem Eigenthum und deffen ungeflör« 
tem Genuß berrühren, und 
b) nit zuder Staatdgemwalt und den Höhen 
ren Regierungsrechten gehören. 
5) Als Baſis und Norm, 
a) bei der näheren Beſtimmung der ange⸗ 
führten Befugniſſe ſowohl, wie 
büberhaupt und in allen übrigen Dunc 
ten, wird zu weiterer Begründung und Fefk, 
feliung eines in allen Bundesflaaten über 
einſtimmenden Rechtszuſtandes der mittels 
bar gemordenen Fürften, Grafen und Herren, 
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die in dieſem Betreff erlaffene königlich; baieris 
fche Verordnung von 1807 unterlegt werden. 
Alles Vorſtehende muß ald vertragmäfige 
Bekimmung derjenigen teutfehen Gouveraine gelten, 
e die Bundes Acte errichtet haben, oder fpäterhin 
dem Bund beigetreten find. Wirtemberg gehört, 
bis jetzt wenigſtens, nicht zu diefer Claſſe. Geine 
Bevollmächtigten erflärten auf dem Eotgreß (10. Jun.) 
ausdrücklich, daß ihr Hof nur den eilf erfien Artikeln 
der Bundes Acte, und auch diefen nıır mit Ausnahme 
desjenigen, was in dem fechfien, wegen ded «auf bie 
Bundesverfammlung ausgefegten Stimmrechtes - der 
Mediatifirten », fefigefegt iſt, vorläufig beizutreten bes 
reit fey *); ein bedingter Beitritt , welcher jedoch nicht 
angenommen ward. Als, nach dem Congreß, ein 
Theil der unter wirtembergifcher Oberhoheit gekomme⸗ 
nen vormaligen reihsftändifchen Landesherren bei Gr. 
Majeflät dem König von Wirtemberg um Ges 
mwährung des ihnen in der teutſchen Bundes Acte « vor⸗ 
Läufig » beffimmten Nechtszuftandes angehalten hatte, 
ward ihnen, in einem königlichen Reſcript vom 18. 
Dct. 1815, zur Antwort: Se. Majeflät hätten die un, 
ter dem Titel «teutfche BundesXctes herausgefommene 
vorläufige Verfaſſung nicht ratificirt, noch 
agnofcirt; ed müfle Sie befremden, daß jene Stans 
desherren nicht mit Geduld und Unterwerfung Den 
Zeitpunkt abwarteten, wo Se. Majeftät diefe, wie jede, 
andere von Ihnen wirklich übernommene Verbindlich— 
keit, in Erfüllung ſetzen würden. 


2) Acten sc. Bd. II, G. 565 f. 
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Welche Hoffnungen und Erwartungen die Stans 
desherren zu dem Congreß gehegt, welche Fordes 
rungen fie — ausgehend von Nechtsanfprüchen und 
von ihrem Beisftand von 1805 — an denfelben ges 
macht hatten, iſt oben angezeigt morden: tehggn 
Eindruck vorfiehende Beffimmungen des Cons 
greffes anffie gemacht, iſt leicht zu erachten. Wohl 
waren fie durch folche in ein beflimmtered und ehrens 
wertheres Verhältniß, als bisher, zu ſämmtlichen 
teutfchen Bundesftaaten gefegt worden. Wohl hatte 
man ſich beſtrebt, in ihr Fünftiges Verhältniß zu eins 
zelnen Bundesftaaten, welchen fie, nach dem von 
Napoleon ihnen bereiteten Verhängniß, fernerhin ans 
gehören follten, mehr Gleichförmigfeit zu bringen, 
als in ſolchem bis dahin geherrfcht hatte. Wohl war 
ihnen manches Recht entweder zurüdgegeben, oder 
erweitert, wenigſtens näher beſtimmt, überhaupt ihre 
und der Fhrigen Lage erleichtert und anfehulicher ge⸗ 
macht, vorzüglich aber ihrem alfo beftimmten fünftigen 
Rechtszuſtand eine Sicherheit und Beftändigkeit vers 
liehen worden, deren cr bisher in ſolchem Grad ent: 
behrt hatte. Auch Hatte man ihnen Ausſicht ges 
laffen, durch EuriatStimmrect in dem Plenum der 
Bundesverfammlung, verfaffungsmäfig in unmirtels 
bares Verhältniß zu dem teutfchen Bund zu Foms 
wen; ein Verhältniß, welches, auch bloß als Ehren— 
recht betrachtet, den äufferen Glanz ihrer Häufer im 
Zn; und Ausland erhöhen, die Wirkungen der ihnen 
gelaffenen Ebenbürtigkeit vervielfachen, und ihr An— 
denfen an ihre chemalige Reichsſtandſchaft einigermas 
fen verfüffen Fönnte. 

Aber — befriedigt waren die Standesherren 
keineswegs; nicht in ihren Erwartungen, noch weniger 
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in ihren Forderungen. Auch führten fie, laut und öffent; 
Sich, Klage darüber. Durch feierliche Handvefle, 
Dem Eongreß unverweilt übergeben , verwahrten 
fie, fammt und ſonders, ihre Rechte. « Schmerzlich » , 
— fd lauten ihre Worte, — «feben fie ich getäufcht 
in ihren Erwartungen, durch die Bundesllcte ihren 
Rechtszuſtand von 1805 wieder hergeſtellt zu 
ſehen, nach getroffener Webereinfunft mit ihnen, 
‚and mit Hinficht aufdie vonihnen, zu Beförderung des 
teutfchen Gemeinwohls freiwillig dargebotenen Opfer. 
Zwar nöthigen fle die Verbältniffe, in Anfehung der 
für ihren künftigen Zuftand dDietirten Normen, fish 
für. jegt der Gewalt der Umflände zu fügen. Gie 
ſehen fich jedoch verpflichtet, für fich, ihre Nachko m⸗ 
men, und ihre angeflammten Untertbanen, vor 
dem hohen Eongreß und vor der ganzen Welt Die Ber; 
wahrung einzulegen, daß fie fih den Umfang ihrer 
Rechte und Befugniffe, wie ihn der Beſitz— 
fand von 1805 bezeichnet, für ewige Zeiten vor 
behalten, und nur in Diejenigen Dpfer willigen 
können und werden, weldhe, als Kefultat freiwils 
Jiger Uebereinkunft mitihnen,, einzig und allein 
eine rechtliche Aenderung ihres altehrwürdigen, 
sarantirten Rechtszuſtandes zu begründen Vermögen. 
Sie behalten fich daher vor, den Umfang dieſes Rechts; 
zuſtandes, bey der Fünftigen Bundesverfamm. 
lung, und bey jeder rechtlichen DBeranlafe 
fung, geltend zu machen» *). 





*%) Rehtsverwahrung vormaliger veihsftändifcher Lan⸗ 
desherren ıc., datirt Wien den 13. Sun. (nah Andern, 
den 11. Yun.) 1815. in den Acten 1. Bd. II, ©. 384 ff. 
Saft gleichlautend mic folder, iſt die Rechtsverwahrung, 
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Noch it, am Schluß, dieſes Berichted, eines zwei⸗ 
fachen öffentlichen Schrittes zu erwähnen, welchen 
mehrere Fürſten und Grafen, in verfehiedener 90, 
litifcher Lage, auf dem Congreß thaten; beide zunächſt 
in Beziehung auf Preuſſen, Doch in entgegengefegten 
Sinn: die einen in der Abficht , einer Unterordnung ale 
Standesherren unter irgend eine, namentlich preufis 
fhe, Dberboheit zu entgehen , die andern mit dem 
erklärten Vorſatz, der preuffifchen Oberhobeit unter 
gewiſſen Bedingungen fich freiwillig zu unterwerfen. 

Verſchiedene ehemalige reichsftändifche Landeshers 
ven nnd deren Befißungen in dem vormaligen weft: 
phäliſchen Kreife, Hatte Napoleon theils fich ſelbſt 
oder unmittelbar, theil® dem fpäterhin (feit Aug. ı808) 
von ihm ſelbſt beherrſchten Großherzogthum Berg, 
unterworfen.” So die Herzoge von Arenberg und 
20035: CEorsmwaren, die Fürften von Salm Salm 
und SalmKyrburg, der Rheingraf von Salm— 
Horfimar, der Graf von BentheimGteinfurt. 
Diefe vormaligen reihsftändifchen Landesherren, denen 
ſich auch der Herzog von Eroy anſchloß, wegen der 
ihm 1803 als Entfhädiaung zugefallenen, reihsunmit:; 
telbaren (aber nicht reichsftändifchen) Herrfchaft Dül— 
men, behaupteten, daß fie, nach VBerjagung der, ihnen 
gewaltfam aufgedrungenen franzöſiſchen Herrfchaft 
aus Teutfchland, durch eigene Aufopferung aller Art 
wieder freigeworden, und inihre ehemaligen 
Rechte wieder eingetreten feyen, gleich 


welche für ſämmtliche Mitglieder des fürftlichen und gräfs 
lichen Raufes Solms, unter dem Datum Wien den ı2. 
Jun. 1815, befonders eingereicht ward. Sie ſteht eben⸗ 
duf. Bd. VI. S. 3325 f. Ä 
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andern ihrer vormaligen Reihe Mitftände +), deren 
Länder ſich gleichmäfig ‚in fremdem Beſitz befunden 
bätten. Sie glaubten ohne einen « neuen Unterjochungss 
Act» jener Rechte nicht beraubt werden zu können: ein 
foicher Act fey aber gegen die von fämmtlichen verbüns 
Deten Mächten erklärten Grundfäße des in Teutfchland 
wieder eintretenden Rechtszuſtandes, folglich nicht 
denkbar. Gie glaubten, daß ein bedeutender Unters 
ſchied obmwalte zwifchen ihnen, und den in Standes 
berrlichkeit herabgefegten vormaligen reichsfländifchen 
Landesheren in DberTeutfchland. Wenn die Verhält. 
niſſe dieſer legten, nach ihrer bisherigen und gegenwärs 
tigen Lage, verbeffert werden follte, fo fönnten die. 
deßhalb zu machenden Beſtimmungen auf ſie und ihre 
Unterthanen durchaus nicht angewendet 
werden. Ahnen müſſe vielmehr ihre Selbſt ſt än⸗ 
digkeit in der teutſchen Staatsverfaſſung gelaſſen 
werden. 

Als gleichwohl, weder in den Protocollen über die 
Einrichtung des teutſchen Bundes, noch ſonſt auf dem 
Congreß, eine Spur zu bemerken war, daß in Anfes 
hung dDiefer Fürſten uud Grafen, ein Unterfchied zu 
ihrem Bortheil gemacht werde, oder werden folle, fo 
lieffen fie noch in derfelben Sigung (dB. Jun.), in welcher 
die einzelnen Artikel der BundesActe paraphirt wur 
den , wegen fulcher Unterlaffung eine, vom >. Jun. 
3815 datirte, Wahrung ihrer Gerechtſame zu 
den Acten geben. Gie bezogen fih darin unter Ande; 
rem darauf, daß die Wiederherfielung oder Forts 
Dauer ihrer Selbftfiändigfeit denjenigen Grundfägen 


Wie Hannover, Kurheſſen, Braunſchweig, Oldenburg, 
Hamburg, Lübeck, Bremen. 
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gemäß fen, welche in dem Plan pour la reconstruction 
de la Prusse , anerfannt worden feyen*). Ihre Rechts⸗ 
verwahrung ward, ohne weitere Bemerkung oder Ents 
ſchlieſſung, bloß als Beilage zu dem Protocol regis 
firire **). Die Schlugitte des Congreſſes vom 9. Yun. 
1815, Art. 24 und 43, theilte die Befigungen diefer 
Fürſten und Grafen Breuffen zu, und verwies 
wegen ihres Nechtszuffandes auf die Beflimmungen 
Der Bundesllcte, die «mediatifirten Territorien» bes 
treffend. 

Bon entgegengefegter Art war der Schritt, welchen, 
zu Ende Aprild und Anfang Mai’d 1815, die Fürften 
won Sayn®ittgenflein, Wied Neuwied und 
Wied Runkel, die Fürſten und Grafenv. Solm8,der 
Graf von BentheimRheda (oder BentheimTecklen⸗ 
burg) auf dem Congreß thaten, die erſten alleſammt 
bisher, vermöge der rheiniſchen BundesActe, unter 
naſſauiſcher Oberhoheit, der legte unter großberzoglich: 
bergifcher Hoheit ***). 

Durch eigene Noten****), erklärten fie fich gegen 
bie öftreihifhen, preuffifhen, hannöveri— 





*) Diefe von Breuffen geäufferten Srundfüge, find oben 
(S. 299) angezeigt worden. 

**) Acten:c Bd. II, ©. 530 f. u. 540 f. | 

“”*), Die gräflichsbencheimifche Herrſchaft Rheda war reichs⸗ 
unmittelbar, gab aber weder Reichs⸗noch Kräsftandfchaft. 
Die rheinifhe Bundes Acte, Art. 24, erwähnt ihrer niche 
unter denjenigen Beſitzungen, welche der Oberhoheit des 
Großherzogs von Berg unterworfen wurden. Aber Napo⸗ 
leon, al& Großherzog von Berg und Cleve, rechnete dies 
felbe , ın einem Decret v. 14. Nov. 1808, zu den Großs 
herzogthum Berg, zu dem Ruhr Departement. Winfoppe 
Zeitſchrift der vheinifhe Bund, Heft XXXI, ©. By. 

»22*2) Diefaynswittgenfteinifche vom 27. April, die 
wicedsneumwichd: und wied-runkeliſche vom 30. 
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fhen erfien Herren EongreßBcvollmächtigten,, wie 
folgt. »Die Erklärungen Preuſſens von 1806 und 
Deftreich8 von 180g , fo wie neuere Proclamationen der 
verbündeten Mächte machten es überflüffig, darüber 
Etwas zu fagen, Daß bei ihrer Unterjochung Fein 
rechtlicher Grund, nicht einmal ein Eroberungss 
recht, ftatt gefunden habe; mitten im Frieden fey fie 
erfolgt. Bon der Gerechtigkeit der rheiniſchen 
Bundesfürften, hätten Demnach fie und Alle, die 
ſich mit ihnen in gleicher Lage befinden, erwarten dür⸗ 
fen, daß, nach Auflöfung des rheinifchen Bundes, zu 
ihren Gunften eine Erflärung erfolgen würde, die 
ihren gerechten Anfprüchen und früheren Verbältniffen 
angemeflfen gewefen ware. Don der Großmutb der 
hoben alliirten Souvernaine, hätten fie ſich 
fchmeicheln dürfen, daß bei den mit jenen Zürften im 
Jahr 1815 gefchloffenen Amneſtie⸗ und AcceſſionsVer⸗ 
trägen, irgend eine, wenn auch, ans Rückſicht auf 
die Damaligen Zeiten, vorerfi nur allgemeine, für 
fie günflige und gerechte Beflimmung erfolgt feyn 
würde ; Die oben erwähnten Erflärunaen diefer hohen 
Souveraine über ihre Unterjochung , hätten diefer Hoff, 
nung einen hohen Grad von Zuverficht gugeben. In— 
zwifchen ſeyen alle diefe Erwartungen unerfüllt ges 
blieben; fie alle feufzten noch fortdauernd unter dem— 
felben, zum’ Theil fogar unter einem noch härte— 
ven Drud, al der unmittelbar von Rapoleon anges 
ordnete gewe fen. Auf alle beidem Congreß eins 
gereichte Vorſteͤlungen, fey bis jegt weder Antwort, 





April, die Gentheimsrhedaifhe von 5. Mai, dis 
folmfifche vom 7. Mai 1815, flehen in den Acten ic. 
Bi IL, ©. 237 — 54. 


N 
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noch beruhigende Beflimmung erfolgt. Unter 
diefen Umſtänden, glaubten fie fich felbfl, ihren Samis 
lien und Untertanen, fohuldig zu feyn, hiemit zu ers 


‚Hären»: Ä 


«daß da ihre Unterdrückung einen unrechts 
lichen und gewaltfamen Zuftand berbeis 
geführt habe, wie diefes in den preuffifchen und 
öſtreichiſchen Manifeſten öffentlich ausgefprochen 
worden fen, fie fich berechtigt glaubten, nad 
Aufhebung des rheinifchen Bundes, den Rechts⸗ 
zuſtand von 1805 als von felbfl wieder bers 
geſtellt zu betrachten, fonach über ihr Ei: 
genthum in der Art zu verfügen, wie ed 
mit dem Intereſſe des teutfchen Vaterlandes, 
mit dem Wohl ihrer Familien, und mit den 
Pflichten gegen ihre Unterthanen vereinbar feyr. 
«Demnach erklärten fie ferner »: 
«daß fie fich mit ihren Befigungen, dem 
Schug und der Hoheit*, Sr. Maj. des Kös 
nigs von Preuffen freiwillig unters 
werfen, in zuverfichtlicher Vorausfegung, daß 
Ge. 8. M. nah Höchſtdero Großmuth und Ges 
rechtigfeit geruhen werden **), fie ihren frühes 
ven Verhältniffen gemäß zu behandeln, und ih— 


*) In der Erklärung der fürftlihswiedifhen Häuſer, 
und in der gräflidsbencheim; vhedaifchen, heiße 
6: «dem Schuß und der oberften beitv. Im 
der fürftlihs und gräflih folmfifhen Erklärung, ſteht 
bloß: «dem erhbabenen Schuß». 

.**) Der fürfilichs und gräflih:folmfifche Antrag geht da⸗ 
bin: «ihnen einen Zuftand zu gewähren, weldyer ibs 
ven, vor der Unterjohung befiandenen veiheftänds; 
[dem Rechten und Pflichten angemeſſen fer. 
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nen die Vorzüge zu erhalten, deren fie fich vor 
ihrer Unterdrückung zu erfreuen gehabt, in fo 
weit folhe Nechte und Borzüge mit dem allges 
meinen Wohl des teutſchen Vaterlaudes verein⸗ 
bar feyen» 

«Nur durch eine ſolche freiwillige. Anſchlieſſung 
an benachbarte groſſe Staaten, werde der 
durch den Rheinbund umgeſtoſſene Rechtszuſtand herge⸗ 
ſtellt, und könne dad Bedürfniß der gegenwärtigen 
Lage befriedigt werden; uud da der fo glorreich been— 
Digte Krieg nur für Recht und Gerechtigkeit, und 
gegen alle gewaltfamen Unterdrückungen 
geführt worden fen ; fo glaubten auch fie auf die Wohls 
thaten des glücklichen Ausganges dieſes Kriegs Ans 
{pruch machen zu dürfen. Alle ohne den freien Willen 
der Berechtigten vorgenommenen Austaufchungen, 
Abtretungen, Zerſtückelungen und VBeräufß 
ferungen, würden dagegen nur als Gewalt bes 
trachtet. werden können, jedem rechtlihen Begriff 
widerfireiten, undinur den Wunfch erzeugen, denſelben 
verändert zu ſehen ». 

Der Fürſt Wilhelm von Sayn Wittgenſt ein, 
gu Wien anweſend, überreichte die von ihm «an den 
Eongreß übergebene Erklärung», namentlich Gr. 
Majeſtät dem König von Preuffen, mit einem 
befondern Schreiben *, worin er diefen Monarchen 
bat, bei dem Eongreß erklären zu laſſen, dag Er den 
Antrag der fürftlich s wittgenfleinifchen Familie anz u— 
nehmen befchloffen habe. Dieſes werde, fügte der 
Zürft Hinzu, auch einen Weg zeigen, auf welchem 





*) Hcten di m. C. Bd. 11, S. a4: 
Klüber's Ueberſicht. IL 2 





854 
der bis 1806 beſtandene Nechtszuftand der Reichsſtände 

inter fih, ohne Ungerechtigkeit möglichſt herges 
ſtellt, und zugleich das Bedürfniß der neueren Zeit, 
eine vereinfachte und Fräftigere NationalVer— 
theidigung und cine gleichförmigere Rechte. 
pflege, vollkommen befriedigt werden Fünne. Würde 
auch: der König die Befißungen der Häuſer Wittgens 
fein, Solms, Wied ıc. ohne deren Einwilligung, 
durch Austauſchung oder Unterhandlung mit Scinen 
Staaten vereinigen können, fo würde doch diefes Ihm 
feinen rechtlichen Befig gewähren , fondern dieſe 
PVereiniaung würde nur eine Fottfegung der früher 
Yon dem Stifter des Rheinbundes veranlaßten Ge. 
mwalttbaten ſeyn. Alle jene‘ Familien würden fich 
zwar der Macht fügen müſſen, aber gewiß nur mit 
demfelben Gefühl, mit weichen fie im J. 1806 nieders 
gebeugt worden, und mit dem ewig erienerten Wunfch 
nach einer der Gerechtigkeit angenteffenen Veränderung. 
Wenn auch Zürften dadurch Etwas verlören, daß 
ihnen jegt Laͤnder wieder entzogen würden, die bisher 
von ihnen in der widerrechtlichtten Unterjochung erhal⸗ 
ten worden, deren Beſitz ihnen Niemand beflätigen 
können, ind deren fernere Beibehaltung ihnen ſchon 
die bloffe Nechtlichkeit nicht geſtatte, fo könnten fie 
Boch deßhalb Entſchädigung zu fordern unmöglich 
berechtigt ſeyn. Sollte Diefe dennoch für nöthig erachs 
tet werden ; fo werde fih wohl noch Gelegenheit zu 
einem andermweiten Erfa& für fie finden. Und wenn 
anch der König aus Großmuth geneigt ſeyn follte, zu 
dieſem Zweck einige Anfopferungen zu machen, fo dürfe 
es doch nicht gerathen ſeyn, und fünne früher oder 
fpäter feinem Sntereffe nur nachtheilig werden, wenn 
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dadurch die freiwillig dargebrachten Vereinigungen 
vorher mediatifirt geweſener Befigungen unter Seiner 
Dderherrfchaft, das Anfeben erfaufter oder cin 
setaufhter Ermwerbungen erhielten, da Ddicfe 
Ermwerbungsarten den Mangel eines urfprünglichs 
rechtlichen Beſitztitels, und eines dadurch begrüns 
deten VBeräufferungsrechtes der Verkänfer, auf feine 
Weife würden erfegen können». 

Der König antwortete, unter dem Datum vom 
3. Mai, auf diefes Schreiben: « der Antrag des fürfts 
lich:wittgenfteinifchen Hanfes habe Seien vollfoms 
menen Beifall. Er habe daher Seinem Staatds 
kanzler Auftrag ertheilt, die Ddemfelben entfpres 
heuden Grundfäge beidem Congreß nachdrüds 
fih geltend zu machen, und den Ihm willfoms 
menen Wunfch des Fürften, baldmöglichft zur Ausführ 

rung zu bringen » *) 

Was den Erfolg betrifft, fo find die Verbands 
lungen, welche drei bis ſechs Wochen ſpäter, in den 
über Errichtung und Einrichtung des teurfchen Bundes 
gehaltenen Sigungen ſtatt hatten, und das Reſultat 
derfelden, die Beftimmungen in dem 6. und 14, 
Artikel der Bundes Acte, oben ſchon angezeigt worte 
den **). Auſſer folchen ift aber hier noch zu gedenken, 
daß Preuſſen, durch einen mit Naffau zu Wien 
am 51. Mai gefchloffenen Vertrag ***), die unter 


*) Acten ꝛc. Bd. II, ©. 243 f. 

»*) Die wiergenfteinifche und folnfifche Unterwerfung unter 
Preuffen, hatte, in Abjiche auf ihre unter befien »darıms 
ſtadtiſcher Oberhoheit gelegenen Beſitzungen, keine Aende— 
rung in den politiſchen Verhältniſſen dieſer legten und ihrer 
Beſitzer, zur Folge. 

”) Acten ꝛc. Bd. VI, S. ı57 fi 
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naffanifcher Dberhoheit bisher geſtaudenen Befigungen 
der Häufer, Wied und Solms (von diefen die Aem—⸗ 
ter Braunfels, Greifenflein und HohenSolms) eins 
taufchte, und dagegen, unter Anderem, die ihm 
zugetheilten graflidsleiningen-weflerburgifhen 
Herrſchaften Wefterburg und Schade, und den vors 
mals großbergoglich,bergifchen Antheil des fürftlich« 
wied:rnufelifehen Amtes Runkel, an Raffau 
abtrat. Die beiderfeitigen Abtretungen gefchahen «mit 
allen Rechten der Landeshoheit und DOberberrlichkeit v. 

In der SchlußAecte des Congreſſes vom y. Jus 
nius, Art. 24, ward dieſer Vertrag beftätigt. Diefe 
Beftätigung erfolgte, ohne daß Dabei des in der teuts 
fchen Bundesllcte, für die vormaligen reihsftändifchen 
Landesherren, ihre Familien und Befigungen „ bes 
dungenen Rechtszuſtandes ausdrücklich Erwähnung ges 
fehah: vielmehr wurden die genannten, von Naſſau an 
Hreuflen abgetretenen Befißungen unter denjenigen 
(vermuthlih durch ein KanzleiBerfehben) genanut, 
welche nicht nur mit Souverainetät,, fondern auch mit 
aller Proprietät, mit der preuffifchen Monarchie 
follen vereinigt werden *), Dagegen wurden, in dem⸗ 
felben Artikel, die in dem 45. Artikel verzeichneten 
«mediatifirten Bezirke» (unter folchen auch die fayus 
wittgenfleinsberienburgifche Herrfchaft Homburg) 
an Preuffen noch beſonders überwiefen, mit der 
ausdrücklichen Beflimmung, daß dDiefen der in der 
teutfhen BundesActe fir die «mediatifirten Territo— 
rien» feflgefegte Rechtszuſtand zu gewähren fen; eine 
Beſtimmung, welche hingegen den gleich nachher ges 
nannten (nicht reichsſtändiſchen) Beſitzungen des 





* Acten d. w. C. Bd. VI, S. 35f. 
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vormaligen unmittelbaren Adels, welche von 
preuſſiſchem Staatsgebiet umgeben ſind, nicht zu Theil 
ward *), namentlich nicht der fürſtlich-hatzfeldiſchen 
(vormals: nicht reichdunmittelbaren) Herrſchaft Wils 
denberg im Großherzogthum Berg, nnd der freiberrlichs 
grotifchen (vormals reichdunmittelbaren) Baronie 
Schauen im Zürftenthum Halberftadt, welche nach dem 
Ausdruck der CongreßActe, «der preuſſiſchen Monars 
chie angehören follen» **). 

Unmittelbar nach dem Congreß „ beſtimmte Se. 
Majeſtät der König von Preuſſen, durch ein 
Edict vom 21. Innius 1816***), den Rechtszuſtand 


der Seinem Scepter nunmehr unterworfenen vormalis 


gen reichsſtändiſchen Landesherren, Der jetzigen könig⸗ 
lihspreuffifhen Standesherren. Au dieſem 
Edict giebt der König die Zuſicherung, Sid) bei der 
Bundesverfammlung dafiir zu verwenden, daß den 
ehemaligen reihsftändifchen, nun untergeordneten Lan— 
desherren etliche Curiat Stimmen in dem Ples 
num der PBundesverfammlung eingeräumt werden. 
Sodann wird der Recht 8zuſt and der gedachten preufs 





*) Die Schluß Acte des Congreſſes, Urt. 43, verſagt der 
freiherrlichen Familie von Grote, in Anſehung der ehehin 
reichsunmittelbaren, zu der Reichsritterſchaft nicht gehöri⸗ 
gen Herrſchaft Schauen, dic Vortheile des 14, Artikels 
der teutſchen Bundes Acte: aber fie fpricht folhe, und zwar 
gleich den vormaligen, nun untergeordneten, Reichsſtän⸗ 
den, zu, den Herzog von Eroy und dem Grafen von 
Bentheim-⸗Rheda, jenen wegen der Herrſchaft Düls 
men, dieſem wegen der Herrſchaft Rheda, die beide wohl 
reichsunmittelbar, aber (mie die Herrſchaft Schauen) weder 
reichsſtändiſch noch reichsritterſchaftlich waren. 

*) Acten d. w. C. Bd. VI, S. 50 f. 

»⸗*) In des Verfaſſers Staatsar ꝙ iv des teutſchen Bun⸗ 
des, Heft 3. 
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ſiſchen Standesherren beſtimmt. In diefer Hinficht 
wird zuvörderft alles dasjenige namentlich wiederholt 
und bejtätigt, was die teutiche BundesActe in dem 14. 
Artikel feftfegt. Hierauf wird das in der BundesXcte 
bedungene Rechtsverhältniß dieſer Standesherren theils 
näher beſtimmt, theils erweitert. Sie behalten 
den Beſitz und die Einkünfte ihrer ſämmtlichen. 
Domainen. Auſſerdem läßt ihnen der König die Dis 
recten Steuern; jedod) fo, daß folche einer Nevis 
fion unterworfen, nur zu des Landes Beften 
zu verwenden, und ohne Fünigliche Genehmigung 
nicht zu erhöhen find. Für ihre Perfon und Famis 
lien, auch für ihre Domainen, genieffen die Standes: 
herren Steuerfreibheit, bei gewöhnlichen Perfonals 
und Grundſteuern; zu aufferordentlichen und Kriegs; 
ſteuern baben fie verhältnißmäſig beizutragen. Die 
indirecten Steuern, wovon Niemand frei feyn kann, 
zieht der Staat, und läßt fie durch feine Behörden ers 
heben. Es fteht ihnen frei, Militär Ehreuwa— 
ben zu halten; ihre Unterthanen find der Militär— 
Berfaffung des Staates unterworfen. Go fern fie 
ehehin zwei Inſtanzen hatten, bleiben ihnen folche ; 
in der dritten wird dann bei den Föniglichen Oberlans 
Deßgerichten Necht genommen, Bei welchen auch die 
Stadesherren ſelbſt und die Mitglieder ihrer Familien 
ihren privilegirten Gericht ſtand haben. Die 
von ihren Gerichten erfannten Strafen, find der Re: 
vifion der Eöniglichen Obergerichte unterworfen; jedoch 
wird den Standesherren das Recht vorbehalten, auf 
Minderung oder Erlaß der. Strafen anzutragen. Ih— 
nen bleibt die Benugung aller Arten der Jagd, Des: 
gleichen der Bergs und Huttenmwerfe, unter Ans 
ordnung Des Staates; Doch müſſen fie dDiefen das Bor; 
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Eaufsrecht, in Anfehung der von ihnen erzielten 
Metalle, Mineralien und Fabrifate, nach den Marfts 
preifen einräumen. Endlich: find fie den Föniglichen 
Gefegen und allgemeinen Poligeis, Handelds und ans 
dern Anordnungen, fo auch der Oberaufficht des Staas 
tes unterworfen, jedoch ift ihnen und ihren Behörden 
die Yusubung und Vollziehbung der Berwals 
tungsMaasregeln überlaffeen; zu welchem Ende 
innen auch freifichen fol, dem König einen oder mebs 
tere Landräthe zur Genehmigung zu prafentiren. 


v 
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VI. 


ueber | 
Beſtimmung Des Rechtszuſtandes 
des | 
ehemaligen unmittelbaren 


Reichsadel's. 





Auch dem Reſt der reichſsunmittelbaren Ritterſchaft 


hatte, unter Napoleon, ſeine Stunde geſchlagen. Zwar | 
batten fchon faft ein Viertel Jahrhundert hindurch, mb. 


Drige Elemente, Bald (hdwächend „bald vernichtend auf 


den Zuftand der Reichsritterfchaft eingemwirft: doch nie- 


fo Alles zermalmend, wie unter dem Stifter des rheis 
nifhen Bundes. Politiſche Vereine haben, laut der 
Weltgeſchichte, ihre Moden, wie dad Gewand in weis 
ches die Einzelnen fich Hüllen. Was in beiden vor Jahr⸗ 
hunderten für Weisheit galt, Farm, nach veränderten 
Umſtänden, verwerflich feheinen. 

Bedeckt von den Flügeln des Faiferlichen Adlers, 
gebohruer Waffenträger eines allgeltenden Reichsober⸗ 
hauptes, ſtark durch das enge Band, das ihn mit zahl⸗ 


reihen Waffenbrüdern uwmſchlaug, konnte einſt der 


freie Ritter jedem Groſſen des Reichs, der cd wagen 

mochte, ihn oder fein Befigthum anzutaften, keck unter 

Die Augen treten, und ihm, unter dem mächtigen Schuge 
Klüber’s Weberficht. III. Ya 
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des Fauſtrechtes, mit Zuverficht entgegen rufen: «auch 
ich bin ein Mann»! Noch waren die fichenden Deere 
nicht; noch kannde man die Kriegsfunft nicht, Die, mit 
Hülfe groffer, geſchloſſener Maſſen und Des Feuerges 
wehrs, mafchinenmäfig oft mehr thut, als perfönliche 
Thatkraft und ritterlicher Muth; noch ſah man auf dem 
Platten Lande nicht die groffe Schaar gemeiner Freien, 
die, ihrer Kraft und Rechte fih bewußt, für Vaterland 
und Fürſten zu flreiten bereit ficht; noch war nicht dag 
Syſtem von StaatShoheit und Vergröfferung der Fürs 
fien, und jene politifche Verbrüderung derfelben aus— 
gebildet, die, auch ohne ausdrückliche Uebereinkunft, 
_ einen Phalany gegen Mindermächtige bildet , dem diefe 
weder einzeln, noch vereinigt, zu widerflehen vermös 
gen. Noch war das Intereſſe des Kaifers Tür des 
Reichs Nitterfchaft, ungetheilt und ungeſchwächt. Das 
Schwerdt des Ritters, die Kraft des Arms der es 
führte, konnte für eigenen Vortheil nicht minder die— 
nen, als fur fremden. In dieſen Tagen der Vorzeit, 
mochte es den freien Rittermäſigen des Reichs genü— 
gen, in ſich ſelbſt ſtark genug, den Bund zu errichten, 
der fie, ur unter fich vereinigt, von jeder andern 
Elaffe von Staatsbürgern trennte. 

Diefe Zeiten find nicht mehr. Schon lang wollte 
es den fpäten Enkeln jener Helden der Weilandzeit nicht 
mehr gelingen, fich auf den Stufen zu erhalten, welche 
Diele für fich errungen hatten. Nie hätte eigene TZapfers 
Leit fie fo hoch heben Fönnen. Wäre auch das achtzchnte 
Jahrhundert noch fo fruchtbar an Männern vom Rit—⸗ 
terfiande gemwefen, bei denen die Natur hätte auffichen 
und fagen mögen: das ifl.ein Mann! dennoch würde 
man Franze von Sickingen und Götze von Berlichingen 
nicht wieder gefehen haben; auch Feine Schafliane von 
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Rothenhan, nicht Reinharde von Gemmingen, niche 
Schärtline von Burtenbach, noch Andere von folcher 
Kitterart. Die Kriegskunft, das Erbtheil diefer Tas 
pfern, Eonuten ihre Abkömmlinge, als Söldner, nie 
mehr für eigene und ihrer Genoflen Selbſtſtändigkeit 
anwenden. Nicht mehr Eonnte die Nitterfchaft, wie 
einft Maximilian der Kaifer von ihr rühmte, zu Taus 
ſenden beifammen im Harnifch reiten. Auch der faifers 
liche Reichsadler Fonnte im Bunde der Ritterfchaft, nie 
wieder den früher erhaltenen Beiſtand finden. Die ein⸗ 
fachſte Politif mußte jegt den Kaifer belehren, daß die 
unmittelbare Nitterfchaft es nicht fey, für welche es 
ohne, wo reihsverfaffungsmäfige Drobungen nicht 
wirkten, mit eigener Aufopferung zu kämpfen *). 
Ein Mitglied der Neichbritterfepaft genoß, für 
feine Perfon und Familie, Reihdunmittelbarkeit ; 
über feine reihsritterfhaftliden Befigums 
gen, zwar nicht teutfche Landeshoheit nach ihrem gans 
zen Umfang, aber Doch reichdunmittelbare obrigfeitliche 
Gewalt uud Botmäfigkeit, oder reichsunmittelbare 
TerritorialGercchtigfeit. Es war zugleih Mitglied 
eines Rittervereins, der, fo wie jede Abtheilung 
deffelben (Kreife und Eantone), im Verhältniß zu den 
Reichs⸗ und Kreisfländen, als reichsunmittelbares 
Corpus betrachtet ward, zwar ohne Reichs- und Kreis, 
ftandfchaft, aber doch völlig unabhängig von reiches 
und Freisftändifchen Landesherren, und nur allein Dem 
Kaifer und Neich untergeordnet. Der Ritterverein 
und feine Mitglieder einer Seits, Die reichs und Ereißs 
ftändifchen Landesherren anderer Seits, flauden neben 


2) Worte des Verfaſſers, größtentheils ſchon aus dem 9. 


1793. 
Aa2 
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einander ale Territoriallachbarn und als unmittelbare 
Angehörige des teutfchen Reichs. 

Dieſes wechfelfeitige Verhältnig war fehr oft eine 
Duelle von Eiferfuht, Mißhelligfeiten und Streitig— 
Feiten. Dann flellte fich die Nitterfehaft, ihrem Gegs 

ner nicht felten ald eine moralifche Perfon gegenüber: 
aber auch mehrere Reichs- und Kreisſtände, machten 
zumeilen gemeinfchaftliche Sache gegen fie. Nach grofs 
fem Berluft, den fie, in dem fechzehnten und fiebens 
zehnten Jahrhundert, durch vielfältige Eremtionen 
reichBritterfchaftlicher Güter erlitten, nach etlichen bar: 
ten diplomatiſchen Kämpfen, im Anfang und um die 
Mitte des achtzehnten Jahrhunderts, hatte die Reichs: 
ritterfchaft glucflich ihren Standpunct im heiligen römi— 
Shen Reich behauptet, unter dem Schug der Reiches 
verfaffung,, befonders der Reichsgerichte, welche (vor⸗ 
züglich der Neichshofrath ) von den Gegnern des Mit: 
tervereing einer Parteilichfeit zwar oft beſchuldigt, doch 
nie überwiefen wurden *). . 


*) In einer, dem Vernehmen nah, zu Münden erfchienes 
nen Zeitfchrift («X llemannıa», März ı8ı5, Heft, - 
&. 14) wird gemeldet: «in der befannten zwingenbers 
gifhen Bade» (ſeit 1725 bei dem Reichöhofrach rechtes 
hängig), “feyen, vermöge cines zu Rothenburg an dir 
Tauber, zwiſchen den Direcrorien aller drei Ritterkreiſe 
gefaßten Befchluffee, vierzig taufend Stuf Ducas 
ten zur Vertheilung an die Mitglieder des Reichsgerichtes 
zufammengefhoffen, auch, nad den Bericht des rit⸗ 
terfchaftlihen Agenten, wirklich vertheilt worden. 
Mit dem Befchluß ſowohl, ale der Vertheilungslifte, fey 
man bereit, auf die erfte Aufforderung hervorzutreten ». — 
Dem Berfaffer gegenwärtiger Ueberficht, iſt diefer Gegens 
ſtand, wie überhaupt die Gefchichte und Politik der chemas 
ligen Reichsritterſchaft, niche fremd; er iſt auch Verfaſſer 
einer, noch ungedruckten, « diplomatiſchen Geſchichte 
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Aber groß und gehäuft, endlich für den Mitterders 
ein durchaus, für die Einzelnen groffeutheils vernich—⸗ 
tend, war das Mißgeſchick, welches im Ausgang des 
achtzehnten, und im Anfaug des neunzehnten Kahrhuns 
derts, der unmittelbaren Neichsritterfehaft widerfuhr. 
Die franzöſiſche Revolution und das Kriegsglück der 
Neufranken, beraubte ihre Mitglieder auf der ganzen 
linfen Rheinſeite, nicht bloß ihrer perfönlichen und 
Dinglichen Reichsfreiheit und ihrer PatrimonialHerrs 
lichfeit , fondern auch eines groffen Theile ihrer Eigens 
thumsrechte. Der lüneviller Friede, gab diefem Vers 
Iuft unwiederrufliche Beflätigung *). Er begründete zus 





und Befchreibung der Herifhaft Zwingenberg am 
Neckar v, fo wie eines Staatsrecht es der unmittels 
baren Reichsritterſchaft in Schwaben, in Franken 
und am NRheinftrom » , in drei Theilen und 729 Paragras 
phen, welches, obgleich ſchon im Jahr 1794 in der Hands 
fchrift beendigt, wegen verfchiedener Verhältniffe ungedruckt 
geblieben ift. Er gefteht, dag die Angabe in der Alleman⸗ 
nia allen feinen Glauben überfteigt. Er erſucht daher die 
Herren Herausgeber diefer Zeitſchrift, ihn, ihrem Erbies 
ten gemäß, von der Richtigkeit jener Angabe urfundfich 
zu belehren. | 
”) Der Graf (nun Fürſt) von der Leyen berechnete un Jahr 
1803 bei der allgemeinen Reichsverſammlung, und 1814 
auf dem wiener Kongreß, feinen durch die franzöfifche Res 
volution und den lüneviller Frieden, auf der linken Rheins 
feite erlictenen Verluſt an veihsunmitrelbaren 
(nicht reihöftändifchen), zu groffen Theil verchsritters 
ſchaft lichen Befigungen, auf 8 Madrarkeilen, 63 Ort⸗ 
fhaften mit 18,705 ®inwohnern, 24 Schlöffer und herr⸗ 
fchaftlihe Wohngebäude, 148 Meierpöfe und Mühlen. Der 
jährliche Ertrag diefer Befigungen, mit Einfluß 
von 70,423 Gulden 5 Kreuzer freindelichen Renten in frems 
den Territorien, wird angegeben auf 248,78ı Gulden 34 
Kr. 12 Pf. Acten des wiener Eongreffes, Bd. VI, ®. 
336 — 353. 


n 
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gleich, auch auf der rechten Rheinſeite, eine fafl allge: 
meine Secularifatton der geifllihden Wahlftaaten, der 
Erzs, Hoch: und adelichen EollegiatStifte, welche feit 
Sahrhunderten, zum Theil ausfchlieffend, für den un. 
mittelbaren Reichsadel eine reiche Quelle der Verſor⸗ 
gung, der Macht und des Anſehens geweſen waren. 
Der Reichsdeputations Hauptſchluß von 18035 ($. 27) 
derhieß zwar der Reichöritterfchaft Entfehädigung durch 
Renten, für den an fo genannten droits feodanx erlits 
tenen Berluft 9: aber nie ward diefe Zuficherung er⸗ 
füllt. Die Zurückgabe des Grundeigenthums erfolgte, 
nach aufgehobenem Sequeſter, von Seite Frankreichs 
fehr unvollfommen, und war mit groffem Koftenaufs 
wand verbunden. 

Brandenburgifche Deenpationen in Sranfen, in 
den Jahren 1796 und 1797, entzogen faft alle Mitglies 
der eines RitterCantons, und viele Mitglieder zweier 

andern, mit ihren Befigungen der RitterMatrifel, und 
unterwarfen fie der Landeshoheit von Ansbach und 
Baireuth. Nach Berichtigung des Secularifationg s 
und Entſchädigungsweſens durch den Reichsdeputa—⸗ 
tionsHauptſchluß von 1803, folgten, in Franfen unb 
Schwaben, die Kurfürften von Baiern und Wirtenms 
Berg dem von Kurbrandenburg gegebenen Beifpiel, und 
auch fie fanden, nicht nur in ihrer Nähe, fondern auch 
in dem rheinifchen Nitterkreis, wieder Nachahmer an 
— — — — — 


*) Die Cantone Dber s und Niederrhein ſchähten den Verluſt 
an jährlichen Einkommen von fo genannten droits feodauxz, 
auf mehr ale 367,000 Gulden. Acten x. Bd. III, ©. 
468 f. — Ueber die Zufiherung des R. D. Hauptſchluſſes 
f. man 9. C. Gaſpari's Deputations Receß, mit Erläus 
rungen, S. 259 ff. und C. G. Hein richs teutfche Reiches 
geſchichte, Th. IX, ©. 176 f. 





847 


HeſſenCaſſel, Heſſen Darmſtadt, Naffau und andern 
mindermächtigen Nachbarn und Lehnherren reichsrits 
serfchaftlicher Gutsbefißer. 

Wenige Tage vor dem presburger Srieden, am 19. 
April 1805, fehleuderte noch Napoleon einen Donner. 
keil auf einen groffen Theil der Reicheritterfchaft. Durch 
einen Tagsbefehl aus Schönbrunn, befahl er kurzweg 
alten frauzöfifhen Generalen und TruppenCommans 
Danten , Daß fie den Truppen und Bevollmächtigten Dee 
Kurfürften von Baiern, Wirtemberg und Baden, in 
der Befigergreifung der reichBritterfchaftlichen Güter 
Bülfreiche Hand Seiften follten. Die NReichsritterfchaft 
fey eine Gehülfin Oeſtreichs geweſen, babe öftreichifche 
Werber und RecrutenAushebungen geduldet, und fich 
dadurch in Kriegsftand gegen Sranfreich gefegt. Er, 
Napoleon, habe jenen drei Kurfürften die volle und 
gänzliche Souverainetät ihrer Staaten — ſo, 
daß ſie eben ſolche Souveraine in ihren Staaten ſeyn 
ſollten, wie es der teutſche Kaiſer in den öſtreichiſchen 
Erbſtaaten, und der König von Preuſſen in Branden— 
Burg *) ſey. Diefe Verfügung war eine bloffe Kriegs; 
maasregel. In den Verträgen, welche Napoleon um 
Diefelbe Zeit mit den genannten Kurfürften gefchloffen 
hatte, mar ihrer eben fo wenig erwähnt, als fieben 
Tage fpäter, in dem presburger Frieden. 

Was endlich, nach fo harten Stürmen, von unge: 
fähr vierzehn hundert reichsritterfchaftlichen Gütern, 
die man in der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts in 
allen vierzehn Cantonen der drei Ritterfreife, in Schwa⸗ 
ben, Zranfen und am Rheinſtrom zäflte, im Jahr 





*) Europ. Annalen, 1806, St. VIL, ©. 97. Acten w. 
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1806 unverſehrt in dem reichſsunmittelbaren Ritterver⸗ 
ein noch übrig geblieben war *), dem ſprach Napoleon. 
daB VernichtungsUrtheil, theild in der rheinifchen Buns 
desActe, theils in etlichen fpäterhin mit teutfchen Fürs 
fien, bei ihrer Aufnahme in den rheinifchen Bund, ger 
ſchloſſenen Verträgen **). 

Mit gänzlicher Aufhebung aller reichsritterfchaftlis 
hen Kreis: und CantonalBereine, ward zugleich Die 
perfönliche Reichsfreiheit und die reich8unmittelbare 
SerritorialGercchtigfeit der Einzelnen vernichtet. Der 
freie, mit faiferlichen Privilegien ausgeftattete Reichs; 
ritter, ward, gleich dem übrigen landfäffigen Adel, 
Untertban eines oder mehrerer rheinifchen Bundess 
Souveraine. Für die vormaligen reichsftändifchen 
Sürften und Grafen, welche Souverainen diefer Art 
. untergeordnet wurden, hatte Napoleon in der rheini— 
fhen BundesXcte eine Art von SouverainetätsGrenze 
gezogen, die ihnen für den Reſt ihrer Rechte und Vor— 
züge einen Nechtötitel verlieh, deffen Verlegung wenig: 
ſtens laute Befchwerden rechtfertigen fonnte, und früs 


9%) Die ſtatiſtiſchen Angaben von den Kreiſen und Sans 
tonen, liefern auffallende Varianten, und find meift fehr 
unzuverläſſig. Noch im Jahr 1804 ſchätzten Einige das 
Ganze auf 173 Duadratlkeilen mit 354,000 Einwohnern. 
Andere fhägten damals für die fünf ſchwäbiſchen Sams 
tone, 70 DM. mit 160,000 E, auf 668 Kittergütern ; für 
die ſechs fräntifcheh Cantone Bo AM. mir 200,000 E. 
auf 703 Rittergütern; für die vheinifchen Kantone 23 
DM. mit 55,000 E.; alfo überhaupt 173 QM. mit 415,000 
E., wahrfcheinlich zu hoch. Auf dem Congreß, fehäßten 
die Deputirten der ehemaligen Neicheritterfhaft dad Ganze 
auf 1600 (foll vermuthlich heiffen 160) AM. mit mehr als 
400,000 Einwohnern. Acten ꝛc. Bd. II, G. 468. 


“) Dis Verf. Staatsreht dei Ryeinbundes, $. 200 f. 
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ber ober fpäter Erhörung berfelben hoffen ließ. Dem 
unmittelbaren reichBritterfchaftlichen Adel, war von 
Dem allgewaltigen Protector dieſe (wie jene fie nann— 
ten) beweinenswürdige Wohlthat verfagt worden; er 
batte ihn verurtheilt, den ihm angewiefenen Herrfchern 
fih auf Diseretion zu ergeben. Diefe beflimmten von 
nun an, nach eigenem Ermeflen, deffen perfönliches 
Verhältniß und feine Realrechte, durch Verordnungen, 


Geſetze, Declarationen, Conſtitutions Edicte, Reſolu.“ 
tionen, Erläuterungen *), über deren Inhalt und 


Wechſel die neuen Grundherren, gleich den Standes⸗ 
berren, nicht felten,, bald bei Staatsbehörden, bald 
im Angeficht des ganzen Publicums, bittere Defchwers 
de, meiſt fruchtloß, führten. Go ftanden die Sachen, 
als der wiener Congreß, und mit ihm für die gemefes 
nen unmittelbaren Reichsritter, die Augficht zu Ver⸗ 
befferung ihres Zuftandes eröffnet ward. 


Auf dem Eongreß, konnte es der ehemaligen 


Reichsritterſchaft nicht fehlen an Für ſprechern aus 
ihrem eigenen zahlreichen Mittel, felbft unter den Bes 


vollmächtigten der teutfehen Souveraine. Auch hatte. 
fie die Vorficht gebraucht, eigene bevollmächtigte Abs - 


geordnete daſelbſt zu haben: die ſchwäbiſche 
Keichsritterfchaft den Faiferlihsöftreichifehen Herrn 
geheimen Kath Joſeph Frhru. von Hornftein, die 
fränfifche den Herrn Friedrich Frhrn. von Zobel 
zu Gichelftadt, und den Herrn Kammerherrn Ludwig 


“) Hievon des Verfafferd Stantsreht des Rheinbun— 


des, $. 2119 — 2531. 


U 
vg 





Frhrn. Rüdt von Eollenberg *), diejenige am Rheins 
from und inder Wetterau den Faiferlich söflreichis 
fhen Herrn GeneralMajor Grafen von Degenfeld. 
Als gemeinfchaftlicker Geſchäftsmann begleitete diefe 
Bevollmächtigten, der fürſtlich-löwenſtein⸗wertheimi— 
ſche Herr geheime Rath von Städel. 


Die Abgeordneten fäumten nicht, faft in dem 


ganzen Lauf des Congreſſes, dem Intereſſe ihrer Com⸗ 
mittenten,, theild durch vichfache mündliche Vorſtel— 
lungen, theils durch Denkfchriften *), ihren Dienfleiw 





%) Der legte erfhien ald Bevollmächtigter « der adelichen Ge⸗ 
fhlehter im Drttenwald und Craihgau». Craich— 
gau war ein ſchwäbiſcher, Drtenwald en fränki— 
ſcher Canton. 

**) Der Zeitfolge nach, find es folgende. ı) Kurze Ueber 
fihe über die Beſchwerden der Keichdritterfchaft, 
welche durch die Souperainetäte@inrichtungen feit dem 
Jahr ı806 bis jept, hauptſachlich in dem Königreich Wir— 
temberg und Großherzogthum Baden herbeigeführt 
worden find; in den Acten des wiener Congr., Bd. LII, 
S. 467 — 493. — 3) Anſicht über die künftigen 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe des unmittelbaren Reichs⸗ 
adels in Teutſchland (Nov. 1814); ebendaſ. Bd. I, Heft 
3, S. 106 — 126. — 3) Nachträge und nähere 
Beſtimmungen zu der Anſicht über die künftigen 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe des unmittelbaren Reichds 
adels; erſter Nachtrag; ebendaſ. Bd. III, S. 494 — 
547. — 4) Anſicht über die künftigen ſtaatsrechtlichen 
Verhältniſſe des unmittelbaren Reichsadels, insbeſondere 
in kirchlicher und ſtaatswirthſchaftlicher Hin— 
ſicht, zweiter Nachtrag; ebendaſ. Bd. III, S. 347 — 
— 553. — 5) Memoire v. 15. Dec. 1814, die geifts 
lichen Verhältniſſe des katholiſchen immediaten Reichs⸗ 
adels betreffend. (Ein Auszug daraus, ſteht in dem angef. 
3. Nachtrag.) — 6) Memoire der Bevollmächtigten des 
ehemaligen unmittelbaren teutfchen Reichsadels, enthaltend 
politiſche Gründe für Erhaltung des unmittelbaren 
alten teutfhen Reichsadels, datirt Wien den 28. Jamı 
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fer nach Möglichkeit zu widmen. Gleich anfangs traten 
fie mit einer reichhaltigen Beſchwerdeſchrift her— 
vor. Sie war hauptfächlich und namentlich gerichtet 
wider Baiern, Wirtemberg, Baden, HeſſenDarmſtadt 
und Naſſau. Als ProbeCapitel wurden die Der, 
fügungen und das Benehmen des zweiten und dritten 
der genannten Höfe einzeln aufgezählt, und die Lage 
des vormaligen unmittelbaren Reichsadels in Diefen 
Ländern lebhaft gefchildert. Erlittene Ehrenfränfungen 
und Bedrüdfungen, Herabwürdigung feines Standes, 
Beſchränkung der perfönlichen Freiheit, Inquiſition 
wegen beleidigter Majeflät,, Aufhebung der Samiliens 
Fideicommiß Verfaſſung, Entziehung der Gerichtbars 
feit, des privilegirten Gerichtfiandes, der OrtsPolizei, 
der Forfteilichkeit, der YJudenfchußgelder, der beiden, 
Den Mitgliedern des fräntifchen Cantons Dttenwald 
und der ſchwäbiſchen Ritterfchaft verlichenen Ritteror⸗ 
den, und bed mit dem erſten verbundenen frommen 
StiftungsFonds, auch des Batronatrechtes, übermäſige 
Abgaben, läſtige und koſtſpielige Adels Matrikel und 
Adelserneuerung, Beſchwerung ſeiner Unterthanen mit 
SouverainetätsLaſten, Unbeſtändigkeit und Inconſe⸗ 
quenz in der ihm widerfahrnen Behandlung, und noch 
manches Andere, find die Rubriken, welche bier 
abgehandelt wurden *). 


1815 ;. ebendaf. BR. I, Heft 2, &. 124 — 142. — Bider 
die Anſicht ꝛc. (Nun. 2) kam, während des Congreffes, 
eine Gegenſchrift: «Leber die Verhältniſſe des vors 
maligen Reichsadels»; in der gu München erfihienenen 
Zeitſchrift: xAllemannia» Heft 7, März ıBı5, ©. 
9 — 39. 

»2) Acten 2. Bd. III, &. 468. ff: 
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Auf diefe Befchwerden , lieſſen die Abgeordneten 
die Forderungen und Anfichten des ehemaligen 
unmittelbare: Reichsadels, über fein Fünftiges ſtaats⸗ 
rechtliches Verbältniß, folgen. Diefer Adel gieng aus 
von der Forderung einer volllommenen Reftitw 
tion, nach feinem Standpunct vor 18306. Nach ers 
langter Wiederherſtellung, werde er fich gefallen laffen, 
an Fürſten des teutfchen Staatenbundes einzelne 
Rechte vertragmeife zu überlaffen, deren Aufopfe 
rung die veränderten Staatsverhältniffe etwa erheis 
fhen mochten. Doch müffe er dabei im Voraus zur 
Bedingung machen, daß fortan in Teutfchland Feine 
unbedingte und abfolute Souverainetät 
beſtehe, fondern nur eine eingefehränfte, einer höhern 
Sammtgewalt untergeordnete Staatsgewalt, gleich der 
ehemaligen Landeshoheit, obſchon nun Souverainetät 
genannt, bewacht und geſchützt durch einen Kaiſer, 
ein Reichsgericht, und Landſtände. Als per— 
ſönliche Rechte ſpreche er an: vollkommene perſön— 
liche Freiheit, ehemalige perfünliche Achtung und Rang, 
privilegirten Gerichtfland, Autonomie, Corporationgs 
und Nepräfentationsftecht, Freiheit von perfönlichen 
Abgaben. Als dingliche Rechte: Gerichtbarkeit, 
PolizeiGewalt, Direction der LandesverrheidigungsAns 
ftalten und der Einquartierung , Normirung der Schats 
zungen, DOberKirchenherrlichkeit und Patronatrecht, 
gänzliche Schagungsfreiheiz feines Grundeigenthums, 
alle öffentlichen Abgaben, welche vor 1806 ihm gebührs 
ten. Ueberdem begehrte der Kanton Dttenwald, 
Wiederherſtellung des im J. 1788 ihm von Joſeph II. 
verlichenen Ordens. 


Dagegen wollte der Adel, vertragmeife, zu 
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lIedbertragung nachſtehender Rechte, au Fürs 
fin des teut chen Staatenbundes, fich freiwillig ver: 
fichen: Gerichtbarfeit der höheren Landesgerichte über 
feine Perfon, Aufficht über feine Rechtspflege in erfter 
Inſtanz, Ucherlaffung der zweiten Inſtanz, der hehen 
Polizei, der LandesvertheidigungsAnftalten, der Schazs 
zung, der DberKirchenherrlichkeit; auch wolle er fich 
Schagungsabgaben von feinem Gruydeigenthbum, nach 
billigem Maasſtab unterwerfen. Doch binde er diefe 
Abtretungen anfolgende zwei Bedingungen: ı) Auf 
bebung der Lehnsverbindung gegen ſämmitliche 
Bundesfürſten; 2) Verleihung etliher CuriatStim. 
men in der fünftigen Meichds (oder Bundeds) Ders 
ſammlung, weßhalb er fih zu einer allgemeinen 
Eorporation müfle bilden dürfen *). 

Durh zwei Nachträge, fuchte der ehemalige 
reichgritterfchaftliche Adel vorfiehende Forderungen und 
Anfichten theild näher zu befimmen, theild mit Zus 
fägen zu vermehren. Feſt gegründet, fagte er in dem 
erfien Nachtrag, und ein wahres Kleinod fen, wäh— 
rend der Neichöverbindung, feine Reichsunmittel— 
Barfeit gewefen. Ohne feine Schuld , fey ihm Die; 
felbe entriffen worden. Cie müfle wieder herge— 
ftellt werden, undihm bleiben, auch nach freiwils 
figer vertragmäfiger Abtretung einzelner Rechte an 
tentfche Fürſten, welche dann nur ald Ausnahme von 
der Regel zu betrachten feyen. Geine Forderungen 
ſeyen nicht übertrieben. Hätten doch Preuffen, in 
feiner Declaration für die Nitterfchaft des Fürſten— 
thums Baireuth vom 10. Aug. 1801, und Baiern, 
in feiner Verordnung vom 4. Febr. 1804 fiir die pfalzs 


— — 


Acten d. w. C. Bd. I, S. 206 ff. 
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baieriſche Nitterfchaft in Franken, ja ſelbſt Fran 
reich in feinen Lettres patentes für die chemalige 
Reichsritterſchaft im Unter Elſaß, noch in denjenigen 
vom Jahr 1779, der RitterſchaftVieles von dem einge⸗ 
räumt, was er jetzt in Anſpruch nehme. Freiheit von 
perſoͤnlichen Abgaben und von Gemeindelaſten, könne 
ihm ohne Unbilligkeit nicht verſagt werden. Ueber das 
Rechtsverhältniß der ehemaligen Perſonaliſten der 
Reichsritterſchaft, werde ſich, nach Maasgabe der 
Localität, eine ſchickliche Uebereinkunft treffen laſſen, 
welche ſeine Unmittelbarkeit ſo wenig als möglich be— 
ſchränken müſſe. 

Der Eivils und CriminalGerichtbarkeit 
ber Mittelgerichte des Landes , könne der Reichsadel 
ich unterwerfen, aber feine legte Inſtanz müfle er vor 
Dem höchſten Neich3s (oder Bundes s) Gericht haben, 
wenigſtens den Recurs in Nichtigkeits- und andern 
Fällen. Die Gerihtbarfeit in nicht freiti« 
sen Sachen, über die adelihen Familien und deren 
einzelne Mitglieder, müfle Durch feine eigene Corporas 
tion ausgeübt werden. Die Autonomie, in Abficht 
auf Beibehaltung und Errichtung der FamilienVer— 
träge, indbefondere der FamilienFideicommifle, müffe 
ben Familien bleiben, und auch ihnen die Verwaltung 
ber Familiensund EorporationsStiftungen, fo wie den 
Eorporationen die Dberaufficht über diefelben, einge« 
räumt werden. Eine zweifache Corporation fen 
ihm zu bewilligen; eine provinziale und eine allgemeine, 
Diefe zu Führung der EuriatStimmen aufdemfteichstag. 

Die Rechtspflege in erſter JInſtanz; die bür: 
gerliche und peinliche, fo wie die niedere Polizei, 
gebühre ihm über feine Untertbanen; aber die zweite 
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Inſtanz und die Aufficht , fo auch die Hohe Polizei, 
üderlaffeer den Fürften. Befreiung von Einquartie 
rung in Stiedenszeiten und gewöhnlichen Fällen, 
siehme er in Anſpruch, nicht aber in Kriege; und an— 
dern aufferordentlihen Fällen. Wegen der Kriegs. 
Borfpann miüffe ein Billiger Mittelweg, nach ſtaats— 
wirshfchaftlichen Grundfägen, für ihn gefunden wers 
den. Er begehre das SubcollectationsRecht, 
fo wie die Direction und Leitung der Anlagen 
und Erneuerung der Schagung; den Betrag 
der ganzen Schagung überlafe er den Fürften, doch 
nach Abzug feiner zweifachen Eorporationsfoften. In 
Anfehung der Ober Kirchenherrlichkeit und des 
Patronatrechtes, folle man die angeführte preufs 
fifche Declaration zum Mufter nehmen. 


Unveräufferlihfeit der Rittergüter an 
nicht qualificirte Perfonen , fen für ihn von größter 
Wichtigkeit. Mit Ausnahme der Schagung, müßten 
ihm alle Abgaben zufommen, welche feine Rech 
nungen vor 1806 enthielten. Don feinen eigentlichen 
Rittergütern, wolle er zu %/ ordentlihe Grund— 
fieuer entrichtend do nur fo lang, bis die Lan⸗ 
Desfchulden getilgt feyn würden. Zu aufferordents 
licher Schagung werde er ih nur dann verfichen, 
wenn darüber eine feſte Gefeßgebung vorliegen, die 
Gegenfiände gefondert , die Rubriken normirt ſeyn, 
und ein gefeßlich beſtimmter Status exigentiae vorlies 
gen würden. Zu Aemtersund Gemeinde Schul 
den beizutragen , erachte er ah nicht verpflichtet, 
wohl aber zu Landesfhulden; zu perſönlichen 
Schulden des Sonverains nur dann, wenn der Ertrag 
der Domainen dazu nıcht hinreiche, und ein Beiſchuß 
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vom Sande, fo wie Beffimmung einer CivilLiſte, nös 
thig fen. 

Erbhuldigung fönne er nur Kaifer und Reich 
leiften , oder denen, welche deren Stelle vertreten 
würden. Den Fürften, unter welchen er lebe, und dem 
Lande, dem er angehöre, könne er eidlich mehr nicht 
verfprechen, als sGchorfam gegen die rechtmäfig 
«errichteten Gefege, mit Ausfchluß derjenigen, die 
«in Hinficht auf die befondere Landesbewaffnung flatt 
«finden fünnten». Ein neues Gefeg: und Abgas 
benSyſtem, gleihförmig für ganz Teutichland, fey 
eines der dringendften Bedürfniffe der Nation. Die 
übertriebenen Zölle. Acciſe, Poſt Tarife, und 
alle andere (dergleichen) Abgaben , bisher das Grab des 
Handels, Eöünnten unmöglich länger beftchen. 

Die Minifter feven, wegen ihrer Amtshand— 
lungen, für verantwortlich gegen das Gefeg zu 
erklären; jeder aus dem Volk müffe berechtigt ſeyn, fie 
deßhalb anzuflagen. In zweifelhaften Fallen, müſſe 
das Reichsgericht, oder jede andere rechtmäfige Be; 
Hörde, ‚zum Vortheil ded Adels zu entfcheiden haben. 
Der Reichsadel müſſe eine eigene, genau beflimmte 
Eonftitution erhalten, oder folche der allgemeinen 
ReichsConſtitution einverleibt werden ; doch unter fefter 
Garantie von Seite der verbündeten Mächte, des 
teutfchen Kaiſers, des Dberhauptes von Zeutfchland, 
und der teutfchen Souveraine. Diefe und jener müßs 
ten folche feierlich beſchwören, und das höchſte Ge: 
richt fey ausdrücklich zu deren Handhabung zu vers 
pflichten *), 





») Acten d. w. €. Bd. III, S. 494 fi. 
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In einem zweiten Nachtrag, wurden noch die 
Berbältnife des chemaligen reichsritterfchaftlichen: 
Mdels in kirchlicher und ſtaatswirthſchaftli— 
her Hinficht erörtert. Die Secnlarifation der 
Erz:, Dom: und anderer geifllichen Stifte, habe feinem: - 
Fatholifchen Mitgliedern ein fo reiches Erbe entzogen, 
Daß Feine Zeit und Feine noch fo glücklichen Verbälts 
niſſe ihnen folche8 je wieder erfegen würden. Syn mehs“ 
teren Stiften, befonders DamenStiften, feyen oft fos 
gar eigenthümlihe FamilienPBräbenden mit unterges 
sangen. Diefe geifllihen Stifte feyen wieder 
herzuftellen; daun müßten auch die Mechte ded 
reichsritterſchaftlichen Adels auf diefelben wieder er— 
wachen. Der teutfhe Orden fey hauptſächlich für 
den teutfchen Reichsadel geftiftet. Wider Recht habe 
man demfelben fein Eigenthifm entzogen. Der 4. Art. 
des wiener Friedens von ıBog, könne für den Orden, 
als einen Dritten , nicht verbindlich feyn, und kein 
Souverain fey befugt zur Eonfiscation gegen eine folde 
geiftliche Stiftung. Das Eigenthum müſſe dem Orden 
vollfiändig wieder gegeben ,„ und fliftungsmäfig vers 
endet werden, allenfalls mit Vorbehalt zweckmäſige— 
rer Einrichtung und Beflimmung des Ordens. Daffelbe 
gelte von dem FohanniterOrden, fo viel deffen teutſche 
Zunge betrifft 9). 

Endlich wurden no Gründe der Staatswirth— 
fhaft, der Staatsklugheit und der Staaten 
Moral (fo lauten die eigenen Ausdrücke) für Erbab 
tung des reichBritterfchaftlichen Adels vorgelegt; theild 
in einer befondern Denkſchrift, theild auszugweiſe in 
dem vorhin erwähnten zweiten Nachtrag. Der Zeitgeiſt, 


*) Acten dw. C. Bd. III, G. 547 ff. 
Klüber's Ueberſicht. II. 865 
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heißt es darin, fordere nicht3 weniger als Unterer 
ckung des Erbadel3 und Gleichfiellung aller Stände; 
uämlich der Zeitgeift, welcher die öffentlih ausgedrück⸗ 
te, allgemein gefühlte Meinung und Anficht von einer 
Sache, flets richtig, gut und edel, und der Finger 
Gottes fen, folglich nie Ungerechtigkeit in Schuß neh⸗ 
men, und kein Parteigeiſt feyn Eonne. Fürften und 
Etaaten, hätten durch die bisherige Unterdrückung dee 
Erbadels Nichts gewonnen, fondern gar viel verloren. 
Freiwillig wolle der Adel die dermal bejichenden öffents 
lichen Laſten mittragen belfen. Dadurch ſey jede Bes 
ſchwerde beſeitigt. Es ſey Riemand eingefallen, fich je 
über die übrigen Vorzüge des Adelſtandes zu beſchwe— 
ren; fie ſeyen Niemand läſtig, im Gegeutyeil Dielen 
nützlich. Der Erbadel habe bisher den Glan; der Höfe 
nuterhalten müſſen; da hätten viele altadcliche Fami— 
lien ihr Vermögen groſſentheils, zur Ehre der Fürſten, 
verzehrt. Sey der Adel arm, ſo würden die Fürſten 
die Repräſentationen unendlich theuerer bezahlen müfs 
fen, und gewiß nicht jo umgeben ſeyn, wie ed die Wurde 
ihres Standes erheifche ; die Gefandfihaft8Poften wär: 
den ſehr Färglich ausgefullt werden, oder e8 müßten 
dem Staat bedeutende neue Erogationen zuwachfen ; 
yud Lie Armeen wurden den empfindlichfien Nachtheil 
haben, weil ein armes Dfficier&orps in wiffenfchaftlis 
cher Bildung, in Humanität und guten Weltton tm: 
mer fehr weit zuruckbleibe. 

Durch Unterdrückung des Adels, werde den Staat 
eine Dulfguelle in unvorbergejehenen Bedurfniffen und 
Unglücksfällen entzogen; nicht nur der Adel ſelbſt, fon: 
dern auch das Volk, werde durch fie Demoralifirt. Wo: 
mit base der Erbadel diefe enorme harte Etrafe ver: 
dient? Was ihm Heute gefchehe, könne morgen einem 
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andern Stand widerfahren. Der neue Abel, der erfl 
gefchaffen werden ſoll, und der fo eifrig an der Unters 
drückung des alten arbeite, werde, fo bald er feine Abs 
ſichten erreicht habe, mehr für fein pecuniäres Intereſſe, 
als für Ehre, Fürft und Vaterland arbeiten. Das 
wahre Ehrgefühl, Die reine Anhänglichkeit an den Thron, 
und an die Familien der Sürften, werde fo leicht nicht 
gefchaffen, als man glaube. Kein Staat Eönne ohne 
Erbadel beſtehen, diefes habe Die napoleonifche Regies 
rung bewieſen, am wenigſten ein teutfcher Staat. Man 
vernichte den Erbadel, um einen neuen perfönlichen 
Adel zu ſchaffen. Es ſey Heilige Pflicht des Erbadels, 
ſich dem Parteigeiſt, dieſem unſaubern Geiſt der Unges 
rechtigkeit, der ſeine Unterdrückung verlange, mit aller 
ordentlichen, geſetzlichen Feſtigkeit entgegen zu ſtemmen, 
indem die nahe oder ferne unparteiiſche Zukunft Recht 
und Licht ficher beſchützen werde. 

So wirden die Gerechtſame des unmittelbaren 
Reichsadels, die er bisher nur von der rechtlichen 
Seite vertheidigt babe, nunmehr auch durch neue 
Gründe der Philoſophie und der Staatswirths 
ſchaft fo Fraftig unterſtützt, daß an feiner fichern und 
unfehldaren Erhaltung gar Fein mordlifcher Zweifel 
mehr übrig bleiben könne. — So weit die Herren Bes 
vollmächtigten des ehemaligen reichsritterfchaftlichen 
Adels! — 


in den CongreßVerhandlungen, ſchien 
Rußland die einzige von den nichtteutfehen Mächten 
zu ſeyn, welche, wie in dem nächttvorhergehenden Aufs 
faß ſchon gemeldet ift, auf Beſtimmung der Nechte des 
vormaligen reich&unmittelbaren Adeld drang. 
Preuſſen Hatte ſchon in feinem erſten Eutwurf 
Bbo⸗ 
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der Dundesserfaffung, von Sept. 1874, den Familien 
häuptern des vormaligen unmittelbaren Adels erbliche 
Landflandfchaft zugedacht *). In einem ähnlichen Ents 
wurf vom Febr. 1815, ſchlug diefe Macht vor **), der 
ehemals unmittelbaren Reichsritterfchaft die Stelle eines 
erfien Landflandes (die chemaligen reichsftändifchen 
Sürften und Grafen, follten ald Kreis ſtände ***) für 
fi) beſtehen), und auffer allen übrigen dem Adel in 
demſelben Lande zuſtehenden Rechten, nech cinzuräus 
men: die Autonomie in ihren SamilienBerhältniflen, 
den privilegirten Gerichtſtand, Die PatrimonialGericht⸗ 
barkeit. Dageacu follte fie den ordentlichen und auflers 
ordentlichen Steuern unterworfen ſeyn; doch fo, daß 
die erften in richtiges Verhältniß mit dem Dermaligen 
Ertrag der Güter gefegt werden. Auch follten Lehns⸗ 
Verbindungen, womit ihre Güter befehwert find, 
aufgehoben werden; doch unbefchadet der Rechte der 
Agnaten. — In dreiandernpreufiifhen Entwür; 
fen der Bundesverfaffung, war des unmittchharen 
Keichsade!d nicht gedacht. 

Deftrcich erwähnte dieſes Reichsadels in allen 
drei Entwürfen der BundesActe, Die ed vorlegte; der 
dritte war zugfich mit Breuffen verabredet. In den 
beiden erfien, am December 1514 und Mai 1815, 
ſchlug es, in beiden vollig gleichlautend, vor, dem uhmits 
teldaren Adel durchaus die nämlichen Rechte und Wors 





*) Acten x. Bi. I, Acftı, ©. 47. 

*) Ebendaſ. Bd. II, ©. 43 f. 

»2) Würden Feine Kreiſe errichtet, und diefe Fürſten 
und Grafen Landſtandſchaft erhalten, fo ſollte die chemalıge 
Reichsritterſchaft unter den Landſtänden ihre Stelle unmic. 
eoltar nach jenen Fürſten und Grafen erhalten. Ebendaſ. 

41, 
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züge einzuräumen, welche e8 für die chemaligen reichs⸗ 
fändifchen, nun untergeordneten, Fürften und Grafen 
in Antrag gebracht hatte *). Der Inhalt diefed Vors 
ſchlags ift oben (S. 301) ſchon vollſtändig angegeben 
worden. 


Dieſer Antrag ward in dem dritten Entwurf, 
vom 23. Mai, welcher in den Conferenzen als Grunds 
lage der Berathungen diente, modificirt. Hier ward 
vorgefchlagen,, Daß der ehemalige unmittelbare Reichs— 
adel folgende Rechte Haben folle: 1) unbefchränfte Freis 
heit, feinen Aufenthalt in jedem zu den Bunde 
gehörenden, oder mit ihm in Frieden Ichenden Gtaat; 
2) nach den Grundfäßen der früheren teutfchen VBerfafs 
fung, über feine Güter und Familien Verhält— 
‚niffe, für feine Nachkommen verdindlide Verfüs 
sungen zu treffen; die vor dem rheinifchen Bund 
errichteten Samilien®erträge ſollen aufrecht ers 
halten, und die feit Errichtung des gedachten Bundes 
Dagegen erlaffenen Verordnungen auffer Wirkung geſetzt 
werden: ohne Einwilligung fämmtlicder AUgnaten, fol 
fein neuer Samilien®ertrag errichtet werden; 3) Steus 
erfreiheit für feine Berfonen; 4) PatronatGerichtbars 
keit; 5) privilegirten Gerichtſtaud; 6) Landflandfchaft. 
Dagegen follte der Reichsadel überall den Gefegen des 
Staates, feiner MilitärVerfaſſung und Oberaufſicht, 
unterworfen feyn**). 

In den Conferenzen wegen Errichtung und 
Einrichtung des teutſchen Bundes, betrafen die Ver— 
handinngen theils den ehemaligen unmittelbaren 





*) Acten d. w. C. Bd. II, ©. 5 u. 313. 
e) Ebendaſ. ©. 319. 
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Meichdadel überhaupt, , theild denjenigen auf Der 
Iinfen Rheinfeite insbefondere. 

In der erſten Hinfiht, ſtimmten Holflein aus 
drücklich Luremburg und die vereinigten ſouve⸗ 
rainen Fürſten und freien Städte ſtillſchweigend, 
ganz für den fo chen angegebenen öſtreichiſch-preuſſi— 
Shen Borfchlag *); doch meinte Luremburg, ber 
Ausdruck «Gteuerfreiheit für ihre Perfonen», fey zu 
unbeſtimmt. Heffen Darmfadt wollte dem Reiche, 
adel noch mehr eingeräumt wiffen,, als der VBorfchlag 
enthielt. Nach feinem Antrag, follte man demfelben 
durchaus die nämlihen Rechte zugefichen, welche 
Den ehemaligen reichsftändifchen Fürften und Grafen, 
in dem 11. Artikel des Entwurfs zugedacht waren **). 

Baiern flimmte für den oben angegebenen 
öftreichifceh  preuffifchen Vorſchlag; doch mit folgenden 
Ausnahmen. Ad.) folten die von dem Adel über 
feine Güter und Familien Verhältniſſe zu tref: 
fenden Verfügungen vorerft dem Souverain zur Eis 
fiht und Beflätigung vorgelegt werden. Der Aufrecht; 
haltung der vor Errichtung des Kheinbundes beflandes 
sion SamilienQBerträge, der Unwirkfamfeit der Dagegen 
erlaffenen Verordnungen, und der Einwilligung der 
Agnaten bei Errichtung neuer Familien®erträge, ſey 
nicht zn erwähnen. Auch fey ad 3) feine Stener: 
freiheit einzuräumen. Endlich bedürfe es nicht einer 
ausdrücklichen Beflimmung wegen Unterwerfung des 
Adels unter die Gefege, MilitärVerfaffung und Obers 
aufſicht des Staates ***). 


*) Acten d. w. C. Bd. II, ©. 362, 3-8 und 392. 
») Ebendaf. &. 362. 
se, Ebendaſ. S. 361 und 386. 
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In der fünften Sigung ward auf Breuffens 
Antrag, — wie ed fcheint, einhellig —Hefrchloffen, 
die Beflimmung cinzufhränfen auf denjenigen 
unmittelbaren Neichdadel,, welcher nach Dem Reicht; 
deputationsHauptfehluß von 1805 noch" unmittelbäri, 
geblieben war. Allein in der Sitzung des folgenden 
Tages, erklärte Breuffen, daß es feinen geflrigen Ans 
trag zurücknehme, und fich gefallen laſſe, daß der 
Artifel fo, wie er vorhin war, ſtehen bleibe *. "* 

Das hierüber abgehaltene Protocol fagt nicht außs 
drücklich, daß hierauf der Tags vorher gefaßte Bes 
fchluß fey aufgehoben worden. Da aber nachher 
ſowohl in den Inhalt des in der ficbenten Sitzung mo⸗ 
difieirten Artikels, wie er in ber Neuen oder revis 
dirten Abfaſſung der teutfchen BundesActe ficht, als 
auch in den 14. Artifel der BundesActe ſelbſt, Nichts 
aus jenem Befchluß aufgenommen ward **); fo ift Dids 
fer ohne Zweifel für ſtillſchweigend aufgehoben 
zu achten. Es ward alfo das in Vorfchlag gebrachte 
Normals oder EntſcheidungsJahr abſichtlich 
nicht feſtgeſetzt. 

Nach Aufhebung jenes Beſchluſſes (in der ſechſten 
Sitzung), fonnte man annehmen, daß die der Buns 
desActe einzuverfeibende Beftimmung, überhaupt für 
denjenigen ehemaligen unmittelbaren Reichsadel gelten 
folfe, welcher occasione belli aut foederis rhenafi aus 
der Reichsunmittelbarkeit war verdrängt morden. 
Allein, ſchon in der folgenden oder fiebenten Sigung 
ward — das Protocoli fagt nicht, auf weffen Antrag — 
ein beſchräukender Zufag befchloffen. Schon in 


*), Yctenz. Bd. II, ©. 435 u. 453. 
) Ebendaf. ©. 469, 475, 488 und 609. 
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der fünften Sitzung mar nämlich der Beſchluß gefaßt 
worden, im Eingang zu fagen, daß die Abſicht fen, 
in diefem Artifel die Lage.der im Jahr 1806 und 
Feit dem. mittekbar gewordenen ehemaligen Reichs⸗ 
Hände zu verbeffeen.*). Nachher ward, in der fichens 
ten Sigung ‚nach dem Wort, «Reichsſtände, noch der 
Zuſatz eingeſchaltet und Reihsangehörigen» **). 
Diemit wer zugleich die vorhin gedachte Zeitbeflims 
mung («von 1806 und feitdem»), auch auf den ches 
maligen unmittelbaren Reichsadel bezogen. 
. . Endlich ward, ebenfalls in der fiebenten Sigung, 
beſchloſſen, daß nur den (landtagsfähig) Begüter— 
ten, Landſtandſchaft, ſodann, auſſer den in dem öſtrei⸗ 
chiſch⸗ preuſſiſchen Entwurf für den ehemaligen unmit— 
telbaren Reichsadel vorgefchlagenen Rechten, auch 
Sorfgerihtbarfeit, Orts Polizei und Kirs 
chbenPatronat, demfelben einzuräumen feyen, jes 
doch diefe und alle übrigen ihm bewilligten Rechte nach 
Vorſchrift der Landesgefege; ferner, daßin dem Ein: 
gang des Artikels, deffen Zwed dahin anzugeben 
fey, daß den «im Jahr 1846 und feitdem mittelbar 
gewordenen chemaligen Reichsſtänden und Reichsan— 
gehörigen, in Gemäßheit der gegenwärtigen Verhält— 
niſſe, in Allen Bunbdesflaaten ein gleichförmig 
bleibender Rechtszuſtande verfchafft werden 
folleg**). 


Das Kefultat vorflehender CongreßVerhand⸗ 
lungen ergiebt ſich aus folgender ſyſtematiſch geordneten 








) Acten d. w. €. Bd. II, 8.435 f. 
»e) Ebendaſ. S. 469, 475 u. 486. 
*.r) Ebendaſ. S. 469, 486 und 488, 
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Ucberficht, gemäß den in dem vierzehnten Artifel 
der BundesXcte enthaltenen Beflimmungen. 

Im dem, in dem Jahr 1806 und feitdem 
« mittelbar» gewordenen, ehemaligen (unmittelbaren) 
Reichsadel, in allen Bundesflaaten einen gleichs 
förmig bleibenden Rechtszuſtand zu verfhafs 
fen, haben Die Bundesſtaaten fich zu folgenden Beftims 
mungen vereinigt. 

I. Perſönliches Verhältniß. 

1) Der gedachte Adel hat unbeſchränkte Freiheit, 
feinen Aufenthalt in jedem zu dem Bund gehörens 
den, oder mit Demfelben in Frieden lebenden Staat zu 
nehmen; desgleichen 

2) privilegirten Gerichtſtand. 

II. Verhältniß in Anſehung vormaliger 
reihödunmittelbarer Befisungen. 
Dem genannten Adel gebühren: 
1) Antheil der (landtagsfähig) Begüterten an Land— 
Randfhaft; 
2) BatrimonialGerichtbarfeitz 
9) Forſt Gerichtbarkeit; 
4) DrtsPolizei; 
6) KirhenPatronat. 
Diefe Rechte werden jedoch nur nach Vorſchrift 
der Landesgeſetze ausgeübt. 
6) Privilegirter Gerichtſtand, in RealStrei— 
tigkeiten. 


II. Vermiſchtes Verhäaltniß. 
Nach den Grundfägen der früheren teutſchen Vers 
faſſung, werden 
3) die noch befiehenden Familien Derträge 
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des ehemaligen unmittelbaren Reichsadels aufrecht er⸗ 
halten; und es wird 

2) deſſen Familien die Befugniß zugeſichert, über 
ihre Güter und Familien Verhältniſſe verbind— 
liche Verfügungen zu treffen; doch müſſen ſolche dem 
Souverain vorgelegt, und bei (von) den höchſten Fans 
desfiellen zur allgemeinen Kenntnig und Nachachtung 
gebracht werden. 

5) Alle Bisher Dagegen (gegen die vormals 
reich8adeliche FamilienVerfaſſung) erlaffenen Ber» 
ordnungen,.follen für Funftige Fälle nicht weis 
ter anwendbar feyn. 





Die BundesXcte fichert vorflehende Rechte «dem 
ehemaligen Reichsadels zu. Ohne Zweifel nicht 
auch dem chemaligen mittelbaren , fondern nur dem 
unmittelbaren. Denn der Eingang des Artikels, 
fpsicht ausdrücklich von amittelbar gewordenen 
ehemaligen Neichsangehörigen» ; und die der Bundes— 
Acte vorausgegangenen Berhbandlungen ,„ fprechen 
überall ausdrücklich nur, bald von dem unmittelba— 
von Neichsadel, bald von der unmittelbaren 


Reichsritterſchaft. Es Eönnte alfo die Auslaffung 


des Wortes «unmittelbaren» in der BundeslIcte, 
einen Anfpruch des ehemaligen mittelbaren Reichs— 
adels auf die Beflimmungen der BundesXcte nicht 
begründen. 

Da es chedem in Teutſchland auffer den unmittel— 
baren reichsritterfchaftlichen Befisungen, noch 


“andere , mwiewohl wenige, reihsunmittelbare 


Beſitzungen ohne Neichsftandfchait gab, welche ebens 
falls ihre vormalige politifhe Selbſtſtändigkeit vertos 
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ren hatten; fo Eonnte man die Frage aufmwerfen, ob 
nicht auch auf die ſe und ihre Beſitzer, der 14. Ar: 
tikel der Bundes Acte anwendbar fey? Eine bejahende 
Antwort fcheint der Abficht der Urbeber der Bundes. 
Acte, im Allgemeinen, nicht angemeflen zu feyn. In 
den Conferenzen, fo wie in den Entwürfen der Buns 
desActe, wechieln die Ausdrüde «unmittelbarer 
Neihsadel» und «unmittelbare Reichsritter— 


Schaft» fo oft und fichtbar, daß daraus deutlich her⸗ 


vorgeht, daß einer für den andern gefegt fen, mithin 
beide als gleichbedeutend follen angefehen werden, dag 
alſo nur von demjenigen des chemaligen unmits 
telbaren Reichsadels und — unmittel⸗ 
baren Beſitzungen die Rede ſeh, welcher ehehin der Ma⸗ 
trikel der Reichsritterſchaft einverleibt war. Eine 
Aus nahme muß jedoch da ſtatt finden, wo für Bes 
ſitzungen, die ehehin weder reichsſtändiſch noch reichs— 
ritterſchaftlich, aber doch reichsummittelbar wa— 
ie ſelten Rechte und Vortheile, beſonders bedungen 
ſind. Dieſes iſt, und zwar wie für reichsſtändiſche 
Fürſten und Grafen, in der SchlußActe des Con— 
greſſes, Art. 45, ausdrücklich geſchehen, für die her⸗ 
zoglich croyſche Herrſchaft Dülmen und die gräflich⸗ 
bentheimiſche Herrſchaft Rheda: dagegen ebeudaſelbſt 
die freiherrlich s grotifche ,„ ehedem reichsunmittelbare 
Herrſchaft Schauen, als Gegenfag aufgeftellt, und, 
wie überhaupt die in preuffifhem GStaatögchiet eins 
geſchloſſenen Befigungen des vormaligen unmittels 
baren Reichsadels, fehlechthin für zur preuffifchen Dos 
narchie gehörig erklärt wird. 

Wohl Hätten, ohne Zweifel, die ehemaligen Reichs⸗ 
ſtände und Reichsunmittelbaren, die nun der Staat 
hoheit teutfcher Bundes Souveraine untergeorduet find, 










\ 
\ 
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egewünfcht, daß man zu dem ihnen bemilligten Rechts— 
zuftand, auch noch den Vortheil der Aufhebung der 
Lehnsverbindung, womit ihre Befigungen noch 
vielfältig befchwert find, Preuſſens Vorfchlag gemäß, 
‚uunbefchadet der Nechte der SuccefliondBerechtigten, 
‚binzugefügt hätte; wamentlich die Aufhebung der ehe. 
‚maligen Reichs lehnsverbindung, welche , in der Zeit 
des rheinifchen Bundes, ihre Oberhoheitäherren als, 
ſoviel die Lehnherrlichkeit betrifft, von dem teutfchen 
Meich auf fie ipso jure übergegangen betrachtet, und 
ich beigelegt hatten. 


Da jene Reichsſtä nd Reihsunmittelbaren der 
Veränderung der m fo viele Dpfer gebracht 
"Haben, und die Lehnsverdindung in diefer Zeit feinen 
Anſpruch auf Steuerfreiheit mehr giebt, fo wäre jener 
Wuuſch nicht unbillig. Nüglich war das Lehnweſen, in 
dem Mittelalter, für die Eultur des Bodens, politifch 
wichtig, weil ed aus der Anarchie führte. Seit der 
befferen Ausbildung und Befefligung der StaaMer— 
faffung,, feit der veränderten Art Krieg zu PA 
feitdem die phofifche Cultur des Bodens, und Die fittliche 
feiner Bewohner mehr veredelt worden, ift ed entbehr- 
lich, wo nicht ſchädlich, auf jeden Fall für die activ— 
Ichnderechtigten Staaten ohne wefentlichen Nugen, fire 
Die Vaſallen eitel Laft und Plage. 















Der NRechtszuftand des ehemaligen unmittels 
baren Reichsadels aufder linken Rheinſeite, 
ſchien noch eine befondere Erwägung und Beflimmung 
zu erfordern und zu Verdienen. Deffen Lage, war we: 
fentlich verfchieden von derjenigen feiner vormaligen 
Standesgenoſſen auf der rechten Seite des Rheins. Ihn 
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hatte die franzöfifhe Nevolution und die neuen Ges 
fege Frankreichs nicht Bloß feiner perfünlichen und Dinge: 
Sihen Reichsunmittelbarkeit und feiner reichsunmittel— 
baren Zerritorial®erechtigfeit beraubt. Selbſt ten 
Adelftand, und Das was die Franzoſen droits seigneriaux 
et feodaux, die Teutfehen Guts-⸗, Grund; oder Patris 
monialHerrlichkeit und Lchugerechtfame nennen, nebſt 
den Zehnt- und Patronatrechten, hatten fie ihm ges 
nommen, und feine vormaligen Samilicnideiconmißs 
rechte und Paflivfehnverhältniffe waren vernichtet. 
Auch gehörte dieſer Theil des vormaligen unmittelbaren 
Reichsadels, nicht zu aden im Jahr 1806 und feits- 
Dem mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsangehö— 
rigen», auf welche der 14. Artifel der BundesXcte den 
daſelbſt feftgefegten Fünftigen Nechtszuftand beichränft. 

Der erfie Stimmführer, welcher diefen Gegenftand 
in den Eonferenzen wegen Errichtung und Verfaſſung 
des teutfchen Bundes in Anregung brachte, war der- 
eroßberzoglihs lugemburgifche, Freiherr von Gas. 
gern, felbft (ehehin reichsritterſchaftlich) begütert auf 
der linfen Nheinfeite. Schon in der zweiten Gigung 
erklärte derfelbe : «die Keihsritterfhaft am 
linken Rheinufer , werde ohne Zmeifel unter jener 
(für den ehemaligen unmittelbaren Reichsadel vorge⸗ 
ſchlagenen) Bergünftigung verflanden (im Protocoll 
ftcht « mit begriffen» ) feyn *). 

Bon dieſer Aeufferung nahm der großherzoglichs 
heffifche Herr Stimmführer Anlaß, in der vierten 
Eigung, fohriftlich fich zu erflären, über den Unters 
ſchied, welcher fich zeige zwifchen der ehemaligen Reichs⸗ 
ritterfchaft aufder rechten und derjenigen aufder bins 


®) Ycten 2. Bd. IL, ©. 393 und 362. 
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Een Rheinſeite hy, Alles was dieſe, ſagte er, von den 
neuen Souverainen nach Gründen der Billigkeit erlans 
gen dürften, könne von ihnen nicht ald gleich Bes 
rechtigten gefordert, fondern nur ald freiwillige 
Vergünſtigung bewilligt werden. Da cuch das 
Großherzogthum Heffen, für etliche dem allgemeinen 
Wohl gebrachte Opfer und Abtretungen **), auf einen 
Strich des linken Rheinufers vermwicfen werden könnte, 
fo müſſe er deſſen Gerechtſame verwchren, gegen 
die von Luremburg in der legten (worlegten) Conjerenz 
gegebene Ausführung (Ausdehnung) der ritterfchaftlis 
chen Gerechtfame auf die überrheinifchen chemaligen 
reichsritterfchaftlichen Befigungen. Er entwickelte zus 
gleich die Gründe ſeines Widerſpruchs. Aufdem linken 
Rheinufer , fagte er, finen durch Die franzöfifchen 
Gefege alle Zehnten, Feudalrechte, und Ge— 
richtbarfeit aufgehoben, und diefe Verfügun— 
gen durch nachfolgende Friedengfchluffe und das Icgte 
Reichsgeſetz (dem Reichſsdeputations Hauptſchluß) von 
1803 beſtätigt worden. In dieſem Zuſtand, 
werde daſſelbe teutſchen Bundesgliedern zur Entſchä— 
digung angewieſen, und Fein PrivatEigenthümer 
könne ſofort jene alten erloſchenen Gerechtſame in An— 
ſpruch nehmen. 

Der preuſſiſche Herr Bevollmächtigte trat die— 
ſer heſſiſchen Erklärung ſofort bei. Bei der, fügte er 
hinzu, ſeit dem lunéviller Frieden mit dem linken 
Rheinufer eingetretenen vieljährigen Veränderung, 
könne das, was in Hinficht auf die chemalige Neichss 
ritterfchaft fefigefegt werde, für das linke Rheinufer 


/ 
*) Acten ꝛc. Bd. II. ©. 443 und 434 f. 
**) Für das an Preuſſen abgetretene Herzogthum Weſtphalen ec⸗ 
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nicht als fo bindend, wie für das rechte, angefe- 
hen werden. Doch fiche zu erwarten, daß die neuen 
Landesherren geneigt ſeyn würden, billige Rück⸗ 
ficht auf die von diefen Ländern erfahrnen Schidkfale 
zunehmen, und nun auch Die dort poffeffionirte Reiches 
ritterfchaft günftig und mit Schonung zu behan⸗ 
dein. Solches fey den Geſinnungen Preuſſens, aud 
für diefen Fall angemeſſen. Er behalte fi) vor, hier—⸗ 
über eine eigene Redaction in der nächfien Sigung vor» 
zufehlagen *). 

Sin der ſiebenten Sigung ward auf das Neue, von. 
verſchiedenen Bevollmächtigten, der Unterſchied gela 
tend gemacht, welcher zwiſchen der Ritterſchaft auf dem 
linken und auf dem rechten Rheinufer beſtehe. Es wür— 
de, führte man an, bei der ſchon ſeit dem lüncviller 
Frieden auf der linken Rheinſeite eingetretenen gänzli— 
hen Aenderung der Berfaffung, für dad gemeine Befte 
nicht rathſam, ja nicht einmal möglich feyn, 
alle diejenigen Rechte wieder herzuſtellen, die man auf 
der rechten Mheinfeite der Ritterſchaft fihern könne; 
vorzisglich fey diefes der Fall in Anfehung der Patri— 

monial®erichtbarfeit, dedprivilegirten Ge, 
richtſtandes, und ſelbſt der Steuerfreiheit. 
Nach der eigenen Bemerfung von Raffau (Lurembure), _ 
könne felbft die Landftandfchaft den ehemaligen Mit; 
gliedern der unmittelbaren Neichsritterfchaft auf der 
linken Rheinſeite, nur nach Maasgabe der beftchenten 
Berfoffung eingeräumt werden. Im übrigen ſtimmten 





") Aiten x. Bd. II, ©. 435. Weder in dem Protocol 
der nächſten Sigung (S. 453), noch in den folgenden 
Protocollen, findet ſich Erwahnung des hier verbehaltenen 
Br: aan. . . 
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Alle darin überein, dag — worauf vorzüglich der 
königlich niederländifche (großherzoglih,Iuremburs 
giſche) Herr Bevollmächtigte antrug — in Anfehung 
der perfönlichen echte, der Freiheit des Aufent— 
baltes und der Autonomie, ihnen gleiche Nechte 
wie aufdemrehten Rheinufer, einzuräumen feyen *). 

Dennoch ward auch hierüber eine fefle Beſtimmung 
in die BundesActe nicht aufgenommen, fondern/man 
faßte unmittelbar nach vorftebenden Erflärungen,, noch 
in derfelben Sigung, den Beſchluß, Daß dem vierzehn, 
ten Artikel der BundesActe, am Ende, bloß folgende 
allgemeine Aeuſſerung einzurücken ſey **). 

«In den durch den ReichsdeputationsSchluß 
«von 25. Fehr. 1805 von Teutſchland abgetrenns 
«ten, und jegt Damit wieder vereinigten 
«Provinzen, wird die Anwendung der obigen 
« Örundfäge aufden chemald unmittelbaren 
«Reichs adel, diejenigen Befhränfungen 
«erfayren, welche Die Dort beſtehenden befondern 
« Berhältniffe nothwendig machen». 

Diefer Beſchluß ward nachher in die Bundes 
Acte aufgenommen, nur mit folgender zmeifachen Ab» 
änderung. 1) Yun der achten Sigung ward befchloffen, 
daß flatt der Worte: «wird Die Anwendung ..... ers 
fahren», zu fegen fey: «wird bei Anwendung ..... 
fatt finden» ***). 2) In der zehnten Sigung, ers 
hielten die Anfangsworte obiger Stelle cine hiſtoriſch— 
publiciffifche Berichtigung. Es ward feftgefegt, dag 
flatt der Worte: « In den Durch den Reichsdeputa— 





*) Acten ꝛc. Bd. II, &. 468 e. 
») Ebendaſ. ©. 409, i75 u. 488 f. 
... Ebendaſ. S. Ho. 
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tionsSchluß vom 25. Febr. 1803», zu fegen fey: 
«Sin den durch den lüneviller Frieden vomg. 
Se br. ıdo1» *). 

Die in die BundesActe aufgenommene Beſtim— 
mung: «cd werden bei Anwendung obiger Grundfäge 
auf den chemaligen unmittelbaren Reichsadel auf der 
linken Rheinfeite, ») Befhränfungen flatt finden, 
und zwar 2) Diejenigen, welde die dort beflehenden 
beſondern Verhältniffe nothwendig mahen», — 
fest die Errichtung noch mancher näheren Beftims 
mungen voraus, che der gedachte Reichsadel der 
Wohlthaten des vierzehnten Artikels der BundesActe 
theilhaftig werden kann. 

Einftweilen ift nur ausgefprochen: ı) daß dieſem 
ehemaligen Reichsadel, nicht alle jene Wohlthaten vor; 
enthalten werden follen; =) daß derſelbe Unfpruch Darauf, 
in fo weit nicht zu machen habe, ald die auf der 
linken Rheinſeite beſtehenden befondern Verhält⸗ 
niſſe, Beſchränkungen darin nothwendig ma— 
chen. Aber die Beſtimmung der Frage: ob und wie 
weit eine Nothiwendigfeit vorwalte, ſolche Befchräns 
£ungen zu maden? if, in der Bundes Acte, der Buns 
desverſammlung nicht vorbehalten; auch nicht ger 
fagt, ob und wie weit Necurs an diefelbe dann flatt 
finde, wenn der chemalige unmittelbare Reichsadel auf 
der linken Mheinfeite behauptet, Daß die von feiner 
neuen Fandesherrfchaft gemachten Befhranfungen, 
das Maas der Nothwendigkeit überſchreiten, 
und wenn er vergchens deßhalb Beſchwerde bei derſel— 
ben geführt hat? 

Auch erneuert fh, bei Erwägung diefer Beſtim— 


*) Acten ꝛc. Bd. 1, ©. 534. 
Alüber’s Ueberſicht. III. &c 
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mungen der Bundes Acte ‚ der Wunſch, deſſen oben 
Schon, mit Beifügung eines beflimmten Vorſchlags, 
gedacht if: daß von Seite des Congreſſes, eine fefte 
und genügende Beflimmung möchte errichtet worden 
feyn, über die Rechtsgültigkeit oder Ungültigfeit derjes 
nigen Privatrechte, welche durch gefegliche oder ver, 
sragmäfige Beflimmungen, unter franzönfcher Herre 
Schaft in teutfchen Ländern auf der linken Rheinfeite 
erworben wurden *). 

So viel ift indeß als in dem Rechte begründet anzus 
nehmen, daß von der, Durch den 14. Artikel der Bun— 
desActe, ſtillſchweigend bewirften Wiederben 
ffellung des niedern Adelſtandes, welcher der 
ehemaligen Neichsritterfchaft auf der linken Rheinſeite 
Durch die franzöfifchen Gefege war entzogen worden, 
noch fein Schluß gelte auf Wiederberftellung vors 
maliger, aber unter franzöfifcher Herrfchaft , den gleich» 
zeitig beftandenen Geſetzen gemäß, aufgehobener Lehn⸗ 
und FamilienFideicommiß Verbindungen, 
und Verpflichtungen zu Zehnten, Frohnen, Grund;, 
DarrimonialGerichtd, und Lehnadgaben. 


*) Dben, ©. 269. 
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VII. 
neber 
Rechte und buͤrgerliche Berbefferung 
der 
gude 





Unter den Vielen, welche Auf dem mwiener Congreß 
Heil und Hilfe fuchten, befanden fih, mie von ihrer 
gewohnten Wachſamkeit zu erwarten war, auch bie 
Juden, in den tentfhen Staaten. 

Die jüdifchen Glaubensgenoſſen in den freien Han⸗ 
ferädten Hamburg, Lübeck und Bremen, hatten. 
einen eigenen Bevollmächtigten, in der Perfon des 
Herrn Doctor Carl Auguf Buchholz, nah Wien 
gefendet, welcher nicht ermangelte, ihre Wünfche und 
Sorderungen mündlich nnd fehriftlich, auch in eigenen 
Drudfchriften *), vorzutragen, und deren Erbörung 
eben fo fleißig als nachdrüdlich zu betreiben. 

Die ifraelitifhe Gemeinde zu Frankfurt am 
Main hatte ih, durch eine am 10. Det. ıBı4 übers 


*) Dahin gehören: C. A. Buchholz über die Aufnahme der - 
judifhen Glaubensgenoſſen zum Bürgerrecht. Lübeck 1814 
8. Actenftüde, die Verbefferung des bürgerlichen Zur . 
ſtandes der Ifraelicen betreffend. Herausgegeben und mie 
einer Einleitung begleiset, durch C. A. Buchholz. 1816. 8. 


N 
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reichte Vorſtellung, an den Eongreß gewendet, und 
darin um Aufrechthaltung derjenigen Rechte gebeten, 
welche ihr, in dem mit dem ehemaligen Souverain des 
Großherzogthumsgranffurt am 28. Dec. 1811 errichteten 
Vertrag waren bewilligt worden. Sie hattedurch eigene 
Deputirte, Jacob Baruch und G. G. Uffenheim, 
dieſe Angelegenheit auf dem Congreß betreiben laſſen; 
und dieſe Deputirte hatten noch beſonders, in einem 
Schreiben vom 12. Mai 1815, den königlich-preuſſiſchen 
erjten Herrn CongreßBevollmächtigten erfucht , zu einer 
Beflätigung des erwähnten Vertrags, kräftig mitzus 
wirken *). 

Auch war den Juden gelungen, eine thätige Für: 
fprache,, fowohl überhaupt auf dem Eongreß, als au 
insbefondere in den legten Sigungen über Errichtung 
- and Einrichtung des teutfchen Bundes, fich zu verfchafs 
fen, von Seite des Eöniglichspreuffifchen Hofes, 
welcher fehon feit geraumer Zeit, und erfi neuerdinas 
wieder durch ein Edict vom 12. März ıdı2 **), fehr 
jiderale Gefinnungen für die Juden an den Tag gelegt 
hatte. Die in dem preuflifchen Staat anfäfligen Juden, 
hatten in der neueſten Zeit da8 Wohlwollen ihrer Re; 
sierung in noch höherem Grade, unter Anderem, da: 
durch fich erworben, daß fie in dem Kriege wider Buo⸗ 
naparte durch reichliche Beiträge, und Einzelne von 
ihnen auch durch perfönliche Kriegsdienfie, für den 





*) Diefe Actenftüde findet man in dan fehften Band 
(Heft 23) der Aclien des wiener Congreffes. 

**) In den Allgem. Juſtiz- und Polizeidlättern, 1812, 
Rum. 38. Man vergleiche damit das koniglich-baiſeri— 
ſche Edict vom 10. Jun. 1813 über die Verhältniſſe der 
jüdifchen Glaubensgencffen im Königreich Baiern. 
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groffen Zweck des prenffifchen Staates eifrig mite 
wirften. 

Bald nad Vertreibung der Franzofen aus Teutfchs 
dand, hatte man in mehreren TIheilen des nördlichen 
Teutfchlandes, namentlich in den freien Hanfeflädten 
Lübe und Bremen, gegen die dort anfäfligen Juden 
Maasregeln genommen, und Verfügungen getroffen, 
wodurch ihnen die unter der vorübergehenden franzöfls- 
fhen Herrſchaft erlangten Begünfltigungen größtens 
theils entzogen, und fie meift in ihren: vorigen Rechts— 
zufland zurücgefegt wurden. Die preufifche Staats 
regicerung fchöpfte hieraus die Beforgniß, daß die Forts 
fegung eines folhen RegierungsSyſtems benachbarter 
Staaten, bei der Verbindung worin die jüdifchen Fas 
milien unter einander fichen, befonders in Rückſicht 
auf die Einwanderungen und Heurathen, auf den Geift 
Der preuffifchen Juden nachtbeilig einwirken, und auch 
in dem preuflifchen Staat die Fortfehritte ihrer Bildung 
hemmen möge. 

Diefe Beforgniß veranlaßte jene Regierung, von 
dem Eongreß aus *), bei den freien Hanfeftlädten 
für Berbefferung des bürgerlichen Zuſtandes ihrer judis 
fchen Einwohner, die angelegentlichfie Verwendung 
eintreten zu laffen. Dieſelbe gieng wörtlich dahin: die 
Magiftrate und Bürgerfchaften diefer Städte zn vermö— 
gen, daß fie, mit Aufhebung der zum Nachtheil der 
jüdifchen Einwohner genommenen Maasregeln, ſich 





*) Schreiben des Herrn Staatscanzlers, Kürften von Mars 
denberg, an den preuffifchen Gefantren zu NE 
Herrn Örafen von Grothe, datire Wien den 4. Dun. 
1815; in den Ycten des wiener Congreffes, Be. I, Heft 


4,8 f 
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bekjenigen Einrichtung anfchlöffen,, die der preuffifche 


"Staat durch das Edict vom 11, März ıdı2, chen fa 


fehr den Forderungen der Menfchlichfeit und dem Bes 
dürfniß der Zeit, als einem verfländigen Regierungss 
Syſtem angemeffen befunden habe. Die Schicffale der 
Juden, ward hinzugefügt, in den übrigen Provinzen 
und Städten des nördlichen Teutſchlandes, fünnten ſeit 
Dem angeführten Edict dem preuflifchen Staat nicht 


‚gleichgültig feyn, weil durch eine fortdauernde Bedrü⸗ 


Kung und gebäflige Ausſchlieſſung von denen Rechten, 
auf welche fie als Menfchen Unfpruch haben, der ihnen 
zum. Vorwurf gemachte Zufland der Immoralität ver, 
längert, und die Abficht der preuffifchen Regierung ver: 
eitelt werde, durch Theilnahme an allen bürgerlichen 
Rechten und Laften die Spuren eines Vorwurfs zu vers 
tilgen, der nur *) auß einer verächtlichen und Enechtis 
fhen Behandlung hervorgegangen fey. Auch babe die 
Gefchichte dieſes legten Krieges wider Frankreich beiwie. 
fen, daß die preuflifchen Juden des Staates, der fir 
in feinen Schoo8 aufgenommen, Durch freue Anhäng— 
Jichfeit würdig geworden feyen. Die jungen Männer 
jüdifchen Glaubens, feyen die Waffengefährten ihrer 
chriſtlichen Mitbürger gewefen, und man babe auch 
unter ihnen Beifpiele des wahren Heldenmuths, und 
der rühmlichen Verachtung der Kriegsgefahren aufzu— 
weifen, fo wie die übrigen Einwohner, namentlich 
auch die Frauen, in Aufopferungen jeder Art den Ehris 
ſten ſich augefchloffen hätten, 

Inzwiſchen ward dieſer beredten Fürſorache der 


— 


) Möchte cine Erinnerung gn den Talmud, bier übers 
flüffig feon ? 
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beabſichtigte Erfolg in den Hanfeflädten eben fo wenig 
zu Theil, als der mit folcher übereinftimmenden Vers 
wendung derfeldben Macht auf dem Congreß. Auf 
diefem hatte Breuffen, in feinem legten Entwurf der 
BundesActe, vom Mai 1815, daraufangetragen, daß den 
Juden, fo fern fie fi der Leiſtung aller Bürgerpflichs 
ten unterziehen würden, Die denfelben entfprechenden 


Bürgerrechte in der BundesActe einzuräumen feyen.' 


Deftreich hatte in den, einverſtanden mit Preufs 
fen, am 23. Mai 1815 übergebenen Entwurf der Buns 
de8Acte, welcher in den Konferenzen ald Grundlage 
der Beratbfchlagungen diente, Diefen preuffifcden Ans 
trag wörtlich aufgenommen, Doch mit dem Zufag, daß 
da, wo diefer Reform Landesverfaffungen entgegen, 
ſtünden, die Landesherren fich verpflichten follten,, dieſe 
Hinderniſſe fo viel möglich hHinwegzurdäumen. 

Deftreich und Preuſſen, beftanden noch in der 
fünften Conferenz (31. Mai 1815) aufdiefen Anträgen. 
Sie hielten dafür, daß die deßhalb anzuncehmenden 


Grundfäge nicht nach Frankfurt zu vermweifen, fondern ' 


fchon in Wien zu beſtimmen feyen, als ein gemeinmwichs 
tiger Gegenſtand, deffen Zweck nur durch gleichförmig 
angenommene Legislation erreicht werden könne. Doch 
ward vorgefchlagen, flatt «Reform» und «Bürger« 
rechte» zufegen «Verbefferung» und «bürger—⸗ 
liche Rechte» *). 

Hannover bielt, gleichfalls in der fünften Si; 
gung, diefen Anträgen beizutreten fir unbedenflich, 
weil darin der Beurtheilung der Regierung überlaffen 
bleibe, wie fern fie, nah Maasgabe der eintretenden 


*) Acten d. w. €. Bd. II, S. 440. 
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Hinderniffe, die Zulaffung der Juden zu den angeführs 
ten Bortheilen, für vereinbar mit dem Beften des Staa⸗ 
tes erachte. — Diefer Erklärung traten alsbald «fehr 
viele» bei; insbefondere Kurbeffen, Zuremburg, 
Gotha, Shaumburgkfippe, Walded, Naf 
fau — Heſſen Darmſtadt erklärte, daß es der 
Majorität beitrete *). 

Andere hingegen flimmten für Bermweifung die 
fe8 Gegenflandes an den Bundestag, Wegen der 
Wichtigkeit deffeldben; nämlich Holſtein, Lübeck, 
Frankfurt und Bremen *). Holftein, und die 
vereinigten Fürften und freien Städte, insbes 
fondere auch HeffenDarmftadt, Hatten diefes ſchou 
in der zweiten Eonferenz verlangt, und auch Baiern; 
daß legte jedoch mit dem Vorbehalt, daß diefe Beftim, 
mungen nicht Einrichtungen im Innern der Staaten 
beſchränken dürften ***). 

Schon in den von fünf teutfchen Mächten, im Dcs 
tober und November 1814 gehaltenen befondern Eonfes 
renzen, hatte Baiern fich Dagegen erklärt, daß Rechte 
der Juden in der BundesActe feftgefegt würden; Bez 
flimmungen dieſer Art, die jedoch nicht Einrichtungen 
in dem Innern der Staaten betreffen dürften, möchten 
der Bundesverfammlung vorbehalten ſeyn ****), 

Holftein ſchlug in der fünften Conferenz vor, 
daß, wenn gleichwohl eine Berührung dieſes Punctes 
in der BundesActe belicht würde, doch nur folgende 
allgemeine Faffung angenommen werde: 





*) Hctenx. Bd. II, ©. 44o u. 441. 
»e) Ebendafelbft. 

»2) Ehbendaf. S. 365, 378 f. u. 387. 
... Ehendaf. ©. 80 u, 866. 
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sDen Bekennern des jüdifchen Glaubens wird, 
«fo fern fie fich der Leiſtung aller Bürgerpflich- 
sten unterziehen, eine fefte bürgerliche Verfaſ— 
«fung zugefichert, deren nähere Beflimmung 
«den Berathungen der Bundesverfammlung vors 
« behalten bleibe» *). 

Als Hierauf war eingewendet worden, daß Diefe - 
Zuficherung, wegen zu groffer Allgemeinheit, den Juden 
die beabfichtigte Sicherheit nicht gewähren würde, 
brachte Holffein, in der nächften Sigung, folgende 
neue Abfaſſung in Vorſchlag **). 

«Den Befennern des jüdifchen Glaubens wird, 
«in fo fern fie ih allen Bürgerpflichten unters 
«ziehen, eine fie gegen Berfolgung, Drud, 
«Willführ oder Wandelbarkfeit der Ge— 
sfeßgebung, in Betreff der ihnen eingerdums 
sten Rechte, fchügende bürgerlihe Vers 
«faffung gefidert». 

Auch Sachfen (Königreich) meinte, in einem 
ausführlichen in der fiebenten Conferenz übergebenen 
Votum, es fehle an einem zureichenden Grund, diefen 
an fih wichtigen Gegenftand in die Bundes Acte aufzus 
nchmen, und ihm dadurch einen Vorzug vor vielen 
andern gleich wichtigen einzuräumen, u. d. m.; wenig« 
ſtens fey die förmliche Zufiherung der zeither den 
Juden zugeflandenen Mechte „ aus der BundesXcte 
wegzulaſſen ***). — In der achten Sigung, wie auch 
in der zehnten, trug Sachſen rochmal fchlechthin an, 
auf Verweiſung diefes Gegenflandes au die Bundes 





») Acten d. w. C. Bd. 1, ©. 450 f. 
**0) Ebendaſ. ©. 430. 
”.) Ebendaſ. ©. 471 u. 477 ff 
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verfammlung, «befonderd wegen des Schlußfageg, 
wodurch der Landesherrfchaft fo fehr Die Hände gebuns 
den würden». Es verlangte fogar fürmliche Abftims 
mung, um zu erfahren, wohin majara fielen. Bei die; 
fer Abſtimmung zeigte fich Feine Veränderung, in dem 
in den vorigen Sigungen flatt gehabten Stimmenvers 
hältniß. Es traten Baiern und HeffenDarıms 
ffadt ausdrücklich dem ſächſiſchen Voto bei; ungeachs 
ter nochmal darauf aufmerkffam gemacht ward, daß bie 
in der fechften Sigung beliebte, und nachher, mit einer 
Zleinen Aenderung der Bundesllcte einverleibte Bes 
fimmung nur proviſoriſch fey; ungeachtet ferner, 
auf eine von Geite der freien Hanfefladt Bremen 
vorgetragene Bemerfung, als Grundfag angenommen 
ward, daß die von Frankreich, während feiner Oc— 
cupation, in der 32. MilitärDivifion ın Hinficht der 
Juden gemachten Ubanderungen, dDiefen feine noch 
jegt verbindenden Rechte hätten verfchaffen 
können *). 

Endlich erklärte auch noch der franffurtifche 
Herr Bevollmächtigte, in der fechften Eouferenz **): da 
der gewefene Großherzog von Frankfurt die Judenfchaft 
in der Stadt Frankfurt, wider alle Regeln der 
Staatsflugheit, zum größten Nachtheil der.chriftlichen 
Bürger und Einwohner, zur Verkürzung wohlerwor— 
bener Rechte der legten, und zum Schaden der Juden 
ſelbſt, auf eine Weife begünftigt habe, wovon man in 

feinem Staat ein Beifpiel finde ***); fo verwahre 


”), Acten x. Bd. IH, S. 501 f. Art. ı7, u. 553. 

++) Ebendaf. ©. 463. 

**) Den Juden zu Zrvanffurt hatte der Großherzog, 
gegen Bezahlung von 440,000 Gulden, völlig gleiche 
Rechte mit den hrifilihen Einwohnern der Stadt ertheilt, 
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Er ſich, irgend eine Biefer Neuerungen, an twelche feine 
Herren Committenten in keinem Betracht gebunden feyn 
fünnten, in welches Gewand fie auch gehüllt ſeyn möge, 
ale gültig oder für fie verbindlich zu erfennen. — Eben⸗ 
derfeldbe Herr Bevollmächtigte fügte nachher, in der 
zehnten Sigung, vom 8. Junins, in feinem Schluß. 
Borum noch hinzu: dag vorfichende «Verwahrung bloß 
den Zwed habe, Folgerungen , welche aus Mißver, 
ſtand gemacht werden möchten, vorzubengen »*). 


Diefer Einwendungen und Widerfprühe ungeachs 
tet, blieb es — nachdem man in der fünften und ſieben⸗ 
ten Sigung den Endbefchluß ,.in der Hoffnung einer 
erfolgenden Einhelligfeit der Stimmen, noch ausge 
fest hatte — bei der ſchon in der fechften Eonferenz bes 
liebten, in der ficbenten in die neue Redaction des Ents 
wurfs der BundesNlcte aufgenommenen, in der achten _ 
und zehnten Eonferenz befräftigten **), und in die 
Bundes Acte Art. 16 (nur nit der merfwürdigen 
Verwandlung des Wörtchend in, in von) aufgenoms 
menen Beffimmung, daß 

»)die Bundesverfammlung in Berathung 
nehmen folle, 
a) wie, auf möglichft übereinfiimmende Weife, 
die bürgerliche Verbefferung der Juden zu bes 
wirken fey, und 


b) wie infonderbeit Denfelben der Genuß der bür; 
gerlichen Rechte , gegen Uebernahme aller Bür; 





und fo alle bis dahın beftandenen Befhränfungen iſraeli—⸗ 
tifcher Einwohner aufgehoben, durch Edicte vom 7. Kebr. 
und 28. Dec. ıBıı. 

) Acten:c. Bd. II, ©, 542. 

+#) Man fche ebendaf, BY u, &,456, 490, 5ouf. u. 535, 
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gerpflichten, in den Bundesflaaten verfchafft, 
oder gefichert werden Fönne. | 
Jedoch follten 
8) den Juden, bis dahin *), die denfelden von 
den einzelnen: Bundesflaaten bereits eingerdums 
ten Rechte erhalten werden. 

Mit groſſem Vorbedacht ward, in Diefem zweiten 
Satz, das Wörtchen von gebraucht, fiatt in; welches 
vorher an deffen Stelle geftanden hatte. Erfi am Tage 
der Paraphirung der Bundes Acte, in der zehnten Con— 
feren; am 8. Junius, ward dieſe ſinnvolle Nenderung 
vorgenommen, da fie, wie das Protocol ſich aus. 
drückt **), fchon früher beliebt war ***). Doch war 
in den früheren Protocollen derfelben nicht erwähnt, 
vielleicht Durch Verfeben. 

Um den Sinn diefer Aenderung zu faffen, erin 
nere man fich an dasjenige, welches, wie oben ſchon 
gemeldet, auf Erinnerung des Herrn Bevollmächtigten 
der freien Hauſeſtadt Bremen, ald Grundfag war 
angenommen worden, in Ubficht auf Diejenigen Aendes 
rungen, welche Frankreich in der 52. MilitärDivifion 
wegen der Juden gemacht hatte; ferner an Dasjenige, 
was der franffurtifche Herr Bevollmächtigte nicht 
nur in der fechflen Sigung, fondern auch in der zehn 


*) Proviſoriſch. — Acten des w. Congr., 5b. IL, ©. 502. 
») Acten c. Bd. II, ©. 535. 

e⸗20) In einer früheren Sitzung, hatte der Bevollmächtigte 
der freien Hanfeftade Bremen, Ar. Senator Smidt, 
die Verwandlung des in in von vorgefchlagen, mit auds 
drücklicher Anzeige des oben angegebenen Grundes. Baiern 
und Sachſen hatten feinen Antrag unterſtützt, und die 
Andern harten Nichts dagegen eingewender. Es war aber 
damals, in dem Protocoll diefes Vorganges nicht gedacht 
worden. 





ten — gerabe in derſelben, in welcher die Veränderung 
des MWörtchend in in von vorgenommen ward — vor— 
gebracht hatte, in Dinficht aufdie in Frankfurt von 
dem geweſenen Großherzog vorgenommenen Aende— 
rungen in den Rechten der dortigen Juden; desgleis 
chen, an die von der ifraelitifden Gemeinde zu 
Srantfurt an den ECongreß gerichteten Bitte, die 
ihr von dem gewefenen Großherzog von Frankfurt vers 
liehenen Rechte aufrecht zu erhalten, welche unbeachtet 
blieb; endlich, an die VBerhältniffe der Juden in mans 
chen andern teutſchen Staaten, denen Buonaparte 
neue, nun vertriebene Herrfcher gegeben hatte. 

Der ganze Inbegriff der Verhandlungen lehrt, 
dag durch die wohl und viel befprochene und erwogene 
Derwandlung des Wörtchens in in von, fein andes 
rer Sinn bezweckt worden ſey, als diefer : 

Rechte welche Buronaparte und die von ihm 
eingefegten neuen Herrſcher, in Staus 
ten des teutfchen Bundes, den Fuden verliehen 
hatten, follen von den teutfchen Bundesſtaaten 
(von deren jegigen GStaatöregierungen) nicht 
brauchen anerfannt zu werden: wohl aber follen 
dirjenigen Nechte, welche von Bundesflaaten 
feldft, den Juden früher waren eingeräumt wors _ 
den, denfelbeu fo lang erhalten werden, bis auf - 
der Bundesverfammlung deßhalb andere Bes 
ſtimmungen werden gemacht feyn. 

Eine Ausnahme von diefer Regel, ward in Ans 
fehung der franffurter Judenſchaft, nicht ges 
macht ; obgleich fie die Aufrechthaltung der ihr von 
dem , durch Buonaparte der Stadt Frankfurt aufgos 
drungenen , Großherzog von Franffurt verliehenen 
Rechte, bei dem Congreß ſchriftlich nahgefucht, 
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und durch eigene Deputirte fleiffig betrieben, 
auch der Bevollmächtigte der Stadt Zranffurt 
folhe widerfprochen hatte, folglich diefelben bei 
den Berathfehlagungen in Erwägung gefommen waren. 
Die Bundes Acte übergeht jene Bitte der franffurs 
ter Judenfchaft mit Überlegtem Stillſchweigen, ſonach 
abſichtlich, und die Haupt; oder SchlußActe 
des Congreffes , Art. 46, fpricht ausdrüdlid nur von 
einer vollfommenen Nechtsgleichheit zwifchen Den 
verfihiedenen chriftlichen Glaubensparteien in der 
Stadt Frankfurt”). 

Anders , als übercinflimmend mit den Beflime 
mungen diefer SchlugXActe, und mit dem in bie 
BundesActe aufgenommenen, der franffurter Ju— 
denſchaft widrigen Beſchluß vom achten Junius, 
bürfen auch diejenigen Acufferungen Sr. Durchlaucht 
Des Fürften von Metternich nicht verfianten wer; 
den, welche in zwei, an den Bevollmächtigten der 
Stadt Frankfurt und an die Deputirtender frankfurter 
ifraelitifhen Gemeinde erlaffenen Schreiben **), 
beide vom neunten deflelben Monats, enthalten find: 
«dag auf Erhaltung aller wohlerworbenen Rechte 
«jeder Elaffe von Einwohnern feſt zu beflehen fey, 
«damit jede zurücwirkfende Maasregel vermieden 
swerde». 

Wohl erworben Fonnen hier diejenigen Nechte 
nicht beiffen, welche Der Beſchluß vom achten Junius, 
und, in Gemäßheit deſſelben, der 46. Artikel der Buns 
desActe, als folhe nicht anerkannt. Denn Fönnte 





»2) Acten ꝛc. Bd. IV, ©. 53. 
**) Beide fichen in fehften Band (Heft 23) der cken 
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der Fürſt die Abſicht gehabt haben, einfeitig eine 
Erfläruug zu geben, welche in Widerfpruch flünde 
mit einem, Tags vorber,, durch Einhelligkeit der Stim— 
men gefaßten, in die BundesActe noch an demfelben 
Tage aufgenommenen Beſchluß, nad einer Berath— 
fhlagung, in welcher Er felbft den Vorfig geführt, für 
Deftreich geftimmt, und, nah Maasgabe der erfolgten 
Abſtimmung fämmtlicher Bevollmächtigten, das Eons 
clufum zu Protocol gegeben hatte? In der Verfügung 
des Congrefles wird (und muß) auch Die jüdifche Ges 
meinde zu Frankfurt — nach dem Ausdruck des an 
ihre Deputirten ergangenen fürftlich ; metternichifchen 
Schreibens — «ihre Beruhigung finden , indem das 
durch die Gercchtfamer, welche fie aus einem früheren 


Vertrage geltend zu machen (verſteht fih, in Gemäßr. | 
heit der Bundes Acte)y⸗ berechtigt ift, volfommen 


gefichert jind >. 


Vergleicht man die Neufferungen in dem an bie 
Deputirten der franffurter Judenſchaft ergan⸗ 
genen fürftlichsmetternichifhen Schreiben, mit der: 
jenigen Staat8urfunde, auf melde ſolche außs 
drüclich gegründet werden; fo dringt ſich die Muth; 
maflung auf, dag in dad Schreiben irgend ein Canzleis 
Verſehen ſich eingefchlichen habe. Indem Schreiben 
Heißt e8: «daß in dem SelbſtſtändigkeitsAect, 
«der für die freie Stadt Frankfurt unter dem g. Jun. 
« 1815 ausgefertigt worden, dem Magiſtrat auferlegt 
»worden ſey, alle wohlerworbenen Rechte jeder Elaffe 
«von Einwohnern feſt zu halten, und jede zurückwir— 
a fende Daasregelzu vermeiden. In diefer Verfügung 
amerde auch die jüdifche Gemeinde ihre Beruhis 
«sung finden, indem Dadurch Die Gerechtſame, welche 


— 


J 
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< fie aus einem früheren Vertrag geltend zu machen bes 
a rechtigt fey, vollfommen gefidert feyen». 
Den Selbſtſtändigkeit 8SAct, worauf hier bie 
Deputirten der Judenfchaft vertiefen werden, fendete 
Se. Durchlaucht der Fur Metternich an den Ber 
volmächtigten der Stadt Frankfurt, Herrn Syn: 
dieus Danz, mittelft einer Rote, die von Demfels 
Ben Tage datirt ift, wie fein Schreiben an die Depus 
tirten der Judenſchaft. Diefer SelbſtſtändigkeitsAct, 
ift ein Auszug aus dem ConferenzProtocolf 
der Bevollmächtigten der allerhöchſten verbündeten 
Mächte, und ald Art. Bo bezeichnet. Diefer Auszug 
oder 80. Artikel, ift aber nicht mehr und nicht weniger, 
916 der 46. Artikel der Schluß Acte des Congreſſes 
vom 9. Junius; und diefer 46. Artikel beſchränkt 
ich lediglich auf die Vorſchrift: daß die Inſtitutionen 
der Stadt Frankfurt gebaut werden follen auf den 
Grundſatz einer vollfommenen Nechtögleichheit «entre 
les differens cultes de la religion chretienne». *) 
Daß hierunter die JZuden, nicht begriffen feyen, 
ift unmwiderfprechlich. Daß ihrer in demſelben Selbſt⸗ 
ftändigfeitsAUct, auch unter irgend einer Rubrik von 
« wohlerwordenen Nechten jeder Elaffe von Einwoh: 
nern», nicht erwähnt fen, lehrt der Augenfchein. So 
ift denn Flar, daß dag Documentum relatum (der 
Selbſtſtändigkeits Act) dasjenige nicht enthalte, was 


*) Die ganze Stelle Iautet fo. «Ses» (der Stadt Frank; 
furt) «institutions seront basees sur le principe d’une 
« parfaite &galite des droits entre les differens cultes 
«de la religion chretienne. Cette &galite de droits 
«s’etendra a tous les droits civils et politiques, 
«et sera observee dans tous les rapportis du gourer- 
“nement et de l'administration ». 





589 


es gach dent referens (dem an die Judenſchaft ergan⸗ 
genen Schreiben) enthalten ſollte. Gerade dieſe Vers. 
fhigdenheit zwifchen dem Inhalt beider, eben fo 
wichtig ald unverkennbar, mag wohl dic Urfache ſeyn, 
warum die franffurter Judenſchaft, in einer von ihr 
veranfalteten Druckſchrift »), nur das Referens, 
nicht duch das Relatum, hat abdrucden laſſen. Ihr 
Eonnte gber follte nicht unbewuft feyn, daß eine Urs 
kunde, pie Fich auf eine andere bezieht, Nichts bes 
weifet, wenn ihr Inhalt mit derjenigen nicht übers 
einftimmt , auf welche fie ſich bezieht. 

Gewonnen haben die Juden in den teutfchen 
Bundesftaaten, durch die BundesXcte Diefed , daß der 
ihnen von den Bundesflaaten früher eingeräumte 
Rechtszuſtand, fo lang auf der Bundesverſammlung 
etwas Anderes nicht fefigefegt wird, zu ihrem Nach⸗ 
sheil nicht darf geändert werden. - Das Weitere ift von 
der an die Bundesverſammlung gemwiefenen Berathung 
zu erwarten. | 





Geit geraumer Zeit find, in Abficht auf Beſtim⸗ 
mung der bürgerlichen Verbältniffe der Ju, 
deu, die Meinungen verfchieden gewefen. Diefer Wis 
derftreit hat fih unlängft erneuert, befonders auf Ver⸗ 
anlaffung der Rechte und Vortheile, welche in etlichen 
Staaten den Juden zugeflanden wurden, in andern 
für fie verlangt werden. 

Für Erforfchung der Wahrheit, für Beachtung des 
wahren Wohls, nicht. Bloß Dee Staaten, fondern auch 


**) Actenmäfige Darfiellung des Bürgerrechte: der 
Iſraeliten zu Frankfurt am Main (Rödelheim 1826. 
gr. 8.), S. 67 f. der Beilagen. 


Klüber's Ueberſicht. IL Dd 
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der Einzelnen, die Juden ſelbſt mit inbegriffen, kann 
dieſe Erörterung nicht anders als zuträglich ſeynz um 
fo mehr, da in folcher mehrentheilß ein wohlgemeinter 
Eifer für Humanität und Aufflärung nicht zu verfen: 
nen if. Es würde die Grenzen dieſes Auffages weit 
überfchreiten, wenn darin die wechfelfeitigen Behaup⸗ 
tungen und deren Gründe, die gefchichtlichen , politis 
{chen und rechtlichen, auch nur fummarifch Dorgetra: 
gen würden. Aber das eigene Urtheil des Verfaſſers 
Darf man hier erwarten, mie es fich gebildet hat nad 
forgfältiger , oft wiederholter Erwägung, nach eigener 
und nad fremder glaubmwürdiger Erfahrung, und in 
Bolge menfchenmöglicher Unbefangenheit, die er in die: 
fer wichtigen Angelegenheit fich zur Pflicht macht, und 
auch zutraut, weil er dabet einer Beftechung fich für 
unfähig hält, es fen Durch Eigennug, Erziehung, Stand 
amd Glaubensgenoſſenſchaft, oder durch Achtung und 
Sreundfehaft, die er von einzelnen Edlen aus der jüdis 
fhen Nation zu genieffen fich zur Ehre rechnet. Am 
wenigften kann dabei, wie überall in diefen Berichten, 
Die Abfiht vorwalten, dem weifen Ermeflen und den 
Beflimmungen der erhabenen Bundesverfammfung 
vorzugreifen. 

Die Juden find eine politifchsreligiöfe Secte, 
unter firengem theofratifchem Deſpotismus der Kabbis 
ner. Gie fliehen in engem DBerein, nicht bloß für einen 
beflimmten Firchlichen Lehrbegriff, fondern fie bilden 
auch eine völlig gefchloffene, erblich verſchworene Geſell⸗ 
ſchaft, für gewiffe politifche Grundfäge.und Gebote, 
für das gemeine Leben und den Handelsverkehr, für 
eigene Volksbildung, bie ein fiufenweifes Fortfchreiten 
zuͤ höherer Cultur ausfchließt, und für Faflenartigen 
samiliengeift, dem insbefondere vollkommene phyſi— 
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ſche Abfonderung von allen) Nichtjuden , gebotweife . 
eigen ifl. | 

Den Geift des Judenthums, diefe Geburt 
roher Vorzeit, erfennt man, im Allgemeinen, an 
firchlidem Glaubenshochmuth, denn die Juden bilden 
fih ein, die Auserwählten oder dad Volk Gottes zu 
ſeyn, ale folches erhaben über alle Nichtjuden (Gojim), 
und darum phnfifch und fittlich gefchieden von dieſen, 
die einft fogar, nach Ankunft ihres Meſſias, ganz 
ausgerottet werden müflen *); an einem, durch Slaus 





e) Die Beweisftellen findet man in J. C. G. Bodens 
ſchatzens kirchlicher Verfaſſung der heutigen Juden, fons 
derlich derer in Reutfchland, Th. III., ©. a0ı ff. Wer 
das Arfenal ded Talmudiſmus quellenmäfg will fen 
nien lernen, dem iſt diefes Werk, welches zu Frankfurt 
und Leipzig 1748 und 1749 in vier Theilen oder zwei 
Quartbänden erfhien, zu empfehlen; desgleichen « Der 
Jude, eine Wochenfchrife»; von Gortfr. Selig. Neun 
Bände. Leipg. 1768 — 1772. 8. und Ehendeffelben 
« Der Jude, oder daß alte Judenthum v. Th. I. Epj. 1781. 
Th. II. Deffau 1782. 8. mit Kupfern. Selig war in 
dem Zudenthum gebohren und ergogen,, dann zu dem Chris 
ftenthum übergegangen, und bey der Univerfität Leipzig 
angeftellt, ald Lector rabbinicus et talmudicus, Kerner, 
J. A. Eifenmengersd entdeckte Judentum. (Frankf.) 
1700. 2 Theile, zufammen 2,106 S. in 4. Zweite Aufl. 
Königsb. 1711. Die frankfurter Judenſchaft es 
wirkte bei dem Reichshofrath drei Mandate, wodurch die ganze 
erſte Auflage dieſes merkwürdigen Buchs, welches die Lehren 
und Meinungen der Juden wörtlich aus ihren eigenen 
Schriften darftelle, gu Frankfurt vierzig Jahre fang 
mit Arreſt befegewar. Hierauf ließ der König von Preufs 
fen zu Königsberg einen Abdrud veranitalten. Erftam 19. 
Mai 1741, ward der Arreſt, auf Betrieb der eifenmens 
gerifchen Erben, aufgehoben von dem Reichsvicariats Mofs 
gericht gu Augsburg (Tonclufa des gemeinſ. R. V. Hof⸗ 
gerichts, Th. II, S. 183). Nun lieſſen die Erben den 
Titel, aber mit der Jahrzahl 1700, umdrucken, und 


Dda2 
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bensvorſchrift gebotenen und gebilligten Haß gegen alle 
Nichtjuden; an einer Religions- und Sittenlehre, 
welche gegen Nichtjuden der Wahl der Mittel für eigens 
nügige Zwecke ungerechten Spielraum läßt, während 
dem Sifraeliten verboten if, von feinem Glaubens; 
genoffen für Darlehen auch nur mäfige Zinfen zu nebs 
men; an nie ermüdendem Lauers und Schachergeiſt, 
an Prellſucht und Wucherfinn; an Wolksverderbung 
durch Ueberliftung und Uebervortheilung, durch Unter; 
nehmung und Begünſtigüung unfittlichen und rechtwidri} 
gen Verkehrs; an Scheu vor flrenger, die Gewinnfucht 
nicht befriedigender , oder durch fie nicht abgenöthigter 
Arbeit; an Unwilligkeit und Untauglichfeit zu perfons 
licher VertHeidigung des Vaterlandes, nicht bloß wegen 
der ihnen eigenen Feigheit, fondern auch weil fie Daffelbe 
nicht für das ihrige erkennen; an Armuth an Seelen, 
adel und Achter Geiftesbildung. — Nicht von feltenen, 
fehr achtungewertben, Ausnahmen ift hier die Nede, 
fondern von dem Judengeiſt im Allgemeinen, wie er 
in der Kegel fich darſtellt, und wie man ihn folglich als 
unterſcheidenden Charakter diefer Menfchenclaffe aus 
nehmen muß. | 


Die Vernunft beweiſet, und die Erfahrung befläs 
tigt ed, daß Kaſtengeiſt jeder Art, der politifche 
wie der religiöfe, am meiften der politifceh srefigiöfe,, 
underträglid ſey mit t Staats; und Gemeinwohl. Nun 





"ermäßnten, auf ſolchem des Arreſtes, feiner Dauer und Auf⸗ 

hebung. Endlich: Die Juden und dad Judenthum 
wie fie find. Köln 1816, 96 &. gr. 8. Es find Auszüge 
aus Eifenmengers Werk, ſyſtematiſch geordnet. Eifens 
menger war Profeſſor der orientalifhen Spraden zu Hei⸗ 
delberg; cr ſtarb 1704. 
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‚begründet aber, wie oben angeführt, das Judenthum 
bis diefe Stunde unwandelbar ‚ tn politiſcher, religiös 
fer und phyſiſcher Hinſicht, einen Kaftengeift, deffen 
Gleihen, im Wefen und Umfang, insbefondere in 
fcharfer , unerbittlicher Abfonderung feiner Anhänger 
von jeder andern Menfchenclaffe, in dem ganzen chrifts 
lichen Europa nicht gefunden wird. Die Juden bilden 
auf Dem ganzen Erdfreife, nach ihrem eigenen Auss 
druck, eine eigene Nation; von jeder andern völlig 
abgeſchloſſen, mit fo. eigenthümlicher,, in. dag Bürgers 
liche Leben fo vielfach eingreifender politifch sreligiöfer 
Einrihtung, Handlungs: und Sinuesart, daß der 
ifraelitifche Theil der Unterthanen in jedem Staat, in 
welchem nicht die Staatsgewalt Befigthum der Juden 
ift, in mehrfacher wefentlicher Beziehung einen Staat 
im Stante bildet, oder vielmehr bilden muß. Dieſes 
gegenſeitige Verhältniß, macht einen fortwährenden 
Antagonismus zwifhen Staat und Judentum 
unvermeidlich. 


Ein Widerflreit diefer Art iſt eine Krankheit 
am Staatdförper; eine unheilbare, fo lang das ders 
malige Judenthum befteht; ein Hebel, das unvermerft, _ 
aber unausbleiblich, um ſich greift, jenen Körper endlich 
an feinen edelften Theilen überfällt und, wo nicht zu 
Grunde richtet , doch ohne Unterlaß quält und fchwächt, 
wenn ihm nicht in Zeiten beflimmte Grenzen gefegt, 
und diefe forgfältig bewacht erden. Der Juden 
(haft, das Heißt dem ganzen Inbegriff der Befenner 
des Judenthums, wie ed vor unfern Augen lebt und 
weht, volle Staatsbürgerfehaft, völlig gleiche 
Rechte mit allen Stagggbürgern ertheilen, die richt in 
folchem erklärten Widefftreit, wie die Juden, mit dem 
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Staate leben, wäre eben fo viel, als jenes begrenzte 
unbeilbare Wecbel in einen unheilbaren Krebs— 
ſchaden verwandeln, der ein ſtets um fich freffender 
wäre, mithin das Ganze, wo nicht über Furz ober 
lang zerflören, Doch immerwährend peinigen würde. 

Was gebieten nun Sittenlehre und Staats 
‚weisheit in Abficht auf das bürgerliche Verhältniß 
der Juden in teutfchen Staaten? 


Der Geil allgemeiner Menſchenliebe, der 
in jedem Menfchen einen Bruder erblickt und Gewiſſens— 
freiheit ehrt, müfle vorwalten, wie überall, alfo auch 
in dem Urtheil und Benehmen der Einzelnen, und in 
den Verfügungen des Staates über die Juden. 


Der Gebrauch aller Mittel zu geiſtiger, fitt: 
liher und bürgerlihder VBeredlung, werte 
auch den Befennern der mofaifch stalmmdifchen Religion 
geftattet, von dem Staat fogar dargeboten, und in 
gewifler Art zugenöthigt, fo fern ihre Gewiſſensfreiheit, 
aber auch Staats- und Gemeinwohl, dadurch nicht 
gefärdet: wird. Zu dem Ende fey die Auſtellung 
ihrer Rabbiner, ihrer jüdifchen Gemeinde s und Haugs 
Ichrer, abhängig von der Genehmigung des Staates, 
und dieſe von einer rühmlich überflandenen Prüfung 
in der Bernunfts und allgemeinen: Gittenlehre, in der 
teutfchen Sprache, und in den Übrigen, einem tüch— 
tigen. Jugendlehrer in Teutſchland unentbebrfichen 
Kenntniffen. 


Segen verhältnigmäfige Theilnahme an Staatds 
und Gemeindclaften, werde den Juden ein beflimmter 
Staatsfhug zu Theil, unthh welchem die Perfonen 
und ihr Eigenthum vollfommen ficher fichen; doch vor 
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der Hand noch unter zweckdienlicher Maasnehmung 
‚gegen ihre unverhältnißmäflge Vermehrung, zumal 
auf dem platten Lande *). 


Geſtattet werde ihnen die Freiheit, Srundei gen⸗ 
thum zu erwerben, Handel und Gewerbe zu 
treiben, mit weiſen Beſchränkungen, welche auf die 
Nothwendigkeit ihrer ſittlichen und geiſtigen Ausbil⸗ 
dung berechnet find. 


Einzelnen, welche unzweibeutige Beweife vonhaus ⸗ 
zeichnender Veredlung, durch Geſinnung, Handlungs 
weife und Gewerbart liefern, werden, mit angemeſſe⸗ 
ner VBorfiht, befondere Bortheile bewilligt, nach 
Verdienſt, und aus völlig reiner Abſicht. 

Der Aufnahme der Juden, in volle ſtaats— 
bürgerlihe Genoſſenſchaft, der Fähigkeit zu 
dem Genuß aller ſtaatsbürgerlichen Vortheile der 
Staatdverbindung, ſtehe unwandelbar zur Bedingung, 
nicht der feierlich erflärte Uebertritt zu der natürlichen, 
oder irgend einer ſchon beſtehenden pofitiven Religion, 
fondern die freie, zuverläffige und unmwiederrufliche Abs 





°) Eine ſtaatswirthſchaftliche Rückſi cht verdient, auſſer dem 
platten Lande, ganz vorzüglich in einer Handelsſtadt, 
die unverhältnißmäſige Vermehrung der Juden. Vergleiche 
man z.B. inder Scade Frankfurt am Main, die An: 
zahl derjenigen hriftliden Einwohner (Einzelne und 
Samilienhäupter mir Angehörigen und Sefinde), welche zu 
dem Handelsftand gehören, mic der Bahl der dortigen 
jüdifhen Einwohner — 3000, much der eigenen Ans 
gabe der Zudenfhaft, in ihrer bei dem Congreß eingegebes 
nen Vorſtellung —, die man, mir äufferft felcenen Auss 
nahmen, als zu dem Handelsftand gehörig ber 
trachten muß. Bei vollen Bürgerrecht der Juden, würde 
diefe Zahl der zum Handelsſtand gchörigen Juden binnen 
kurzer Zeit noch fehr zunchmen. 





/ 


596 


ſchwörung, die Beharrlihe Entfernung und Verab—⸗ 
ſcheuung des Talmudiſmus und alles Webrigen , was 
in dem Judenthum von der Staatsregierung für durch: 
aus unvereinbar erklärt wirb mit dem Gemeinwohl in 
einem Staat deſſen Oberherrfchaft nicht in den Hin, 
ben der Juden if. 

Dieſes And, nad meiner Einficht, Forderungen, 
weiche durch den Zweck der bürgerlichen Gefellfchaft 
begründet werden. Sie flimmen überein mit Dem Geifl 
ber allgemeinen Menfchenliebe,. und mit der eigenen, 
firengen Pflicht jedes Einzelnen zu Selbſtveredlung. 
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I ILL LT RI WI 


VIIL 

Veber 
Beſtimmung der Redte 

der | | 
katholiſchen Kirsee 

und der 


evangeliſchen niheneſellſchaften 


den teutſchen Bundesſtaaten. 





Huf dem Gebiet des teutſchen Reichs, nach feinem 
Umfang von 1792, befand ih Niemand, für welchen 
die franzöſiſche Revolution Anlaß ward zu fo groffem 
und allgemeinem Verluft, wie für die Fatholi« 
ſche Kirche. Derjenige, denibrdie Reformation 
verurfacht hatte, war dieſem weit nicht gleich zu achten, 
weder an Urfache noch an Wirkung. Bei foldem wirks 
ten, der Form nach durchaus, und größtentheild auch 
dem Wefen nach, innere Urſachen. Es lieffen ſich, Bei 
der an fich erlaubten Verwandlung Eatholifcher Kirchen: 
geſellſchaften in evangelifche, Rechtsgründe finden für 


u. 


(4 
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Verwandlung des Eatholifchen Kirchenguts in evangelt 
fched. Fa, wenn auch in dem Taufe des dreiffigjährigen 
Kriegs, und bei Unterhandlung des weftphälifchen Fries 
dens, manche weltliche Hand nach Kirchengut fich auge 
firecfte, fo war es doch ſolches, das für die Fatholis 
ſche Kirche entweder ſchon wirklich verloren, oder fo 
gut wie verloren zu achten war, weil ed der Neformas 
tion unterlag, nachdem die Kirchengefellfchaft, deſſen 
Eigenthümerin,, zu einem andern Glaubensbekenntniß 
übergesangen, oder überzugehen im Begriff war. Es 
traf alfo diefer Verluſt jene Kirche wenigſtens nicht mehr 
zunächft, fondern unmittelbar den evangelifchen Kies 
chenFonds, dem es zugefallen war, oder fofort hätte 
zufallen mitffen. 

Nicht fo bei dem Verluſt, wozu dielfeangöfifche 
Revolution Gelegenheitsurfache war. Hier wirkten 
durchaus äuſſere Urfachen. Nicht einmal als Sühn- 
opfer, Fonnte man durchgehends die fo weit greifende 
Secularifätion betrachten; und daß man bei dies 
fer Berwandlung des geiſtlichen oder Kirchenguts in 
weltliches, namentlich in Staatdgut, nach Rechtsgrün— 
den vergebens forfchte, trägt jetzt wohl faum Jemand 

s mehr Bedenken zu geſtehen. Es war eine Zeit, wo die 
Macht über jede Rechtfertigung ihres Beginnen fich 
hinwegſetzen zu müflen, wohl gar zu Dürfen glaubte. 
Auf der linken Rheinfeite ward alles Kirchengut, auch 
der Zehnte, von dem Strudelder Revolution verfehluns 
‚gen, aufder rechten weit der größte Theil des Fathos 
difhen Kirhenguts von dem Strudel der Eutſchädi— 
gung für, wahr oder unwahr, auf der linfen, zum 
CTheil auch auf der rechten Rheinfeite erlittenen Verluſt. 


Wie diefer Entfhädigungs Handel feit dem 
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saftatter Eongreß, beſonders zu Paris und Regensburg 
in den Fahren 1802 und 1805, getrieben, welche Berech« 
nungen über VBerluft und Entfchädigumg aufgeſtellt, wie 
nach zugänglichen Regionen aller Art geflüchtet, welche 
Haupt und Nebenrollen von einem fich überall durchkreu— 
zenden Intereſſe, auf dem diplomatifchen Kampfplag zus 
getheilt und gefpielt worden, als indem durchaus weltlis 
chen Handel,der Stab über das geiftliche Gut einmal ges 
brochen, und unter den, nicht felten willfommenen, 
Gebot der lebermacht, dag fräftige: principi, non cle- 
rico, sitet regnum et latifundium, ausgefprochen war, 
— das Alles it öffentlich weit noch nicht fo bekaunt, als 
in mehr denn einer Hinficht zu wünſchen wäre. Die 
Nachwelt er, wird den Schleyer lüften können, der 
dieſes merfwürdige Treiben jegt noch dedft. 


Schon auf dem raftatter Friedens Congreß, 
war im Namen des teutſchen Reichs als Grundlage der 
Friedensunterhandlung bewilligt worden, Daß die teuts 
ſchen erblihen Reichsſtände für denjenigen Vers 
luft, welchen die Abtretung ihrer Befigungen auf der 
linken Rheinfeite ihnen verurfachte,, durch geiftliche 
Länder und Güter auf der rechten Rheinſeite entfchäs 
digt werden follten. Der füneviller Friede, diefe 
Bewilligung ergreifend, fprach Art. 7 jene Entfchädis 
gungsArt als Grundfag aus, und der Reichsdeputa⸗ 
tionsHauptfchlug brachte ſolchen, allgemein und ein⸗ 

zeln, zur Vollziehung. 

Dem zufolge fielen, im Jahr 1803, nicht nur alle 
geiſtlichen Wahlſtaaten, den erzfanzlerifchen oder 
primatifchen und Die Beflgungen der beiden geiftlichen 
Kitterorden ausgenommen, in die Entfchädigungss 
Maffe, fondern es wurden auch alle Güter der 
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Domcapitelundihrer Dignitarien, brevissima 
manu den Domänen der Bifchöfe einverleibt und, mit 
den Bisthümern, denen weltlichen Fürſten zugetbeilt, 
welchen man dieſe anzumeifen für gut fand *). 

Was die Güter der übrigen reichsunmittel 
Baren und der mittelbaren Stifte, Abteien 
und Klöfter betrifft, fo ward ein bedeutender Theil 
derfelben ebenfalls in die EntfhädigungsWMaffe gewor⸗ 
fen. In Anfehung des gartzen Ueberreſtes, erhielten 
Die Landesberren eine allgemeine Secularifas 
tionsBefugniß; gleichviel, ob'diefe Güter in ihren 
alten, oder in ihren neuen Befigungen gelegen, ob Die 
Landesherren Fatholifch, oder der augsburgifchen Eon; 
fefion verwandt (oder reformirt) wären. Es wurden 
ihnen diefelben zur freien und vollen Verfügung 
überlaffen, fowohl zum Behuf des Aufwandes für Gote 
tesdienft, Unterricht; und andere gemeinnügige Aus 
falten, ald auch «zur Erleichterung ihrer (der 
Landesherren) Finanzen»; doch unter dem beſtimm⸗ 
ten Vorbehalt der feſten und bleibenden Yusftatı 
tung derjenigen Domkirchen, welche würden beibe 
halten werden, und der feftgefegten Benfionen für 
die aufgehobene Geiftlichkeit **). 

Das Seenlarifiren, welches nun einmal recht 
weit umfaſſend in den Gang gebracht war, griff Bald 
nachher noch weiter um fih. Es verfchlang auch, auf 
Napoleons Gebot, die Befigungen der. beiden geiftlis 
Heu Ritterorden, und feldfl den neu ergänzten 





5) Reichödepntationeaupefgluß vom 25. Fehr, 1803, $. 34 
. und 36. 
**) Ebendaſ. 6. 35. 
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und ausgeflatteten reihterztanjferifen oder 
primatifhen Staat. 

Der Teutſche undderJohanniterDrden hat. 
ten, wie es hieß, « and Rückſicht für Die Kriegsdienſte ihr 
rer Glieder », im Jahr 2805 aus dem Seculariſations⸗ 
und Entfchädigungs@oncure fich noch gerettet. Sogar 
Entſchädigung hatten fie aufder rechten Rheinſeite erhal⸗ 
ten, für den auf der linfen erlittenen Verluſt *). Breve 
gaudium ex possessione! — 

Der predburger Friede (26. Dec. 1805, Art.Bunb 
12) entriß dem Teutfchen Orden verfchiedene Bes 
fisungen,, und verwandelte das Fürſtenthum DMergents 
heim in ein Erbfürftenthum eines öſtreichiſchen Prinzen. 
Sröffer noch war der Verluſt, welcher den beiden 
geiftlihen Nitterorden (1806) durch. die RheinbundActe 
(Art.1ı7, 18, 19 und23) zugefügt ward, indem anſehn⸗ 
liche Beſitzthümer derſelben, auch der teutfche Haupts 
fig des SohanniterÖrdens, das Fürſtenthum Heiterss 
beim, einzelnen Bundes Souverainen mit Souverainw 
tät und Proprietät zugetheilt wurden. Daflelbe wer; 
fügte Napoleon in Anfehung der in dem Wirzburgifchen 
gelegenen Güter des JohbanuiterDrdend. Er bewil— 
ligte folche , mit aller Proprietdt und GSouverainetät, 
dem Großherzog von Wirzburg, in demfelben Vertrag, 
in welchem er diefen Fürſten (5. Sept. 1806) in den 
sheinifchen Bund aufnahm. 

Endlich decretirte Napoleon, am 24. April ı8og, 
fogar die gänzlide Aufhebung des Teutfhen Drs 
Dens in allen rheinifchen Bundesflaaten, wies bie 
Drdensgüter und Domänen denen Landesfürften zu, 


°) Reichsdeputations Hauptſchluß ıc. 6. 26. 
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in deren Gebieten fie gelegen waren, und vereinigte das 
Fürſtenthum Mergentheim mit der Krone Wirtemberg; 
Verfügungen, welche Deflreich in dem wiener Frieden 
vom 14. Dct. 1809, Art. 4, genehmigte. Bald nachher 
(1810) zogen die Könige von Wirtemberg und Weftphas 
fen, die in ihren Ländern gelegenen Befigungen des 
Johanniter Ordens ein, und verwendeten folche zu Aus 
flattung der von ihnen gefifteten Ritterorden, Des wir— 
tembergiſchen MilitärBerdienftordens und des Ordens 
der weftphälifchen Krone. Baiern hatte, in feinen 
Staaten, die Aufhebung des Johanniter Ordens 
ſchon durch ein Edict vom 8. Sept. 1808 verfügt. 


Auch der unter Napoleons eigenen Aufpicien neu 
gegründete und ausgeftattete reichserzfanzlerifche 
oder primatifche Staat, entgieng der GSecularifas 
tion nicht. Der Reichsdeputations Hanptſchluß von 1803, 
6.25, hatte den Stuhl zu Mainz auf die Domkirche zn 
Megendburg übertragen; er hatte die Würden eines 
Karfürſten, Reichſserzkanzlers, MetropolitanErzbifchofs 
und Primas von Teutſchland, auf ewig damit vereinigt; 
er hatte deſſen MetropolitanGerichtbarkeit erſtreckt über 
alle auf der rechten Rheinſeite liegenden Theile der ehe— 
maligen geiſtlichen Provinzen von Mainz, Trier und 
Köln (mit Ausnahme der preuſſiſchen Staaten), und 
über die ſalzburgiſche Provinz, ſo weit ſich dieſelbe über 
die mit Baiern vereinigten Länder ausdehnt; er hatte 
ihn ausgeſtattet mit den Fürſtenthümern Aſchaffenburg 

und Regensburg, mit der Grafſchaft Wetzlar, mit dem 
Hauſe Compoſtell zu Frankfurt ꝛc., und mit einer von 
den Ertrag des Rheinſchifffahrt Octroi zu nehmenden 
‚Jahrrente von 350,000 Gulden. Pius VII. batte, 
durch eine aus Paris datirte Bulle vom 1. Mai 1805, 
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die Cathedral Kirche zu Regensburg zu einer erzbiſchöf—⸗ 
lichen erhöhet, bei welcher ein Metropolitantai Ä 
pitel zu errichten fep. 

Aber fhon am ı. Mai 1810 mußte der Sürf Pris 
maß, Grzbifchof zu Regensburg, welcher 1806 durch 
die RheinbundActe aus einem Kurfürften Neihskrz 
fanzler in einen Fürften Primas des vheinifchen Bun⸗ 
Des verwandelt, und mit der Reichsſtadt Frankfurt und 
deren Gchiet noch weiter ausgeflattet worden war, auf, 
fer der teutfchen Hälfte des Ertrags von dem Rheins 
fchifffahreDetroi, dag Fürſtenthum Regensburg 
an Napoleon abtreten, welcher daffelbe fofort an Bais 
ern übergab. 

Dagegen erhielt zwar der Fürft Primas den größs 
ten Theil des Fürſtenthums Fulda und der Graffchaft 
Hanau, welche nebft feinen übrigen Ländern, von num 
an daß Großherzogthum Frankfurt bildeten: allein zu 
gleicher Zeit erklärte Napoleon dieſes Großherzogthum, 
auf den Todesfall des Großherzogs, Fürſten Primas 
und Erzbiſchofs, für einen Er bſtaat, zum Vortheil 
des Prinzen Eugen, Birefönigs von Italien. Dieſer 
follte dann, wenn der (erzbifchöflihe) Stuhl von Res 
gensburg ſnach Frankfurt verfegt fegn werde, dem 
von ihm hiezu ernannten Prälaten 60,000 Franken 
jährliche Nenten entrichten. 

Dieſer Fall trat nicht ein. Nach dem Sturz Napo⸗ 
leons, ward der Großherzog von Frankfurt feines Groß; 
herzogsthums ſtillſchweigend entfegt, und daffelbe in 
der Folge aufgelöfet. Dem gewefenen Großherzog, noch 
Ersbifchof von Regensburg und Bifchof von Eonflanz, 
ward durch die HauptActe des wiener Eongrefles vom 
9. Jun. 1815, eine Jahrrente von 200,000 Gulden aus; 


gefegt. 
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So die Seculariſation der neueften Zeit! — 
Man fehägt, ungefähr, den aus diefer Secularifation 
bervorgeherden Verluſt der teutſchen Fatholi 
ſchen Kirche an Grundbefigungen, Einwohnern und 
Einkünften, auf Beiden Geiten bed Rheins: 


2) aufderlinfen Rhein⸗ cam. Einw. Einkünfte, F- 
feite, auf ...:. . . 424.800,600. 5,480, 000 

8) auf der rech t en Rheins 

ſeite, an 

a) unmittelbaren Bes 
figungen .... 1,295.2,361 176.12,726, 008 

b) mittelbaren 78 Stif⸗ 

te und 209 Abs 

teien, obne bie 
Möndklöfter. - . 2,870,000 





Zufammen . . 1,719.3,162,576. 21,026, 000 

Doppelt ſchmerzhaft mußte diefer ungeheuere 
Verluſt einer Kirche fallen, in welcher unabläffiges 
Streben nach Allgemeinheit , ein Beflandtheil ihred 
pofitiven GrundCharakters iſt, und welcher weltliche 
Macht und irdifched Befigthum, als Hauptmittel zu 
diefem groffen Zweck erfcheinen müffen. Groß und 
zahlreich müſſen die Veränderungen ſeyn, welche 
durch dieſen Verluſt fortwährend herbeigeführt werden, 
in Hinſicht auf inneres und äuſſeres Verhältniß der 
Kirche, namentlich auch in ihrer Beziehung zu den 
teutſchen Staatsregierungen. Für immer iſt verloren, 
der ganze weltliche Arm der höheren Geiſtlichkeit. In 
ſtrengerer Abhängigkeit als vorhin, von dem Staat, 
in minderer von dem kirchlichen Obethaupt, iſt fle, 
ſammt dem niederen Clerus, fortan beſchränkt auf die 
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engere Sphäre ihres geiſtlichen Berufs, und in diefem 
nicht mehr unterflügt von dufferem Glanz. Ueberall 
zeigt fih, in den Berhältniffen der Kirche, eine vers 
mehrte und ausgedehntere Thätigkeit Ded Staates. So 
in Errichtung oder Eintheilung der Diöcefen, in Aus— 
ftattung und Ernennung der Bifchöfe und Domcapitel, 
in Beflimmung ihres Wirfungstkreifes, in Mitwirkung 
bei Anftelung der nicderen Geiftlichkeit, in weltlicher 
Aufficht auf das gefammte Kirchenwefen. Auch auf den 
ReligionsCharakter des Volkes, kann dieſe wefentliche 
Peränderung in der dufferen Lage der teutfchen fathos 
liſchen Geiftlichfeit, verbunden mit der Aufhebung der 
Klöſter, nicht ohne merklichen Einfluß bleiben. 

Wohl bildeten, im J. 1803, die geifllihden Be 
fißsungen auf der rechten Rheinfeite (damals noch mit 
Ausnahme der Befigungen von Kurmainz und der: geifls 
lichen Kitterorden) die Secularifations Maffe: 
aber noch night die ganze Entfhadigungs Mafle. 
In diefe fielen damals, auf der rechten Nheinfeite, 
auch verfehiedene Befisungen und Einfünfte weltlis 
cher Fürſten, die teutfche Halfte des Ertrags vom 
Rheinſchifffahrt Octroi, die Reichsſsdörfer 
und Neihsftädte, mit Ausnahme von Augsburg, 
Lübeck, Nürnberg. Frankfurt, Bremen und Hamburg. 
Daher kommt ed, daß man die ganze Mafle,. welche 
3605 als Entfhädigung gegeben ward, an geifllis 
hen und weltlichen Befigungen, (nach Gaspari) ſchä— 
Gen konnte auf 2,5673 AM., 3,908,400 Einwohner, 
 94,635,590 Gulden Einkünfte, 

Die erfte Rolle, in dem ganzen Secularifationd, 
und Entfhädigungswerf, hatte Napoleon Buonaparte 
ſich feldft vorbehalten. Die andern Rollen hatte er nach 
Belieben vertheilt; er, der in ebendemfehben, in ber 

Klüber's Ueberſicht. UI Ee 





406 


Geſchichte Teutfchlande und ber Eatholifchen Kirche ewig 
denfwürdigen Jahr 1803, dem teutfchen Reich ausdrück 
ih Schonung des Papſtes empfahl, «damit mau 
bei den neuen Einrichtungen auf feinen Fall Beranlaf 
fung zu Bekümmerniß Str. Heiligkeit gebe» *). 

Keine Wirkung ohne Gegenwirkfung. Schon feit 
dem Anfang des raftatter Congreſſes hatte der päpftliche 
Hof, hatten die geiſtlichen reichsfländifchen Landeshers 
ren, Sürften und ReichdPrälaten, hatte die gefammte 
katholiſche teutfche Geiftlichkeit, Hohe und niedere, aus 
allen Kräften ich beſtrebt, Der ihnen drohenden Bes 
raubung zuvorzufommen; Diefem fohreienden Uns 
echt, wie fie ed nannten, dieſem äuflerfi gewagten Uns 
ternehmen , wovon die Folgen unüberfehbar ſeyen, dies 
fen Brand, und Pechfadeln, welche die Franzofen in 
Teutfchland geworfen hätten, um ein allgemeines Feuer 
anzuzünden. Leicht, meinten fie halb drohend, Fönue 
die Gecularifation das Signal zu allgemeiner cisrhe— 
nanifcher Zerrüttung und Redolutionirung werden. 
«Es if», follte ein rheinifcher Elubifl, cin Revolu⸗ 
tionsWildling, im Hornung 1798 gefchrichen haben, 
« den Despoten eine Atzung bereitet, die fic gewiß her⸗ 
beilocden wird. Pfaffenfleifh,, Pfaffengüter ſind der 
Köder, den ihre Hungrigen Wachen begierig verfchlins 
gen werden, und huſch haben wir fie im Fangeifen. 
Aber die dummen T... bilden ſich ein, dag wir der 
fürftlicden Brut zu Liebe ihnen die Pfaffen zur Speife 
geben, damit Doch Diefe nicht untergehe, oder Mangel 
leide» **. — Selbſt befonnene Beobachter erklärten 


— — — — 


) Häberlins Staatsarchiv, Heft 43, ©. 335 Ei. 
**) Eaffandra oder der neue Prophet Micha über die Sceus 
lariſatiouen. 2798. 8. 
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laut, durch allgemeine Secularifation werde der fathos 
lifchen Religion und der Hierarchie in Teutfchland der 
Umſturz bereitet *). 

Vergebens! Die Serularifation gieng wirt 
lich und ruhig von flatten, und fie war auch dießmal, 
wie auf dem weftphälifchen Friedens Congreß, nach dem 
Damaligen Ausdruck des öftreichifehen Geſandten, Gra«- 
fen von Trautmannsdorf, das Tuch, aus welchem Aes 
quidalente gefchnitten wurden. Der Kampf war zu 
ungleich. Wider den Alles, endlich ſelbſt den Kirchens 
ſtaat mit fich fortreiffenden Strom, war nicht zu ſchwim⸗ 


men. Auch nur eine Drohung mit dem päpftlichen 


Bannſtrahl, Diefem einft fo durchgreifenden Schuß: 
und Heilmittel, blich für jegt unverfucht ; fo fehr hatte 
ſelbſt die papftliche Eurie den Glauben an deffen Wirks 
famfeit verloren. Waren es doch Eatholifche Ehriften, 
die am eifrigfien und gemüthlichften, an dem Secula— 
rifationd; und Theilungswerf arbeiteten. Bei diefen 
hatte felbft die Warnung und Befchwörung in dem 


Beichtſtuhl, ihre Wirkung verfehlt; fo fehr Hatten Zeit 


and Geſinnung fich geändert. Der Schnitt in dieſes 
Tuch der Aequivalente, war ein Schnitt in Fleiſch und 
Knochen; er trennte beide vom Ganzen. 

Sonach blied der katholiſchen Geiftlichkeit, vom 
Höchſten bis zum Niederſten, Nichts übrig, als, nad 
einer bündigen Rechtsverwahrung, ſich in die 


Härte des unerbittlichen Schickſals zu fügen, und ſich 


der Hoffnung einer veriöhnenden Zufuuft unter Gebet 
und Seufzen zu überlaffen. 
Die römiſche Eurie betrachtete von Stunde an 


das ganze Werk, wenn auch nicht ald ungefchehen, doch 


*) Dumounızz in f. Tableau spsculatif de !’Europe, 


Eea 
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als nichtig. Waren doch im Voraus fehon durch die 
Bulle in Coena Domini ($. ıı und ı7), Alle mit dem 
päpftlichen Bannfluch belegt, Die fich auf ſolche Art, 
als bier geſchehen, an der Geiftlichkeit und dem Kirs 
chengut vergriffen; fo, daß felbft die päpſtliche Kosfpres 
chung unfraftig fey, fo lang die Frevler nicht Alles wie, 
der in den vorigen Stand geſtellt, und öffentlich" widers 
eufen haben (ebendaf. $. 24)! 

Mit altrömifcher Vorfiht nahm daher die Eurie 
den Schein an, das Ganze, nachdem es einmal gefches 
ben war, gänzlich zu ignoriren. Die päpftlliche 
Erhöhung der CathedralKirche zu Regensburg zu einer 
erzbifchöflichen , geſchah offenbar in Folge des Haupts 
fchluffeß der Reichsdeputation von 1803. Aber auf das 
forsfältigfe und mit unverfennbarer Kunſt, vermicd 
Pius VII., in der dieſelbe verfügenden Bulle vom ». 
Mai ıdus, jedes Wort, welches an die Secularifation 
hätte erinnern können. Dit Feiner Sylbe gedachte er 
des Deputationsfteceffed, oder irgend. einer andern, 
in Hinficht auf geiftliche Angelegenheiten von weltlichen 
Mächten getroffenen Uebereinkunft. Die ganze Anords 
nung, felbft die Ernennung des neuen Erzbifchofs, 
erfcheint als freie, durchaus unabhängige Verfügung 
des Papſtes. Yicht die vermittelnden Mächte, nicht 
Daß unter feinem Oberhanpt verfammelte teutfche Reich, 
fondern allein das Oberhaupt der Kirche, hat den Stuhl 
von Mainz nad) Regensburg übertragen, und den Kurs 
Erzkanzler auf folchen erhoben! 

Was in der Zeit verloren ward, kann in der Zeit 
auch wieder gewonnen werden. Mit größter Freude 
vernahm die Curie, vernahm die gefammte teutfche fa: 
tholiſche Geifilichkeit, Die Wicdereroberung der 
teutſchen Länder auf der linken Rheinfeite, 
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im Anfang des Fahtes 1814, und Frankreichs Abtre⸗ 
tung Derfelben in dem parifer Frieden. Mit nicht gerins 
gerer Erwartung, ſahen fie den Beflimmuugen des 
wiener Congreſſes entgegen. 
Siehe da, ſprachen fie hier, was verlieren ward, 
it wiedergewonnen. Weſſen Verluſtals Beweg⸗ 
grund und RechtfertigungsUrſache der Seculariſation 
angegeben ward, iſt wieder herbeigeſchafft. Es ſteht 
zu freier Verfügung der verbündeten. Mächte. „Diele 
fache hat aufgehört; möge ed nun auch ihre Wirkung: 
Jure postliminii, fann Jeder wieder zu dem Seinigen 
greifen. Das fehreiende Unrecht kann nun, wenigſtens 
zum größten Theil, wieder gut gemacht werden, fo fern 
man nur will. Der DeputationsHanptfchluß kann nicht 
im Wege fichen. Ermwar ein Raubfehluß, und — spo- 
liatus ante omnia est restituendus. Hundert Jahre 
unrecht, ift Eeine Stunde recht. Grund und Boden, 
der Kirche gehörig, ift überall noch vorhanden. Was 
‚davon in dritte Hände gefommen, kann durch Einlö— 
ſung wieder herbeigeſchafft, was auf der linken Rhein⸗ 
ſeite, in Folge der Revolution, was auf der rechten 
durch Verträge aufgehört hat, wie Zehnten, dieſe durch 
Gottes Gebot für die Kirche beſtimmte Abgabe, wie die 
von ehemaliger Leibeigenſchaft herrührenden Dienſte, 
Lieferungen und Hebungen, kann wieder eingeführt 
werden. Könnten die jetzigen Beſitzer über die Unrecht— 
mäſigkeit ihres Beſitzes oder ihrer Freiheit je in ihrem 
Gewiſſen, zumal in der Todesſtunde, beruhigt ſeyn? 
Und kann ihnen nicht die Herausgabe oder Wiederein⸗ 
führung auf vielfache Art erleichtert werden? 

Spreche man doch nur, hieß es weiter, im ſchuldi—⸗ 
gen Dienft und Preis der Gerechtigkeit, herzhaft den 
Sruudfag auf, genau den Status quo ante bellum, 
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oder, fo fern dieſer nicht möglich iſt, Entſchädigung 
Der Kirche, wie ſie ihrem Bedurfniß angemeſſen iſt, — 
und man wird duich eif höchſt unerwartetes Entgegen 
kommen von Billigkeit und Milde überraſcht werden. 
Bar nicht vonejeher mit Niemand beſſer handeln, als 
mir den Pfaffen! Wäre die Kirche fähig, in anderem 
Geiſt zu handeln, als in demjenigen, welchen ihr das 
Gefühl der Pflicht einprägt, durch Erbamıma . Echre 
und wilde Gabe nüglich zu feyn? Und beſchränkt fie 
füch nicht biebei, mit weifer Mafigung , auf das Maas 
ber ihre zu Gebot fichenden Mittel? 


Sind nicht - fo ward ferner argumentirt — felbfl 
die proteſtantiſchen Fürften und ihre Unterthanen 
wefentlich Dabei betheiligt, daß der Fatholifchen Kirche 
Teutſchlands wieder zu ihrem vorigen Wohlffand vers 
Holfen werde? Denn, wer vermöchte die Wechfelwir, 
Eung der fittlichen und religiöfen Eultur, unter Eatho- 
lifchen und evangelifchen Untertdanen und Staatsmits 
genoſſen, zu läugnen? Wie Fönnte aber dDiefe Bildung 
zur Tugend und Gottesfurcht, beiden Fatyolifchen Teuts 
fchen fernerbin erlangt und erworben werden, wenn 
man ihrer Gciftlichfeit fortwährend Die irdifchen Güter 
raubt, die ihr ald Mittel zu dem Erwerb und der Er: 
haltung jener himmliſchen unentbehrlich find? 


Droht nicht, ſprachen endlich die Eurie und die 
MWortführer der teutfchen Fatholifchen Geiſtlichkeit, bei 
der jeginen Lage der Dinge, ber katholiſchen Kirche 
in Teutfchland eine nahe Zerrüttung? Gelbft die 
Urheber des DeputotionsHauptfchluffes erfannten dies 
fed. Sie verfügten vorläufig ($. 62) das Verbleiben 
der erzs und bifhöflichen Diöcefen in ihrem bis; 
berigen Zuſtande, und verbieffen eineneue Didcefan 
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Einkheilung und cine dadon abhängende Einricht 
tung neuer Domcapitel. 

Der Himmel ſelbſt ſchien den Congreß zu mahnen, 
durch den am Tage ſeiner Eröffnung (8. Oct.) erfolgten 
Tod des Fürſtbiſchofs von Fulda. Eilf Jahre find 
feit jenem Unglücks Jahr nun verfloſſen. Die kirchlichen 
Stiftungsgüter, die Güter der Domcapitel, fo viele ans 
dereFonds für den Cultus, ſind indem LatholifchenTeutfchs 
land mit den Staats Domänen vereinigt, oder verkauft, 
und faſt nirgend iſt Davon für Die Kirche geſorgt. Nur Re⸗ 
gensburg und Conſtanz, Paſſau, Hildesheim, 
Eichſtädt und Corvey, haben noch ihre alten Bir 
fchöfe., doch nur peufionirt. Dieandern Sisgefind 
erledigt *), und dabei fehlen die Eapitel, welche 
Die erledigten Diöcefen adminifriren könuten. Die 
noch übrigen Domcapitularen find penfionirt, meifl 
fehr alt, und zerſtreut, und auch die vorhin genannten 
Bürftbifchöfe ind, den von Corvey ausgenommen, ſchon 
über fiebenzig Jahre alt. 

Der erfte Geiftliche in der teutfchen Fatholifchen 
Kirche, der MetropolitanErzbifchof von Res 
gensburg und Primas von TZeutfhland, hatte 
in Abficht auf die neue Einrichtung der Fatholis 
(hen Kirhein Teutſchland, fehon im Jahr 1810, 
in einer. eigenen Druckſchrift **), feine Wünfche und 


*) Das Rönigriih Sachfen erhiele unlängft einen katholi⸗ 
fhen Bifchof, an dem geitherigen Vicarius apostolicus 
und Beichtvater des Königs, Herrn Doctor Schneider. Er 
ward am 14. Zul. 1816 zu Dresden, in der Eapelle der 
katholiſchen Hofktirche, von dem dazu aufgeforderten Bifchof 
Lot von Baupen feierlich zum Biſchof geweiht. 

#6) Von dem Frieden der Kirche, in den Staaten der rheis 
nifhen Eonföderation. Ausgeſprochene Wünſche Carls, 
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Ideen ausgeſprochen. Sie kommen hier, als Einlei⸗ 
tung zu den auf dem wiener Congreß angebrachten Vors 
ſchlägen und Anträgen, in mehr als einer Dinficht,, vors 
züglıch in Betrachtung. | 
«Die Bifhöfe» — ſchrieb der Primas, 6.6 — 
« find ein wefentlicher Theil der KirchenHicrardhie; aber 
wie ift ihre Eriftenz in den rheinifchen Bundesftaaten 
für die Zufunft zu fihern ? wie zu hoffen, nach den feit 
6 Jahren von dem Metropolitanvonfegensburg 
bei dem paprlichen Stuhl ehrfurchtvoll wiederhol⸗ 
ten Vorſtellungen, nach den von mehreren con 
föderirten Für ſten mit dem römiſchen Ho fe.anges 
fangenen Unterhandlungen? — Dieſer Gegenſtand 
iſt, wie wir geſehen haben, mit dem Frieden der 
Kirche in den conföderirten Staaten aufs engſte ver⸗ 
bunden. — Diefer Friede wäre hergeſtellt, wenn der 
erbabene Brotector, im Namen der Eonföderation, 
und Ihro päpſtliche Heiligkeit übereinfämen, 
Das franzöfifche Concordat auch fürdiefe Staa 
ten aufzunehmen. Alsdann hätte jeder Staats 
einen oder mehrere Difchöfe zuernennen, die 
nach erhaltener päpſtlicher Beſtätigung die näm— 
liche geiftliche Gewalt ausübten, welche die franzöfir 
ſchen Biſchöfe befigen, und deren biſchöfliche Dos 
tation durch jeden Gouverain, unter Vermittlung 
Gr, Majeftät des Kaifers und Ihrer päpftlichen Heilig: 
keit, beflimmt würde. — Die Eleineren Staaten, 
vereinigten ſich aufeine ab wechfelnde Benennung 





Erzbiſchofs Metropolitan von Regensburg. Frankf. 1810. 8. 
Zweite Aufl. 1810. 4. Auch franzöſiſch, unter dem Titel a 
De la paix de l'église dans les &atg de la canfidera- 
tion rhenane ete. Paris 1810. & 
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Der Erzbiſchof von Regensburg würde dem Ober 
haupte der Kirche und dem Kaifer der Franzoſen, die 
vereinigte Entfcheidung der Fragen überlaffen: ob, je 
Doch mit Beibehaltung feiner biſchöflichen Gewalt 
in feiner befondern Diöcch, feine Metropolitanßes 
walt in den conföderirten Staaten aufhö— 
ren folfe, odernicht? — Der Metropolitan ifl ein 
Nachfolger des heiligen Bonifacius, des Apoftels von 
Teutfchlagd , und feine Amtsgewalt tft durch die Bulle, 
vermittelſt welcher der erzbifhöfliche Stuhl von Maing 
nach Regensburg übertragen wurde, beftätigt worden, 
auch haben mehrere Nationen Teutſchlands die Metros 
politan Rechte in allen Jahrhunderten fiandhaft aufrecht 
erhalten. — Deffen allen ungeachtet, wenn die Yufs 
opferung derfelden, zum Frieden der Kirche und zur 
Micderberftellung des Episcopats in den Staaten der 
Eonföderation, nothwendig würde, und der heis 
ligſte Bater und der erbabene Protector dieſes in 
ihrer Weisheit entfcheiden follten; fo Darf der Mes 
tropolit keinen Anfland nehmen, auf die Gewalt 
und auf alle zeitlichen Vortheile, welde ihm in 
Diefer Eigenfchaft zufichen, auf eine legale Art zu vers 
sichten. Jede befondere Rückſicht muß wegfallen, wenn 
es um das allgemeine Wohl zu thun ifl.» So der Primas. 
Bon Scite des päpſthichen Hofes, fihien man 
einige Zeit nach Auflöfung der teutfchen Neichsverfaß 
fung, Berfuche machen zu wollen, durch Partiche 
far@oncordaten, vorerfi mit den mächtigeren 
Sürften des rheinifchen Bundes, die teutfchen Kirchens 
angelegenheiten zu ordnen. Auf deiden Seiten warb 
zu viel erwartet, und war man zu wenig geneigt nachs 
zugeben, als daß ein günftiger Erfolg das Werk hätte 
krönen können. 
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Pins VII. fandte 1807 den Erzbifchof von Tyrus, 
Bela Genga, ald Runtius nah Münden und 
Stuttgart, um über die kirchlichen Angeles 
genheiten von Baiern und Wirtemberg fi mit 
Den dortigen Höfen zu vereinigen. Aber derfelbe ver 
ließ München, fobald er inne ward, Daß den päpſt— 
lichen Forderungen nicht Genüge gefchehen werde, zu 
Ende 1807. Zu Stuttgart harte er hierauf eine 
Uudienz bei dem König, welcher Commiffarien zu 
Unterbandlungen und zu dem Abfchluß ciner Convens 
tion ernannte. Wie es hieß, war man fihon auf dem 
Beften Wege Dazu, als della Genga plöglich abreifete 
und nad) Paris gieng, wo er fi) an Caprara und Bus 
garre anſchloß, um mit ihnen die Standhaftigfeit des 
Papſtes gegen Napoleons PBorderungen, dieſem zu 
erflären. Der König von Wirtemberg mißbiligte 
fehr diefe ſchnelle Abreife. Er ließ zu feiner Rechtfertigung 
allen befreundeten Mächten die Actenflücke der Unters 
handlung mittheilen, unter andern dem Landammann 
der Schweiz, der, wegen der oben berührtenAngelegenheit 
des Cantons Lucern, ohnehin gegen den Papſt einges 
nommen war. Ziemlich allgemein mißbilligte man in 
Teutſchland diefed Benehmen des päpftliden Hofes, 
und fo ſchien auch hier ſelbſt die öffentliche Stimme die 
Schritte, die der franzöfifhe Kaifer gegen den Papft 
im Sinne hatte, im Voraus gewiffermafen zu geneh— 
migen *). 

Napoleon hatte, während feines Protectorats 
über die rheinifchen Bundesflaaten, es fich zu befons 
Derem Anliegen gemacht, für die Freiheit der katho— 





| *) Minerva 1815, Mai, S. 258 f. 
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lifchen Religionsübung dur Verträge zu forgen. 
In allen Acceſſions- und NeceptionsBerträgen, durch 
welche er Regenten evangelifcher Länder in den 
rheiniſchen Bund aufnahm, machte er freie Religionss 
übung der Karholifen, zur Bedingung. So war 
in dem zu Pofen am 112. December 1806 mit dem 
König von Sachfen gefchloffenen Frieden, Art. 8. 
feftgefegt: «es fol die Ausubung des katholiſchen 
Gottesdienſtes im ganzen Königreich Sachfen,, der 
Ausübung des Iutherifchen Gottesdienſtesganz gleich 
geftclit werden, und esfollen Die Unterthanen beider 
Religionen, ohne Einfchränfung, die nämlichen bürgers 
lichen und politifchen Nechte genieffen; Se. Maj. dei 
Kaifer machen dieſes zu einer ganz befondern Debims 
gung». 

Daſſelbe ſteht, im Wefentlichen,, in allen fpätern 
Meceptiond: Verträgen — in denjenigen der herzogs 
lich ſächſiſchen und medlenburgifhen Häufer, 
ber Herzoge von Holſtein Oldenburg und Ans 
Halt, der Sürflen von Schwarzburg, Walde, 
Schaumburg, Lippe, Reuß —, nur mit de® 
wichtigen Einſchränkung: «daß jedoch hiedurch dem ders 
maligen VBefig und Genuß der Kirhengüter nicht 
derogirt werde». Eben fgward in der Eonflitution des 
Königreichs Weftphalen, Artikel 1o, «freie Reli 
gionsübung » den verſchiedenen Glaubensparteien zus 
geſichert. | 


Dan hätte erwarten follen , der Protector werbe, 
wie in evangelifchen "Ländern für die katholiſche Reli⸗ 
sion, fo au in katholiſchen für die evangelis 
ſche geforgt haben ?_ Aber davon findet Ach Feine 
Spur; namentlich nicht in dem mit dem Großher⸗ 
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zog von Wirzb urg geſchloſſenen Receptions Vertrag 
vom 25. Sept. 1806. 

Durch jene Fürſorge Napoleons für ſeine eigenen 
Religionsgenoſſen, war es in etlichen evangeli— 
ſchen, der augsburgiſchen Confeſſion verwandten Län—⸗ 
dern dahin gekommen, daß daſelbſt die katholiſche 
Religion mehr begünſtigt ward, als die reformirte. 
Die Landesherren ſahen ſich durch dieſes Mißverhältniß 
ſpäterhin veranlaßt, mittelſt eigener Verorduungen die 
Reformirten gleich zu ſtellen mit den A. C. Verwand— 
ten und den Katholiken. So Sachſen Gotha, durch ein 
Patent vom 16. März ıd07 ,undder König von Sach— 
fen durch ein Decret vom 6. Jänner ıdıı. Auch nahm, 
während der rufliihen Verwaltung des Königreichs 
Sachſen, der GeneralGouverneur Fürft Repnin bievon 
Anlaß, daſelbſt den Einwohnern griechiſcher Nelis 
gion, gleiche Rechte mit den Katholiken und Reformirten 
zu ertheilen, durch ein Patent vom 33. April 1814. 
Eudlich iſt hier noch einer Finanz Operation, in Hins 
ficht auf Kirchengut und Vermögen frommer oder milder 
Stiftungen zuerwähnen, wozuman fich, in verfehiedenen 
rheinifchen Bundesflaaten, durch CaſſenBedürfniſſe bes 
wogen, und Durch die von Rapoleon erweiterte Staatds 
hoheit berechtigt glaubte. Es ift die Yncameration, 
die Einziehung DEE Kirchengdtd, oder ded Vermögens 
frommer oder milder Stiftungen, zu der landesherrli— 
hen Kammer, ohne fürmliche Aufhebung oder Vers 
wandlung feiner bisherigen EigenthbumsQualität. Das 
eine wie das andere, follte, unbefchadet der dem Staat 
gebührenden Oberaufſicht, feiner ſtiftungsmäſigen Vers 
mwaltung cben fo wenig als feinem Zweck, nach Wills 
kühr entzogen werden. Verfügungen diefer Art, brins 
gen nicht nur keinen wahren Vortheil, fondern fic ges 
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fährden auch das Gut ſelbſt, und machen die Unterhal 
tung der Kirchen und ihrer Diener, oder der Stiftung, 
wuficher. Wer leiftet Sicherheit für den Fall, wenn 
Durch Vermengung des geiftlichen und frommen Stif— 
tungsgutes mit dem Staatövermögen, jenes verfehwuns 
den, dieſes nicht wahrhaft gebeffert iſt? 


In diefer Lage, fand der wiener Congreß bie 
Angelegenheiten der teutfchen Eatholifhen Kirche, 
und der evangelifchen Kirchengefellfchaften. — Es 
mar zu erwarten, daß es der erſten zu Wien an Fürs 
fprechern und Agenten, freiwilligen und bevolimächtige 
ten, nicht fehlen werde. 

Am ausgedehnteften, obwohl am kürzeſten gefaßt, 
waren die Forderungen des päpſthichen Hofes, in 
einer Note feines Legaten, des Herrn Cardinals Con⸗ 
falsi, vom 17. Nov. 1814. Se. Heiligkeit begehrte: 
1) Wiederaufrichtung des heiligen römifchen 
Reichs, als eines Mittelpunctes der politiſchen Eins 
heit (aller chriſtlichen Staaten), conſecrirt durch 
die Heiligkeit der Religion; ) Wiederherſtellung 
der weltlihen Fürſtenthümer *), deren man in 
Teutfchland die Kirche beraubt, und die man fogar welts 
lichen Fürften, Eatholifchen und nicht sFathofifchen,, zus 
getheilt Habe; 5) Herausgabe der Güter und Eims 
&ünfte der Geiftlichfeit, ſowohl der weltgeiftlichen 
als auch der regulären, beiderlei Gefchlechted, und 
Verwendung derfelben, zu demjenigen Gebrauch, 





*) In Teurfchland gewöhnlich, obwohl niht ganz ſchicklich, 
geiftlihe Fürſtenthümer genannt; auch geiſtlichte 
Wahlſtaaten. 


' 
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wozu fie verordnet waren. Ausführlicher wird in einer 
der folgenden Abhandlungen (Num. X) von dieſen Fors 
Derungen des päpftlichen Hofes achaudelt. 

Mit Bloß particulären Anträgen meldeten fih 
Fünf und zwanzig deputirte Mitglieder der 
feceularifirten Erzs, Dom und andern geiftlis 
Ken Stifte, auf beiden Seiten des Rheins. Ihre 
Bitte gieng dahin, daß, in der teutfchen BundesXcte, 
für die Suftentation der Mitglieder dieſer Stifte 
zureichend möge geforgt werden. Bon dem Inhalt ihres 
Vortrags, von den CongreßVerhandlungen über fol 
eben, fo wie über Die Penfionen der Mitglieder 
des teutfhen Ordens und des Fürſten Primas, 
Erzbiſchofs von Regensburg, folgt unten, unmittelbar 
auf den gegenwärtigen, ein eigener Bericht. 

Für die teutfche katholiſche Kirche im San 
zen, traten, aus ihrem Mittel, auf dem Congreß drei 
Dratoren auf; fo nannten fie fpäterbin fich ſelbſt. 
Es waren die Herren, Sehr. von Wambold, Doms 
dechant von Worms. Eapitular des mainzer Metropos 
litanCapitels zu Afchaffenburg, Helfferich, Praben⸗ 
där bei der. Domfirche zu Speier, und Schies *), ein 
Weltlicher, vormals Syudicus des AndreasStiftes zu 
Worms, jegt Dberhofgericht8Procurator und Advocat 
zu Mannheim. Gie traten, wie fie felbft, unmirtelbar 
vor der Unterzeichnung der beiden von ihnen eingegebe⸗ 
nen Denkſchriften, fih ausdrücken, «für die Eathos 
liſche Kirche Teutſchlands auf. Sie entwideh 
ten für diefen Zweck eine ausgezeichnete Thätigkeit. 

Was zuvörderft den Punct ihrer Ermächtigung 


‘ 





9) Herr Schies hat die zweite Denkſchrift niche unters 
zeichnet. Er war fon früher von Wien aögereiſet. 
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hiezu betrifft, fo bezogen fe fich in dem Eingang der 
zweiten Denffchrift, ausdrücklich auf eine beiffimmende 
Erflärung, Welche der päpſtliche Bevollmäcdhtigte, 
Herr Cardinal Confalpi, in einer unter dem ı7. 
Nov. 1814 an den Herrn Zürften von Metternid 
erlaffenen Note, in Abficht auf fie, «die Perfonen der 
Dratoren», gegeben hatte. Wie die Worte dieſer 
Mote lauten, mit welcher befchränfenden Vorſicht fich 
etwa in folcher der Legat des heiligen Stuhls außs 
drücke, läßt fich hier nicht angeben; denn noch deckt 
der Schleyer des Geheimniſſes, gefliffentlich, wie es 
fcheint , diefe Note. | 

Es if überdieß, nah andern glaubwürdigen. 
Nachrichten , auffer Zweifel, daß die Dratoren von - 
einem anfehnlichen Theil des teutfch s Fathalifchen Clerus, 
von mehreren teutſchen Fürſtbiſchöfen, namentlich von 
denen von Fulda, Eichftädt , Hildesheim, und feibk 
von dem Metropolitan sErzbifchof von Regensburg, im 
Voraus Beifall und Ermunterung, zum Theil auch 
Baare Unterffügung, zu ihrem Borhaben, auf dem 
Eougreß für die Fatholifhe Kirche Teutſchlands zu 
Handeln, erhalten hatten. 

Indeß fchien wenigſtens bei manchen Mitglicdern 
der teutfchen Fatholifhen Kirche, ihre Ermächtigung 
Hiezu nicht für hinlänglich angefehen zu werden. In 
dem Archiv für das Fatholifche Kirchen s und Schule 
wefen *), wird in diefer Hinficht Folgendes erinnert. 
«Wir wollen den Gehalt mancher Anfichten und Ans 
träge »(in der Denkſchrift vom 30. Nov. 1814) » nicht 
prüfen. Es ift übrigens eine eigene Erfeheinung, daß 


Bd. III, &t.3 (Frankf. 1815. 8.), ©. 153. 
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zwei bis drei Perſonen ald Kepräfentanten einer 
großen Kirche auftreten , ohne fih über ihre Voll⸗ 
machten zu legitimiren. Man weiß zwar, daß bie 
Herren Berfaffer von einigen Bifchöfen 2c. zu ihren 
Geſchäften bevollmädhtigt waren, welche auch zum 
Unterhalt derfelben bisher congurrirten. Allein , dieſe 
wenigen Individuen reichen noch nicht zu, um im 
Namen einer ganzen National Kirche erſcheinen 
gu können. Bekanntlich befindet fih der Herr General 
Bicar von Weffendberg im Namen des einzigen 
teutſchen Erzbifchofs in Wien, und gleichwohl ift die 
Note nicht einmal von diefem unterzeichnet, Dem doch 
in dieſer Sache die erſte Stimme in aller Rückſicht 
gebührte». 


Die Schritte der Dratoren, wie fie felbft ſich bes 
titelten,, ſcheinen bier nicht ganz richtig beurtheilt zu 
ſeyn. Nirgend haben fie in ihren Eingaben fich einer 
Vollmacht gerühmt, die fie von der teutfchen Fatho« 
lifchen Kirche erhalten hätten; nirgend baden fie ſich 
Mepräfent q unten diefer Kirche genannt, noch gefagt, 
daß fie im Namen derfelben aufträten; auch nicht, 
Daß fie von einigen Bifchöfen zu Eongreßlinterhands 
Iungen bevollmächtigt feyen. Eine förmlihe Bes 
vollmächtigung von dDiefer Seite, unter anderem die 
Rechtsgültigkeit der Beftimmungen des Reichsdeputa— 
tions Hauptſchluſſes anzufechten, nachdem ſolche 
von dieſer Seite bisher wenigſtens durch die That 
ſelbſt vielfältig war anerkannt worden, wäre auch eine 
ganz eigene Sache geweſen, man mag auf das Ver— 
hältniß der Biſchöfe zu den weltlichen Regenten, oder 
auf dasjenige zu dem Oberhaupt ihrer Kirche ſehen, 
welchen beiden ſie wegen ihres bisherigen Verhaltens, 


⸗ 
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zum Theil in entgegengefegter Hinficht, verantwortlich 
ſind ). — 

Bei der Unterſchrift ihrer Denkſchriften vom 30. 
Det. 1814 und ı. März 1815, fo wie in der Ueberſchrift 
Der legten, fagen die Dratoren auddrüdlich, daß fie 
für die katholiſche Kirche Teutſchlands auftreten. Für 
Die teutſche Fatholifhe Kirche, das heißt, zu ihrem 
Beften, auf dem Eongreß aufzutreten, war, zumal in 
ihrer jegigen Lage, wohl feinem teutfch« Fatholifchen 
Ehriften verwehrt, und ed haben fih auh Andere 
Diefer Befugniß einer unaufgetragenen Gefchäftilihrung 
in guter Abficht (negotiorum gestio), für jene Kirche 
auf dem Eongreß bedient. 

Was jedoch der Gefchäftführung der Dratoren ein 
mehr als gewöhnliches Anfehen verlieh, war, nach ihrer 
Angabe, des Earbinal Legaten ausdrüdliche Erklärung 
der päpftlichen Beiffimmung, weiche in einer Sache; 
worin das Oberhaupt der Kirche mitzufprechen eben fo 
fehr verpflichtet als berechtigt ift, fo viel man weiß, 
nur ihnen zu Theil ward. Sie ließen fogar unter der 
Hand verlauten, Daß fie anders nicht, ald mit Zus 
Kimmung des papſtlichen Hofes , Der die teutfche 
Fatholifche Kirche als verwaiſet, und daher fich ale 
die einzige geiftlihe Behörde betrachte, welche für 
diefelbe auf dem Eongreß zu handeln berechtigt fey, 
und unter Leitung des Eardinal Legaten bandelten. 

Hiezu kommt, daß ihre Ermächtigung zu ben von 


°) Das Ober haupt der Kirche macht den teutſchen Bifchöfen 
den Borwurf, daß fie, durh Annahme des ihnen in dem 
Reichsſsdeputations Hauptſchluß von 1803 ausgefegien Uns 
terhalces, mit der weltlichen Macht tranfigirs hätten, 
Über Vernichtung der Rechte dev Kirche durch Seculariſation 


Klüben's Ueberſicht. III. Sf 
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ihnen gefchchenen Schritten, auf dim Kongreß "vom 
keiner competenten Behörde beflritten ward; 
weder von dem Comite für die enropdifchen, noch von 
demjenigen fünf teurfeher Höfe für Die teutſchen Ange⸗ 
Segenheiten,, noch endlich von denjenigen Bevollmäch⸗ 
tigten , welche gegen das Ende des Congreſſes, in einer 
Reihe von Sitzungen, die Errichtung und den Grunds 
vertrag des teutfchen Bundes unterhandelten. 

Wäre e8 auf dem Eongreß zu wirklichen Unters 
handlungen mit ber teutfchen Fatholifchen Kirche, über 
vertragmäfige Beſtimmungen, und endlich fogar 
zum Abſchluß gefommen, fo hätte ohnehin, und zwar 
vor allem Andern, eine fürmliche und zureichende Ler 
gitimation, sur Sache nicht weniger ald zur Ge. 
fhaftfübrung, auch auf Seite der Eatholifchen 
Kirche nicht ermangeln dürfen. Diefe wichtige Borfrage, 
deren Berichtigung nicht wäre zu umgehen gewefen *), 
hätte auf Schwierigkeiten und Erörtcrungen ganz eiges 
ner Art führen können; unter Anderem in Hinficht auf 
Eins und Mitwisfung, auf Geuchmigungss oder Beflätis 
gungsrecht einer kirchlichen Dberbehörde, in deren 
Idee noch Heute Fein Religions. und weſtphäliſcher 
Friede, und Fein Reichsdeputations.Hauptfchluß beſteht. 

Die Borträge und Anträge, welche die Dratos 
ren auf dem Kongreß machten, beſtanden, im Wefents 
lichen, in Solgendem. 

»Der fatholifchen Kirche», heißt ed in dee Denk: 
ſchrift vom 30. Det. 1814 **), «verdankt Teutfchland 
Religion und Eultur. Seit Jahrhunderten war fie ers 
— — — 


*) Die Oratoren ſelbſt, gaben dieſes i in 1 ihrer zweiten Dentı 
ſchrift zu erkennen. 
ee) Acten d. w. C. ©. 1, Heft 2, G. 18. 
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gänzender Theil feiner Verfaſſung. Anfehen, Einfluß, 
Recht und Eigenthum derſelben, wurden anerkannt. 
Aber die von Frankreich ausgegangene Mevolution., 
wirfte zerflörend auf folcde. Die Secularifationder 
geiftlichen Befigungen, ward in dem füneviller Frie⸗ 
den als Grundfag der Entfchädigung wehtlicher Regens 
ten, fir ihren Verluſt auf der linken Rheiufeite, auf 
geſtellt. Go blich der Kirche Nichts übrig, ald zum 
Theil die AlmofenSpende eines Färglichen Lebensunter⸗ 
baltes für ihre Diener Selbſt die Verfügung des Reichs⸗ 
Doputations Hauptſchluſſes von 1805, daß die Kircheus 
güter wenigſtens zum Theil zur Derngibung und 
Dotation der Bifchöfe und ihrer Eapitel dienen folten, 
blieb bis jegt ohne Wirfung. Durch Wicdervereinigung 
der teutſchen Länder auf der linken Rheinſeite mit 
Teutfchland , hat die angegebene Urfache der Gecularks 
fation aufagchört. Demnach fordert die Gercchtigkeit, 
daß den fecularifirten geiftlichen Zürftenthümern Mies 
derherſtellung ihres vorigen Zuſtandes zu 
Theil werde. Vorzüglich diejenigen Rechte, welche der 
Kirche nicht von einer weltlichen Gewalt, fondern von 
Bott mit dem ausfchlieflenden Befehl, regere eccle- 
siam Dei, übertragen wurden , hat die Kirche jetzt aus 
rücfzufordern ». 

<Die erſte Beſchwerde der teutfchen Kirche, 
betrifft den Zufland ihrer Verwaifung, die Ein— 
griffe in die Kirchengemalt, fogar in die Lehr⸗ 
fäße, Gefeggebung und Gerichtbarfeit der 
Kirche. Nämlich 1) die bifhöflichen Stühle find 
faft alle leer, die Eapitelaufgelöfert, di Prälaten . 
zerfireut, ihrem Beruf entzogen , oder veraltet md 
geftorben. =) Die Grenzen der Diöcefen find arößtens 
rheils verrückt, willkührlich nach Veränderung ’bek 
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weltlichen Landesgrenzen. 5) Die religiöfen Inſti— 
tute (Klöfter) find vernichtet, und ihre Bewohner 
beiderlei Geſchlechtes ſind zum größten Theil in eine 
ihnen fremde Welt verfegt. 4) Die Kirchendiener 
wurden, mehr und mehr, in Ausübung ihres Amtes 
den Verfügungen der weltlichen Gewalt in jeder Bezie⸗ 
bung uutermworfen ». 

« Zu dem Seyn und Wefen der Kirche gehören: 
Unabhängigkeit in der Verwaltung ihres Hirtenamtes 
und der geiſtlichen Gerichtbarkeit, freie Wahl der Bis 
ſchöfe, Erzichung, Bildung und Anſtellung der Kir 
ſhendiener. Sie muß in ihre alte Würde, in ihr wohl 
thätiges Wefen wieder hergeftellt werden. Aufferdem 
‚werden die Gemüther der Gläubigen in ihrem religiös 
‚fen Gefühl beunruhigt und mißtrauend, oder kalt. Die 
bieraus entſtehende Gemüthsſtimmung, ift gefährlich 
für den Beſtand der äuffern Ruhe». 

«Bor allen Dingen ift nothwendig, daß die biſchöf⸗ 
lichen Stühle befegt, und ihre Cathedral Ca— 
Pitel zweckmäſig ergänzt werden. Vorzüglich davon 
hängen ab, die Wiederheriichung der Kirchen Difeipfin, 
bie Einrichtung der Seminarien, die Erziehung und 
Bildung der Geiftlichen , die Aufficht über ben Clerus, 
die Leitung des religiöfen Unterrichtes. — In dem 
jetzigen Zuftande (der Verwaiſung) der teutfchen 
Kirche , ift ohne Zweifel das Oberhaupt der Kirche, 
der Papft, berechtigt und verpflichtet, Vorſe⸗ 
hung zu treffen für Beſetzung der biſchöflichen Stühle, 
durch die Wahl neuer Biſchöfe. Iſt dieſes geſchehen, 
daun wird weniger ſchwer ſeyn, die Domcapitel 
wieder herzuſtellen, und fo zu ergänzen, daß fie fähig 
Seyen, ihren Dfficien und Obliegenheiten nachzukom⸗ 





405 


wien, namentlich Die Bischöfe aus ihrer Mitte frei 
zu wählen. Die freie und canonifche Wahl der 
Biſchöfe durch die Kapitel, hat man von jeher 
als das Foftbarfte Privilegium der germanifchen Kirche 
Betrachtet ». . 

Diefem gemäßz gehen die Anträge der Dratoren 
dahin, Daß zuvörderſt fefigefegt werde: 

1) «daß die katholiſche Kirche wieder in ihre eigens 
thümlichen Rechte eingefegt, und in dem Des 
fig ihrer Rechte, mit Jubegriff der freien Wahl der 
Biſchöfe Durch Die Eapitel, gegen jeden fremden Eins 
griff erhalten und geſichert werde; 

2) daß demnach die Berhältniffeder Kirche, 
zu dem Staat, ohne Rückſicht auf die ſtatt gefundee 
nen Neuerungen, in denjenigen Zuſtand wieder 
herzuſtellen ſeyen, tie fie früher beflanden; 

3) daß jener Grundfag der alten teutfehen Kire 
chenfreiheit, bei allen über diefen Gegenſtand norh 
weiterhin zu treffenden Beffimmungen, ald Grunde 
lage aufgeftclt und angenommen werden folle». 

Die zweite Beſchwerde betrifftdie Entziehung 
Bes firhlihen Eigenthums. Was jedem Privars 
mann erlaube ift, fagen die Dratoren, Darf der Kirche 
um fo weniger übel gedeutet werden, da fie ihr Vermö⸗ 
gen nur zu Beglücfung der Menfchen anwendet. Die 
teutiche Kirche fordert daher zurück: 

1) aalle ihre kirchlichen Beſitzungen, welche 
noch nicht veränſſert ſind; 

2) ihre veräuſſerten Beſitzungen, fo weit 
fe nach Gefegen und Rechtsgrundfägen cinlösbar 
find; 
3) in Anfehung ihres übrigen Eigenthums, 
begehrt fie zureichenden Erfag, durch angemeffene 
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Entfhädigung in unbeweglichen Befisthümern, 
wenigſtens fo viel als zu der Fundation der Biss 

shbümer, der Domcapitel, der Seminarien, 
der Bfarreien, ber kirchlichen und wohlthätigen Ju⸗ 
ſtitute, nothwendig iflr. 

«Mas die Kirche Hier zurückſordert, war, und 
iſt, im rechtlichen Sinne, noch ihr Eigenthum. Auch 
könunen die jetzigen Beſitzer ihres Eigenthums, in ihrem 
Gewiſſen, für rechtmäſige Eigenthümer ſich nicht 
halten. Die Gerechtigkeit gebietet volle Wiedererſtat⸗ 
tung: der milde Geiſt der Kirche verbürgt jede billige 
Mäſigung in der Anwendung des ſtrengen Rechtſat⸗ 
zes. Die Kirche beſitzt ihr Eigenthum nur zum Wohl 
und Glück der Bölker. Durch Ausübung der Gerech⸗ 
tigkeit, kann bier der Staat nur gewinnen. . Schet Dem 
Kaifer was des Kaiferd, und Gott was Gottes ift»! 

Sin einer zweiten Denkſchrift, vomı. März 
1819 7), verlangten dieſelben Dratoren die Zuzie— 
bung der Repräfentantenihbrer Kirche aufdem 
Congreß, bei Berathung der teutfchen. Angelegens 
beiten, fo weit Die Kirche dabei intereſſirt iſt. «Das 
Intereſſe Diefer Kirche » , fagten fie, « ward, von ihrem 
Urfprung an, dur ihre Bifhöfe und die ganze 
Geſammtheit der Nation in fich ſelbſt verwahrt. 
Nach der Neligionstrennung, »ward kraft des Reli⸗ 
gionsfriedens von 1555, Dem Eathofifchen Reichstheil 
feine neue kirchliche, Firchlich spolitifche und bürgerliche 
Eriftenz gefichert, durch das EomitialStimmrecht von 
de geifllihen und za weltlichen kotholiſchen Ständen. 
In dem denfwürdigen Jahr 1805 gingen bierin , durch 





*) Acten a Bd. U, ©. 355 fl. 
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bie Secularifation , große Veränderungen vor. — 
Fest ſollen die Unbilden der Zeit verföhnt (verwiſcht) 
werden. Bei diefer SundamentalAingelegenheit, ges 
bührt der teufchen Eatholifhen Kirche ein MWitbes . 
rathungsrecht durch ihre Repräfentanten, fo weit 
die Kirche dabei intereffirt if. Sf diefer Grundfas 
ansgefprochen,, fo kann demnächſt, nach Beſchaffeuheit 
des jegigen verwaifeten Zuftandes der Kirche , ihre 
Repräſentat ion aufdem Congreß, den canonifchen 
Geſetzen gemäß, gehörig autorifirt werben ». 

As Beweggründe, diefen Grundfag auszus 
fprechen, gaben die Dratoren, auffer den fchon angeführs 
ten biftorifchen Sründen, an: « Die hohe Beftimmung der 
firchlichen Regierung ; die Heiligkeit und bürgerkiche 
Wichtigkeit der Religion; Die Ucherzeugung des katholi⸗ 
fchen Gläubigen, daß er nie aufhöre, die Gewalt feiner 
von Gott gegründeten Kirche anzuerkennen; das Inte— 
reſſe des Staated, daß feine Bürger der Neligion hul— 
digen; dagjenige der Staatsbürger, daß die getreuefte 
Diepräfentantin feines Theuerfien, bei den Verhandluns 
gen über feine religiöfe und politifche Eriftenz gehört 
werde, die Kirche, um beren Rechte und lichten, ges 
handelt wird. Der Eatholifche Staatsregent ift nur 
Protector, nicht Regent feiner Kirche ; ihm gebührt nicht, 
mit Augfchluß derfelben über ihre Rechte abzufprechen. 
Dem proteffantifchen Regenten geziemt noch wer 
niger, das religiöfe Intereſſe feiner katholiſchen Unter⸗ 
thanen unberathen, und deren einzige kirchliche Re⸗ 
präſentation unbeachtet zu laſſen. In Abſicht der 
Kirchengüter, wobei die Regenten ohnehin zum 
Theil Gegenpartei ſind, werden die weltlichen Regen⸗ 
ten wohl nicht, ungehört des andern Theils, das End⸗ 
urtheil fällen wollen. Die weiſe Mitberathung der 
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Kirche, dic fo viele Beweiſe ihrer Beſcheidenheit geges 
ben, ift des hohen Gegenſtandes um fo würdiger, je 
anffallender e8 aufferdem wäre, wenn man gerade in 
Dem Augenblick der Ausſöhnung mit der Vergangens 
beit, die der Kirche gebührende und chehin fo willig ges 
widmete Achtung vermißte. Die Sicherheit des Staats⸗ 
gebaudes, ruht auf dem thärigen Leben der Religion ». 
| Durch eine eigene Ausführung *) (ohne Das 
tum), beſtrebten firh noch die Dratoren, die Ungül— 
tigkeit und Nichtigkeit der, durch den Reichsdepu— 
tations Hauptſchluß von 1605 verfügten, Seculark 
fation geiftlicher Güter darzutfun. Man habe, ſagten 
ſie, Die Urfache diefer Verfügung in den Berluft der 
Länder auf der linken Rheinfeite gefegt, und hierauf Die 
Nothwendigkeit, die verlierenden Landesherren 
mit teutſchem Kircheneigenthum zu entfhädk 
gen. Diefe Maasregel ſey mit folgender dreifachen 
Nullität **) behaftet. 

3) Mangel des Einheitinnes der weltlihen Ra 
genten, fey die Urfache jenes Verluſtes; nicht Pflicht 
vergeflenheit der geiftlichen Stände. Auf jeden Fall 
habe man nicht den unfchuldiaften Theil allein, 
zur Entfhädigung des ſchuldigen verdammen follen. 
Alle Reichsſtände hätten, verhältnißmäſig, zu der Ent⸗ 
ſchaͤdigung beitragen ſollen. So aber ſeyen die geiftlis 
chen Stände allein das Opfer geworden. Richt nur 
ihre weltlichen Staaten habe man genommen, fons 
bern fogar Dad unperäufferlihe Eigenthum ber 





*) Acten sc Bd. IV, S. 590. 

*.) Daß bier das Wort Nullität, nicht indem fireng juri⸗ 
ftifhen Sinn genommen werde, bedarf kaum einer Erin 
nerung. 
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ganzen Fatholifihen Kirhe Teutſchlands, 
und zwar weit über den Betrag des Verluſtes. 

2) Die in dem ReichsdeputationsHanptſchluß feſt⸗ 
gefegten Bedingungen der Scechlarifation ſeyen uns 
erfüllt geblieben, und die ausdrücklichen Beſt im— 
mungen deffeldben nicht geachtet worden; 3. DB. die 
Beftimmungen über dad Marimum und Minimum des 
SuftentationsGchaltes, $. 51; Uber Die Refidenzen, 
6. 50 und 69; über Das nicht zu ſtörende gemeinfchafts 
liche Leben der Frauenklöſter $. 42 und 535 über vie 
SuſtentationsHülfcaſſe, $. 75; über die frommen Stif— 
tungen, G. 60, worüber nach Willkühr verfügt worden; 
jiber Die beiden geifllichen Ritterorden, 6. 205, welche 
aufgehoben worden; über die Diöcefen, die geändert, 
und die geiftlähen Perfonen, welche dem geiftlichen $0s 
rum entzogen worden, $. 62; über die Austattung der 
KathedralKirchen, $. 55 ,. welche nicht erfolgt ſey. 

3) Wäre aber auch die Sceeularifation gerecht, ds 
ren die Bedingungen erfüllt worden, fo müffe Doch num, 
nachdem die Linder auf der linken Rheinfeite wicder 
erobert worden, Alles wieder in den vorigen 
Staund geſetzt werden; denn — caussa sublata, tol« 
Yitur effectus. Ohnehin habe ja das Kirchenober— 
haupt gleich Anfangs wider den Gcwaltftreich feierlich 
proteſtirt *), bloß aus dem Grunde der Unveräufß 





*) Bon einer Feserlihen Proteftation des Papſtes, 
it, meines Wiſſens, wenigſtens öffentlih in Teurfhland 
Nichts bekannt worden. Auch der päpftliche Legat, 
Herr Cardinal Conſalvi, beruft ſich in feiner wiener Pros 
geftationsUrfunde vom ı4. Jun. 1816, und in der dazu 
gehörenden Begleitungs Note von deuſſelben Tag, auf «pur 
blica documenta » oder “ Actes publicky, durch welche 
der heilige Vater feine Mipbilligung de? Reichadeputations⸗ 
Hauptſchluſſes zu erkennen gegeben habe. 
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ferlichkeit des Kircheneigenthums. Wie könne baffelbe, 
wenn man jegt das fchreiende Unrecht Durch einen neuen 
Act beftätigen wollte, diefen BeraubungsAct je canos 
nifiren? «Was würden daraus für Staat und Kir. 
he, für die Nude der Semüther beider Eonfefs 
fionen, mit und neben einander Ichend, — was für 
Folgen entfiehen »? 

Endlich erregte ed noch ganz Borzüglich Die Auf 
merffamfeitder Dratoren, daß als in der erfien Con⸗ 
ferenz der Bevollmächtigten der teutfchen Souveraine, 
am 23: Mat 1815, ein Entwurf der teutfhen Buns 
des Acte zur Beratbichlagung war vorgelegt worden, 
deſſen 15. Artikel *) der katholiſchen Kirche eine 
Verfaſſung bloß verhieß, welde, unter der Garans 
tie des Bundes, ihre Nechte und die zu Beflreitung 
ihrer Bedürfniffe nothwendigen Mittel ichern ſollte, — 
dagegen aber für die Rechte der Evangelifchen bes 
ſtimmt erflärte, daß fle in jedem Staat zu der Landes: 
verfaffung gehörten, und daß ihre auf Sriebensfchlüffen 
(d. h. unter Anderem, auf dem Religions- und weſt⸗ 
phälifhen Frieden), Grundgefeben, oder andern güls 
tigen Berträgen beruhenden Rechte ausdrücklich auf: 
recht erhalten würden. 

Die Dratoren fanden eine ſolche Beflimmung in 
der BundesActe, höchſt bedenklich für die fatho: 
liſche Kirche. Sie fuchten Daher dag, nach ihrer Mei 
nung, biefer Kirche hieraus drohende PrAjudiz durch 
Einreichung «einiger Bemerkungen über den Art. 
25» **), Datirt vom 29. Mai 1815, abzuwenden, und 
ſchienen, ſtillſchweigend, auf Weglaffung cines fol 





9) Weten:c Bd. II, ©. 321. 
°.) Ebendaf. Bd. IV. G. 296. 
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&en Artikels aus ber BundesActe angelegentlichfl ans 
zutragen. 

Die Evangeliſchen, meinten die Dratoren, 
feyen in unveräudertem Befig ihrer Rechte, und zwar 
identiſirt (?) mit der Landesverfaſſung, würden von 
ihren eigeden GlaubensRegenten (Regenten gleicher 
Religion) repräfentirt, uud durch deren mächtigen 
Scepter gefihert. Dennoch wollten ihnen die Mitglies 
der des tentfchen Bundes, in der BundesActe, wie mit 
väterlicher Sorgfalt, wit der oben erwähnten 
Verſicherung ihrer Rechte entgegen fommen Ge 
würde ihnen unverhofft Etwas gegeben werben, 
defien fie nicht bedürften, und was fic baber auch 
gar nicht verlangt hätten *). 

Ganz anders ſtehe es um die katholiſche Kirche. 
Dieſe ſey jetzt ohne Rechte, ohne Mittel, ohne Verfafs 
fung »9. Dieſe fupplicirende Kirche, wolle mau, 
in ihrem Nothſtand, mit einer Uunbeſtimmten und 
entfernten Hoffnung abfertigen. Das ſey ſchlecht⸗ 
weg ein Todesurtheil. Der Artikel müſſe alſo nur 
Beſorgniſſe beiihr erregen. — Ferner, Wer habe 
denn über die Rechte der katholiſchen Kirche zu eut⸗ 

fcheiden? Wer babe derfelben,, eine ihr angemeflene 
Verfafſung rechtsgültig zu ertheilen? — Derteuts 
ſche Bund doch nicht? Seine katholiſchen Mit 
glieder würden füch Doch wohl nicht zu Eonflituenten der 
Kirche Gottes aufwerfen wollen! Und die protes 


») Berlange hatten fie es in fo fern allerdings, als ber 
preuff iſche Hof, ein evangelifcher, in feinem Entwurf 
einer ÖundesActe vom 1. Mai 1815, autdrüdlich einc die 
Rechte der Svangeliſchen fihernde Beſtimmung vorge⸗ 
ſchlagen hatte. Acten x. Bd. II, ©. 307. 

) Doch nicht fo ganz! 
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Mantifchen, würden doch nicht, In Widerfprudg mit 
ſich ſelbſt, Oppofition und Patron (der fatholifchen 
Kirche) zugleich feyn wollen! Wollte mar aber auch 
mit dem Artifel nur fo viel fagen, Daß man der Kirche 
(nicht eine Verfaſſung geben, nicht in die görtlihe Ins 
fitution eingreifen, fondern) die Neffitution ihres 
Eigenthbumg, oder Entfhädigung durch gefir 
cherte Dotation, und Beflimmung der Regenten— 
Verhälrltniſfſe verfihern wolle; fo werde man doch 
dergleichen Ausgleichungen und Beſtimmungen nicht 
einfettig machen wollen. = Werde, könne wohl der 
Papſt die einfeitige Meinung einer erflärten 
Dppofition, ald Gefeg für die teutfche katholiſche 
Kirche anerkennen? Und was würden endlich die Sol, 
gen davon fiyn? Könnten fie wohl irgend einem Theil 
erwünfchtfenn? — So die Dratoren, die Worts 
führer für die katholiſche Kirche Teutfchlandg ! 

Anffer Diefen Dratoren , wendete fih , in gleicher 
Abſicht, mit verfhicdenen Denkſchriften und Ars 
trägen für Die tentfche Fatholifche Kirche im Ganzen, 
an den Congreß, Herr Ignaz Heinrich Sehr. von 
Weſſenberg, GeneralBicar des Bisthums Conſtanz 
und DomCapitnlar zu Augsburg. - Eine befondere Ers 
mächtigung zu diefen Schritten, fcheint derfelbe weder 
von der teutſchen Eathofifchen Kirche , noch von dem 
Papſt erhalten zu haben. Aber ald ausgezeichnetes 
Mitglied Diefer Kirche, trat er, wie die Dratoren, für 
dieſelbe, wohlmeinend auf. Wie an eigenem Antrich, alfo 
wahrfcheintich an Aufforderungen und Ermunterung hie— 
zu, von miehreren Seiten ber, fehlte es ihm nicht. 

Sn feiner erſten Denffhrift*), vom 27. Nov. 





*) Acten des wiener Congreſſes, Bd. IV, &. 299. 
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1814, geht er ungefähr von denſelben Borderfägen auf, 
wie die Dratoren. Er ruft in dag Andenken, die Vers 
dienfte der Kirche um Teutſchlands Unabhängigkeit, 
Eivilifation und Eultur. Aber, fügt er hinzu, feit 
zwölf Jahren befinde fie fih in einem beifpichofen Zus 
Hand von Verlaſſenheit. Ahr Bermögen ſey ihe 
entriffen; ihrer uralten Berfaffung fehle cd an 
geſetzlichem Schuß; ihre wefentlichftien Anſtal⸗ 
ten feyen ohne gefihertes Einfommen; ſelbſt 
jene frommen und milden Stiftungen, deren 
Erhaltung der R. DeputationsHauptfehluß $. 65 ans 
geordnet hatte, feyen feither zum Theil willkührlich 
ihrem Zweck und ihrer Kiftungsmäfigen Ber, 
waltung entzogen Morden ; die, Bisthümer 
feyen großtentheild verwaifet, die Domcapitel 
ſterben aus; ihre Eirchengefegliche Wirkſamkeit fey 
schemmt; überhaupt gebreche es, bei der eingetre— 
tenen Unbeffimmtheit der Grenzen der geiftlis 
chen uud weltlihen Macht, den Firchliden Bes 
börden an dem zu Handhabung guter Kirchenzucht 
nöthigen Anfehen und an Unterffügung. — Die 
Kirche begehre ihr Eigenthum, noch dringender ihre 
Berfaffung, ihre urfprünglihen Rechte, ihre 
Sreiheit zurück. Die Veranlaffung der Secularifas 
tion (der Territorial®erluft auf der linken Rheinſeite) 
fey, durch Wiedervereinigung der Länder mit Teutſch⸗ 
land, befeitigt. 

Dan möge demnad in die Bundes Acte folr 
gende Beffimmungen aufnehmen : ı) daß für cas 
sonifhe Einrichtung und Ausffattung, und 
für gefetzliche Siherflellung der katholiſchen 
Kirche, ihrer Erz, und Bisthümer, durch ein 
mit dem Papſt sheftens abzufchlieffiindes Concordat 
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geforgt werde; 2) daß dieſes Eoncordat einen wefent; 
lichen Beftandtheil der Eeutfhen Bundesverfaß 
fung, unter dem Schuß der oberfien Bundesbehörde 
und des Bundesgerichtes, außmache, und alle Ri 
thümer zufammen ein Ganzes als teutfhe Kirche, 
sınter einem Primas, bilden; 5) daß die Bisthü— 
mer und Domcapitel, fo viel möglich, erbalten 
werden, doch mit Borbehalt angemeflener Berichtigung 
der DiöceſanGrenzen, der Verſetzung eines alten Bis 
ſchofſitzes, oder der Errichtung eines neuen; 4) daß 
zur Dotation derfelben, auch der dazu gehörigen 
Anſtalten, insbeſondere der Scminarien,ihre noch vor: 
handenen Güter befimmt werden, und daß 
die Dotation aus liegenden Gründen, mit dem 
Recht etgener, ſelbſtſtändiger Berwaltung, 
befiche ; 5) dag der Befigffand aller Pfarr⸗, Schul 
und Kirchengüter, garantirt werde, und bar. 
iiber ohne Beſtimmung der Kirche, nicht verfügt wer: 
den dürfe; 6) daß alle durch den R. Deput. Haupt: 
ſchluß $. 65 bezeichneten frommen und milden 
Etiftungen hergeſtellt und für ihre Zwecke erhah 
ten werden, von Geite des Staates aber den ftif 
tungsgemäfen Verwaltungsrechten kein Abbruch 
gefchehen dürfe; 7) daß überhaupt die freie Wirks 
famEeit der Kirchenbehörden, von den Staates 
‚Behörden nicht beeinträchtigt, vielmehr geſchützt werde. 

Sn einer befondern Denffhrift® , ebenfalls 
von 27. Nov. 1814, machte derfelbe Here Generals 
Bicar von Weffenberg noch den Antrag, dag man 
der teutfchen Bundes Acte die Beſtimmung einverleiben 
möge, daß die Bifchöfe und Domcapitel, nah 





°) Acten d. w. C. Bd. IV, ©. 304. 
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gebkhrender Ausſtattung in liegenden Sütern, ade 
Vorrechte der LandKände, auch gleichen Rang und 
die nämlihen Verhältuiſſe, in Hinſicht ihrer 


Berfonen nıd Gü wie die. weltlichen mediatiy 
firten Reichäftände ‚sherren) genieffen follen. , 
Späterhin ül Ebenderfelbe einen. Bors 
ſchag (ohne Datın einem ‚Artikel für die 


Bundes Acte *). Darin werden feine vorigen Anträge 
wiederholt; doch mit etlichen Zufägen und Modifica- 
tionen. Es wird nämlich verlangt, daß das Winis 
mum der Dotation eines Erzbifchofs auf ein jähr⸗ 
liches reines Einkommen von 30,000 Gulden, eines 
Biſchofs von 20,000 Gulden, eined Domcapiteld von 
20,000 Gulden feftgefegt werde; ferner, daß die Vor⸗ 
rechte des Primas, ohne Abbruch der geiflichen 
Gerichtbarkeit anderer Erzbifchöfe, nur auf Die Leis 
tung der allgemeinen Angelegenheiten ber 
teutfchen National Kirche ich beziehen follen; baf nach 
gepflogener Unterhandiung mit dem päpflichen Stuhl, 
ein Gefeg de8 Staatenbundes bie Einrichtung dies 
fer Kirche beſtimmen ſolle; daß in Anfehung der, bei 
den erz / und bifhöfliden Vicariaten und Conſi—⸗ 
forien Angeſtellten, dieſelben Brundfäge Anwens 
dung finden follen, welche ber Meichedeputationds 
Hauptſchluß von 1805, in Hinficht der Anſteluns, 
Entfhädigung und Penfionirung.der Staatsdiener feſt⸗ 
gefegt hat. 

Endlich überreichte Here GeneralBicar Schr. von 
Weffenberg noch an demfelben Tage, an welchem 
die Artikel der BundesNcte paraphist wurden 
@. Jun. 1815), wie es fepeint, auf dringende Veran⸗ 





Acten d. w. C. Dd. IV, S. 306. 
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laſſung, eine Note *. Der Zwed derſelben war, 
zu verhindern, daß der fihon befchloffene Artikel in 
Betreff der teutfchen Fatbolifchen Kirche , aus der Bun» 
desActe nicht weggelaff rde. Indeß ward, 
an demſelben Tage, Die g dieſes Artikels, 
auf Baierns Autrag, denn ffen **). 

Ueber eine Urſache Di Weglaſſung, giebt 
gegenwärtige Note einigen Aufſchluß. Es gehe die Rede, 
heißt es darin, der Artikel ſolle darum wegbleiben, 
a weileer (zugleich) der proteſtantiſchen Kirche 
Rechte zuſichern wolle, die zum Theil mit ben verdns 
derten Berhältniffen uud dem jegigen Zeitgeift nicht ing 
Einklang fichen ». 

Es wird zugleich in jener Note gezeigt, daß «es 
Bringende8Bedürfniß der Eatholifchen Kirche fey, 
der Bundes Acte einen Artikel einzurücken, welcher ihr, 
neben der freien Religionsübung, cine in kiegenden 
Gründen mit dem Rechte der Selbſtverwaltung beſte⸗ 
bende Dotation ihrer Bisthiimer, Theilnabme an der 
landſtändiſchen Nepräfentation Durch ihre Worficher, 
und eine ihre Rechte ſichernde Organifation garantire. 
Die jegige Lage und Die neueren Schickſale Biefer Kirche, 
feyen ganz verfchieden von denjenigen ber proteflaus 
tifchen Kirche. Sie bedürfe wefentlich einer neuen 
zweckmäſigen Begründung ihrer politifchen Eriftenz. 
Nicht fo die proteflantifche,, die weder ihre Verfaſſung 
und Rechte, noch ihr Eigenthum verloren babe, und 
deren verfafungsmäfige Exiſtenz hinlänglich gefichert 
fey, durch denjenigen Artikel der BundesActe (den 16.), 
welcher die völlige politiſche und bürgerliche Gleichſtel⸗ 








*) Acten d. w. €. Bd. IV, ©. 308. 
+) Ebendaſ. 3b. II, ©. 535, ad Art. 16 
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lung der drei chriſtlichen Eonfeffionen ausfpreche, indem 
fie auf folhe Rechte wie z. B. das jus reformandi, 
welches in dem weſtphaͤliſchen Frieden begründet ifl, 
ferner feinen Anſpruch mehr machen werde *). 

Angeblich von demfelben Herrn GeneralBicar von 
Weſſenberg, erfohien auf dem Congreß im April 1815 
eine kleine Druckſchrift *c). Der Verfaſſer entwickelt 
darin ſeine Anſichten über das Bedürfniß einer neuen 
Begründung und Einrichtung der teutſchen ka— 
tholiſchen Kirche, ſo wie über den Geiſt und das Weſen 
eines Concordats zwiſchen dem Papſt und dem teuts 
ſchen Staatenbund. Zugleich werden Entwürfe vorge⸗ 
legt, theils zu einem ſolchen Concordat, theils zu 
einem organiſchen (einrichtenden) Geſetz für die 
katholiſche Kirche Teutſchlands. Nebenbei wird ein 
rühmlicher Eifer an den Tag gelegt, für religiöſe Dul— 
dung und Sleichflelung der verfchiedenen Glaubensver⸗ 
wandten, in Hinficht auf Hürgerliche echte. 

Auch wurden dem Eongreß «rechtliche Bitten 
und chrfurchtvolle Wünfche der Katbolifen Teutſch— 
lands »***) gedruckt zugefendet, dem Vernehmen nad 
von Hrn. Schmidt, Kaufmann zu Augsburg. Vier 
rechtliche Bitten und zwei Wünfche find es, die hierin 
vorgelegt wurden. 

Rechtliche Bitten: 1) zweckmäſige Wicders 
berfichung der Bisthümer, nebſt Seminarien 
und Lehrauftalten, und Salarirung der Bifchöfe, 
der Domcapitel, der bifchöflichen Käthe, der Lehrer und » 





©) Dasjenige Majeftätärecht, welches die Publiciſt en 

jus reformandi nennen, dauert nod) jetzt unverändert forte 

©“) Die teutſche Kirche. Ein Vorfihlag zu ihrer neuen 

Begründung und Einrichtung. Im Aprii 1816. 64 S-in v. 
©.) Acten d. w. C. Bd.I, Heft a, ©. 80 |. 


Klüber's Neberſicht. III. G 
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Auffcher aus dem Ertrag der hiezu zu beſtimmenden 
liegenden Gründe;e) Wiederherfielung wenigſtens 
einer beſtimmten Anzahl von Klöftern und geiftlis 
chen Inſtituten, nachdem Geiſte der Eatholifchen Re⸗ 
ligion, deſſen Beſtimmung die Katholiken nur allein von 
der Kirche und deren Oberhaupt erwarten; 5) daß 
den Kirchenvorfichern und dem Dberbaupt der 
Kirche, in ihrem ganzen Umfange überlaffen wers 
den, die unmittelbare Aufficht und Leitung, und Die 
allenfalls nöthigen Verbefferungen der Kirchenver— 
faffung , die Aufrcchthaltung der Glauben 
lehre, die Beflimmung und Handhabung der gottes— 
Bienfilihen Ceremonien, Gebräuche, Kirchen— 
fagungen, Feſte, Audadten, der Eirchlichen 
Drönung und Difciplin, fo wie die Aufficht und 
Einrichtung der Seminarien und anderer Lehr Juſti— 
tute und Eorporationen, die Wahl, Leitung und 
Prüfung aller zu dem Eultus unmittelbar oder mitteß 
Bar, befonders zu der Sechforge erforderlichen Indivi— 
duen, dic Unterfuchung, VBerbefferungen und Rügen in 
Religions; und Kirchendienftfachen ; die Staaten mös 
sen fih mit dem allgemeinen InſpectionsRecht 
begnügen, um etwa auffleigende Beforgniß des Miß; 
brauchs zu befeitigen; 4) unbefhränfte Verwal— 
tung des Kirhenguts,der Kirchenfliftungen, 
überhaupt Der zu dem Eultus gehörigen Fonds, ale 
Eigenthums der Kircheugemeinde, dur Die Kirchen; 
vorficher, uuter Leirung des höchſten Kirchenobers 
hauptes. 


Wünſche: 2) daß die Uneinigkeiten zwiſchen 
Kirche und Staat, in Hinſicht auf die Grenzen 
der wechſelſeitigen Gewalt, der Natur der Sache an— 
gemeſſen gehoben werden; daß dann, beſonders unter 
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Unleitung des Kirchenoberhauptes, der Grund um die 
Hinderniffe dee moralifden Erzichung zu 
befeitigen, und fo manche fich widerfprechende neue 
Lehren zu berichtigen, gelegt, und eine den Zeits 
bedürfniffen angemeffene DifciplinarDrdnung der 
Geiftlichfeit eingeführt werde; c) daß die Erzies 
bung der Jugend wieder einem, diefem Hauptzweck 
der moralifhen Menfchenbildung vorzüglich und aus 
ganz unintereffirten Abfichten gewidmeten Inſtitut *), 
unter feften und bleibenden Normen, wieder einge 
raumt, mithin nicht fernerbin unfteten , ſchwankenden 
Einrichtungen überlaffen, oder von Seite der Erzieher. 
als bloffer Erwerb s und Gewerbzweig betrachet werde. 





Sp viel von den Vorträgen und Anträgen, 
welche dem Congreß von auffen gemacht wurden. 
Run von den Beſchäftigungen des Eongreffes 
ſelbſt, mit Kirchenangelegenheiten der Katholifen fos 
wohl, als auch der Evangelifchen. 

Ungeachtet ſchon feit dem Anfang des Tongreffes 
die Erwartung geſpannt war, auf eine Beflimmung 
deſſelben über die Angelegenheiten der römifch:Fath os 
liſchen Kirche in Teutfhland, ungeachtet es nicht 
fehlte an Anregung von auffen, fo war doch Diefer 
Punct ganz mit Stil!ſchweigen übergangen , in 
den vier erſten Entwürfen zu einer Grundverfaffung 
des teutfchen Bundes, welche Preuſſen im Scptems 
Ber und Dctober 1814 und im Februar 1815 vorlegte, und 
demjenigen, welcher im December 1814 von öftreichts 
ſcher Seite erfgien. Indem legten war, unter ber Ru⸗ 
brik von Rechten der Unterthanen, bloß angetragen 


°) Ohne Zweifel find hier die Jeſ uiten gemeint. 
9.2 
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auf « Gleichheit der bürgerlichen Rechte für die 
chriſtlichen Glaubensgenoſſen, nämlich Katholifche, ku⸗ 
theriſche und Reformirte» *). 

Zuerſt brachte, im achten Monat des Congreſſes, 
Preuſſen eine Beſtimmung über jenen wichtigen Ge 
genftand in Vorſchlag. In feinem Entwurf eines 
teutfchen Bundesvertrags vom Anfang Aprils 1815, 
6. 11, ſchlug diefer Hof, auffer der « uneingefchränften 
 Meligionsübung », als eines Nechted der Unterthanen, 
folgenden Artifel vor. «Die Fatholifhe Religion 
in Teutfchland, wird, unter der Garantie des Ban: 
des, eine fo viel als möglich gleichförmige, zuſammen⸗ 
bängende Verfaffung erhalten» **). Mit Eluger Des 
butfamkeit hatte man fich, bei diefem Vorfchlag, in 
den weiten Schranken der Allgemeinheit gehalten, Doch 
aber ſchon die auf jeden Fall fchr wichtige Garantie des 
Bundes, für die Fünftige Fatholifche Kirchenverfaffung 
in den Bundesflaaten, beſtimmt ausgefprochen; bin» 
gegen war der Kirchenrechte der Evangelifchen, noch 
gar nicht erwähnt. 

Näher trat Breuffen der Sache, in einem am 
ı. Mai 1815 an Deflreih übergebenen Entionrf ber 
Bundes Acte. Auſſer der Beſtimmung, daß «die Drei 
chriſtlichen ReligionsParteien, in allen teutfchen Staus 
ten gleiche Rechte genieffen follen», ſchlug es and 
noch folgende vor. «Die katholiſche Religion in 
Teutſchland, wird, unter der Garantie Des Bundes, 
eine fo viel als möglich gleichfürmige, zufammenhäns 
gende, und die zu Beflreitung ihrer Bedürfniffe noth— 
wendigen Mittel fihernde Verfaffung erhalten. Die 





*) Acten x. Bd. I, ©. 6. 
»e) Ebendaſ. Bd.I, Heft 4, ©. 110. 
J 
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Rechte der Evangelifchen, gehören in jedem Staat 
zur Landesverfaffung, und ihre auf Friedensfchlüffen , 
Grundgefegen, oder andern gültigen Verträgen berus 
benden Rechte, find dem Schug des Bundes anders 
traut» *). 

Bald nachber, im Mai 1815, erwähnte nun auch 
Deftreich der Kirchenangelegenheiten, in einem von 
ihm vorgelegten Entwurf der Bundes Acte. «Die Neli, 
sionsverfchicdenheit», fo heißt es darin, «der 
chriſtlichen Glaubensbekenntniſſe, fol Eeinen Unterfchied 
im Genuß bürgerlicher und politifcher Rechte begrüns 
den. Peer Eonfeffion fol die Ausſchließliche Vers 
waltung der Gegenſtände ihres Cultus und ihrer Kirs 
hengelder zuflehen. Die Angelegenheiten der Fathos 
lifchen Kirche, follen mit dem römifchen Hof auf der 
(Bundes) Berfammlung verhandelt werden » **). 

Endlih wurden in dem öftreichifchspreuffis 
fhen Entwurf zu der Grundlage der Verfaflung des 
teutfchen StaatenBundes, vom 23. Mai 1815, welcher 
in den Sigungen über Errihtnng und Verfaflung des 
teutfchen Bundes al8 Grundlage der Berathſchla⸗ 
gungen diente, folgende Beflimmungen vorgefchlagen. 

Art. 14. «Die Verſchiedenheit der Drei 
Hriftliden Religionsparteien, kann, 
in den Ländern und Gebieten des teutfchen 
Bundes, Eeinen Unterfchied im Genuffe bürs 
gerlicher und politifher Rechte der 
gründen». Ä g 

rt. 125. «Die katholiſche Kirche in 
Tentfohland, wird, unter der Garantie 
des Bundes, eine ihre Rechte, und die zu 


°) &ctend.w. €. ®b.1l ‚ ©. 305 u. 304. 
., Ebendaſ. &. 813. 
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Befireitung ihrer Bedürfniſſe nothwendigen 
Mittel ſichernde Verfaſſung erbelten. Die 
Rechte der Evangeliſchen, gehören in 
jedem Staate zur Landesverfaſſung, und 
ihre auf Friedensfchlüffen, Grundgefegen, 
oder andern gültigen Verträgen beruhenden 
Mechte, werden aufrecht erhalten» *). 


Ueber diefe legten Vorſchläge, wurden in dem 
Sigungen über den teutfchen Bund, vom a6. und 31. 
Mai, 2. 5. und 8. Junius, in der zweiten, fünften, 
fiebenten, neunten und zehuten Sigung, folgende Be⸗ 
rathſchlagungen gehalten, undBefchlüffe gefaßt. 

Was zuvörderſt den in dem 14. Art. enthaltenen 
Vorſchlag betrifft, Daß die Religionsverſchieden— 
heit der Ehriften feinen Uuterfchied begründen foll, in 
bem Genuß der bürgerlichen und politifchen Mechte ; 
fo ward folcher in den 16. Artifelder BundesActe 
wörtlih aufgenommen, nur mit Weglaffung des 
Wortes sdreiv,. Baiern allein, hatte auf Weglafı 
fung dieſes Artikels angetragen. - Derfelbe, meinte 
ed, geböre wohl nicht in die erſte GrundActe des 
Bundes; die darin vorgefchlagenen Beſtimmungen 
möchten der Bundesverfammiung vorbehalten bleiben, 
in fo fern ſie nicht Einrichtungen im Innern der Staus 
ten befchränfen folten. Gleichheit der bürgerlichen 
Ütechte für die chriſtlichen Glaubensgenoſſen, fey in 
Baiern fchon ein Grundgefeg **). 

In der fünften Sigung wurden (e8 ift in dem Pros 
tocoll nicht gefagt, von Wen) zwei Bemerkungen zu 





e) Mcten d. w. c. Bd. II, &. 330 u. 321; auch &. 365 u. 
366. 


») Ebendaſ. S. 365 u. 387. 
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dieſem Artiktel gemacht ). Erſtens, daß in etliche Abs 
ſchriften der Ausdruck «drei» chriftliche Religions—⸗ 
Parteien, ſich eingeſchlichen habe. Hierauf ward be⸗ 
ſchloſſen, daß das Zahlwort drei auszuftreichenfey**). 
Zweitens, ward die Frage aufgeworfen, ob die Bes 
Kimmung dieſes Artikels auch auf andere chriftliche 
Gecten, z. B. auf Wiedertäufer, Herrnhuter u. f. w. 
zu ziehen fen? -Diefe Ausdehnung ward bedenklich 
gefunden ***), 

Weit mehr Befchäftigung als der 14. Artikel, gab 
der in dem 25. Art. enthaltene Vorſchlag, betreffend 
die Rechte der katholiſchen Kirche und der 
Evangelifchen. Zuerſt wurden, von verfehiedenen 
Seiten, Erinnerungen in Abſicht auf die Abfafs 
fung und den Anhalt gemacht. Dann warb, in der 
fünften Sigung, die Weglaffung diefes Artikels 
aus der Bundes Acte befchloffen. Aber zwei Tage (pAs 
ter, in der icbenten Sigung, ward die Einrädung 


*) Acten x. Bd. II, ©. 439 f 

**) Zür mande Leſer mag es nüglich ſeyn, hier daran zu 
erinneen, daß man in Teutfchland stylo publico, ſchou 
zur Zeit der Reihöverfaffung, nur gives chriftliche Reli⸗ 
gions Parteien kennt: die katholiſche und die evans 
gelifche; die legte theilt fich in die der augsburgıs 
(hen Confeſſion verwandte, und in diereformirte 
Mehr hievon in des Verfaſſers Staatsrecht des Rheins 
bundes, $. 395. b. Mit Unrecht begriffen die Reichsge⸗ 
feße, unter den U. C. Berwanbdten auch die Neformirten. 

. *) Bon den Herrnhutern, welde in dem Königreich 

Sachſen zu den augsburgifchen Confeſſions Verwandten ges 
rechnet werden, verdient doch nachgefehen zu werden: 
Hommel rhapsod. obs. for. obs. 211. voc. Zin- 
sendorfianus, und Mofers Abhandlungen aus 
dem Kirchenrecht, S. 111  — Bon Wiedertäus 
fern, Moſer a. a. O. & 8g—ıı. Hoſchers 
Rechtsfälle am Reichstlammergericht, Th. I, ©. 134 ff. 
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deſſelben, mit Ausnahme weniger Worte, feſtgeſetßt, 
und folcher in die neue oder revidirte Abfaflung ber 
Bundes Acte aufgenommen. Endlich aber ward in ber 
zehnten Sigung, nachdem in der neunten der Eardinal 
Legat nur um Aenderung eines einzigen Wortes hatte 
‚bitten laſſen, die zänzliche Weglaffung des Ars 
tikels abermal befchloffen ; wobei es fein Bewenden 
hatte. Das Nähere wird aus Folgenden erhellen. 

Zuvörderfi von den Erinnerungen gegen die 
Abfaffung und den Inhalt diefes Artikels. Schon 
‚in der zweiten Sigung, wurden verſchiedene vorge⸗ 
bracht. HeffenDarmfads fohlug vor, den Artikel 
fo zu faffen. «Der fatholifchen Kirche wird, nebſt der 
freien Religionsühung, eine aus liegenden Gründen 
‚mit Selbfiverwaltung, jeboch unter Oberaufficht des 
Staates, beſteheude Dotation, ihren Bisrhümern 
Theilnahme an der Iandfländifchen Repräfentation 
Dur, ihre Vorſteher, auch eine ihre Rechte ſichernde 
Verfaſſung garantirt. Den evangelifhen Stau: 
bensgenoſſen, werden in den Fatholifchen Bundesflans 
ten die nämlichen Rechte anerkannt. Die Grundfäge, 
in Betreff der mit dem päpſtlichen Stuhl vorzw 
nehmenden Unterhandlungen, werden von der Buns 
Dedverfammlung gemeinfam verabredet werden» *), 
Diefem Borfohlag trat, in der achten Sitzung, der 
königlich ſächſiſſcche Bevollmächtigte bei. 

Die vereinigten Fürſten und freien 
Städte wollten, daß, indem man der katholiſchen 
Kirche die zu Beflreitung ihrer Bedurfniffe nothwendi⸗ 
gen Mittel zuſichere, die Einfchränfung binzuges 
fügt werde: «jedoch in Gemäßheit des $.55 des Reiches 





9 Acten d. w. E. Bd. I1 SG. 366. 
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deputations Hauptſchluſſes vom 25. Febr. 1805 + **). — 
Der holſteiniſche Herr Bevollmächtigte ahnte ſchon 
Widerſpruch gegen die Beſtimmung, daß das Intereſſe 
der katholiſchen Religion unter die Garantie, auch der 
proteſtantiſchen Bundesſtaaten, welche die Mehrzahl 
ausmachten, geſtellt ſeyn ſollte. In dem Fall eines 
ſolchen Widerſpruchs, meinte er, ſey lieber die Weg⸗ 
laſſung die ſer Beſtimmung zu wünſchen; welches auch 
für das Intereſſe der Proteſtanten unbedenklich ſey. 
Dieſer Vorſchlag ward in der ſiebenten Sigung,anges 
nommen. 

Ucberdem ließ noch der päpftliche Bevollmäch— 
tigte, Herr Kardinal Eonfalvi, in der neunten Eigung 
durch Luxemburg, einen enangelifchen Stimmführer, 
Den Antrag machen, daß man flatt «Werfaffung» 
(der Fatholifchen Kirche in Teutfchland) das Wort « Eins . 
richtung», oder ein anderes paflendes wählen möge, 
am den Anfland zu heben, der hin und wieder Durch 
die Mißdeutung des Wortes Verfaſſung veranlaßt 
ſey **). Dem Vernehmen nad, hatte man dem, Der 
teutfchen Sprache unfundigen Heren Eardinal, das 
Wort Berfaffung Iateinifch Durch « constitutio » übers 
fest. Dieſes fand er unpaffend, weil die Fatholifche 
Kirche eine eigene, allgemein gültige Eonftitution- ber 
reits Habe, und Laienfürften in Berfaffungsfarhen der 
Kirche keine Mitwirfung gebühre. | 

In der fünften Sigung, vom 31. Mai, wurden 
wieder mancherlei Erinnerungen wider diefen Ars 
tifel gemacht, deren das Protocoll nur Überhaupt er⸗ 
wähnt. Man sonßte ich nicht zu vereinigen, und lich, 





*) Acten d. w. C., Bd. II, G. 366 f. u. 879. 
20) Ebendaſ. ©. 536 w. 490. 
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bauptfächlich bei den über das Allgeneine hinausgehen: 
den Beflimmungen, auf Schwierigfeiten , die fofort zu 
beſeitigen man nicht wagen wollte, oder konnte. Hiers 
auf that der öftreichifche Herr Bevollmächtigte, Fürſt 
von Metternich, deu, zwei Tage früher auch von den 
-Dratoren in einer-eigenen Denfforift an die Hand 
gegebenen Vorſchlag: «den Artikel ganz aus der 
BundesActe wegzulaffen». Diefer Vorſchlag warb 
zum Befhluß”). 

Allein zwei Tage ſpäter, in der fiebenten Sigung, 
fhien Reue über diefen Befchluß eingetreten zu fen. 
Man bob ihn filfchmweigend auf, indem ein neuer 
Beſchluß gefaßt ward, Daß der BundesActe ein Arktis 
kel folite eingerudt werden , Durch welchen «im Allge⸗ 
meinen die Rechte der Eatholifchen und evanges 
liſchen Kirche gewahrt würden ». Diefer Artikel 
ſollte fo lauten. 

«Die katholiſche Kirche in den teutfchen 
« Bundesflaaten, wird eine ihre echte und 
« Dotation fihernde Berfaffung erhalten. Eben 
x fo werden Die. Rechte der Evangelifchen, 
«in jedem Bundesſtaat, in Gemäßheit der 
«Friedeusſchlüſſe, Grundgeſetze, oder anderer 
« gültigen Verträge, aufrecht erhalten »**). 

Wörtlich fo, ward hierauf diefer Beſchluß, als 
ſechzehnter Artikel, in die neue oder revidirte Ubs 
faſſung der teutſchen Bundes Acte aufgenommen ***), 

Doch, ſechs Tage ſpäter, in der zehnten Sitzung 
vom dB. Junius, war abermal Reue auch über dieſen 
Beſchluß eingetreten. Es war unterdefien von. mehre⸗ 





*) Acten d. w. C., BL. II, ©. 441 
*., Ebenduſ., ©. kzı u. 476. 
..., Ebendaſ. ©. 490. 
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ren Seiteit, namentlich von den als Oratoren für die 
katholiſche Kirche aufgetretenen Geiſtlichen, privatim 
unterhandelt, und dadurch wiederholt mancherlei Bes 
denflichkeit in Anregung gebracht worden. Um:endlich 
einmial dem befchwerlichen Handel ein Ende zu. machen, 
und mir der BundesXcte zum Schluß zu fommen, deren 
einzelne Artikel nebft der Einleitung noch in derfelben 
Eigung paraphirt werden follten, und auch wurden, 
machte Baiern — welches-fchon in der zweiten Sigung 
von 26. Mai, sfeine nachträgliche Erklärung » über 
dieſen Gegenfland ſich - vorbehalten *), Diefelbe ‚aber 
nicht beigebracht hatte — den Antrag, diefen Artikel 
aus der BundesActe wegzulaffen.: 

Diefer, der Mehrzahl, wie es fchien, willfommene 
Antrag, ward angenommen, und zum Befhluß 
erhoben. Zur Entfchuldigung des Wankelmuthes, ward 
in dem Protocol angeführt: «daß die Auslaffung dieſes 
Artikels fchon früher einmal in Antbag gebracht worden 
fey **), und daß.man fie jegt in der Hinſicht beliebe, 
daß dieſer Artikel, fo wie cr da liege, ſchwer zu faffen 
fey "), in nähere Beflimmungen hineinzugchen, 
aber manche Bedenklichkeiten babest). Dieſer Beſchluß 
ſcheiut einmüthig gefaßt worden zu fepn, etwa nur 
mit Ausnahme des königlich sfächfifchen Herin Bes 
- vollmächtigten, welcher, in derfelben Sigung, ſchriftlich 
erklärte, dag er noch Die erbetene Beflimmung feines 


Hofer erwarte Th. 


*) Actend.w. C., Bd. II, &. 366 u. 387. 
») Befchloffen war fre fon, in der fünften Sipung;- 
wie weiter oben bercit® angezeigt ıfl 
20) Wäre er, hätte man ihn anders gelegt, minder ſchwer 
zu faſſen geweſen? 
+) Ebendaſ. S. 5353. 
47) Ebendaſ. S. 563, 
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&o ward demnach ber vorgefchlagene, oft und viel⸗ 
fach gewünfchte Artikel über das Kirchenwefen, aus 
der BundesXcte, nach langen Debatten weggelaflen! 
Korfcht man nach den wahren Urfachen diefer Wegs 
laſſung, fo hält es ſchwer, folche alle mit voller Zuver⸗ 
Säfligfeit anzugeben, fo lang nicht alle Trichfedern, 
Befonders die, welche in geheim wirkten, genau und 
glaubwürdig befannt ind. Bis dahin, wird man fh 
zum Theil mit Muthmaffungen begnügen müflen. 


‚Als gewiß kann man, laut der Acten, annehmen, 
Daß von der Mehrheit der Stimmführer,, beſonders 
von Seite der Katholifen, namentlich auch von dem 
Eardinalkegaten, vonden Dratoren, und von 
dem bifchöflich / conſtanziſchen GeneralBicar, Freiherrn 
von Weffenberg, ein AUrtifel dieſer Art eifrig ge 
wünfcht, zum Theil ausdrüdlich und feierlich vers 
lange worden fey, und daß befonderd Breuffen dies 
fen Wunſch, fo viel an ihm lag, thätig unterſtützt habe. 
"Daß gleichwohlder in VBorfchlag gebrachte Artikel zuerſt 
verworfen, dann in einer etwas Ffürzern Abfaffung 
genehmigt, endlih aber wieder verworfen, 
folglich in die BundesActe nicht aufgenommen worden 
fl, davon wird der Grund in feinem Inhalt zu fuchen 
ſeyn. In diefem muß irgendwo ein Anfland oder Etwas 
befindlich feyn, weiches wenigſtens auf einer Seite 
für anfloffig erachtet worden if. 

Wollte oder Eönnte man annehmen, daß in dem 
erfien, oder öftreichifch -preuffifchen Entwurf des Artis 
Geld, wie er in der erften Sigung vorgelegt warb, etliche 
nähere Beflimmungen (in dem zehnten Protocol wird 
ausdrücklich geäuffert, daß «in nähere Bekimmuns 
gen bineinzugehen, manche Bedenklichfeiten habe») 
wenigſtens hie und da anſtöſſig geweſen fenen: fo kommt 
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Boch dagegen in Betracht, daß in derjenigen Abfaſſung 
des Artikels, welcher in der ficbenten Sitzung augen 
nommen ward, mehrere folcher näheren Beflimmungen 
ſchon weagelaffen waren. Es war weggelaflen, daß 
Die der katholiſchen Kirche in Teutfchland verbeiffene 
Verfaſſung, unter der Sarantie des Bundes 


a 


ſtehen ſolle. Es waren weggelaffen die Worte: «die 


zu Beftreitung ihrer» (der teutfchen Fatholifchen Kirche) 
»DBedürfniffe nothwendigenWittel»,und anderen 
Stelle das Eräftigere und anfländigere Wort «Dotas 
tion» gefeßt. Es war endlich, fo viel die Rechte der 
Evangelifchen betrifft, die Beſtimmung wegges 
laffen, daB folche zu der LZandesverfaffung gehören, 
daß heißt, als durch die Landesverfaflung begründet 
angeſehen werden follen. 


Nach diefen Weglaffungen,, war der bereits anges _ 


nommene Artikel von näheren Beflimmungen fohon 
fo entblößt, daß fich fchtwerlich beſtimmen laßt, ob und 
wie folches noch mehr hätte gefchehen follen. Er ftand 
nun in einer Allgemeinheit da, die an Sacktheit 
grenzt. Er enthielt bloß zwei Gäße, eben fo einfach 


als allgemein: 1) die Eatholifhe Kirche in den _ 
Bundesflaaten, wird eine VBerfaffung erhalten, 


welche ihre Rechte und Dotation fihert; 2) die 


Rechte der Evangelifchen werden in jedem Buns 
desſtaat aufrecht erhalten, in Gcmäßbheit der 
Sriedensfchlüffe, Srundgefege, oder anderer 
gültigen Verträge. — Das Letzte verſteht ſich 
rechtlich von ſelbſt; es bedarf nicht erſt einer Verſiche⸗ 
sung. Das Erſte iſt eine Verheiſſung, die zum ivenigs 
Ken Nichts enthält, was der Fatholifchen Kirche mie 
Recht unangenehm ſeyn, oder fie in ihren Rechten und 
Auſprüchen beeinträchtigen Fönnte ; und auf jeden Fal 
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Go 
if: die Stelle fo alggemein gefaßt, daß die Kirche die⸗ 
ſelbe auf das Günftigfte für fich auslegen Fonnte.. 

So unverfänglich nun auch, rechtlich betrachtet, 
dieſer Artikel war, fo glaubte man Doch Durch Bedenk— 
SichEeiten, welche in dem Protocol angedeutet, aber 
nicht angegeben werden, fich veranlaßt, demfelben die 
Aufnahme in die BundesXlcte zu verfagen , und den 
für folche fhon gefaßten Befchluß wieder aufzuheben. 
Unwillkührlich geräth man, durch den fonderbaren 
Gang der vorausgegangenen Interhandlung und Bes 
rathſchlagung, in VBerfuchung, zu forfhen: welche 
dieſe Bedenklichkeiten feyen? und von Wem fie erregt 
worden? 

Bon evangelifcher Seite iſt, fo viel man weiß, 
weder etwas Bedenfliches in dem Artikel gefunden, 
noch auf deſſen Weglaffung angetragen worden. Die 
eigenen Rechte waren darin, nach Gebühr, gewahrt, 
und die der Fatholifchen Kirche gegchene Verheiſſung, 
mußte man chen fo recht als billig finden. 


Sonach müflen die Dagegen erregten Bedenklich— 
feiten, von katholiſcher Seite gefommen ſeyn. 
Eifrig, wie fohon gefagt, war von biefer Seite ein 
Artikel, Die Rechte Der teutfchen Fatholifchen Kirche 
betreffend, gewünſcht, ja fogar förmlich begchrf wor; 
den. Noch in der neunten Sitzung (5. Jun.) hatte 
der CardinalLegat nur um Verwandlung des Wors 
tes « Derfaffung » in « Einrichtung» erfuchen laſſen; 
ed muß alfo, noch an dieſem Tage, der Artikel ihm 
wenigſtens nicht verwerflich gefchienen haben. Der 
Bifchöflich sconflanzifche GeneralBicar , Zreiherr von 
Weffenberg, hatte, wie oben ſchon gemeldet, noch 
Eur; vor der zehnten, oder derjenigen Sitzung G. Jun.), 
in welcher die Weglaffung des Artikels definitiv bes 
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ſchloſſen, und Die einzelnen Artikel der BundesActe 
paraphirt wurden, die Weglaſſung jenes Artikels, fogar 
durch eine eigene Note zu bintertreiben geſucht. Es 
sehe, fagt er darin, die Rede, «daß neuerdings ein 
Antrag werde gemacht werden, den gedarhten Artikel 
aus der BundesActe ganz wegzulaffen». Die proter 
ftantifche Kirche bedirfe dieſes Artikels nicht, wohl: 
‚aber die katholiſche. Diefer fehle ed jegt gänzlih an 
einer geficherten politifchen Exiſtenz, indem die Schuld, 
welche Teutſchland Durch den Receß von 1803 gegen fie 
contrabirt habe, feit zwölf Jahren nicht im Geringſten 
gegen fie abgetragen worden fey. Einleuchtend fey alfo 
die Gercchtigfeit des Berlangens , daß in die Bundess 
Acte auch die beſtimmte Zuficherung einer neuen zweckmä⸗ 
figen Begründung der politifchen Exiſtenz ber katho⸗ 
liſchen Kirche aufgenommen werde *). 

Dagegen wollte man wiffen,, daß die Dratören; 
durch perfönliche Sollleitatur , der Aufnahme des Artiz 
feld entgegen gearbeitet hätten. Gewiß ift, daß es 
von ihnen fchriftlich gefchehen fey, Durch eine eigene, 
oben ſchon erwähnte, Deuffohrift vom 29. Mai 1815, 
worin fie die in dem Artikel enthaltene Beſtimmung 
für höchſt bedenklich für Die katholiſche Kirche 
erklärten. 

Welches ſind nun die Bedenklichkeiten, die 
man der Aufnahme des Artikels entgegenſetzte? Sie 
waren zweifach. Erſtens: daß den Evangeliſchen 
die Aufrechthaltung ihrer Rechte zugeſichert werde. 
Dieſe bedürften einer ſolchen Zuſicherung gar nicht, und 
hätten fie auch nicht verlangt **). Zweitens: daß 
“ *) Acten d. w. C., Bd. IV, ©. 309 f. 


Dawider if oben fhon, in einer y Rote S. 4051, dur 
Noͤthige erinnert worden. 
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der Fatholifhen Kirche mehr nicht als eine Derheif, 
fung mwolle gegeben werden, daß fie eine ihre Mechte 
und Dotation fiihernde Verfaffung erhalten folle. Diefe 
fupplicirende Kirche wolle man, in ihrem Nothſtand, 
mit einer unbefimmten und entfernten Hoffnung 
abfertigen; das fen fchlechtweg ein Todesurtheil. Der 
Artikel müfle alfo nur Beforgniffe bei ihr erregen. 
Ueber die Rechte diefer Kirche zu entfcheiden, und ihr 
eine Berfaffungrecdtsgültig zu ertheilen, fiehe doch 
wohl dem teutfhen Bund nicht zu! Seine Fatholis 
fchen Mitglieder würden ſich doch nicht zu Eonflituenten 
der Kirche Gottes aufwerfen, und die proteflautifchen 
nicht zugleich Dppofition und Patron der Fatholifchen 
Kirche ſeyn wollen! Auch nur über die Zurückgabe 
ihres Eigenthums, oder Entfchädigung Durch geficherte 
Dotation, und über Beſtimmung der Negensten Ber» 
hältniſſe, werde man doch nicht einfeitig Deftim: 
mungen machen wollen. Alfo, frhienen die Oratoren 
zu fagen, lieber gar keinen Artikel, als einen ſolchen! 

Bei Erwägung diefer Verhandlungen , dringt fich 
die Frage auf: ob nicht Mißtrauen und BedenFlichfeit 
gegen den Inhalt des in Frage Rehenden Artikels, zu 
weit getrieben worden feyen? 

Konnte wohl die darin enthaltene Beſtimmung für 
die Evangelifchen, eine Eiferfucht des andern Theile 
begründen ? da fie jenem durchaus Feine neuen Rechte 
and Vortbeile ertheilt oder verfichert, und Dem Widers 
fpruch der römifchen Eurie gegen diefelben, an feiner 
Kraft, an feinem Werth oder Unwerth, Nichts entzogen 
hätte. Konnte die Erwähnung der «Friedensfchlüffe 
und Grundgefege» als ciner Grundlage, mir Recht 
mißfallen, da man hoffentlich, wenigſtens von teutſcher 
Seite, es weder der Politik noch dem Recht gemäß 
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finden mird, bie Fortdauer ber vertragmäfigen 
Verbindlichkeit jener befondern Rechtsquellen, naments 


lic) des Religiouds und weftphälifchen Friedens, auch 
nach Anflöfung Der Reichsverdindung, zu beflreiten ? 


Was aber die Beſtimmung für die teutfche 
Fatholifche Kirche betrifft, fo iſt man berechtige 
zu fragen: ob denn, in jenem Artikel, die Bundes: 
genoffen, fich oder die Bundesverfammlung zu alleis 
nigen Eonflituenten wirflih aufgeworfen hätten? 
Ob ſelbſt in dem Fall, wenn fie das jus constituendi 
fih allein beigelegt, ein ſolches einfeitiged Beginnen, 
wohlacgründete Rechte der Kirche und des päpftlichen 
Stuhls hätte fchwächen oder vernichten Eönnen? Ob 
denn die Wortführer der Kirche glauben konnten, daß 
Diefe bei Gründung und Handhabung ihres Fünftigen 
Verhältniffes ;in den Bundesſtaaten, des weltlichen 
Arme fo ganz entbehren könne? Ob fie dafür hielten, 
Daß die teutſche Kirche, bei Feſtſetzung ihres Fünftigen 
Rechtsverhältniſſes, theild zu dem päpfllicken Stuhl 
mittelſt eines Concordats, theils zu den Bundesflaaten 
und dem Bund, bei Errichtung und Eintherlung der Diös 
cefen, bei Anordnung neuer Bifchöfe, Domkapitel und 
Scminarien, bei Bekimmung ihrer Rechte und Aus— 
flattung, einer Fräftigen Mit; und Einwirkung des 
Bundes fomohl, ald auch der Bundesfürften als 
Stantsregenten, ohne Unterfchied ihrer perfönlichen 
Religion, entbehren, oder fich entäuffern fünne? Ob 
nicht für jede Staatdregierung die Rechtsvermuthung 
Rreite, daß le keineswegs Oppoſition, fondern Patron 
aller in ihrem Gebiet aufgenommenen Glaubenspar— 
teien ſeyn werde, und ſeyn wolle? Ob die Oratoren 
mit einiger Wahrſcheinlichkeit hoffen Fonnten, daß bei 

Klüber’s Meberfit: III. 9 6 
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der groffen Eile, wozu der Eongreß durch den fehon 
eingetretenen , fchr bedenflichen Kriegsſtand genöthigt 
war, die Pevollmädhtigten der BundesSonveraine 
diefer Angelegenheit noch fo viel Zeit würden widmen 
fönnen, als eine voifländige Erörterung derfelben, 
und cine Alles cerfchöpfende Beflimmung erfordert 
hätte? — Db endlih — ed für die teutſche Farholifche 
Kirche beffer fey, feinen Artikel, ald dieſen, gar 
feine Anweifung an die Bundesverfammlung , in der 
Bundes Acte zu haben? darüber wird, fehr wahrfchein, 
fich, die nahe Folgezeit belehren, fehon dann, wenn 
die Bundesverfammlurg ihre Agenda ſich vorfagen, 
und clafjiieiren wird. 


Noch feheint der römiſche Hof, in feinen kano— 
niſchen Srundfägen, eine Reihe von Jahrhunderten 
(dicheicht ein Fahrtaufend!) zurückzuſtehen. Möge der: 
felbe bei den Schritten, die er in Abſicht aufden Fünf: 
tigen Zuftand der tentfchen Eatbolifchen Kirche machen 
wird, feine Mißgriffe thun! Solche würden cher 
eine Spaltung veranlaffen, als der Kirche Frieden 
geben, der nur durch eine den Zeitbedürfniffen ange; 
meffene Einrichtung erzielt werden kann. Auf jeden 
Salt, würde diefem Hof die alte Politif des divide et 
impera, mittelſt abgefonderter Unterhandlungen mit 
einzelnen teutfhen Staaten, fernerbin chen fo 
wenig gelingen, als ein Verfuch, die teutfche Kirche 
in den bevorfichenden Unterhandlungen und Concor; 
Daten, ganz allein vertreten, und für Diefelbe ein, 
feitig pacifeiren zu wollen. Die Gefammtheit der 
tentfchen Bundesfiaaten flehe auf der einen, der Erz 
Bifchof, die ſämmtlichen Bifchöfe und Vieariate Teutſch⸗ 
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lands, als Stefivertreter der. teutfchen Eathofifchen 
Kirche, in Vereinigung mit dem Papſt, aufder andern 
Seite *). | 
" Doch, auch dann würde das groffe Werk derneuen 
katholiſchen KirchenEinrichtung in Teutfchland, mit 
glücklichem Erfolg fehwerlich bertrichen werden, wenn 
nit — unter wefentlichem, wohlthätigem Einfluß und 
mit fräftiger Einwirkung der teutfchen Regenten — 
wenige, gemäfigte, von reiner Menichenliche befeele 
te, hell denfende Männer, von dem Erzbifchof, von 
fämmtlichen Bifhöfen und Bicariaten , dazu auser— 
wählt und bevollmächtigt werden, Vorbereitung 
zu treffen und Eutwürfe aus;uarbeiten, welche bag 
ehrwürdige Gepräge des kirchlichen Alterthums tragen 
müßten. 

Aber auch dann müßte man, mit fefter Entfchlofe 
fenheit, auf den nicht unmwahrfcheinlihen Fall fi 
gefaßt machen, daß die römifche Eurie beharriich 
ch weigerte, zu Gründung einer den Zeitverhälts 
niffen angemeffenen Einrichtung der teutfchen Kirche, 
offen, ohne allen Rückhalt, und in gehöriger Form mit. 

‚zumirfen. Für Diefen Fall beharrlicher Weigerung, 
würde die Fatholifche Kirche Teutfchlande zu rechts’ 
licher Selbſtſtändigkeit fih zu erheben wiffen. 
Sie würde dann weder gegründete Vorwürfe, noch 
weſentliche Nachtheile von einem unvermeidlichen 
Schisma zu beforgen baden, welches durch höhere 
Pflichten für einheimiſches Kirchenwohl geboten wiirde, 
wenn dringende Vorfieflungen, billige Schonung und 
Nachgiebigkeit, bei dem heiligen Stuhlihre Wirfung 


®) Dan vergl. Oeſtreicht Antrag, oben &. 253, 270, 
2)2 
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verfehlt harten. Die Bifchöfe würden fi dann Der 
erften (glücklichen) Zeiten des Chriftenthums, und ihrer 
eigenen urfprünglichen Rechte zu erinnern, fich zu 
ermannen, und die Pflicht zu erfennen wiffen, Die 
ihnen obliegt, die Kirchenverfafiung von den Miß— 
bräuchen der Hierarchie zu reinigen, und diefelbe zu ihrer 
urfprünglichen einfachen: Form möglichſt zurüdzuführ 
ren, wäre es auch mit Widerfpruch bes ultramonta: 
niſchen Oberbiſchofs. Sie würden bei einem pflichts 
mäßigen Beftreben diefer Art, auf Eräftige Unterfiigung 
durch den weltlichen Arm, mit Zuverficht rechnen 
dürfen. 


Zu gedenken ift noch am Schluß dieſes Auffages, 
zweier befondern Vorflelungen in Beziehung auf 
Kirchenfachen, welche bei dem Congreß eingereicht 
wurden. 

Die erfle'ift eine Denkfchrift von dem Bevoll⸗ 
mächtigten des Vorſtandes der Fatholifhen Ge: 
meinde,der freien Stadt Frankfurt *). Ihr Gegen: 
fand ift, die « Durchführung des Grundfaged unbe: 
Dingter politifher Gleichſtellung der drei 
chriſtlichen Confeſſionen, inden Verfaſſungs Ver— 
bältniffen diefer Stadt». Dieſer Gegenſtand ward be; 
rückſichtigt, in der SchlußXcte des Congreſſes, Art. 46. 

Die zweite iſt eine Denk- und Birtfchrift der 
-evangelifch s reformirten Geiftlichfeit, in den ehehin 
pfälzifhen Landen auf der linken Nheinfeite **). 
Die Bitte war zweifach. Erſtens, daß Sranfreith 
vermocht werde, den Betrag der rückſtändigen 





°) Actenx. Bd. IV, S. 79 ff. 
“) Ehendaf. Bi, I, ©. 260 |. 
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Yfarrs und Shulbefoldungen, fo wie die Bors 
fhüffe und Anleihen für Reparaturen an Pfarr 
und Schulhäufern,, und an Kirchen, von 1798 bie 1. 
Oct. 1805, den Kirchen und Einzelnen zu entrichten. 
Zweitens, daß von Frankreich der volle Werth der 
von ihm veräufferten beidelberger Admini— 
frationskirhengüter zu erfegen fey, damit 
diefer Erfag den noch underäufferten Waldungen, Hy: 
pothefen, Gülten, Renten und einzelnen, den Dotas 
tionen de8 Senats und der Ehrenkegion incorporirten 
Gütern beigeſchlagen werde, um, den Stiftungslirs 
Funden gemäß, zu Unterhaltung der Kirchen und ihrer 
Diener zu dienen. Diefe zweifache Bitte blich unbes 
rücfichtigt. Sie bätte Unterhandlungen mit Frank— 
reich erfordert, die, feit Buonaparte's Einfall, über 
Gegenflände Diefer Art, auf dem Eongreß nicht mehr 
ſtatt haben konnten. Auch hätte, was die zweite 
Bitte betrifft, das Intereſſe der rheinpfälzifchen Läne 
der auf der rechten Rheinſeite, nicht unbeachtet bleiben 
dürfen. 
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IX. 


Ueber 
die Penfignen der Mitglieder, 

ſowohl 
der ſeculariſirten teutſchen Er z⸗,, Dom: und 
andern geiftlichen Stifte auf beiden Seiten 
des Rheins, als auch ded teut ſchen Drdens, 
fo wie des Fuͤrſten Primas, Erzbiſchofs von 

Megeneburg , gewelenen Großherzogs 
von Frankfurt. 





Fünf und zwanzig Deputirte Mitglieder der 
fecularifirten Erz, Doms und audern geiſtli— 
hen Stifte in Teutſchland, auf Beiden Seiten 
des Rheins, hatten eine eigene Denkſchrift *) bei 
dem Congreß eingereicht, in Abficht auf eine feſte Des 
ſtimmung in der BundesActe, betreffend die Suſt en⸗ 
tation der Mitglieder dieſer Stifte. 


e) Acten des wiener Congreſſes, Bd. I, Heft a, ©. 33 
ff. — Die Unterfchriften der Deputivten, welde bei 
dem Abdrud ihrer Denkſchrift noch nicht konnten beigefügt 


werden, find in einem Nachtrag geliefert, a.a. O. Bd. 
IV. ©. 3ı0 fl. 
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Der Reichsdeputations Hauptſchluß von 1803 ($$. 
48 — 58), hatte zwar in diefer Hinficht Fürſorge ges 
troffen. Auch hatten diefe Beſtimmungen in der rheis 
niſchen BundesXcte, Art. 2, ausdrückliche und völlige - 
Beſtätigung erhalten. Daß eine gleiche Beftätu 
gung auch der teutfhen BundesActe einvere 
leibt, und die oberfte Bundesbehörde ausdrücklich ers 
mächtigt werde, Allen und Jeden von ihnen, in diefer 
Hinſicht den wirffamften& hu g zu verleihen, und daß 
dieſes Alles nicht nur von ihnen, den genannten Mite 
gliedern der fecularifirten Stifte, fondern auch naments 
lich von den ehemaligen geiſtlichen Reichsſtänden zu 
verftehen fey, war wichtig für diefe, und für jene Mits 
glieder. . 

\ Wichtig war auch für He, daß die Suflentation 
mancher von ihnen, jegt weder Sodung noch Schmäler 
rung dadurch erleide, daß Länder und Beigungen, 
auf welchen Suftentationen diefer Art haften, ganz 
oder zum Theil neuen Herren zufallen. . Sie wünſch⸗ 
ten, daß der bisher zu der Suflentation verpflichs 
tete Souverain für verbunden erflärt werde, dieſel⸗ 
be forthin fo lang zu feiften, bis mit den 
neuen Theilnehmern deßhalb eine völlig genügende 
uebereinkunft abgefchloffen, und zur Ausführ 
eung gebracht feyn werde, :und daß überhaupt die 
reichöfchlußs oder vertragmäfgen Suftentationen nie 
einen Stillfiand, noch den mindeften Abbruch 
leiden dürften, 

Wichtig war ferner für le, daß ihre Suftentatios 
nen ausdrüdlich für frei von Steuern und Abgas 
ben, ſie felbft auch für nicht verpflichtet zu einer fo ges 
nannten Staatd:Refidenz, erklärt würden. Zu 
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beiden waren Re in verfchiebenen Staaten angehalten 
worden; nach ihrer Behauptung, ganz gegen den Sinn 
des Deputations Hauptſchluſſes. Sie verlangten, daß 
ke ihre PVenfionen , in jedem, mit dem teutfchen 
Staatenbunde nicht in Kriegszuſtand ch befindenden 
Staat, und zwar frei von Steuern und Abgas 
Ben, verzehren dürften, 

Wichtig war endlich für fle, daß die Suflentationen 
fämmtliher Mitglieder der Stifte auf der linken 
Rheinſeite, Fünftig von den neuen Befigern 
. der betreffenden Länder, Güter und Gefälle, nad 

Verhältniß übernommen würden, und daß bier 
durch Die Suftentations@affe, welche feither durch 
Beiträge war gebildet worden, wozu die auf der rech⸗ 
ten Rheinfeite Doppelt Bräbendirten, nach Inhalt des 
DeputationusHauptfchluffes $. 75, verpflichtet waren, 
nunmehr nebft jenen Beiträgen gänzlid aufhöte. 

Ju Beziehung auf Diefe verfchiedenen Anträge, 
war in Die früheren, von öftreichifeher und preuffifcher 
Seite auf dem Eongreß vorgelegten Entwürfe ber 
teutfhen BundesActe, keine Belimmung aufge 
nommen worden. Zum erfienmal ward einige Rück: 
fücht Darauf genommen, in dem preuffifhen Ente 
wurf vom Mai 1815, 6. ı0, Es folle, hieß es Darin, 
«die Fortdauer der in dem R. D. Hauptfchluß fefigefegs 
ten Benfionen geiftlicder und weltlicher Perſonen, 
und des SuftentationsWefens zum Bellen der 
Geiſtlichkeit des linken Rheinuferd, ausdrücklich ven 
dem Bunde garantirt werden; mit Inbegriff der 
Verfügungen des 75. Artikels des Reichsdeputations— 
Schluſſes, zu Gunfien des Fürkbifcpofd von Lütt i ch⸗). 





*) Arten «x. Bd. I, &. 307. 
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Bald nachher nahm auch Deftreich, in dem am 
235. Mai 1815, in Einverfländnig mit Preuflen, vor⸗ 
gelegten Entwurf der BundesActe, Art. 12, folgende 
Stelle auf. «Die Zortdaner der — — durch den R. D. 
Schluß — — fefigefegten Penfignen an geifllihe 
und weltliche Individuen, wird vozdem Bunde gas 
rantirt. Die Mitglieder der ehemaligen Doms und 
freien Reichsftifte, haben die Befugniß, ihre Durch den 
R. D. Schluß feftgefegten Penfionen, ohne Abzug, 
in jedem mit dem teutfchen Bund in Frieden fiehens 
den Staat verzehren zu dürfen» *). , 

Nun mußte diefe Angelegenheit, in den Conferens 
gen über den teutfchen Bund zur Sprache fommen. In 
der zweiten Eonferenz vom 26. Mai, ſchlug Baiern 
vor, nach dem Wort »garantirt», diefen Zufag beizu⸗ 
fügen. »Die auf der Suſtentations Caſſe ruhen⸗ 
den Bezüge der überrheinifhen Geiſtlichkeit 
und anderer Penfioniften, bürften aber in Zukunft 
von den neuen Befigern der Länder auf dem lin keu 
Rheinufer übernommen werden; einftweilen wird fie 
(die Bezahlung) aber noch auf die bisherige Art forts 
gefetzt, bis darüber ein definitiver Befchluß von ber 
Bundesverfammlung gefaßt feyn wird» **). 

Dagegen ſchien Baiern zu wollen, daß bie in 
dem Enttourf befindliche Stelle wegen Abgabenfreis 
‚heit der Penfionen, und daß fie in jedem, mit dem 
Bund in Frieden flehenden Staat verzehrt werden 
dürften, in die Bundes Acte nicht aufgenommen werde, 
Wenigftens übergieng ed, in der von ihm vorgefchlas 
genen Abfaffung des Artikels, diefe Stelle mit Stiks, 
ſchweigen. 


*) Aeten x. Bd. II, S. 229 fi 
) Ebendaſ. S. 363 und 386. 








462 


In der fiebenten Conferenz, vom 2. Junius, legte 
hierauf die Redactions Commiſſion folgende 
Abfaſſung als 15. Artikel vor *). »Die Fortdauer der — 
— durch den R. D. Schluß getroffenen Verfügungen, 
in Betreff des Schuldenweſens, und der feflgefegten 






Penſionen anggeiftlicde und weltliche Individuen, 
werden von dem Bunde garantirt. — Die Mitglieder 
der ehemaligen Doms und freien Reichsſtifte, 
haben die Befugniß, ihre durch den erwaͤhnten R. D. 
Schluß feſtgeſetzten Penſonen, ohne Abzug, in 
jedem mit dem teutſchen Bund in Frieden lebenden 
Staat verzehren zu dürfen. — Die Mitglieder des 
teutſchen Ordens werden ebenfalls, nach den in 
dem R. D. Receß feſtgeſetzten Grundſätzen, Penſio— 
nen erhalten, info fern fie ihnen uoch nicht hinrei— 
chend bewilligt worden, und Diejenigen Fürften, welche 
eingezogene Befigungen des teutfchen Ordens erhalten 
haben, werden biefe Denfionen nach Verhältniß ihres 
Autheild an den ehemaligen Drdensbefigungen, erhals 
ten. — In wie fern die durch den R. D. Hauptſchluß 
von 1808, Wegen der Abtretung der überrbeinis 
f&en Provinzen ausdrücklich fefigefegten, und zum 
Theil auf die Suſtentations Caſſe angemwiefenen 
Benfionen, von den jegigen Befigern des 
linken Rheinufers übernommen werden follen, 
wird ein Gegenſtand der Berathung der Bundes 
verfammlung feyn. Einfiweilen wird jedoch 
deren Bezahlung, noch auf die bisherige Art forus 


gefeßt» **). 


*) Actenıc Bd. II, ©. 489. 

**) Diefe leute Stelle lautete in diefem Entwurf, noch in der 
ſiebenten Sitzung anderd. Erſt in der ahren erhielt fie 
dieſe Abfaſſung, wie gleich nachher näher berichtet wird. 
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In dem Brotocokl über bie fiebente Sitzung, 
worin diefe Abfaffung vorgelegt ward, beißt ed *): es 
fegen ı) einige Abänderungen der Faflung, fofort 
in marginem des Entwurfs notirt; es fey 2) der Punct 
der auf der Suſtentations Caſſe ruhenden Pen— 
fionen ber überrheinifchen Geiftlichfeit, mit einis 
gen Beränderungen in der Nedaction, für bes 
willigt erklärt, auch 3) diefem Artikel noch, in Dinficht 
der von den Ermwerbern von Gern des teutfchen 
Ordens zuzablenden Penfionen, ein eigener Zus 
fag in folgenden Worten hinzugefügt worden: « Die 
Mitglieder des teutfchen Ordens» u. ſ. w. (wörtlich 
wie oben ſteht.) 


Hieraus erhellet, daß die Beſtimmung über die 
Penſionen der Diitglieder des teutfchen Dr; 
dens, erf in diefer ſiebenten Sigung befchloffen, und 
‚in folcher alsbald noch in den von der Redactions Com⸗ 
miffion vorgelegten Entwurf aufgenommen worden 
fey. — Was die Aenderungen in der Abfaffung bes 
trifft, deren das Protocol zweimal erwähnt, fo finde ich 
in dem in den legten Sitzungen gebrauchten gefchries 
benen HandErenmplar der RedactionsCommiſſion, bloß 
folgende Stelle ausgeſtrichen: 


«Die auf die SuftentationslCaffe ange 
wiefenen Benfionen der überrheiniſchen 
Geiftlichfeit uud anderer Penfioniften, wers 
den aber in Zufunft von denen Beflgern der 
Länder auf dem linken Nheinufer übernom: 
men; einfimeilen wird jedoch deren Bezahs 
lung noch auf Die bisherige Art fortgeſetzt, 





*) Acten 1 Bd. II, ©. 470 f. 
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bis Darüber ein definitiver Beſchluß von der 
Bundesverſammlung gefaßt ſeyn wird». 


Dieſe Stelle muß in dem, in der ſiebenten 
Sitzung von der RedactionsCommiſſion vorgelegten 
Entwurf geſtanden haben, und in dieſer Sitzung noch 
gebilligt worden ſeyn. Denn erſt in dem Protocoll der 
achten Sitzung *), wird geſagt, daß an die Stelle 
des vierten oder letzttzzn Abſatzes, folgende Redaction 
ſey beliebt worden. «In wie fern die Dur den R. D. 
Dauptfchluß» u.f. w.; wörtlich fo, wie oben in dem 
erwähnten Entwurf fleht. 

Endlih ward noch in der zehnten Konferenz, 
vom 8. Junius, diefe Stelle abermal abgeändert, und 
zugleich, aufbaierifchen Antrag, die Beflimmung 
eined Anfang 8Termins befchloffen ,„ von weichem 
an, die Penfionen auf die Befiger der Länder auf der 
linten NRheinfeite übergehen folten. Diefem gemäß, 
ſollte die Stelle nun fo lauten: 

« Die Derathung über Regulirung der Suftens 
tationsEaffe und die Penfionen für die 
überrbheinifhen Biſchöfe und Geiftlis 
hen, welcher (deren) Penfionen auf die Bes 
fißer des Iinfen Rheinufers übertragen wor; 
den (werden), if der Bundesverfamms 
lung vorbehalten. Diefe Regulirung iſt bin; 
nen FJahresfrift zu beendigen» **). 

Diefe Abfaffung ward fofort, in derfelben zehnten 
Eigung, in den funfzehnten Artikel der teutfchen 
BundesActe aufgenommen, und eben fo die drei 


*) Acten ;c. Bd. II, S. bos. 
20) Ebendaſ. ©. 534. 





| 465 


erfien Abfäge der oben wörtlich angeführten, von der 
RedactionsCommiſſion vorgefchlagenen Abfaffung. 
Auch der Erzbiſchof von Regensburg, zus 
gleich Bifchof von Conſtanz, gewefener Großherzog von 
Frankfurt, welcher nach der Schlacht von Leipzig feine 
Staaten verlaffen,, und ſich, wie e8 hieß, wegen geifls 
licher Angelegenheiten, nach Eonflanz , fpäterhin nach 
Regensburg begeben hatte, lich, dem Vernehmen nach 
durch den Herrn General Vicar des Bisthums Conſtanz, 
Sreiheren von Weſſenberg, bei dem Eongreß die Feſt— 
feßung einer lebenslänglichen Pension betreiben. Er 
hatte den definitiven Berluft feiner Staaten, die zus 
gleich die zu Behauptung feiner geiftliden Würde 
nöthigen Unterhaltungsmittel geliefert harten, nicht 
abzuwenden vermochte. In dieſer Dinficht ward fein 
Anliegen zu einem Gegenftande der Berathſchlagung 
und Beſtimmung ded CongreßComité's für die 
europäifchen Angelegenheiten gemacht. Diefes 
nahm, zu feinem Bortbeil, in den 45. Artikel des acte 
du congres de Vienne du 9 Juin 1815, folgende Des 
ſtimmung auf: 
« Zu AUnfehung der Rechte und Borzüge und ' 
des Unterhaltes ded Fürſten Brimas, als 
vormaligen geiftlichen Zürften, if fejlgefegt, daß 
er, gemäß denjenigen Artikeln DER. D. Hauptfchlufs 
fe8 von 1805, wodurch das Schicffal der fecularifirten . 
Sürften beflimmt worden ift, und dem was in Anfes 
bung ihrer flatt gehabt hat, behandelt werden ſoll. 
Zu dem Ende foll er, vom ı. Jun. ıdı4 an, ale Leib, 
vente, in vierteljährigen Raten empfangen, die Summe 
von ein hundert taufend Gulden im 24 Gul— 


denfuß. Diefe Mente haben diejenigen Souveraine 


zu bezahlen, unter deren Derrfchaft Länder oder Bes 
girte des Großherzogthums Srankfurt kommen, nad 
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Verhaältniß desjenigen Theils, welchen Jeder von ihnen 
davon erhält. — Die Diener des Großherzogthums 
Sranffurt, weltliche und geiftliche, militärifche und 
diplomatifche , follen nach den Grundfägen Des 5g. 6. 
Des R. D. Hauptfchluffes von 1805 behandelt werden, 
und die Penſionen find vom ı. Jun. 1814 an, vers 
hältnißmäſig zu bezahlen, von denen Sonverainen, 
welche zu dem Befig derjenigen Staaten gelangen, die 
das gedachte Großherzogthum bilden». — Auflerdem 
find noch Beflimmungen hinzugefügt, über das Privat: 
eigenthum des Fürſten Primas, über feine PrivatVor— 
fchiiffe an Die Gcnerallaffe des Fürſtenthums Fulda, 
über die Erlöfchung aller an ibn, ald gewefenen Groß 
berzog von Frankfurt, etwa zu machenden Anfprüche ıc. 
Noch iſt übrig, des jegigen Titels dieſes Fürſten 
zu gedenken. Die CongreßActe ſcheint ihm die Forts 
führung des Titeld Großherzog von Frankfurt 
ſtillſchweigend zu verfagen. Sie nennt ihn Blog »Prince 
Primat«. Diefen Titel führte er in zweifacher, 
‚ganz verfchiedener Beziehung, in geifllicher und welt 
liher. Der R. D. Hauptſchluß von 1803, 6. o6., 
verordnet , DaB mit dem Stuhl zu Regensburg die 
Würden eines MetropolitanErzbifhoft und Brimas 
son Tentſchland aufewige Zeiten vereinigt bleiben 
follen. Nachher legte ihm die rheinifche Bundes Acte, 
Art. 4, den Titel Prince Primat aud in weltlicher 
Hinſicht bei, und in dieſer Beziehung fehrieb er ſich 
Fürſt Primas des rheinifhen Bundes. 
Sn feinem Staatstitel herrfchte, vom Auguft 1806 
Bis zum ı.März ıdıo, zwar nicht völlige Gleichförmig« 
keit, doch unterfchied er darin meift ausdrücklich feiuen 
zweifachen Primat. Anfangs nannte er füch bloß 
« Erzbiſchof, Fürſt Primas der rheinifchen Eonfüderas 
tion , fouverainer Fürft zu Regensburg „ Aſchaffen⸗ 
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burg, Frankfurt und Wetzlar⸗ꝛc. ꝛc. Aber ungefähr 
feit dem April 1807, titulirte er fih: «des heiligen 
Stuhls zu Regensburg Erzbifchof und Primas, 
Sürft Primas der rheinifchen Cohfödera: 
tion (oder, feit 1809, «des rheinifhen Bundes Fürft 
Nrimas) , fouverainer Fürft und Herr zu Regens— 
burg» u. ſ. w. Seit dem erfien März ıdıo , mo Ra; 
poleon die großherzogliche Würde ihm beigelegt hatte, 
führte er folgenden Staatstitel: «Wir Earl, v. G. ©. 
Fürſt Brimas des rheinifchen Bundes, Großherzog 
vonSranffurt, Erzbifchof zu Regensburg» 2c.2c., ohne 
Beifügung des geiftliden Primartiteld. Diefe 
Weglaffung ſchien nicht ohne Abficht zu feyn. Der 
Fürſt Primas hatte ıdıo in feiner Druckſchrift, «von 
dem Srieden der Kirche», 9.6, die Aufopferung 
feiner MetropolitanRechte öffentlich angebo— 
ten, wenn «der heiligfle Vater und der erhabenfte 
Protector diefes in ihrer Weisheit entfcheiden folten ». 
Diefes Erbieten ward bisjegt nicht angenommen. Mit 
Recht gebührt alfo jegt noch, diefem Fürften der Titel 
ades heil. Stuhls zu Regensburg Erzbifchof und Pri— 
mas», welchen ihm der R. D. Hauptfchluß von 1803 
beſtätigte. 

Es fragt ſich nun, dvelche r von beiden Primat⸗ 
Titeln, oder ob beide, in der CongreßActe ges 
meint feyen? Eine ausdrüdliche Beflimmung hierüber 
fehlt. Doch fprechen erhebliche Gründe dafür, daß 
nur auf den geiftlichen Primat Beziehung genom, 
men ſey. Die Congreß Acte betrachtet und behandelt 
den Erzbifchof, offenbar nur in feiner geifllichen Eigen» 
fchaft. Diefe dauert noch fort, während der Primat 
des (verhaßten) rheinifchen Bundes, Der ehedem unter 
Napoleon kaum mehr als Titular Sage war, gänz⸗ 
lich aufgehört bat. 


vos 
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X. 


Ucber 
die Sorderungen des päpftlichen Hofes, 


und bie 
Proteftationen feines Bevollmächtigten 
wider 
alle Verfügungen des Congreſſes, welche der 
römifchsfatholifchen Kirche überhaupt, fodann dem 
Ssntereffe der Earholifchen Kirche Teutſchlands, wie 
auch den TerritorialAnfprüchen und Gerechtfamen 
bes heiligen Stuhls insbeſondere, nachtheilig 
find, 
ve e glidgen 
mit den päpftliden Proteftationen wider. 
den weſtphaliſchen Frieden. 





E⸗ war vorauszuſehen, daß der römiſche Hof fein 
Intereſſe, in geiſtlicher und weltlicher Hinſicht, bei dem 
Congreß nicht vernachläſſigen, aber auch, daß er den 
Verhandlungen und Verfügungen des Congreſſes, in 
Abſicht auf die teutfchskatholifhe Kirche, und 
zum Theil ſelbſt in Anfehung der weltlichen Ans 
ſprüche des Kirchenſtaates, feinen Beifall nicht 


fchenten werde. 
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Der heilige Vater hatte einen eigenen Legaten 
an den Congreß gefendet, den Herrn Ercole Conſalvi, 
der heiligen römifchen Kirche Cardindl, Diacon von 
Santa Agatha ala Suburra, StaatsSecretär Sn, 
päpflliden Heiligkeit; einen durch Erfahrung, Einſicht 
und Eifer längft bewährten Diener der römiſch-katho—⸗ 
lifhen Kirche: Die Angelegenheiten , welche derſelbe 
im Namen der römifchen Curie zu betreiben batte, 
waren von zweierjet Art: weltliche und geiſtliche. 


Um, in Abficht auf die einen und die andern, einer 
vollſtändigen Ueberblick zu verſchaffen, über bie Forbes 
rungen des päpftlichen Hofes auf dem Congreß, fo 
wie über Die Anträge, Schritte und Erflärungen ſeines 
Bevollmächtigten, bedarf es einor zufammenhängens 
ben Darftellung derfelben. Eine folche it um fo nöthi⸗ 
ger, da in den verfchiedenen Eingaben ded Herrn Cars 
dinals, das weltliche Intereſſe Des Papſtes und der 
Kirche mit dem geiftlichen zugleich vorgetragen wird, 
und Diefeg leicht zu einer Verwechslung beider Anlaß 
geben könnte. | 


Die weltlichen und die geiftlichen Angelegenheiten 
des heiligen Stuhls, hatte der heilige Vater Sr. Mas 
jeftät dem Kaifer von Deftreich dringend empfohlen, 
in einem eigenen Breve *), welches der Eardinaltegat 
gleich nach feiner Ankunft überreichen mußte, und 
worin zugleich die Glückwünſche des heiligen Vaters, 
zu der für Deftreich fo günftigen Wendung der politis 
fihen Angelegenheiteng vorgetragen waren. 


*) Aeten x. 39. IV, & 314. Dies Breve bat ber 
Verfaſſer ih, zur Einrückung in die Samntlung der Acten 
des wiener Congreſſes, noch nicht verſchaffen lönnen: 


Klüber's nmeberſicht. LIT J i 
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Die weltlihen Ungelegenheiten ,„ brachte der 
Herr Cardinal zuerfi in Anregung durch eine ausführ: 
liche Note vom 23. October 1814 *). Darin begehrte 
er — was fchon vorhin, ſowohl in Parid als auch in 
London, von ihm bei den verbündeten Mächten, und 
auch bei Frankreich, fchriftlich gefhehen war — alle 
und jede Provinzen und Dominien zurück, welche dem 
beiligen Stuhl feit dem Jahr 1789 (feit Dem Anfang 
der franzöffchen Revolution) nach und nach waren ent 
riſſen worden ; namentlich nicht nur die Marken, An— 
cona, Macerata und Fermo, die Herzogthümer 
Eamerino, Benevento und Ponte Corvo, und 
die Legationen Romagna, Bologna und Fer 
rara, die legte mit Inbegriff des auf der linken Seite 
des Do gelegenen Theils derfelben, fondern auch dei 
fo genannten Staat von Avignon und das Eomtat 
Benatffin **). 


») Acten des wiener Eongreßes, Bd. IV, 8.3191. 336. — 
Auch diefe Rote hat der Herausgeber fih noch nicht ven 
fhaffen fönnen. Aber das Wefentliche ihres Inhalces, ifi 
aus der weiter unten angeführten Note und aus der Pro 
teſtations Urkunde, beide vom 14. Yun. 1815, zu erfeben. 

») Avignon und Benaiffin hatte 1790, auf 408. 
Meilen, nur ungefähr 55,000 Einwohner. Der ganze 
Kirhenftaat, mit Inbegrüf diefer beiden Provinzen 
und Benevento, ward im 9. 1789 gefhäßt auf 863 AM. 
mit 2,330,0ooa Einwohner, im J. 1803, nach deus Frieden 
von Tolentino,, nur noch auf 555 DM. mit 1ı,326,000 
Ein. Auch diefen Keft narm Napoleon, und theilce ihn 
zwiſchen Frankreich (für dieſes 34 AM. mir 695,000 E.) 
und dem Königreich Italien. — Im 9. 1792 fhäßte man 
die Staatéeinkünfte des Kirdenftaates auf 
mehr als zwei Millionen Reichsſsthaler. Hiezu kamen noch 
wenigſtens eben fo viel Einkünfte, welche der Parſt als 
geitliches Oberhaupt der katholiſchen Kirche, von der gamı 

‚sen katholiſchen Chriſtenheit zog. Daher ſchähte man das 
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Uvignon und Venaiffin, hatten die verbüns 
deten Mächte fchon in dem parıfer Frieden vom 30. Mat 
1814 (Art, 5) Frankreich zugefihert *). Auf dem 
Eongreß ward diefe Stipulation nicht wiederrufen. 
Die Beſttzungen des heiligen Stuhls in Jtalien, 
wurden demfelben wieder eingeräumt; aber mit Auss 
nahme des auf der linken Seite des Po liegenden 
Theils von Ferrara, welcher, nebſt dem Bes 
ſatzungsrecht in den feſten Plägen Ferrara und 
Commacchio, dem Haufe Deftreich überlaffen 
mard**). Für alles diefed, ward dem päpftlichen Stuhl 
Entfhädigung nicht gegeben. 

Wider alle diefe Verfügungen, fo weit fie dem 
heiligen Stuhl nachtheilig find, und überhaupt gegen 

‚alle der römiſch-katholiſchen Kirche nach— 





geſammte jährliche Einkommen des römiſchen Hofet 
auf 3Miü, 200,000 römiſcht Kronen (ä ı Rthlr. 12 Ggr.), 
alfo auf vier Rill. ahemal hundert taufend 
Keicherhaler im 20 Öuldenfuß, oder 8,640,000 Gulden im 
34 Guldenfug. Deffen ungeachtet überſtieg die jährliche 
Ausgabe die Einnahme, ſchon ſeit faſt cinem halben Jahr⸗ 
hundert, bedeutend. Die Staatsihulden berrugen 
ſchon im 3. 1790 über ſechzig Mill. Reichsthaler; jetzt noch 
weis mehr. — Dan fchögte im 9.1788, dag nur allein aus 
den 3ı teutfchen Domftiften, von 1500 bis 1780, 20 Mill. 
537,400 Bulden baar nach Rom gefchide worden ſeyen, 
und gar nur an ConfirmationsGcldern (3,056,500fl.), 
Annaten (3,260,050 fl.), Palliengeldern (220,850 fl.), und 
für gewiffe Arten von Diepenfationen (14 Will. fl.). Iene 
31 Domftifte harten 2% Mill. Einwohner. Was aufferdem 
noch die drei Nuncien aus Teutfchland nad Rom ſchickten, 
ſchädte man im Durchſchnitt jahrlich auf 300,000 Gulden. 
Joſ. Ed. v.Sartori"s geiftl.u. weltl. Staatsr. der Ery, 
Hochs u. Kitterfifter, Bd. 1, Ch. 2, ©. 3bof. 

Acten ⁊x. BI, Heft u, ©. 14. 

Acie final du congres de Vienne, art. 94, 95 et 103. 


ia 
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-fbeiligen Berfügungen des Eongreffes, 


protefiirte der CardinalLegat feierlih , in einem 
eigenen Proteſtations Inſtrument, in forma px 
tente, datirt vom ı4. Fun. 2815 *). «Da nune«, beift 
es darin, sau diefen Befchlüffen» (des Congreſſes, 
betreffend die TerritorialUnfprüde und Gerechtſame 
des heil. Stuhl) «für den heiligen Stuhl und bie rös 
mifche Kirche groffer Schaden und Nachtheil entfpringt, 
und damit Allen Flar werde, daß ich denſelben nicht 
nur nicht beigetreten, oder nachgegeben, fondern fie 
vielmehr widerfprochen und befämpft habe... .. fo 
proteflire, flreite and widerſpreche auch ic 
(3) gegen alle, von dem wiener Eongreß, zum Mach; 
theil dev Dominten, Befigungen und Rechte 
des heiligen Stuhle, in Anfehung befagter Läuder 
getroffenen, und (2) im Allgemeinen gegen alle, der 
Kirche nachtheiligen Verfügungen, im Na 
men des heiligen Stuhls und des heiligfien Baterß, ... 
in befter Form, Wirfung, Art und Weife, als ich Eraft 
meines Charakters kann und follv. 

In einer ausführlichen Note, von demfelben Tage 
datirt'**), feßte der Legat, zugleich Die Gründe der 
Sorderungen feines Hofes, und der von ihm eingeleg— 
ten Nechtöverwahrung, aus einander. Er fügte aus: 

"drücklich Hinzu, daß er durch feine Proteftation demje— 
nigen Beifpiel genau nachkomme, welches andere, 
an frühere Congreſſe abgeordnete, päpftliche Legaten 
gegeben hätten, insbefondere der an den weftphälis 
fhen FriedensCongreß abgefendet geweſene Fabip 
Chigi, Bifchof von Nardo. 





») Acten x. Bd. IV, &. 335 ff. 
) Ebendaſ. ©. 319 ff. 
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Die geiſtlich en Angelegenheiten des heiligen Ban 
ters betrafen die Rechte und Anfprüche der kat holi⸗ 
fhen Kirhen Teutſchlands ). In diefer Be— 
ziehung überreichte der Herr Eardinal Eonfaloi dem 
Herrn Fürken von Metternich vine Note, datirt 
vom 17. Nov. 1814. Noch bat dieſe Note in der Samms 
fung der Acten des wiener Congreffes nicht können gelies 
fert werden, und es gewinnt faf das Aufchen, daß fie 
abfichtlich geheim gehalten werde. Inzwiſchen erfährt 
man wohl das Wefentliche ihres Juhaltes, aus einer 
fpätern Note deffelben Herrn Cardinals vom 14. Jun. 
1815, noch mehr aber aus der von demſelben mit Dies 
fer Note zugleich übergebenen ProteſtationsUrkunde 
von demfelben Datum *). 

In der ProteſtationsUrkunde, drückt fich der Legat 
über den Inhalt feiner Norte vom 17. Nov. 1814 


*) So, inder Mehrzahl (Kirchen), drückte fich die römi⸗ 
ſche Eurie allenthalben aus; ohne Zweifel um dem Grund⸗ 
faß der Cingeit der römifchstatholifchen Kirche nichts zu 
vergeben, mit welchem ihr, katholiſche Kirchen Teutſch⸗ 
lands vereinbarer feinen, als eine katholiſche (National) 
Kirche Teutſchlands, wie eine Geſammtheit betrachtet. 
Dagegen trugen die, welche ald Ovatoren für diefe 
letzte auf dem Congreß auftraten, überall fein Bedenken, 
ſich des Ausdruds «katholifhe Kirche Teutſchlandes zu 
bedienen. Vergl. die Acten ꝛe. Bd. J. Heft a, GS. a8 ff., 
Bd. II, ©. ab5 ff., Bd. IV., ©. 290f., 296 ff. Auch 
der Herr General Vicar des Bisthumso Conſtanz, Frhr. von 
Wefſenberg, ſprach, in feinen Eingaben auf dem Con⸗ 
greß, von der ateutſchen Kirche» und von der starholis 
hen Kirche in Teutſchlandy. Acteni. Bd. iv, 
©&.300, 301 u, 308. In den legten Entwürfen der 
teutfihen Bundes Acte, bediente man fid) anfangs ded Ausg 
drucks adie katholiſche Kirche in Teurfhland», naher 
der Worte: «die katholiſche Kirche in den teutſchen Buns 
desfiaaten». Ebendaf- Bd. II, ©. 321, 476 u. 490, 

**) Beide jichen in den Acsen m. Bd. VI, &.437 ff. 
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folgendermafen aus. «Darin habe ih mich beſchwert 
über alle Veränderungen, welche in den verfleffenen 
Yahren, unter Mißbilligung — wie aus öſſentlichen 
Urktunden (publicis documentis) erhellet — unſers aller: 
heiligſten Vaters, in Teutfehland ſtatt gehabt Haken, 
deren viele auch durch die Sanction mehrerer Der; 
träge , befonters der Reichsverſammlung im Jahr 
3803 *), befräftigt morden find, zum Nachteil der 
"Kirchen (Zeutfchlands), der (geiſtlichen) Derter und 
Inſtitute, und felbft auch des römiſchen Reichs ; aus 
welchen fo viel’ verderblicher Schaden, anch über die 
geiftlichen VBerhältniffe Der Kirche, und tiber das Heil 
‚der Scelen gekommen iſt; Durch welche auch den Rech: 
ten dee heiligen Stuhls groffer Nachtheil zugefügt wor: 
den iſt, welche fo viche Jahrhunderte hindurch von den 
Saifern ſelbſt, und von den übrigen Fürften des Reichs 
anerfannt worden find. Dierauf habe ih, im Ranıen 


*) Der Reichsdeputations Hauptſchluß von 1803. — Es iſt, 
ohne Zweifel abfichelich nicht gefagt, auf welhen Theil 
der Vorzeit diefe Befchwerde ih erſtreckt. Sie fpridıt 
im Allgemeinen von allen Veränderungen, melde in 
den verfloſſenen Jahren, unter Rigbilligung des heil. Va; 
ters in Teucſchland ſtatt gehabt haben, deren viele aud 
durch die Sanction mehrerer Verträge, befonder® der 
Reichsverſammlung im 3. 1803, befräftigt worden fınd. 
Nach der bekannten Politik des päpſtlichen Hofes, Bei der 
mehrfachen Bezichung auf die früheren päpftlihen Prote⸗ 
ftationen, namentlich aus den Jahren 1659, 1707, 1714 
und 1744, weldye weiter unten vorkommt, muß man ans 
nchnen , daß der heilige Vater feine Beſchwerde wenig⸗ 
ftend bis auf die Zeit dev Reformation erfirefe, daß 
er alle durch dieſe bewirkten Veränderungen unter derfel: 
ben, und unter den « mehreren Verträgen» auch den Rcı 
ligtonds und weftphalifhen Frieden begreife. 
So hätte denn Teutfchland mie dem heiligen Vater, we⸗ 
nigftend feit 2527, noch nie allgemeinen Frieden gchabt! 
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Sr. Heiligkeit, ben Antrag gemacht, daß man, gemäß 
der Gerechtigkeit und Weisheit der erlauchten Degen 
ten, ſolchem groffen Uebel abhelfen möge ». 

Niäher noch entwickelt der Herr Tardinal, unmit⸗ 
telbar nachher, in derfelben Proteftationslirkunde, die 
Beſchwerden des heiligen Stuhld. «Was die geifs 
lichen Angelegenheiten betrifft«, fagt er, «fo läßt 
der öfters erklärte geneigte Wille der teutſchen Fürs 
ſten hoffen, daß folche nächſtens, nach Vorſchrift der 
Kirchengefege,, werden beigelegt und geordnet werden 
können». — «Ein Theil der Rechte und Vorzüge der 
Kirchen Teutfchlande », fügt der Kardinal in feiner 
Note vom 24. Jun. 1815 noch Hinzu, «gehört, na 
feinem inneren Gehalt, zu der allgemeinen 
Verfaſſung der (römifchskatholifhen) Kirche: ein 
anderer Theil derfelben, ifl gegründet auf den rechts 
mäfigen und canonifhen Beſitzſtand der 
teutfchen Kirchen». 

» Unlangend hingegen» , beißt es meiter in der 
Proteſtationsurkunde, «die weltlichen Befigungen 
der Kirchen Teutſchlands, fo Hat der Congreß Mehr 
reres entweder feftgefegt, oder beſtehen laffen, 
welches das Gemüth Sr. Heiligkeit mit groffem Schmerz 
ergreifen wird. Denn ») find die weltlichen Für 
ſtenthümer *), deren man in Teutſchland Die Kirche 
beraubt hat, nicht wieder hergeſtellt worden**), 


*) In Teutſchland gewöhnlich, obwohl nicht ganz ſchicklich, 
eiftlihe Fürſtenthümer genannte, auch geifilide 
ahlſtaaten. 

») Eben fo verlangte der Papſt, durch ein eigenes an die 
ſchweizer Eidgenoſſenſchaft erlaſſenes Breve vom 12. Jun. 
1816, ſo wie durch ein zweites von demſelben Datum an 
die Regierung von St. Gallen, die Wiederherſtellung der 
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ja man hat folche fogan weltligen Fürſten, katholi— 
fchen und nichtkatholifchen , zugetbeilt. 2) Werben die 
Güter und Einfünfte der Geiſtlichkeit, ſowohl 
der mweltgeiftlichen ald auch der regulären, beiderlei 
Gefchlechtes, weiche Eigenthum der Kirche find, theild 
ihren neuen Befigern, ohne irgend eine Bewilli⸗ 
gung der rechtmäfigen Behörde, gelaffen, theild 
wird gefiattet, daß folhe Demjenigen Gebrauch, 
wozu fie verordnet waren, entzogen und ent 
wendet Bleiben. 3) Endlich ift auch Das heilige 
römifche Reich , welches für einen Mittelpunct ber 
politifchen Einheit mit Recht gehalten, und durch die 
Heiligkeit der Religion confecrirt ward, keineswegs 
wieder aufgerichtet worden». So lautet wörtlich die 
breifahe Beſchwerde des römifhen Hofes, in 
Beziehung auf Teutfihland, 


Die legte Befchwerde wird, in ber Rote vom 14. 
Junius, noch mehr hervorgehoben, mit folgenden 
Morten: «das Heilige römiſche Reich, dieſer Mitte 
telpunct der politifhen Einheit, dieſes ehr— 
mürdige Werk des Alterthums, confecrirt dur 
den erhabenen Eharafter der Religion, und deffen 
Umſturz cine der heflagenswertheflen Zerftörungen der 


Revolution war, iſt aus feinen Ruinen nicht wieder 
aufgerichtet worden», 


Benedictiner Abtei St. Gallen; obgkeich die acht Mächte, 
weiche den pariſer Frieden unterzeichneten,/ die Seculari⸗ 
fation diefer Abtei dadurch ancrfannt hatten, daß fic durch 
die in dem. Art. 84 der SchlußActe dr® wiener Eongreffch 
beftätigte Declaration v. a0. März 1815, für den Unten 
haft des Fürſtabtes von St. Gallen ſorgten. Wetten ꝛ 
Bd. V,6,3ı16; Bd. VI, S. 76. " J 
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Es leuchtet ein, daß hier #: in Bezichung ges 
ch 


nommen war, Die chemalige 8 ‚publiciftifhe 
Heiligkeit des römifchreutfchen Reichs, eine völker⸗ 
rechtliche und allgemein ſtaatsrechtliche Heiligkeit, 
derjenige höhere Grad von Unverfeglichfeit (Juviola⸗ 
bilität), welcher der Majefiät eines jeden Staates, und 
eben darum auch jedem oberſten Stellvertreter deffels 
ben, gebührt. Eben fo wenig war gemeint, diejenige 
Heiligkeit des Sacri Romani Imperii *), welche ale ein 
befondered Prädicat des römifchteutfchen Reichs, 
in den europäifchen und teutfchen Curials oder Canzlei⸗ 
Styl übergegangen war, aus dem Bombaſt des faifer 
lich⸗byzantiniſchen Hofsund Staats Ceremoniels, weh 
her mit dem Prädicat sacer Alles belegte, was auf 
den Staat oder die Perfon des Kaifers unmittelbar ſich 
bezog, fogar Tinte, Tintenfaß und Pferdeſtall des, 
Kaifers **). 

Nein, die Heiligkeit des römifch s teutfchen 
Reichs, im Dienſte des Papftes und der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche, war gemeint, und das hei, 
lige Reich in die ſer Beziehung ein Mittelpunct der 
politiſchen Einheit (aller chriſtlichen Staaten) ges 
nanpt. In dem Mittelalter hatte die Politik Der Päpſte 
die Jdee von einem allgemeinen Chriftenflaat 
oder chriſtlichen Weltfiaat aufgeficht, und ihr 
practifchen Werth zu verfchaffen gewußt, befonders auf 
den allgemeinen Kirchenverfammlungen und bei den 





*) Sacrum Imperium ward ed genannt, in der goldenen 
Bulle von 1356, Cap. I, $. 24; dad heilige Reich, 
in dev taiferlihen Wahlcapitufarion, Art, XIV, 6.45 
franzöſiſch, le Saint Empire romain, 

®) Sacer caniculus, sacram encaustum, sacrum Sia- 
bulum. 
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Kreuzzügen. Im, ganzen chriftlichen Weltflaat, 
behaupteten fie, Magnus und weltlihe Eim 
beit durch Kirche und Kaiferthbum *); der Papſt fey 
das geiftliche,, der Kaifer das weltliche Dberbaupt der 
ganzen Ehriftenheit **), Diefer jedoh, um Gottes 
willen, jenem untergeordnet für den heiligen Zweck der 
Kirche; und durch diefe Verbindung mir dem hriligen 
Stuhl und Kirche, fey das römifche Neih geheiligt. 
Wegen diefed «confecrirten Mittelpunctes politifcher 
Einheit», forderte der heilige Vater, aufdem wiener 
Eongreß , Wiederberfielung des heiligen römifchen 
Reichs. Die römifhe Eurie hatte und hegt alte, für 
den Congreß zu alte Ideen. 

In der Note vom 17. Rod. 1814, foll zugleich der 
CardinalLegat, nach Verfiherung der «für Die Fathos 
liſche Kirche Teutfchlands », auf dem Eongreß aufgetres 
teuen Dratoren, eine ihren Bemühungen beiftim. 
meude Yeufferung gethan haben. 

Richt bloß in der genannten Note, auch mündlich 
empfahl und betrieb der päpſtliche Herr Bevollmächtigte 
das Intereſſe feined Hofe, mit nie ermüdendem Eifer. 
« Ich habe » , fo drückt er ſich hierüber in der Proteſta— 


*) Nah dem befannten päftllihen Canon : unus Deus, 
unus Papa, unus Imperator, una Ecclesia. 

**) Daher das fo genannte Imperium christianitatis , wel; 
ches altere Publiciſten dem romiſch⸗teutſchen Kaifer beileg⸗ 
ten. In der goldenen Bulle Carl IV. von 1356, ward 
der Kaifer temporale caput populi christiani genannt; 
in dem Neiheabfihied von 1530 heißt er der oberste Bogt 
der Chriſtenheit; und noch in der neueſten Wahlcapitulas 
tıon von 1792, in dem erſten $., mußte der Kaiſer vers 
ſprechen, daß er fein «Amt und Regierung der Chris 
ftenpcie, den Stupl zu Rom, päpfllige Heiligkeit, und 
chriſtliche Kirche, ald derfelben Advocat, in Schup 
und Schirm halten wolle». 
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tionsUrkunde aus, «nicht aufgehört, die Gefandtek 
der tentfchen Negenten zu beſchwören, Daß fie, bei der 
nenen Einrichtung der teutfchen Staatsangelegenheiten, 
womit fle fich zu befchäftigen hätten, auf die Eatholifche 
Meligion, das Heil der Seelen, und die Rechte der 
teutſchen Kirchen und des apoftolifchen Stuhl, vorzüg—⸗ 
liche Rückficht nehmen möchten ». 

Waß hierauf, in diefer Beziehung, von den Ders 
ren Gefandten in den Sigungen, Melche im Mai 
und Junius wegen Errichtung und Einrichtung des 
teustfchen Bundes gehalten wurden, verhandelt und 
befchloffen worden, fommt zerfireut vor, in den über 
jene Sigungen gehaltenen Protocollen, und if, im 
Zufammenhang, oben (5. 459 ff.) ſchon berichtet 
worden. 

Die Wünfche des heiligen Vaters wurden nicht 
erfüllt, feine Forderungen nicht bewilligt, die eifrigen 
Bemühungen feines Legaten blieben ohne Erfolg. Die 
teutfche Bundes Acte, und eben fo die Schluß Xcte des 
Eongreflfes, übergeht diefen Gegenftand mit überlegtem 
Stifhweigen. Demnach trat der pärftliche Bevoll⸗ 
mächtigte, auch in diefer Hinficht,, mit einer feierlichen _ 
Drotefiation auf. 

In der Begleitungs Note (vom 14. Jun. 1815) 
beruft er fih deshalb auf die Pflichten, welche mit der 
Eisgenfchaft eines fichtbaren Oberhauptes der Kirche 
verbunden feyen, und auf die feierlichen Eidfehwüre, 
welche der heilige Vater bei feiner Erhebung zu dem 
fouverainen Apoftelamt gethan habe. Auch habe der 
heilige Vater, fügt er Hinzu, «vor Augen, das Beis 
ſpiel fo vieler feiner erlauchten Vorfahren, welche, 
ſelbſt in Fallen von minderer Wichtigkeit, die größte ' 
Sorgfalt angewandt hätten, die Nechte der Religion 
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und des heiligen Stuhls zu wahren: Go habe, um 
nicht eine Reihe älterer Thatſachen anzuführen, 
Innocenz X. im Jahr 1649 nach dem weftphälifchen 
Eongreß und Friedensſchluß, Clemens Xl. im Jahr 
1707 nach dem altranflädter Frieden, und im Jahr 
1714 nac dem badener Frieden, und Benedict XIV. 
im Jahr 1744 *), fo wie die Stellvertreter diefer 
Päpſte auf den oben genannten Eongreffen, prote 
flirt, bider alle in diefen Tractaten enthaltenen 
Neuerungen, welche der Kirche und den Rechten des 
heiligen Stuhls nachtheilig feyen ». 





*) Im Jahr 1753, unter dem a2. Jänner, proteflirte pw 
Srantfurt auf dem Wahl⸗ und Srunungstage, der päpfts 
liche Nuntius wider diejenigen Stellen der kaiſerlichen 
Wahlcapitulation ‚ durch welche der weſtphäliſche Friede 
beſtätigt ward, und wider den 14. Artikel der Wahlcapi⸗ 
tulation. Moſers teutſches Staatsrecht, Th. VIII, 
S. 405. C. F. Häberlin von der kaiſerlichen Wahl⸗ 
capitulation (Nurnb. 1792. 4.), S. 102 f. Oben wird 
das Jahr 1744 als ein ſolches genannt, wo Papſt 
Benedice XIV. ſelbſt proteſtirt habe. Vermuthlich 
iſt damit eine cigene Proteſtationés Bulle gemeint, 
welche dieſer Papſt, wie fein Vorfahr Innocenz X. im 
J. 1649, der Proteſtation ſeines Nuntius wider die 
Wahlcapitulation von 1742 noch beſonders nachfolgen 
ließ. In dem Magnum Bullarium Romanum (nad der 
Iurımburger Ausgabe von 1737 bis 1758 in Fol.) komme 
eine folche ProteftationsYulle nicht vor, weder in dem 
XVL noch in dem XIX. Bande, wo Bullen von 
Benedict XIV. geliefert werden. In dem XVI. Band, 
©. 176 f. fiche ein Breve Benedicts XIV. anden Cardinal 
von Zauıbergh und an andere katholiſche Kir: 
chenvorſteher in Zeutfhland, worin diefer Papſt 
fie ermahnt, der in Vorſchlag gekommenen Secularis 
farion verfhieden:r teutfhen Bischümer (oder der das 
mir verbundenen Fürftenchümer), Abteien, Canonikate 
ud», oder der Berminderung ihres Einkommens, 
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In der offenen Proteſtationsurkunde, 
welche der Herr Eardinalkegat, unter demſelben Datum 
vom ı4. Juni ıBı5, einreichte, erflärte er Folgendes: 

«Vermöge der dem heiligen Vater obliegeuben 
Sorge für die Heerde Gottes und alle Kirchen, uud 
kraft des bei feiner Erhebung zu der päapftlihen Würde 
geleifteten Eides, darf derfelbe dergleichen, den welts 
lichen Verhältuiffen der teutſchen Kirchen zugefügte 
Befhädigung, durch welche überdies dem Farholifchen 
Weſen fowohl bedeutende Nachtbeile zugeſügt, als 
au viele und groffe Hülfquellen entzogen merden, 
nicht nur nicht mit Stilifchweigen übergehen, Damit 
es nicht das Unfehen gewinne, als billige er diefelben 
durch Nachficht, fondern er iſt auch verpflichtet, nach 
dem Beifpiel feiner Vorfahren, welche gegen weit 
geringere Beeinträchtigungen der Kirche ihre apoſto⸗ 
liſche Stimme zu erheben nicht unterlaffen haben, das 
Jutereſſe und die Rechte der Kirche, fo viel an ihm 
liegt, aufrecht zu halten und unbefchädigt zu erhalten». 

«Ih, dem die Vertretung des heiligen Vaters 
auf diefem Eongreß übertragen tff, proteire dems 
nah, widerfprehe und widerfege mich, fol 
gend dem Beifpiel anderer Legaten des heiligen 
Stuhls, und namentlich des Fabio Chigi, Biſchofs von 
Nardo, apoflolifchen Nuntius aufdem berühmten weſt ⸗ 
phäliſchen Friedens Cougreß zu Münfter, gegen Alles, 





zum Vortheil der weltlichen Fürſttn und Staatecaffen, 
ſich zu widerfegen. Der Papit gedentt darin zugleich 
feiner Breven, die er in gleicher Abſicht an welstige 
Fürſten erlaffen habe. — Much die oben gedachten Prote⸗ 
ftationen Cleuient XI. von 1707 und 1714 , wider die 
Friedensſchlüſſe von Altranſtadt und Baden, findin ſich 
in dem angeführsen Bullarium (Sd. XII) nicht. 
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was auf gegenwärtigem wiener Congreß, zum 
Nachtheil der Rechte und wider Das Ynte. 
veffe der Kirchen Teutfchlandg, entweder ver: 
fügt, oder unverändert gelaffen. worden ifl, 
fo wie gegen allen Schaden, welder für die Got: 
teßverchrung und das Hell der Seelen darans 
hervorgeht, und welches ich, fo vielan mir lag, zu 
verhindern mich befirebt Habe; ich thue diefes im Ras 
men deß heiligen apoftolifchen Stuhls und unſers aller 
heiligſten Vaters, Herren Pins, durch Gottes Vot— 
ſehung Papſtes, des ſiebenten jenes Namens, öffent; 
lich durch gegenwärtige Urkunde, und in beſter Form, 
Weiſe, Maße und Weg, wie ich ſolches kraft meines 
Amtes thun fol und mag». 

Allen diefen Vorgängen lich Papſt Pius VII. drei 
Monate fräter, noch eine eigene ConfiftorialXede 
nachfolgen *). Er trug in folder, in dem zu Rom am 
4. Sept. 1815 gehaltenen geheimen Confiflorium, ben 
Eardinälen den Gang der wiener Unterhbandlungen vor, 
und genchmigte zugleich die Schritte und Erklärungen 
ſeines Legaten. Er ertheilte Darin namentlich den 
beiden Proteſtationen des Cardinals, feine 
vollkommene päpſtliche Beftärigung, fo, ale 
wenn über diefe Gegenflände eine apofkolifche 
Bulle wäre erlaffen worden». 

a Mir Ichen», fprach ferner der Papſt, «der Hoff 
nung, Daß die Surfen, überzeugt von Der Wichtigkeit 
des Gegenſtandes, Demfelben ihre ganze Aufmerkſamkeit 
(henfen, und Uns in den Stand fegen werden, die 
geiftlihen Angelegenheiten Teutfhlande 


°%), Acten ꝛxc. Bd. IV, S. Ita f. 
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in Drdnung zu bringen. Wir hoffen dieſes ins⸗ 
befondere von jenem neuen Congreß*), der fih 
ausſchlieſſend mit Teutſchlands Angelegenheiten beſchäf⸗ 
tigen fol, und der gewiß nicht unbemerkt laſſen wird, 
daß die Reiche Feine fiherere Grundlage haben, ale 
die Religion ». 


Diefe päpſtlichen Proteflationen würden an ſich 
fon, faft unwillkührlich, au die weiland berühmte, 
päpftlihe Proteſtation wider den weſtphäli— 
fen Frieden erinnern, fo wie an Die mehr denn 
bundertjährige gelehrte Fehde, welche über den rechts 
lichen Werth derfelden flatt hatte. Aber ed wird 
fogar ausdrücklich in diefen neueften Proteftationslire 
kunden, und felbft in den BegleitungsNoten, der 
früheren Beifpiele von päpftlicden Proteftationen 
gegen Verhandlungen und Verträge weltlicher Mächte, 
namentlich derjenigen wider den weftphälifchen 
Frieden, mit fo fichtbarem Vorbedacht erwähnte, fle 
werden fo bedächtlich hervorgehoben, als wollte man- 
in diefe geflifentliche Beziehung auf diefelben, eben 
fo wohl eine deutlihe Wiederholung jener früheren 
Kechtöverwahrungen, als eine Hinweiſung auf die 
rechtliche Wichtigfeit derjegigen legen. Der Cars 
dinalkegat fagt ausdrücklich, «er proteflire, freite 
und widerfpreche, nach dem Beiſpiel anderer, an 
frühere Eongreffe abgeordneter Legaten, befons 
ders des nah Münfter gefendeten Bifhofs von 
Nardo, Fabio Chigi, der die getfllihen und 
weltlichen Rechte der Kirche, gegen die Befchlüffe 





®) Die teutſche Bundesverfammlung zu Frantfurt am Maine 
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jenes (weftphälifchen) Congreſſes, durch eine feier, 
liche Proteſtation verwahrte ». 

Da bier Elar zu verfichen gegeben wird, es ſey 
diefe Proteſtation eben fo gemeint wie diejenige, welche 
von päpftlicher Seite gegen den weftphälifchen 
Srieden eingelegt warb; da die römifche Eurie noch 
heute den mefiphälifhen Frieden, fo wie den darin 
beftätigten Neligionsfrieden, fo viel die Religions— 
mid Kirchenfachen betrifft, als nicht gefhloffen 
betrachtet, und ihre Protefiation damwider bei jeder 
Gelegenheit erneuert; da die Curie, und mit ihr ein 
zahlreicher Theil der teutſchen katholiſchen Geifklichkeit, 
in der Meinung flieht, der weſtphäliſche Friede 
fen ohnehin durch die neueren Staatdveränderungen 
ſtiliſchweigend, wenigitens fo weit aufgehoben . 
worden, daß die Evangelifhen von den in folchem, 
über ihr Berhältnig zu der Fatholifchen Kirche „ cinft; 
weilen gemachten Beflimmungen, fernerhin keinen 
Schuß ınehr erwarten Fönnten; da endlich die Curie 
ihre Proteflation wider die teutfhe BundesXcte, 
mit derjenigen wider den weftphälifchen Frieden vers 
gleicht, und zugleich zu wollen ſcheint, daß dieſelbe 
 ald eine Erneuerung, Wiederholung und 
Fortſetzung derfelben betrachtet werde, auf jeden 
Fall aber ihre Abſicht erklärt hat, daß zwifchen Beiden 
Proteſtationen cine vollfommene Unalegle gelten 
ſolle; — To iſt ed für den jegigen Fall wichtig, die 
päpſtliche Proteſtation wider den weſtphäliſchen Frieden, 
und deren vechrlichen Werth, bier, nach eigener For—⸗ 
fhung, etwas näher zu betrachten. 


Der Nuntius Fabio Chigi, welcher während der 
Unterhandlungen zu Münſter und Osnabrüc einen 
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friedfertigen Charakter entwickelt hatte*), ſah ſich, ſei⸗ 
ner Sfnfiruction gemäß, genöthigt, noch vor Abſchluß 
des Friedens Abmahnungsfhreiben an die geifls 
lichen katholiſchen Reichöoſtande (29. Nov. 1647) zu 
erlaſſen, daß fie fih zu Nichts verfichen follten, was 
nur irgend dem Intereſſe des Papſtes und der Kirche 
zuwider feynfönnte**). Diefer Schritt blieb ohne dem 
beabjichtigten Erfolg. | 
Der Nuntius gab daher, unmittelbar vor und nad 
dem Abſchluß des Friedens, auf dag Feierlichite zu 
erfennen, Daß, nachdem er in Dem Laufe Des weſtphaͤli⸗ 
ſchen Friedens Congreſſes ſchon vielfältig gegen ein— 
zelne Verhandlungen und Beſchlüſſe proteſtirt habe, er 
jegt am Ausgang des Congreſſes, nicht nur auf allen 
jenen einzelnen Proteſtationen fe beſtehe, 
fondern auch nun überhaupt alle Artikel des 
Friedens Inſtrumentes', welche dem päpſtlichen Stuhl 
und der katholiſchen Kirche nur irgend widrig ſeyen, 
für nichtig und unwirkſam u. ſ. w. erkläre +**), 
Dieſes gefchah durch zwei fürmliche Proteſtations— 
Urkunden, Datirt, die eine vom 14. October, die 
andere vom 26. Detober 1648, alfo zwei Tage nad 
Unterzeichnung des Friedens Inſtrumentes +), 





*) Er ward 1651 Cardinal, 1655 Papſt. 

**) v. Meierns Acta pacis westph., T.IV.p. 861 sqgq. 

**+) «Omnibus ejusmodi articulis et singulis — — re- 
pugno, resisto et contradico , atque omni meliori 
modo, via, caussa et forma — — protestor, e08 
esse irritos, nullos, iniquos, ac per non habentes 
potestatem temere contractos, atque pro talibus ab 
‘omnibus habendos». 

ses.) Sie ftehen in Herm. Conrings Operibus, T. II. 
(Brunsv. 1730. fol.) p. 565.sq. und in 3. %. Zrhrn. v. 
Ict ſt att Opusc. jurid. T. II. (Monach. ı759 4). 
p- 357. sqg. 

Klüber's Ueberſicht. HI. 8 
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Auf diefe Protefation bed Nuntius, folgte eine 
eigene Proteſtations Bulle des P. Innocenz X. 
Sie ift datirt, Rom den 20. Nov. ı648. Der Papf, 
welcher fih zu Rom mündlich gegen den kaiſerlichen 
Gefandten ziemlich mild geäuffert hatte *), ſchien am 
fange Bedenken zu tragen,diefe Bulle fofort öffentlich 
Befannt zu machen; doch wurden unter der Dand Ab: 
f&hriften davon verbreitert **). Endlich erfolgte, 
nach 25 Monaten , die förmlide Befanntmas 
Kung, mit folgendem zweifachem Datum: « Datum 
Romae — — die 26. Nov. ı648, et solenniter ibidem 
publicatum 3. Januarii 1651»). 

Aber früher ſchon, im 3. 1650, war diefe Due 
gu Rom gedrucdt erfohienen. Sa es hatte der päpflı 
lie Runtius am Eaiferlichen Hofe , diefelbe fogar in 
der Stadt Wien im Eölnifchen Hofe, durch den 
Buchdrucker Cosmervvius, am 7. Sept. ı650 mit einer 
Borrede nach drucken laſſen, und verordnet , daß 
fe durch ganz Oeſtreich an den Kirchthüren 
angeſchlagen werden ſolle. Dieſes war auch in 
Wien ſelbſt ſofort geſchehen. Doch mußte fie auf Ber 
fehl des Kaiferd wieder abgenommen werden „ der 
Buchdrucer ward in den Thurm gefperrt, und ihm 





°) ef er s Erläuterung des weſtphäl. Friedens, Th. 1. 


. 47. 

*°) Sonring a. a. D. ©. 565. 

T) Daher, dag Mande von zwei Bullen, Andere zwar 
bon einer, aber der Eine von einer von 1648, der Ans 
dere von einer von 1651, ſprechen — Diefe Bulle fiche 
in dem Bullarium magnum, T. V. sub Innocentio X. 
ad an. 1648; bei Conring a. a. O. S. 533 ff.; bei 
v. Jekſtatt a. a. O. ©. 363 fi; in v. Reierns 
Actis pacis executionis ,„ T. II. p. 781. sqg., und in 
Gärtners corp. jur. eccles. Il. 38a. sqq. 
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eine Geldſtrafe von nooo Thaler angefcht: Es ward 
ferner auf dem FriedensExecutions Congreß zu 
Nürnberg am 23. Oct: (2: Nov.) 1650, und zwar 
per unanimia, beſchloſſen, bei dem Kaifer durch ein 
Gutachten miederholt darauf anzutragen , daß der 
Kurfürft von Trier hauptſächlich deßwegen, weil 
er die päpftliche Bulle, fogar ohne Anfuchen des Pap⸗ 
ſtes oder ded Nuntius, und mit Widerfpruch des Doms 
capitels publiciren faffen, vom Negiment gar abs 
gethan, und ihm bloß ein fürflicher Unterhalt, je⸗ 
doch in loco secluso, abgereicht werde *). 

Diele Katholiken äufferten laut ihre Mißbil⸗ 
ligung der päpfllihen Verfahrungsmeife **), Der 
Katfer ſelbſt fol dem Nuntins gefagt haben: «der 
Papſt hake gut reden, dieweil ihm die Donna Olym. 
via (Maldachini, feined Bruders Witwe) den Kopf 
kratze, da es in Teutfchland bunt hergehe ***)», "Ins 
zwiſchen ließ der Papſt Ach durch Nichts irre machen, 
er publicirte die Bule zu Nom am 3. Jan, 1652 
<solemiter», und ließ den weftphälifchen Frieden in 
den Index librorum prohibitorum fegen. 

In diefer Bulle erflärt der Papſt, unter Ans 
derem , ale Beftimmungen beider weftphälifhen Fries 
dens Inſtrumente, des osnabrückiſchen und des müns 
ſteriſchen, welche der katholiſchen Kirche, dem heiligen 
Stuhl, und den ihm unterworfenen Kirchen, der Geiſt⸗ 
lichkeit, und deren Rechten, Freiheiten und Vorzügen, 





*) v.Meitrns Acta pae. exec. II. 780. 781. 784. 793, 


794: Mofer von der teutſchen Keligionsverfafungzı 
®. 


909. 

“) Gab udoifs allgem, Schaubühne der Welt, Bug 

48, Eap. 2, ©. 1536. 

=#%) Mo fer von Teutſchland Überhaupt, &. 400. 
Kta 
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in irgend einer Beziehung auch nur im Gerineflen nad 
theilig oder nuangenchm ind, oder feyn könnten, für 
«ipsu jure nulla, irrita, invalida, inigua, injusta, dam- 
nata, reprobata, inania, viribusque et effectu vacus 
Omnino; neminemque ex illis cuiquam aliquod jus vel 
sctionem aut titulam coloratum, vel caussam praescri- 
bendi, etiamsi longissimi et immemorialis temporis 
possessio, etiam citra ullam interpellationem seu ir- 
terruptionem , subsequatur, acquisitum fuisse, nec 
esse et competere posser. Alle dDiefe Beflimmungen, 
heißt es weiter, «damnamus, reprobamus, irritamus, 
cassamus, annullamus , viribusque et effectu erva- 
cuamus». 

Seitdem ließ der päpftliche Hof keine Gelegenheit 
vorbei, diefe Proteſtation gegen den weſtphäliſchen Fries 
ben zu wiederholen und in Erinnerung zu bringen. 
So im Jahr 1654, als der weftphälifche Friede in dem 
jüngften Reichsabſchied, im Jahr 1679, als er im nimwe⸗ 
ger Frieden, und auf mehreren Kaiſerwahl Conventen 
gu Sranffurt feit 1658, als er in der Eaiferlichen, Wahl 
capitulation war beflätigt worden *). 

Als im Jahr 1658, auf dem Kaiferwahllionvent, 
ber päpſtliche Nuntius auf Weglaffung der Dem Papſt 
unangenehmen Stellen der Wahlcapitulation angetras 
gen hatte, mit der Verſicherung, Daß der papfiliche 
Stuhl Nichts voruchmen werde ,„ was den Concorda— 
ten zumwider ſey, liefen die geiſtlichen Kurfürften und 


*) Zondorpe& Acta publica, T. VII. p. 717. Actes et 
Mimoires des negociations de la paix de Nimügue, 
T. III. p. 498 sqq. Zabers StaatsCanzley, Tp. 83, 
©. 134 fi. Th. 94. ©. 3 fe Mofer von Teucſchl. 
überh., &. 400 f. EbendeB. teutſches Staater., Th. 
VIU, ©. 405 und 453 |. 
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Baiern durch diefe Verficherung fich Bewegen ‚'jene 
Stellen aus dem Wahlvertrag mweglaffen zu mollen. 
Kurmainz gieng fogar fo weit, daß es dem päpftlichen 
Nuntins fehriftlich zuficherte, es wolle ficd bemühen, 
daß jene Stellen fünftig ausgelaffen würden. Allein 
die Mehrheit der Kurfürften beſtand auf ihrer Beibehals 
tung, und fo blieben fie in allen folgenden Wahlcapis 
tulationen fteen. Auf dem Wahlconvent von 1690, 
nahm der Nuntius hievon Anlaß, ein eigenes Befchwers 
deſchreiben (dv. 4. Jan. 1690) dawider bei Kurmainz 
einzureichen. Mainz that hievon in dem Wahlprotor 
coll Erwähnung, es findet fich aber feine Spur, daß 
das Schreiben dem KurCollegium fey mitgeteilt wor⸗ 
den. Widerdie Wahlcapitulation von 1742, proteflirte 
der zu Frankfurt Damals anwefende Nuntius in einer 
offenen Urkunde, datirt vom ae. Jan. 1748. Er habe, 
fagte er, in Erfahrung gebracht, daß in der Wahl⸗ 
eapitulation «der weſtphäliſche Friede wieder 
beftätigt worden ſey, welchen doch ſchon Innos 
een; X. und alle folgenden Päpfte verworfen 
hätten, und daß der vierzehnte Artifel abermal auf 
genommen worden fey, deffen Vertilgung doch zeither 
alle päpftlicden Nuntien geforderf hätten. Demnach 
beharre er bei allen Proteflationen und Declarationen, 
welche von dem heiligen apoflolifchen Stuhl und beffen 
Legaten und Nuntien, fowohl auf dem weſtphäliſchen 
Friedens Congreß, ald auch auf allen folgenden Kaifers 
wahl Conventen, erlaffen worden fenen, die er hiemit 
alle, fo weit e8 nöthig, erneuere»*) u. f. w. 





©) Mofers teutſches Staater. Th. VIII, S. 406. — Auf, 
dem Waplconvent von 1790 wollse der Nuntius abermal 
eine folge Prorcftarion bei Kurmainz übergeben. Aber 
die Beisen hatten ſich geändert. Sie ward nicht ange 
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Eben fo auch jegt wieder auf dem wiener Eon: 
ref; zumal da auf diefem fchon befchloffen war, der 
tentfchen Bundes Acte bie Beflimmung einzurüden, 
daß die echte der Evangelifchen in jedem Bundesſtaat, 
in Gemäßheit der Friedensfchlüffe (worunter 
vorzüglich der Meligionsfriede und der weftphäfifce 
Sriede zu verfiehen waren) .u. f. w., aufrecht erhalten 
werden follten *); ein Beichluß, der jedoch nachher zu 
rückgenommen ward. | ' 

Ueberhaupt zeigt die römifche Eurie fortwährend 
eine ganz vollkommene Unmandelbarkeit in ihrer Mei 
sung von der abfoluten Richtigkeit und Ber 
dawmlichkeit aller, ohne ihre unmittelbare Mit 
wirfung und Einwilligung, gefchloffenen Berträge 
über Gegenftände, die nur irgend auf’ die Fatholifche 
Religion oder Kirche Beziehung haben. Und. Damit diefe 
Meinung, diefer feft erklärte Wille, ſtets in friſchem An: 
benten erhalten werde, fo wird folcher bei jedem Anlaf 
nicht nur öffentlich Eund gethan, fondern auch von 
dem Papft, infeinen Conſiſtorial Reden, dem Cole 
gium der Cardinäle immer wieder von Neuem cinge 
ſchärft **). 





nommen, unter dem Vorwand , der Wahlconpent fey 
breite geſchloſſen— Häberlin von d, faif. Wahlcapit, 
« 109, j 
N) Acten des wiener Congreſſes, Bd. II, S. 400, 

) Sp erklärte Clemens XI. den altranfladser Fri 
den von 1706, und die kurpfälziſche Religions: 
Declaration von 1705, für kraftlos und unverbind: 
li ch (inania prorsus ac irrita), und gabdem um die Coad⸗ 

® AurorStelle zu Mainz ‚anhaltenden Bifhof von Werme, 
Pfalzgrafen Franz Ludwig, eher nicht Gehör, ale bis ker; 
felbe diefer Erflirung nachzukommen ſchriftlich gelobt harte. 
Man ſ. Clementis xl, F. M, orationes consistoriales 
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Es fehlte auf die paͤpſtlichen Proteftationen wider 
den weftphälifchen Srieden, nit an Gegen Prote/ 
Kationen. Den päpflihen Widerſpruch vorausfer 
hend, hatte man ſchon in dem werphälifpen Grier 
den ſelbſt, im Voraus jeden Widerfpruch und jede 
Proteftation, die zu irgend einer Zeit, von irgend ge 
mand, er fey ein Geiſtlicher oder ein Weltlicher, 
befinde ſich innerhalb oder aufferhalb des teutſchen 
Reichs, erfolgen möchte, für ungültig und unwirkſam 
erklärt, und ausdrücklich feftgefegt, Daß folche, fo wie 
alle und jede Erklärungen oder Verfügungen, geifle 
Lie oder weltliche, Die Demfelben entgegen ſeyn wür⸗ 
den, zu keiner Zeit angeführt, geachtet oder zugelafe 
fen werden follten. Auch in dem nürnberger Fries 
dens ExecutionsHauptRKeceß von 1650, wur⸗ 
den alle Proteſtationen wider den weſtphaͤliſchen Frie-⸗ 
den und die beiden Friedens ExecutionsReceſſe von 
1649 und 1650, für aufgehoben, caffrt und annullirt 
erklärt. Endlich mußten die Kaifer, feit Leopold I. 1658, 
in der Wahlcapitulation eidlich verfprehen, daß 
fe alle wider den Friedensſchluß eingewendeten Pros 
teftationen und Eontradictionen, fie haben Namen wie 
fe wollen, und rühren her woher fie wollen, vernichs 
ten und verwerfen wollten *). 

_— — 

(Romae 1722. fol.), die Oratio XLVIII. p. 139. Aua 

deffelben Papficd Opera, Francof. 1737. fol., wo ned 

mehr päpftlidie Heufferungen und Erklarungen diefer Art 

vortommen · 

®) Instr. Pac. Osnabr. art. V. . 1. art. XVII. . 3. et 12. 

Bon den Unterhandlungen hierüber, ſ. das Regiſter zu d- 

Meierns Act. Pac. Westph. voc. Protestation, Man 

f. aud daß kaiſerl. Patent v. 27. Jun. 1650, wodurd alle 

Attentata, Disputationes und Predigten wider den Frie⸗ 

den, verboten werden; in v. Meiesnd Act. pac. execut. 
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Auch von Schriftfiellern, ward ber rechtli— 
rs he Werth der päpftlihen Proteflationen wider den 
weftphälifchen Frieden, beftritten, theils aus theolo— 
giſchen, theils aus Nechtögründen. So entfland eine 
gelcehrte Fehde *), deren Dauer fih bis auf unfere 
Zeit erfirecfte, und an welcher Gottesgelehrte und 
Rechtsgelehrte aller chriftlichen Glaubensparteien Theil 
nahmen. 

Schon vor dem Abſchluß des Friedens, im! dem 
Jahr 1647, mar ein verfappter Schriftfteller, unter 
dem Namen Ernestus de Eusebiis, mit einer Drudh 
fhrift aufgetreten ; nach Einigen war es der Jeſuit 
Heinr. Wagenred zu Dillingen, nah Andern ein 
gewiffer Mühlmann, nad) Andern de Kurfürfien 
von Mainz Beichtvater, Pater Biber, nah Einigen 
fogar der päpftlihe Nuntius Fabio Chigi ſelbſt. Dies 
fer Pfeudonymus hatte die, den Unfrieden gwifchen Bei: 
den Religionstheilen verewigende,, Behauptung aufge: 
fiellt, der Sriede, wie ihn die Proteftanten begehrten 
und der Kaifer und die Fatholifchen Reichsftände zu 
ſchlieſſen gedächten, fey an fich feld unerlaubt und 
unrecht, denn er fen der heiligen Schrift und den 
Mechten der Geiftlichfeit zumider. 


Diefe Behauptung mißfich, ſelbſt dem Kaiſer und 
den meiften katholiſchen Reichsſtänden. Wider fie tras 





T. Il. p. 436. Nürnb. Executions Haupt Receß v. 1650, 
$. 34, in der Neuen Sammlung der Reihsabichiede, T. ILL, 
©. 630. Wahlcap. Franz II. Arc. IL 6. 6. 0. Nie ggers 
barmonifche Wahlcapitulation, T. II, &. 76. 

=) In den LiteraturWerken herrſcht, in Anfebung der lite⸗ 
räriſchen Notizen über biefen Gegenftand , viel Uns 


polljtändigkeie und Unricprigleit, zu deren VBerbefferung 
bier der Ort nice iſt. 
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ten alsbald gelchrte Gegner, von beiden Religionds 
theilen, auf. Kaifer Ferdinand IM. ſelbſt, fo audy 
Herzog Marinilian von Baiern, veranlaßte eine ger 
lehrte Vertheidigung der Gültigkeit des Friedensſchluſ⸗ 
ſes, und zwar durch einen angefehenen Fatholifchen 
Prälaten. Auf feinen Befehl fchrieb nnd edirte zu 
Wien, im Jahr 1648, der prager Abt Caramuel 
(Joh. Carämuel von Lobkowitz) eine »Pax 8. R. J. licita 
demonstratav. Wider ihn erfchien, noch in demſelben 
Jahr 1648, Anticaramuel Humani Erdemann Oecono- 
montani. Dagegen vertheidigten die Nechtmäjigfeis 
und Verbindlichkeit des Friedens: Hermann Conring, _ 
anfangs unter dem Namen Irenaeus Eubulus, theolo- 
gus austriacus; Benedict Carpzon; Joh. Gr. Doss 
ſchäus; ale in dem Jahr 1648. 


Nach gefhloffenem Frieden folgten, gegen die 
päpflliche Proteſtation, zwei Vertheidigungsfcriften 
von reformirten Gottesgelchrten in Hollandz 
die eine von David Blondel, unter dem erborgten 
Namen Amand Flavien, zu Auſterdam 1651; die 
andere von Joh. Hoornbeck, zulltrecht 1655. Dann 
traten von der augsburgiſchen Confesfion ven 
wandten Rechtögelehrten, in eigenen dieſem Ges 
genftand gewidmeten Schriften, auf: Benedict Carpe 
309, unter dem Namen Ludwig de Montefperato, 
2653, angeblich zu London; Hermann Conring, zu 
Helmftädt 16575 Earl Otto Rechenberg, zu Leipzig‘ 
1720, zu deſſen Abhandlung ein zweiter Abfchnitt zu 
Berlin im J. 1727 erfopien. 

Nach mehr als hundertjährigem Zwiſchenraum, 
fand die päpftliche Prosefation wieder zwei Verthei⸗ 
diger, katholiſcher Religion. Beide wählten diefe® 
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Thema zu alademifchen Strcitfchriften: der eine, ein 
tngolftadter Rechtslehrer, Joh. Adam Frhr. von Ick 
Ratte, zu Ingolſtadt 17595 der andere, ein Jeſuit und 
Profeſſor der Theologie, Anton Schmidt, zu Heideb 
berg 1-72. | 

Der Gegenftand diefer Controvers, war theils der 
theologiſche, theild der rechtliche Werth ber 
- päpftlihen Proteſtation. Der erfle mag, nach dem 
Meltlauf, auf fich beruhen. Was den andern betrifft, 
fo mochte wenigftend bei den Rechtsgelehrten aufler 
Zweiſel feyn, Daß ein Vertrag, als res inter alios acta, 
Das Recht eined nicht einwilligenden Dritten weder 
ſchmälere noch vernichte ; daß es zu der fortdaueruden 
Wirkſamkeit eines wahren, wohl begründesen Rechtes 
dieſes Dritten, feiner ausdrüdlichen Proteſtation nicht 
einmal bedürfe; Daß endlich Staatsverträge, hierin 
eine Ausnahme von der Regel, an ih nicht begründen. 

Eine folche Uebereinflimmung der Nechtögelchrten, 
berefchte aber nicht in Anfehung der Anwendbar 
keit dieſer Säge auf. den concreten Sal. Hier Fam, 
unter Anderem , zur Frage: ob daß von dem prots 
Rirenden Papfi, al ibm noch zuſtehend, in Anfprud 
genommene Richt, das, nad) feiner Behauptung, ges 
kraͤnkt ſeyn follte, durh Veränderung der zu deſſen 
Daſeyn ald weſentlich vorausgefegten Umflände, 
nicht fchon vor der cingelegten Rechtsverwahrung zu 
feyn aufgehört habe? und zwar hauptfächlich in Anfe 
hung folcher Kirchengefellfchaften und ihres DVermös 
gend, die freiwillig, mithin erlaubterweife, aus 
Eatbolifchen in evangeliſche Ah verwandelt 
hatten. Alſo, ob und wie fern der Gegenflanb der 
Rechtsverwahrung, das bepauptete Recht, noch vor⸗ 
handen geweſen ſey? 
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Wenn auch nicht ein ſchon jegt wirkfames, doch 
win eventuelles Recht diefer Art, glaubten wenige 
fiens die neueften Vertheidiger der päpſtlichen Protes 
Kation annehmen zu dürfen, wenn fie behaupteten, 
daß dieſe wenigfiend gewiffermafen für wirkſam 
zu achten fey. Denn obwohl nicht zu läugnen fey, daß 
der weftphälifche Friede, auch in Anfehung der Nelis 
gionsbeſchwerden, von dem Kaifer und den katholiſchen 
Reichsſtaänden mit den evangelifchen Ständen, nicht nur 
erlaubtermeife, d. h. ohne Verlegung eines götte 
lichen oder menſchlichen Gefeges, fondern auch recht ds 
gültig, d.h. für beide Theile verbindlich, geſchloſſen 
worden fey, fo könne man doch dem Papſt und der 
Kirche nicht verdenken, wenn fie dieſen, von beiden 
Religionstheilen Teutfhlands gefchloffenen, 
Vertrag nicht dergeflalt genehmigten, daß fie nicht, 
um der Zukunft willen, dur Widerfpruch und 
Verwahrung ihre Mechte fich vorbehalten hätten. 

Dem Yapfk, als katholifchem Kirchenoberhaupt,, 
gebühre wefentlih (vermöge göttliher Inſtitution) 
die allgemeine Dberaufficht und die Gerichts 
barkeit über alle Fatholifchen Kirchen. Webers 
dieß hätten die Päpfte ſich nach und nach die fs genanns 
ten caussas majores Vorbehalten, z. B. Dispenfas 
tionen, Canonifation, Verfegung der Bifchöfe, Didces 
fan®Beränderung, Aufftelung von Metropolitanen, 
Verleihung des Pallii, Oberaufſicht über die Kirchens 
güter, Endlich habe auch der Papft durch die Con⸗ 
<ordaten, allgemeine und befondere, und durch Ders 
tommen, manche Mechte über die teutfchen Bisthüs 
mer und Kirchen erworben, z. B. Beflätigung der Bis 
ſchöfe, eidliche Verpflichtung berfelben zu befonderer 
Teens gegen den Papſt, Verleihung ber Kirchenwürden 








496 
und geiftlichen Beneftcien in gewiſſen Faällen, Alterns- 
tiva mensium, Aunaten, u. d. 

Yuf alle dieſe Rechte, die dem Papſt vermöge des 
Primats, oder ald Reſervate, oder Fraft Der Concor— 
Daten zugeflanden *), habe Derfclbe weder in dem Ku 
figionsfrieden noch in dem mweftphälifchen Frieden vers 
zichtet; denn cr fey bei ſolchen nicht MirPacifcent ge 
wefen. Nic und niraend habe er genehmigt, was dar 
rin über Suspenfion der DiöcefanGerichtbarfeit, Bet 
der Kirchengüter , Duldung der proteflantifchen Relis 
sion, Suppreflion der päpfllichen Rechte in den teut 
ſchen Kirchen, fefigefegt fey. Die Eatholifchen Reichs— 
flände und Untershanen, hätten Dem Papſt an feinen 
Rechten Etwas vergeben weder können noch wollen. 
Nur durch Kriegs; und Zeitumflände hätten jene ſich 
genöthigt geſehen, den Proteftanten Religiongfreiheit, 
nebſt Dem Beſitz der Kirchengüter und der Suspenfon 
ber Fatholifch: geiftlichen Gerichtbarkeit, einzuräumen: 
der Papſt Hingegen, babe dazu fi) nie Verfkanden. 
Diefer fiche alfo in der gerechten Meinung , daß 
feine Rechte über die zu der evangelifhen Religion 
übergegangenen Katholifen und Kirchengefellfchaften , 
noch unverändert fortdauerten **). Diefes, und 
daß er feine Meinung vertheidige, auch feine Rechte 
durch Broteflation aufrecht zu erhalten fuche, Fonne 
ihm Niemand übel deuten. Indeß bleibe der weſtphä—⸗ 
lifche Friede darum nicht weniger, verbindend, für 
Die Bacifcenten und ihre Intertbauen. Beide 
Theile, die Paciſcenten und der Papſt, hätten recht 

©) Ant, Schmidt instit. jur. eccles., Part. II. $. 47. 


“) Daß fie wirklich noch fortdauern , behauptet Ant 
Schmidt, in der unten angef. Difiestation, $. 10. 
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gethan; nur jeder infeiner Art. Auch hätten die Pros 
teftanten, von dem Widerfpruch des Papſtes, Nichte 
"zu beforgen. 

Die päpftliche Proteftation ſey alfo, an fih, rechts 
mäfig. Aber man könne derfelben auch in gewifs 
fer Art ihre Wirffamkeit nicht abfprechen. Bet 
Allem, was der Kaifer und die Fatholifchen Stände den 
Proteftanten, in Anfehung der Religion und Kirchens 
güter , eingeräumt hätten, fey immer die heilfame 
Elaufel beigefügt, «bi® man wegen der Religions Bere 
ſchiedenheit fich werde vereinigt haben»; auch ſey 
die Fatholifche Didcefan synd geifllihe Gerichtbarfeit 
über die Proteflanten, (Art. V. $. 48.) nicht aufgeho⸗ 
den, fondern nur ſuspendirt worden. 


So fern nun einft ı) die Proteflanten (allgemein 
oder theilweiſe, unbedingt oder bedingt) in den Schooß 
der katholiſchen Kirche zurückkehren, oder 2) der Relis 
gionssund weftphälifche Friede auf irgend eine Art ihre 
derbindeude Kraft verlieren würden; dann, und in fo 
weit, würden (gemäß der Natur einer refolutiven Bes 
dingung) die Rechte des Papftes und fathor 
liſchen Kirche wieder eintreten rivisce- 
rent»), wie fle vorhin waren, fo weit etwas Anderes 
nicht rechtögültig feftgefegt werde. 

Für jegt halte die Proteftation, die Rechte des 
Hapſtes aufrecht: für die Zukunft wirfe fie, wenn 
der gehörige Fall eintrete , die Rückkehr der Sachen 
und Rechte. Im übrigen refervire die Proteflation 
dem Papft nicht mehr und nicht andere Rechte, als 
ihm vorhin wirklich gebührt hätten. — In dieſem 
Sinn, Fönne die Rehtmäfigkeit und Wirk ſam— 
keit der päpfllichen Nechtöverwahrung und Reſerva. 
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tion, mit der Gültigkeit und Verbindlichkeit 
des Religionds und weſtphäliſchen Friedens beſtehen ). 

Andere Fatholifhe Schrififleller Der neuern Zeit‘ 
meinen, die päpflliche Proteflation ſey, in dem weh 
phälifchen Frieden und in den Wahlcapitulationen, nur 
in foro externo für ungültig erklärt, nicht”auch in foro 
interno, d. b. vor Gott und in dem Gewiſſen der Pa: 
eifcenten. Die weltliche Gewalt (der Kaifer uud der 
katholiſche Neichstbeil) Habe den Proteſtanten nur usum 
facti, und die ſchon vorber in Kirchenfachen erworbene 
Possessionem extrinsecam (bloffen Befigfland) , feines: 
wegs aber usum juris in foro interno, geſtatten fünnen 
und wollen. Daber könnten die Proteſtanten fich gegen 
den Papſt mit einer ausdrüdlichen oder ſtillſchweigen⸗ 
den Einwilligung deſſelben, folglich auch mit einer Ber 
jährung nicht ſchützen **). 

Dawider ward von der Gegenfeite, in der 
neueren Zeit, unter Anderem Folgendes erinnert. Der 
Papſt habe feine Proteflation aufihm zuſtehende Rechte 
bezogen, deren Dafepn durch Thatumflände (die Eins 
beit der Kirche oder Slaubenspartei) bedingt gewe⸗ 
fen ſey. Mieſe Thatumflände Hätten gänzlich aufs 








°) I. A. L. B. de Ickstatt Opusc. jurid., Vol. II. p. 335. 
sq. 333. sqq. 343. sqg. Ant. Schmidt institutiones 
juris ecclessiastici (Heidelb. 1771. 8.), Part. ı. 6. ga. 
Idem diss. vindiciae pro sententia celeb. L. B. de 
Ickstatt, de justa et efficaci summi Pontificis protesta- 
tione adversus pacem religiosam et Westphalicam; 
adversus nuperam el. Schottü, Professoris Lipsiensis, 
censuram. Heidelb. 1773. 4. und in &bendef. thesauro 
dissert. juriseccles., T. 1.p.5121.— 517.0. 8reitmayr 
ad Cod. jur. eiv. bavar. p. 2204. | 


*.) Manvergl. Mofer vonder teutſchen Neligionsoerfaffung, 
©. ı6 f. 


. 
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gehört, feitdem Patholifche teutfche Kirchengefellfchaft 
ten, nebft ihrem Kirchenvermögen, vermöge des ihnen 
zuftehenden unveräufferlichen Rechtes der Gewiflends 
freiheit, mithin erlaubterweiſe, fogar unter nachfol⸗ 
gender Zuftimmung des Kaiferd und Reichs, fih von 
der römifh sEatholifhen Kirche getrennt, und 
in evangelifche Kirchengefelifehaften verwandelt hätten. 
Mit dem Vrrfohwinden jener Thatumftände, Hätten 
auch die davon abhängigen Rechte aufgehört. Mechte, 
die zu feyn aufgehört, Eönnten aber nicht mehr 
Segenftand einer wirkſamen Rechtsverwah— 
rung feyn. So ſey denn die päpftliche Proteftation ohne 
Gegenftand, mithin unwirtfam, unnüg und übers 
flüffig gewefen. Nur dann würde der Papſt negrüns 
dete Urfache zu Beſchwerden gegen den weftphälifchen 
Srieden, und zu einer Broteflation gegen denfelben 
gehabt. Haben, wenn feine Mechte über das Fathos 
difche Teutfchland, darin wären gefränft worden. 
Diefes fey aber im Seringften nicht gefchehen. 


Dabei, daß der katholifche Neichstheil mit dem 
evangelifchen für den Fall, wenn eine Meligionsver 
einigung wieder flatt haben würde, gewiſſe vertrag: 
mäfige Beſtimmungen fefigefegt babe, erfcheine der 
Papſt ald ein Dritter, für welchen einſt, im eintre, 
tenden Ball, vielleicht gewiſſe Mechte erwachien 
könnten. — Zwar befchränkten die Gegner die Wird 
famfeit der päpftlicden Proteflation auf zwei Fälle: 
entweder auf denjenigen der Wiedervereinigung der 
Evangelifchen mit der Eatholifchen Kirche, oder auf 
die Zeit, wo etwa der Religions- und weftphätifche 
Sriede ihre verbindende Kraft auf irgend eine Art ver 
lesen würden. Allein der erſte Fall ſey kaum deu, 





500 


bar; und ſollte er eintreten, fo werbe ſich Dann mohl 
‚Rath finden; gefünden Doch ſelbſt die katholiſchen Lan, 
beöherren, in Aufchung der Weltlichkeit Der Kirchen 
güter, dem Papſt Nichts ein. Daß eine Staatsrevolu 
tion den zweiten Fall nach fi zichen Fönne, fe 
zwar nicht unmöglich: da aber alsdann auch die Evan 
gelifchen an jene Friedensſchluſſe nicht mehr gebunden 
ſeyn würden, fo komme es Darauf an, Welche Partıı 
dann ich in der Lage finden werde, aus den Umſtanden 
einzig, oder den gröffern Vortheil zu ziehen *). 





Vergleicht man mit einander beide päpfkliche Prote, 
ſtationen, wider den weftphälifhen Frieden und die 
Verfügungen Ted wiener Eongrefied, fo zeigt Ach, 
in hiſtoriſcher Hinficht, zwifchen beiden, fo wi: 
zwiſchen der ganzen Damaligen und jegigen Handlungs: 
tweife der römifchen Eurie, grofle Aehnlichkeit; ja, der 
päpftliche Hof beabfichtigt nicht undeutlich mit der 
jegigen Proteflation zugleich eine Wiederholung, Er: 
neuerung und Fortfegung der vormaligen. Vielleicht 
wird auch dießmal eine feierliche Proteflations u Ile 
nicht ausbleiben, deren Ausfertigung ſchon gefchehen 
feyn, deren Befanntmachung aber ebenmäfg noch 
etliche Jahre verfchoben bleiben Eönnte. 

Was denrehtlihen Werth der jegigen Pro 
teflationen betrifft, fo werden die zwei verſchiedenen 
Arten von Gegenftänden bderfelben zu unterfcheiden 
ſeyn. 


*) Man vergl. Moſer a. a. O. S. 712. Gerſtlacheré 

norpus juris publici et privati, Bo. II, ©. 646. 
A. 5. Shorts unpart. Eritit über Die neueſten juril. 
Schriften, Bd. II, St. XXV (keip. 1771. 8), 
©. 418 fi. 
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Die erfte Art begreift zum Theikin ich, Reste 
oder Anfprüche derfelben Art, wie die inder Proteftation 
wider den weftphälifchen Frieden gemeinten, und es 
wird dabei zugleich eine Wiederholung und Fortfegung 
der gegen den weftphäliichen Frieden eingelegten Rechts, 
verwahrung bezweckt. Hier treten für und wider 
den rechtlichen Werth der Proteflation, noch jegt dies 
felben Gründe und Gegengründe ein, welche oben ſchon 
entwickelt find, und teren Würdigung dem unbefans 
genen Prüfer nicht ſchwer fallen wird. 


. Was ferner die zu dur erfien Art von Gegenftäns 
den gehörende Befchwerde anlangt, daß das heilige 
römiſche Reich nicht wieder fey hergeſtellt worden; fo 
wird dem päpftlichen Hof ohne Zweifel die Einrede des 
«Tua non interest» entgegengefegt werden; und gewiß, 
ſowohl factiſch als rechtlich betrachtet, nicht ohne Erfolg, 


So weit aber unter der erflen Art von Gegen, 
ſtänden begriffen And, theils überhaupt derjenige Vers 
luſt der teutfchen katholiſchen Kirche, wozu nicht etwa 
eine Kirchen Reformation, fondern eine StaatsRevolu⸗ 
tion, wie die franzofifche, Gelegenheitsurfache war, theil® 
insbefondere die Befchwerde, daß aus dem eingezjoges 
nen KirchenFonds, vielfältig fogar für bleibende Errich⸗ 
tung und Ausſtattung neuer oder beibehaltener Fatholis 
ſcher Bifchöfe und Domtirchen, und für andere Fatholifche 
Kirchenanflalten, mithin für weſentliche Bedürfniſſe 
der teutſchen Fatholifchen Kirche, entweder gar nicht, 
oder nicht hinläuglich geforgt worden ift — gegen klare 
Beftimmung des Reichsdeputations Hauptſchluſſes von 
1803, 9.35, welchen jedoch der päpftliche Hof iguorirt, 
nnd darum nicht anführt —; fo iſt fehon oben bemerft 
worden, daß man in Unfehung diefer Beyehunse 

Biäber's ucherßcht IE, 21 








502 


und Unterlaffungshandiungen, nach Rechtsgründen 
vergebens forfche. 

Wie groß aber auch das rechtliche Gewicht feyn 
mag welches man in dieſer Hinficht der päpfklichen 
Proteſtation einzuräumen fich bewogen ficht: fo darf 
man doch, durch zahlreiche Erfahrung belehrt, auch 
Diebei nicht überfehen, was, nachdem eiumal bie 
Sachen fo weit gefommen find, die Macht allbekann— 
ter Unftände theils unmiderfichlich gebietet, theils 
dringend anräth, und, ſelbſt dem Oberhaupt der Fathos 
lifchen Kirche, wenigſtens zur moralifchen Pflicht macht. 
Hat man aus einem Schiffbruch gerettet, was menſch— 
licher Krafs möglich war, fo iſt der P liche Genuge 
geleiftet, und man darf das Uebrige, mit ruhiger Er; 
gebung, der Weisheit der höchſten Weltregierung am 
heim fielen. 

Betreffend die zweite Art von Gegenſtänden, die 
TerritorialAnfprüdhe und Gerechtfame des heiligen 
Vaters, fo werden, in Abficht auf den Theil von Fer: 
rara an der linfen Seite ded Po, und dag öftreichifche 
Befagungsrecht in Ferrara und Commacchio, die mäch— 
tigen Gegner, ohne Zweifel, das Recht ihrer Erobe— 
rung nicht nur der Nechtöverwahrung entgegeufegen, 
fondern auch durchfegen. Und was Avignon und 
Benaiffin anlangt, fo ift faft mit Gcwißheit voraus; 
zuſehen, Daß Die Uebermacht des allerchriftlichen Königs 
fich in dem Berg Diefer Graffchaften werde zu behaups 
ten wiſſen, aller triftigen Gründe ungeachtet, welche 
der CardinalLegat vorgebracht hat*), theils wider 
den Nechtsbeftand des Tractatd von Tolentino von 


*) Acten dis wiener Congr., Bd. IV, &. 319 — 33% u. 
E. 336 f. - 
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1797 , theil® wider Die Verbindlichkeit des parifer Fries 

dens von ıBı4*) für den päpftlichen Stuhl; Gründe, 

nah welchen ein unparteiifches Urtbeil, über den ' 

restlichen Werth dieſes Theil der päpftlichen Pros 
teſtation, füch leicht feſtſetzen laßt. 





e) Diefer Friede ward ausdrücklich beftätigt, in dem 1. 
und 4. Artikel ded zu Parıs am 20. Nov. 1816 von ben 
verbündeten Mächten mit Frankreich geichloffenen Vertrages 
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der 


Mitglieder des teutfhen Bunde: 
in 
der Bundesverfammlung. 





.Was hilft das Stellezanken? Setzt mich hinter 
den Ofen! Wohlan, ich will folgen; wenn nur in un— 
ſerer Verſammlung etwas Heilſames abgethan wird». 
Dieſe Worte ſprach einſt mit Begeiſterung, im Kreiſe 
etlicher Furſten, Herzog Ulrich von Wirtemberg, 
als auf dem Reichstage großer Zank über den Rang 
entſtanden war. Noch heute darf man ſie den Teut— 
ſchen um fo mehr zurufen, da ihnen noch vielfache 
Rang- und CeremonielStreitigkeiten, von den Reichs— 
und Kreisverſammlungen in friſchem Andenken ſind. 
Wiewohl auf dem wiener Congreß, die groſſen 
europäiſchen Mächte ein muſterhaftes Beſtreben an den 
Tag gelegt hatten, jedem Rang» und CeremonielStreit 
auszuweichen, und ein glücklicher Erfolg daffelbe ger 
kreut harte *): fo ließ doch ein gleich günfliger Erfolg, 


..— — 


*, Dben &. 163 fl. 
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felbft bei ähnlichem Beſtreben, ih kaum erwarten in 
dem mwechfelfeitigen Rangverhältniß verfchiedener 
teutfcher Bundesfürften, für welche die ehemalige 
Meichsverfaffung noch manchen Rang; und Ceremoniels 
Stoff übrig gelaffen hatte. Man Eonnte fich gefaßt hals 
ten anf Erörterungen, Widerfprüche und Nechtövers 
wahrungen, in Abficht auf Sig; und Stimmordnung, 
überhaupt auf Stelleverhältniffe, in und auſſer der 
teutſchen Bundesverſammlung. 
1. 

Wirtemberg machte hierin den Anfang. Ehe 
es die Kurwürde erlangt hatte, gehörte Wirtemberg in 
der teutſchen Reichsverſammlung, als Herzog, 
nur allein zu dem zweiten ReichsCollegium, dem 
Neichsfürſtenrath. Sein Rangſtreit war daſelbſt vers 
glichen, durch einen Vertrag von 1576, nach welchem 
es, in beſtimmter Abwechslung nach ſo genannten 
Strophen, Sitz und Stimme hatte unter denjenigen 
altfürſtlichen Häuſern, welche man, wegen der unter 
ihnen verglichenen Abwechslung im Sitzen, Votiren 
und Unterſchreiben, alternirende nannte. Nach 
erlangter Kurwürde (1805), rüdte Wirtembderg in 
das Kurlolfegium hinauf, behielt aber zugleich feine 
Stelle in dem Reichsfürſtenrath, wo ihm der Reichsde— 


putations Hauptſchluß ($. 32) noch Drei neu errichtete 


Stimmen zutheilte. Im Jahr 1805 erlangte es, in 
Dem predburger Frieden, die Königswürde; ein 
Titel, welcher, dem NReichsherfommen zufolge, auf 
Die Sig; und Stimmordnung in der Reichsverſamm 
Jung feinen Einfluß haben Eonnte. 

Hannover oder Braunſchweig-Lüneburg hatte, 
fhon vor (1708) erlangter Kurwürde , in dem Reichs— 
fürftenratb den Rang vor Wirtemberg gehabt mud 
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behielt folchen daſelbſt, auch nachdem ed einen Plag in 
dem Rath der Kurfürften erlangt hatte. Als, fafl 
hundert Jahre fpäter, auch Wirtemberg in das 
KurCollegium eingeführt ward „ mußte es bier den 
Vorrang des Kurfürften von Braunfchweig » Fünchurg 
anerkennen, felbft nach erlangter Königswürde. 


Sn dem Comite, welches auf dem wiener Eon 
greß, im October und November 1814, die Bevollmäch— 
tigen fünf teurfcher Höfe (Deftreich, Preuffen, Baicern, 
Hannover, Wirtemberg ) zu DBorberathfchlagungen 
über Errichtung und Einrichtung des teutſchen Buns 
bes bildeten, erregte, fogleicy in ber ziweiten Sigung 
vom 16. October *), Wirtemberg einen Präcedenz 
Streit mit Hannover. Es begehrte in den Meberfchrifi 
ten und Unterfchriften,, fo wie in dem Inhalt der Pro: 
tocolle, den Rang vor Hannover. Es gründete diefe 
Forderung fowohl auf den Befigffand, als auch auf 
die von den europäifchen Mächten, und feldft von 
Großbritannien erfolgte frühere Anerkennung feines 
Königstitels. Der in der vorigen teutfchen Reichs⸗ 
verfaflfung gegründete Nang (fügte es hinzu), ver 
diene Feine Rückſicht, weil dermal eine neue Ordnung 
der Dinge eititrete. 

Hannover erklärte dagegen: fein Vorrang vor 
Wirtemberg, fey anzufehen als ein aufler allen Zweifel 
gefegter Dunct. Nach der Reihsverfaffung, babe 
es unbeftritten den Rang vor Wirtemberg gehabt. 
Der Königstitel könne hierin, auf beiden Seiten, 
feine NUenderung begründen. Böhmen habe darum, 
weil es einen König zum Oberhaupt habe, feinen höhe— 
ven Rang begehrt; und auch Brandenburg nicht , feit; 


Gimme —— — — — — — 


*), Yctenx. Bd. II, S. 74 ff. 
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dem es wegen Preuffen Die Königswürde angenommen 
hatte *). 

Preuſſen fah den Vorrang Hannovers vor Wirs 
teiberg als nicht zweifelhaft an, fo fern beide ale 
teutfche Staaten betrachtet würden. 

Deftreich meinte, daß, fo anerkannt auch der 
Grundfag der Gleichheit der Könige unter cinans 


“der, in Hinficht des Ranges fey, doch die Entfeheidung 


diefed PräcedenzStreites auf Feine Weife vor dieſes 
Eomite gehöre. Dennoch fey zu wünfchen, daß irgend 
ein Ausweg möge getroffen werden, damit, undes 
ſchadet der Anfprüche beider Theile, das vorfeyende 
fo wichtige Geſchäft nicht gehemmt werde. 

Da hierauf Hannover fih zu jedem Ausweg 
bereit erklärte, durch welchen der Streit, ohne Rechts 
nachtheil beider Theile, könne befeitigt erden; fo 
geſchah (das Protocol fagt nicht, von Wem) der Bors 
ſchlag: zu Protocol zu erklären, daß der in den Pros 
tocolfen des Comite's und in deren Unterfchriften beobs 
achtete Rang, keinem Theilzum Nachtheil gereichen Tolfe. 
Der wirtembergifche Herr Bevollmächtigte nahm 
dieſen Vorfchlag nur unter der Bedingungen, daß 
er inztifchen, in dem bon ihm behaupteten Befig 
bes Vorranges bleibe. 

Da der hannöveriſche Herr Bevollmächtigte 
biefe Bedingung nicht zugeftand, fo gefchah ein zweiter 
Vorſchlag: daß jeder der beiden Theile zu Protocol 
zu erklären habe, es folle für den andern anf Feine 
Weiſe ein Präjudiz daraus ermachfen, daß der eine in 
einem der Protocol zuerft genannt werde, oder es zus 
erſt unterfchreibe, oder daß der eine in der Sigung einen 





2) Es iſt bekannt, dag die teutſchen Kurfürſten, als folche, 
toniglige Eyren (honneurs royauz) behaupteten. 
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als Höher angefehenen Platz einnehme, ober früßer 
unterzeichne,, oder in dem Nubrum oder JInhalt dei 
Protocolls früher genannt werde. 

Diefen Vorſchlag fofort anzunehmen, trug der 
wirtembergifche Herr Bevollmächtigte um fo mehr 
Bedenfen, da ihm, durch eine während derſelben Sigung 
von feinem König erhaltene Weifung, die Behauptung 
des von ihm begehrten Ranges abermal war befoblen 
worden. Doch nahm er folchen ad referendum, unten 
ſchrieb aber das Protocoli der vorigen Sitzung nicht, 
weil darin, ſowohl in dem Rubrum als in Dem Eontegt, 

Hannover vor Wirtemberg genannt war. 

Damit beruhete dieſer Rangftreit auf ſich. Die 
wirtembergifchen Bevollmächtigten unterfchrieben 
zwar die folgenden Protocolle, e8 ward aber hiebei über 
baupt Feine beflimmte Rangordnung beobachtet , fo daf 
die beiden wirtembergifchen Herren Bevollmächtigten 
einmal ganz zuerfi, mehrmal ganz zuletzt, etlichemal 
zwifchen andern Bevollmächtigten unterfchrieben *). 

Am zehnten Tage nach obigem Vorgang, erklärte 
Hannover, durch ein Patent vom 26. October 1814, 
daß es die Königswürde angenommen babe, und 
ber.erfte Hannöverifche EongreßBevollmächtigte benach— 
rihtigte Davon die Bevollmächtigten ber übrigen Höfe, 
Durch eine Note vom 12. Nov. 1814 **). 

Sn den Sigungen, melde vom 23. Mai bie 
10. Jun. 1815, wegen Errichtung und Einrichtung bes 
teutfchen Bundes gehalten wurden, erfhien Fein wir 
tembergifcher Bevollmächtigter. Inder Bundes Acte, 
Art. 4 und 6, ward zwar Wirtemberg zweimal unmits 





*), Actenx. Bd. IT, ©. 110, 193, 30, 147, ı8ı 
und 187. 
”, Ebendaſ. Bd. I, Heft ı, © 64 und 65 f. 
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telbar nach Hannover genannt: allein zweimal war 
auch daſelbſt (Art. 4 und 8) der allfeitige Rang der Buns 
deöglieder hinlänglich verwahrt. 

Dieſes benugten die wirtembergifchen Herren 
Bevollmächtigten, als fie, in einer Note vom ı0. Jun. 
1815, ihre Bereitwilligkeit erklärten, der BundesXcte, 
jedoch nur von Art. ı bis 21, vorläufig beizutreten. 
Sie äufferten, daß jene Fürforge in der BundesXcte, 
bei der in den Art. 4 und 6 «zufällig augenommenen 
Drdnung in Aufführung der fimmenden Mitglieder, 
fie jeder befondern Verwahrung des Ranges ihre® 
Hofes über hebe»*). . ' 

3 

Eing zweite Eröterung über deu Nang, hatte flatt 
zwiſchen den Herren Bevollmächtigten der beiden heffüs 
ſchen Souveraine. , 

Der Rang diefer beiden Sonveraine in dem Reiches - 
fürftenrath der ehemaligen allgemeinen Reichsverſamm⸗ 
lung, war auf Abwechslung gefeht, durch einen 
Vertrag von 1576. Beide gehörten daſelbſt zu dem 
alternirenden Häufern. Durch den Erwerb der Kurs 
würde (1805), rüdte zwar Heſſen Caſſel in das 
Kurkollegium hinauf, aber es behielt Daneben Sig und 
Stimme, nach der vertragmäfigen Abwechslung, auch 
in dem Neichsfürftenrath. Nach einer Meldung von 
darmflädtifcher Seite +), bat HeffenEaffel damals 
erklärt, daß, wenn Darmfladt ebenfalls die Kurwürde 
erlangen werde, die älteren Verhältniffe der Abwechs⸗ 
fung auch in dem Kurfürftenrath eintreten folten. 
Diefes erfolgte nicht, wohl aber erlangte Heffens 
Darmftadt, bei Errichtung des rheinifchen Bundes 


*) Ycten x. Bd. II, ©. 565 f. 
®) Ebendaſ. Bd. IV, S. bb. 
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im Jahr 1806, bie großherzogliche Würde, melde, 
wie die Enrfürftliche , zu königlichen Ehren berechtigt. 

Um auf dem Eongreß nicht durch Rangſtrei 
tigfeiteh den Gang der Gefchäfte zu ſtören, waren — 
nach heſſendarmſtädtiſcher Meldung*) — Die Herren 
Bevollmächtigten der beiden heſſiſchen Souverame 
überein gefommen, dag beilinterfehriften Heflen 
Caffel in dem einen, HeſſenDarmſtadt in dem andern 
Eremplar zuerft unterfchreiben folle, Bi8 die von Heffen 
Darmftadt vorgefehlagene AUlternation, kraft 
welcher der jegige Souverain von Caffel, als Xelterer 
im Alter und NegierungsAntritt, den Anfang mit dem 
Vorſitz machen follte, werde genehmigt ſeyn. 

Dem gemäß, ward die Note der vereinigten Fürs 
fien und Städte vom 16. Nov. 1814, indem Eremplar 
für Deftreich von Darmſtadt zuerſt, in dem für Preufs 
fen von Eaffel zuerfi, hingegen die Not® vom 25. Dir. 
1814 wegen Mainz, in dem für Dcflreich beſtimmten 
Erenplar von Caffel zuerfi, in dem für Preuffen von 
Darmſtadt zuerſt unterfchrieben **). Gpäterbin ward 
Die Note Der vereinigten Fürften und freien Städte vom 
2. Februar 1815, gleich oben von dem großherzoglich⸗ 
beffifchen Herrn Bevollmächtigten, von den beiden Eur: 
heffifchen Hingegen, ganz zulegt, mit dem rechtsver; 
mwahrenden Zufag «salvo loco et ordine» unters 
fchrieben ***). j | 

Nachher Fam e8 jedoch, in den Sigungen we— 
gen Errichtung und Eintichtung des teutfchen Bundes, 
zu gegenfeitigen Erklärungen wegen des Ranges. Hefr 


*) Acten ꝛc. Bd. IV, 8.54; BI, Heft 1, S. 129 f. 

**) Dieſe Noten ſtehen in den Acten ic. Bdo. I, Heft 5, 
S. 76; Heft 2, ©. 45. 

”) Ebendaſ. Bd. I, Heft 3, ©. 1273 vergl. mit IV. 54. 
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fenDarmiladt verlangte, in der dritten Sigung, 
Abwechslung im Rang mit Kurbeffen. Die beis 
den Linien von Kaffel und Darmfiadt, erflärte es, 
hätten, feit zwei Fabrhunderten und langer, gleiche 
echte und abwerhfelnden Kaug, fowohl in den 
Meichss und Kreisverfamm-lungen, als aud in 
europäifhen Staatsverhbältniffen. DieErfts 
geburt fen in dem Haufe Heflen, und zwar zuerft in 
der darmftädtifcehen Finie „ lang nach Philipp dem 
Großmüthigen eingeführt worden, welcher Dbers und 
Niederheſſen wieder in feiner Perfon vereinigt gehabt 
babe. Gleichheit der Rechte und Abwechslung fey, 
durh Hausgefeglihe Verträge von 1627 und 
1650, noch beflimmter ausgefprochen, und von den 
Landfländen feierlich beflätigt worden. Big auf die 
degten Zeiten, babe das phyſiſche Alter und der 
frühere RegierungsAntritt 9 allein,den Vor: 
rang beffimmt. Zwar habe Caſſel denfelben 1800 **) 
wegen erlangter Kurwürde, auf Furze Zeit genoms 
men, aber mit dem Vorbehalt, dag wenn Darmftadt 
gleiche Würde erhalten follte, die verfaffungsmäjige 
Bleichheit und Abwechslung auch durchaus wieder 
ſtatt haben ſolle. 

Dieſes ſey, vier Jahre ſpäter, durch Erlangung der 
großherzoglichen Würde in Erfüllung gegangen. 
Zwar habe Darmſtadt nunmehr Anſpruch auf den 
Vorſitz machen können, wegen ſtärkerer Bevölkerung 


*) Dieſes möchte einer genaueren Beſtimmung bedürfen. 
Denn nur eines von beiden fann ın der Kegel, das an 
dere etwa nur dann den Ausichlag geben, wenn das cine, 
4. B. der RegierungsAntritt, in beiden Käufern in glei: 
chen Zeitpunct fälle. 

) Eigentlich 1803, 
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und verhältnigmäflg gröfferen Beitrags zu den öffent 
lichen Laften in Kriegs» und Friedengzeiten. Allein es 
begnüge fih damit : feine Ulternationg Gerchtfame 
zu wahren, und für den Fall vorzubchalten , wenn 
einft der. Rang, nach genauer zu prüfenden Verhält 
niffen, beilimmt werden follte; bis dahin aber, und 
da ohnehin dem jeginen Herrn Kurfürften, als Aeb 
teftem an phyſiſchem Alter und Regierungs Antritt, 
der Borfig gebühre, in dem Schema der votirenden 
Bundesgenoffen den lag nach Eaffel einzunchmen, 
jedoch mit Vorbehalt gleichen Ranges in dem euro 
pätfchen Ceremoniel; endlich, diefe Erklärung , zu 
Abkürzung der ehedem üblihen Pros und Reproteſta⸗ 
tionen, scmel pro semper, zu dem Protocof zu geben *). 


Damit beruhete dieſe Erörterung, vor der Hand 
wenigſtens, auf fih. In dem‘ zweifachen Schema der 
Stimmberechtigten , telched in der Bundes Acte 
Art. 4 und 6fteht, ward Kurheſſen der großherzoglichs 
beffifchen Stimme vorgefegt, ohne dabei einer Bes 
fugniß oder eined Vorbehalted der Abwechslung zu ers 
wähnen. Es war aber fohon in der achten Gigung der 
Beſchluß gefaßt, dag in dem Protocol namentlich 
dem GroßherzogthbumNeffen diejenigen Anſprü— 
he zu referviren feyen, welche daſſelbe aus der 
erlangten aroßherzoglichen Würde auf einen höheren 
Rang ableiten zu können vermeine **). 


Auch Fam es zu einer Erörterung über den Nang, 
welchen HeffenDarmftadt, in den Berhältniffen 


*) Acten ꝛc. 38.11, ©. Jı6£, 408 m. ägı. 
“) Ebendaſ. S. 496. 
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des teutfchen Bundes, vor Gahfen Weimar, Hok 
Kein.(Glüdftadt) und Lugemburg behauptete. 
Weimar hatte in dem Neichsfürftenrath der ches 
maligen Keichsverfammlung, den Rang vor Darm 
ſtadt gehabt. Diefes hatte jedoch ſchon bei Auflöfung 
der Reichöverbindung, die großherzogliche Würde, 
Weimar diefelbe erft während des Congreſſes, mithin 
fpäter, angenommen. — Holftein (Glüdftadt) beob⸗ 
achtete, ald Herzog, in dem Neichöfürftenrarh mit 
Darmftadt eine Ranggleichheit in fo fern, als es das 





ſelbſt, wie Darmfladt, zu den ſechs alternirenden Ha _ 


fern gehörte; doch war es unter Diefe erft 1740 aufge: 
nommen worden, mithin weit fpäter ald Darmſtadt, 
welches ſchon den Alternations Vertrag von 1576 mit 
geſchloſſen hatte. — Luxemburg endlich gab in der 
ehemaligen Reichsverfammlung fein eigenes Stimm 
recht, und erhielt erſt durch die SchlußActe des wiener 
Eongreffes die großherzogliche Würde. Auffer den ins 
neren Verhältniffen des teutfchen Bundes, iſt der Hers 
309 von Holftein zugleich König von Danemarf, 
und der Großherzog von Luxemburg ift König der 
Niederlande 

. HeffenDarmfladt gründete feine Behauptung 
des Vorranges auf feine großherzogliche Würde, 
Diefe von ihm 1806 angenommene Würde, fagte es, 
fey feierlich anerkannt worden, in den zu Sranffurt 
am 23.Nov. 1813 von ihm mit den verbündeten Mach. 
ten gefchloffenen Alianz Verträgen , welche der Errich— 
tung des teutfchen Bundes zur Grundlage dienten, fo 
wie ſchon in früheren Verhandlungen und Sriedends 
ſchlüſſen. Mit diefer Würde, feyen die vollen könig⸗ 
lichen Ehren verbunden. In dem europäifchen Cere⸗ 
moniel, habe man folhe, wenn nicht höher als die 
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Kurwlrde, ihr doch immer gleich geachtet. Toscana, 
unter dem Haufe Medici, habe fietd den Vorrang vor 
folcher behauptet. Daß der jegige Großherzog von Tos: 
cana 1303 die großherzoglihe Würde mit der Kurwürde 
(von Salzburg, nachher 1805 von Wirzburg), und 1806 
wieder die furfürfilicde Würde mit Der großherzoglichen 
vertaufht habe, beweiſe wenigſtens volle Gleichheit 
beider Würden. Demnach made cd, in den Verhält, 
niffen des teutſchen Bundes, Anfpruch auf gleis 
hen Rang mit den Kurfürften, namentlich auf 
diefelben RangBefugniſſe wie Baden, mithin daſelbſt 
auf den Borfig vor Holftein, Zuremburg um 
Weimar. Dagegen fey es keineswegs gemeint, in 
den europäifchen VBerhältniffen (den Königen 
von Dänemark und der Niederlande), nach dem an 
genommenen Eeremoniel den Vorrang zu beftreiten *). 
Hier fihere die Königswürde ihnen den gebührenden 
Nang und Vorrang; nur aufdie teutſche Bundes 
ordnung, könne die bloffe Königswürde ihren Ein; 
flug nicht erſtrecken **). | 
Aber auch in Dinficht auf Die Bevölkerung ber 

wechfelfeitigen Staaten, und der davon zu dem Bund 
zu leiftenden Beiträge und TruppenContin 
gente, Fönuten jene Bundesfürften nicht den Rang 
ver den beiden heſſiſchen Hahfern, in den Berhält: 
niffen des teutfchen Bundes begehren, deren jedes eine 
weit gröffere Volksmenge in feinen Staaten habe. 
Holſtein trete mit nur ungefähr 350,000 Einwoh: 
nern zu dem Bunde ***), 

*) Yeten a. Bd. II, ©. 415 f. u. 408. 

») Ebendaf. ©. 391. 

*) Acten:. Bd. II, ©. 390 f. Im. 1798 (däßte 

man das Herzogthum Holſtein auf 275 Qeiles 
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Eine großherzoglich »fachfen sweimarifche aus— 
drückliche Erklärung auf die großherzoglich sheffifchen 
Aeufferungen, findet fih in und bei den Protocollen 
nicht. Es fcheint fich Diefer Dof bei der allgemeis 
nen Verwahrung der Ranganfprüche, welche in der 


mit 311,758 Einwohnern, woju jetzt noch Min Theil 
von Lauenburg kommt. — Das Großherzogchum 
Neffen batte im Jahre 1814, nad einer Zählung, 
630,831 @inwohner. Nach den neueſten Territorial Ver⸗ 
änderungen, wird es jegt ungefähr 624,500 E. haben. — 
Sachſen Weimar fhägte man 1811 auf 35 DM. mie 
121,000 Einwonnern. Jept foll ed 198,000 Einw. haben, 
da die Schlus Acte des wiener Congreſſes ihm 27,000 von 
Fulda, und 50,000 von Preuffen anwies. f. oben S. 8o. 
Die Bevölterung des Großpergogthums Lurembarg, 
eines Theild des ehemaligen Herzogthums Luremburg, 
mag ungefähr 325,000 E. feyn. Unter franzöſiſcher Herr⸗ 





ſchaft, beftand ed: 1) aus dem ganzen Departement des . 


foröts; diefes hatte, nad dem Annuaire von Laplace 
für 1818 — 243,810 ©, nad dem legten Almanach 
imperial hingegen 246,333 €. 3) aus den Arrondisse. 
semens St, Hubert u. Morche in dem Dep. de Sambre et 
Meuse, wovon jener Bezirk (nach der Statistique ge- 
nerale de la France von Peuchet ete.) ein Siebentheil 
betrug, alfo, nad dem gedachten Annuaire 26,000 Eins 
wohner, beide zufammen 73,600 Einwohner. 3) aus 
dem Herzogthum Bouillon, worüber der Groß 
herzog die Oberhoheit erpiele, durch den Acte final du 
congres de Vienne, art. 69; diefed Herzogthum beſteht 
aus der Stadt Bouillon mit ungefähr 2,200 €. und aı 
Dörfern (Acten des wiener Congr. Bd. IV. ©. 57 f.) 
* fo dag man das Gange, wovon mir genauere ſatiſtiſche 
Angaben fehlen, vorläufig auf ungefähr 5,000 E. fihägen 
tann. Unter frängöfifcher Herrſchaft, gehörte es zu dem 
Departement der Ardonnen. — Die Grenzen und Bu 
flandrpeile des Großherzogthums Luxemburg find beſchrie⸗ 
ben, indem Acte final du congres , art.67— 69, und in 
dem Vertrag dis Königs der Niederlande mit Deſtreich, 
Rußland, Großbritannien und Preuffen vom 31. Mai 1815, 
Art. 3 u. 4. Acten des wiener Congr. Bd⸗ VI, 
ef . 











x 
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Bundes Acte Art. 4 und B enthalten ik, beruhigt zu 
haben. Die hHolfteinifhen und lurgemburgi: 
(hen Erfidrungen, werden unten (Rum. 5und 6) 
angeführt. Ä 

In dem zweifachen Schema der Stimmpberedtig 
teu, welches der BundesActe, Art. 4 und 6, einver: 
leibt iſt, fteht die großherzoglich sheffifche Stimme vor 
den Stimmen von Holftein, Luremburg und Sachfen: 
Weimar; doch wird nach Art. 8, die Ordnung ber 
Stimmen, erft nach erfolgter Abfaffung der Einrich 
tungsgefege, für immer feflgefegt werden. Daneben 
wurden, mie ſchon oben am Schluß von Rum. 3 be 
merkt ift, Darmftadt feine Ranganiprüche in Dem Pre: 
tocoll ausdrücklich vorbehalten. 

" 4. 

Wie HeffenDarmfladt, behauptete auch Kur- 
beffen den Rang vor Holftein (Glückſtadt) und 
Luremburg. Gewinnen, fagte ed, würden bi 
jegigen Negenten diefer beiden Staaten Nichts, in 
Anſehung ihrer Eigenfehaft als europäifde Mächte, 
durch einen Vorzug, in der Sig; und Stimmordnung 
in der teutſchen Bundesverſammlung, vor Kurheſſen. 
Viel aber würden durch eine folche Zurückſetzung die 
ehemaligen Kurfürften des teutfchen Reichs verlieren, 
die noch jet Bloß teutfche Negenten feyen. Beſounders 
empfindlich würde folche für den einzigen Fürſten fepn, 
der noch allein den kurfürſtlichen Namen aus fh 
nungswürdiger Achtung an die, nur zu verbeflernd«, 
alte Verfaſſung führe, nachdem er vorher , Reben Jahre 
lang feiner unvergröfferten Lande beraubt geweſen ſcy. 
Allgemein ſey die Abſicht vorauszufegen, überhaupt 
Feine in Dem teutſchen Reich genoflene Vorrechte ohuc 


Noth zu verfürzen. 
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Hräjudiciren könne dem Kurfürften'von Heffen, 
und dem ehemaligen von Baden, nicht, daß die vors 
maligen Kurfürften von Pfalzbaiern und Sach— 
fen jegt (auch nachdem beide die Königswürdeerlaugt), 
dem gemwefenen Kurfürkten von Brandenburg nad 
gefegt würden. Denn die in Teutfchland neuen Königs- 
titel, hätten in jenen beiden Häufern den alten Kurs 
titel ganz verdrängt, und Preuffen gehe ihnen jegt 
(auch in den teutfchen Bundesverhältniffen) vor, als 
König und als Regent weit beträchtlicherer Staaten. 
Wenn auh Baden, nach äufferfi anfehnlichem Länder⸗ 
zuwachs, , beijegiger großherzoglicher Würde, alte Bor, 
züge der Kurfürften aufgeben mwolte*), würde ein 
ſolches Beifpiel das Kurhaus Heffen zu Nichts ven 
binden: In dem Kurkollegium mit Baden alternirend, 
Ley dieſes auf dem Reichstage ſowohl Holftein als 
Naffau (Dranien) vorgegangen, und müffe alfo jegt 
alte herkommlichen Rechte ih Horbehalten **). “ 





°) Daß Baden Vorzüge diefer Art habe aufgeben wel 
Ien, erhellet aus den Eongreg®erhandlungen auf feine 
Weiſe. Zwar war, in dem anfangs vorgelegten Schema 
der Stimmordnung (Act en ıc. Bd. II, & 322), ihm 
Holftein vorgefegt, und der in der zweiten Gigung, 
wo Kurpefien obige Erklärung gab, für Baden Erſchie⸗ 
mene gab gegen diefen Vorzug einen Widerfprud nicht zu 
Protocol: allein, eines Theils war diefer zu Congreßs 
Verhandlungen nicht bebollmächhtigt, und 
andern Theild ward nachher, ohne Badens Zuthun, das 
angedrohte Präjudiz dadurch abgewender, dag in der 
Bundes Acre felbit, Art. 4, Baden die ihm gebüh⸗ 
rende Stelle vor Holſtein angewiefen ward. 

“) Acten x. Bd. II, ©. 393 ff. u.349 f. Diefe kurs 
beffifhe Ertlärung, kam zweimal als Beilage zu 
dein Prorocoll. Die ürſache Hieven ift von mir angezeigt, 
in den Acten «. Bd. U, ©. 568. 


Klüber'é Ueberſicht. III. Mm 
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Was Holftein und Luremburg biegegen er 
flärten, nnd in welcher Ordnung fie in der Bundel: 
Acte, im Verhältnig zu Kurheffen, gefegt murden, 
ergiebt fih aus dem, waß hier unten folgt. 

5. 

Borftehende Erinnerungen der beiden Heffifchen 
fonverainen Hänfer gegen Dänemarf, als Herzog von 
Holftein, gaben den bolfteinifhen Herren Be— 
vollmächtigten Anlaß zu folgenden Neufferungen. Das 
Schema votantium, worin Holftein den beffifchen Haw 
fern vorgefegt fey *), mache einen Theil Degjenigen 
Eurmwurfg des Bundesvertrage auß, welcher cin 
Berathungs Gegenſtand der Verſammlung fer. 
Sie hätten ſich nicht veranlaßt gefunden, Erinnern: 
‚gen dagegen zu machen. Für jest ohne Juſtruction 
über diefen Punct, müßten fie bloß das Intereſſe ihres 
Hofes, in Beziehung auf die in dem Schema ange 

Snommene Drdnung, gegen jede Beeinträchtigung ven 
mahren, wenn Erörterungen über deffen Abfaffun:, 
in Beziehung auf ihren Hof erhoben würden. Da 
indeß fpäterhin **) von dem Präſidium darauf fer 
angetragen worden, in der Abflimmung auf der Fun 
desverfammlung , Die auf der vormaligen Reichs ver— 
fammiung flat gehabte Ordnung ***) beizubchal 
ten, worüberdas Nähere aufder Bundesverfamm 
Iung ſelbſt zu reguliren feyn werde, fo Hätten fie, 


»2) Acten x. Bd. II, ©. 3aa. 

”) Ebendaſ. ©. 407. 

**) Hier gehörte Holſtein, wie ſchon erinnert, alas 
den beiden heſſiſchen Käufern, zu den ſechs alternis 
venden Haufern. Es wollten jih alfo die holſteiniſchen 
Herren Bevollmächtigten, au in der Bundesverſawm 
lung, cine Abwechslung mit den heſſiſchen Häuſera 
gefallen laſſen. 


619 


die Bevollmächtigten hiegegen weitere Erinnerun, 
gen nicht zu machen *). 

Als nachher in der Bundes Acte, Art. 4, Hol⸗ 
ſtein nach den heſſiſchen Häuſern geſetzt worden war, 
doch mit der für Alle geltenden VerwahrungsClauſel 
«unbefchadet ihres Ranges-(Art. 4 u. 8), machten die 
holſteiniſchen Herren Bevollmächtigten dagegen keine 
beſondere Einwendung; ſie erklärten vielmehr, daß 
der Inhalt der BundesActe von ihrer Seite keinen 
weſentlichen Einwendungen mehr unterliege **). 

6. 


Euremburgs Rang in den Verhältniffen des 
teutfchen Bundes, war, durch die heffifhen Erins 
nerungen, ebenfalls zu näherer Erörterung gebracht 
worden. J 

Der König der Niederlande, früher Erbſtatt⸗ 
halter der vereinigten Niederlande, hatte auf der teut⸗ 
fchen NReichsverfammlung, ald Fürft von Naffaudras 
nien und Dieg***) (von 1803 bis 1806 auch Nafaus 
DranienFulda zuweilen genannt), in dem Neichsfürs 
ſtenrath Sig und Stimme unter den neuen Fürften 
gehabt. In der SchlußActe des mwiener Congreſſes 
(Art. 67), ward ihm ein Theil des ehemaligen Ders 
zogthums Luxemburg mit der großherzoglichen 
Würde angewieſen, als zu dem teutſchen Bund gehös 
rig****). Bon dieſem Lande, mar chehin auf dem 





Acten ꝛc. Bd. II, ©. 413 f. u. 408. 

**) Ebendaſ. S. 548 ff. u. 5dı, verglichen mit S. 598 f. 
u. 603. 

"*) So nannten ihn Kaiſer und Reich, und die Reichsge⸗ 
richte. Er ſelbſt und feine Landesbehörden, gebrauchten 
den Titel Dranien Naſſau— 

wer) Bonder Boltsmengein dem Grokherzogthum kuxem⸗ 
burg, ſ. man oben S. 516 die Rote. 
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teutfchen Reichstag eigene Stimme nicht geführt wer: 
den. Es mar bloß ein Beſtandtheil des Derzogthums 
BHurgund*), von welchem Deflreich die Dritte Stimm: 
in dem Keichsfürftenrarh führte. In Anfchung feiner, 
fonnte alfo das Beifpiel oder die Analogie von ber 
ehemaligen Reichsverſammlung, für Feftfegung feine 
Stelle in der Bundesverfammlung, Feine zuverfidt: 
lich leitenden Ideen liefern. Deſto freier fland nun 
die Frage, welche Stelle diefem Lande, und zwar 
als Großherzogthum, in der Bundesverfamm: 
hung anzumeifen ſey? 

Der Iuremburgifche Herr Bevollmächtigte en 
Elärte , fein Hof babe natürlichen Anfpruch auf ten 
Pag von Burgund Aber Se Majeflät erklärten 
Shre Sleihgültigfeit, folglich Ihre Nachgie— 
bigfeit, wenn Sie damit bewähren Fönnten, daß 
man fich mit erbeblicheren Dingen ald Dem Rang zu 
befchäftigen habe, und wenn Sie damit Ihren Tkit: 
fländen, dem hohen heſſiſchen Haus, einen wefent 
lichen Gefallen erzeigten. 

Diefer nachgebenden Erklärung, fügte der Herr 
Gefandte, ganz im Sinn der oben gemeldeten Acuffe 
rung Herzogs Mirich von Wirtemberg, eine Bemerkung 
hinzu, welche practifch eben fo richtig als wichtig iſt. 
Der practifhe Gebrauch bei den Bundesverfamm 





®L Unter diefem Namen wurden, auf dem Reichstag, die öͤſtreu 
chiſchen Niederlande oder der burgundifhe Kreis begriffen. 
Tiefe beſtanden zulegt noch aus einen Theil der Herjog 
thümer Brabant, Luxemburg, Limburg und Gelderland, 
und auf einem Theil der Grafſchaften Flandern, Kerne 
acu und Namur. Ben den ehemaligen Herzogthum Yu 
xcuburg, beſaß Deftreih din größten Theil, der übrizt 
gehörte su Frankreich. 
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Iungen ſelbſt, fagte er, werde jedoch Ichren, daß der 
Nang die Stimmen *) nicht reihen könne. Eine Stim. 
me im Vordergrund , könne über Anfichten fich nicht 
Auffern, die durch Stimmen im Hintergrund vertheis 
digt würden. Erörterung und Abgebung det Stim: 
men, mwürden aber als verfchiedene Dinge erſchei— 
nen **). 

Die Richtigkeit diefer Bemerkung, hatte fich reichlich 
bewährt in denfelben wiener Sigungen, wo ſolche 
zu Protocol Fam. Die Bundes Acte ſelbſt erhielt darin 
ihre Entſtehung, ohne daß man ſich an eine beftimmte 
Sig; und Stimmordnung gebunden hatte. Die Bes 
vollmächtigten der mächtigften und mächtigen Höfe, 
ſaſſen, ſtimmten und unterfchrieben anſpruchlos unter 
denjenigen der mindermächtigen und mindermächtigften; 


Köunte das gute Werk in derfelben Art, wie es, 


ohneꝰalles Stellezanfen, angefangen, und in der Buns 
desActe, (Art. 8) auch für die Bundesverſammlung, 
bis zu Dem Zeitpunct , wo die Einrichtungsgefege 
würden errichtet ſeyn, war feftgefegt worden, nicht 
auch ſtets fortgeführt werden? 

Mit dem Nachgeben Luxemburgs gegen’ die heſſi⸗ 
ſchen Häuſer, war jedoch obige Frage noch nicht volls 
Nändig beantwortet. Darüber, wie über manches 
Andere, welches fogleih in Wien am leichteften und 
gefehtwindeften wäre zu entfcheiden gewwefen, wenn man 
fih der Eile nicht altzufehr hingeben zu müffen geglaubt 
hätte, wollte man etwas Erfchöpfendes noch nicht 
feftfegen. Das Protocoll der dritten Signug, deutet bloß 
die Schwierigkeit an, welche entflanden fey, in 


*) Rad) ihrem inneren Werth. 
) Act en x. Bd. I, ©. 414 f. u. 403. 





“u 
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Hinficht auf den Pag für das nun (neu?) hinzufom: 
mende Votum für Luxemburg. Es ward Daher zmti 
mal, in der dritten und achten Sigung , Der Be: 
ſchluß gefaßt, daß die Bundesverfammlung jr 


Frankfurt Bedacht darauf haben werde , Lurembut 


eine angemeflene Stelle anzumeifen *). Damit ke 
zeugte fih auch der Iuremburgifche Derr Bevol— 
mächtigte zufrieden, mit Beziehung auf feine vor 
hin gedachte Erflärung **). 

Da jedoch in der BundesActe, Art. 4 und, 
auch Luremburg in der Reihe der Stimmberechtigten, 
ſowohl in der eigentlich fo genannten Bundesverfamm: 
Iung, ald auch in dem Plenum, aufzuführen war: fo 
ward es daſelbſt nicht nur Baden und den beiden hefi 
ſchen Häuſern, fondern auch Holflein n a chgefegt, flatt 
dag in einem früheren Schema ***, Hol ſtein übe 
Baden, Luremburg und die beffifchen Häufer u: 
gemburg hingegen , zwar nach Baden „ aber dod 
über die heffifchen Häufer gefegt war. 

7. 

Der Herzog von Braunſchweig (Wolfenbüttel 
hatte ehehin auf dem Reichstag in dem Reichsfür— 
ſtenrath Sig und Stimme gehabt vor Baden, den 
beiden heſſiſchen Haufern und HolſteinGlückſtadt. 

In der Bundes Acte Art.6, wurden ihm Liefe, 
und auch Luxemburg, fo viel die Sig: und Stimmord: 
nung indem Plenum betrifft, indgefammt vorge: 
zogen. In dem 4. Artikel wurden ihm auch, fo vie 
Die eigentlich fo genannte Bundesverfammlung 





*) Ucten ꝛc. Bd. II, ©. 408 u. 496. 
*) Ebendaſ. S. 408. 
”.. Erendaſ. ©. 322, 
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anfangt,. die meeflenburgifchen Häufer vorgezogen, 
die in dem Reichsfürſtenrath ebenfalls nach ihm ſaſſen 
und limmten. Dagegen wurden in dem 6. Artikel, in 
Beziehung auf das Plenum, die großherzoglich + und 
fähfifhen Häufer ihm nachgefegt, welche in dem 
Neichsfürftenrarh ihm vorgieugen. 

Was die Stelle betrifft, welche dem Herzog von 
Braunſchweig in der eigenrlichen Bundesverfammiung 
angemwicfen ward, fo kommt dabei unter Anderem in 
Betracht, daß die übrigen , welche ihm vorgezogen 
wurden, wegen der gröfferen Volfdmenge ihrer Län— 
der, BirilStimmen erhielten (die beiden medien 
burgiſchen Häufer ausgenommen), während Brauns 
ſchweig nur Theil an einer Curiat Stimme erlanate. 

Dielleicht wären die mecklenburgiſchen Häuſer, 
wie auf dem Reichſstag, ihm nachgefegt morden, 
wenn nicht Naſſau mit Braunfchmweig in Gemeins 
ſchaft der EuriatStimme wäre gefegt worden *). Dies 
ſes Haus (Naſſauuſingen und Weilburg, nicht aber 
Naffaudranien) hatte vor 1803 Feine VirilStimme 
auf dem Neichstag, fondern nur drei Theile an der 
EuriatStimme der mwetterauifchen Grafen, deren es 
ſich jedoch nicht bediente. Erft der Reichedeputationds 
Hauptſchluß von 1803, gab ihm VirilStimmrecht, und 
zwar zweifaches, im Neichsfürftenrath **). Hätte man 
nun in der Bundesverfammlung diejenige CuriatStims 
me, an welcher Braunfchweig Theil hatte, über die 
mecklenburgiſche geſetzt, fo wäre dadurch zugleih Nafs 
fan, als Theilhaber an jener, über Die mecklendurgi— 
fhen Häufer gefommen, die ihm auf der Reichsver, 





*) Man hatte Braunfgweig hicbei Feine Wahl gelaſſen. 
Acten x. Bd. II, ©. 426. 
**) Naſſauiſche Erklärung hierüber, ebendaſ. ©. 477 f. 
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ſammlung im Rang weit vorgegatigen waren. Dieſes 
fhien man nicht zu wollen, und Braunfchweig aufle 
Gemeinfchaft mit Raffau in der EuriatStimme zu lafı 
fen *), hatte, fo wie die innere Zufammenfegung auf 
der drei folgenden EuriatStimmen, Schwierigkeiten **), 
die ſchwer zu überwinden waren. 


Dagegen fuchte man Braunſchweig für dieſe Zus 
rückfegung einigermaſen dadurch zu entfchädigen, daß 
man es in dem Eingang der Bunde8Xcte unmittel 
bar nach den herzoglich-ſächſiſchen Häufern nannte, 
und ihm in dem Plenum (Art 6) eine Defto höhere 
Stelle, und zwar mit zwei Stimmen ***), anwies. 
Hier ward es nit nur über die mecklenburgiſchen 
Häufer gefegt, fondern auch fogar über die großher— 
soglih sund berzoglich -fächfifchen Häufer, welchen eb 
ehedem in der Reichsverſammlung den Borrang hatte 
einräumen müſſen ****), Es erhielt feine Stelle um 
mittelbar nach Luxemburg. 

Bei diefen Verhandlungen und Beflimmungen, 
Hatte Braunfhweig nicht unterlaffen fein Intereſſe 
zu wahren. Schon in ber zweiten Sißung hatte es 
Daffelbe überhaupt, in Hinſicht fowohl auf Ordnung 


°%) Didenburg bot fih an, mit Braunſchweig zu einer 
Stimme zu concurriven. Acten x. Bd. II, ©. 405 f. 
438 f. 

) Erinnerungen deßhalb, von HeffenDarmftadt, ven 
den vereinigten Fürften und freien Städten, 
und von Anhalt, ebendaf. S. 347, dgı, 349 f., 418 
und 419. 

es. Acten ?ꝛc. Bd. II, ©. 4ıB. 

v... Dieſe mußten bier deßwegen nachſtehen, weil jedem don 
ihnen nur eine Stimme ın dem Plenum gegeben ward; 
bermöge eines Befhluffes, in den Acten 2. Bd. Il, 
©. 470. 
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als auch auf Zufammenfegung ber Stimmen, auss 
drücklich zu Protocol verwahrt *). Ferner, hatte es 
in der vierten Sigung beflimmt verlangt : 1) auch für 
die Zukunft, überhaupt den Borrang vor allen 
ehehin fo genannten alternirenden Hänfern, 
da man einmal den alten Rang, tie er vor ıB06 
war, zur Normsangenommen babe; 2) daß in der 
EuriatStimme, in welche es mit Naffeu zufammen 
geftelt worden, Braunſchweig befländig zuerfl ges 
nannt werde; 5) daß in Ausübung des Stimmrechs 
tes völlige Gleichheit, und durdaug Feine Pons 
derirung nach der Bevölkerung flatt finde, fondern 
billige Rückficht auf beiderfeitige Verhältniffe vor ı8o@ 
genommen werde **). Der erfte Punct ward, fo viel 
die in der BundesActe gewählte Ordnung der Stims 
men betrifft, nicht beachtet; dem andern und dritten 
ward, weder ausdrücklich noch ftilfchweigend entgegen 
gehandelt. 

Endlich machte auch Braunfchweig, in der ſieben⸗ 
ten Sigung, bei dem 4. Artikel Erinnerung gegen den 
Befchluß, daß diejenigen, welche in dem Plenum nur 
eine Stimme haben, denen, welchen bafelbft zwei 
eingeräumt worden, in der Bundesverfammlung allges 
mein nachgefegt werden follten; es ward aber auf die, 
des Ranges halber ber BundesXcte eingerüdte, allges 
meine Verwahrung verwiefen ***). 


Aufferdem hatte Braunfchweig noch, von Sachfens 
Weimars Annehmung der großherzogfichen Würde An⸗ 
laß genommen, auf dem Eongreß zu erflären, Daß es 


*) Acten ıc. Bd. II, &. 350. 
**) Ebendaſ. © 426 und 418. 
») Ebendaſ. ©. 470. 
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ſich jede Befugnig für den Fall vorbchalten müfe, 
wenn mit dergleichen Annehmung höherer Titel, bie 
etwa auch noch von Seite anderer Fürften erfolgen 
fönnte, wefentlihe Vorrechte ſollten verbunden 
werden *). | 

8. 

Naffan bat, im Verhältniß gu ſeinem, oben 
fhon angezeigten, Rang auf der ehemaligen Reich— 
verfammiung , durch Die BundesXcte bedeutend ge 
wonnen. Zwar ward es in dem Eingang der Bun 
desActe, erft zwifchen den Fürflen von Hohenzollern: 
Sigmaringen und Lichtenflein genannt. Uber in der 
eigentlichen Bundesverfammlung, hat es eine höhere 
Stelle erlangt, durch feine, kurz vorbin näher ange— 
gebene Vereinigung mit Braunfchweig zu ciner Eu 
riatStimme. In dem Plenum, half ihm die Sroffe der 
Volksmenge feined Gebiets, zu zwei Stimmen, und 
biedurch zu einer Stelle uber den großberzoglich: und 
berzoglich »fächfifchen Häufern,, über MedlenburgSötre 
fig und HolſteiOldenburg **). 

In det vierten Sigung,, machte Naffau Den Antrag 
auf eine Beſtimmung in der Bundes Acte, Daß feine 
niit Braunfchweig zu combiniren verabredete Stimme, 
fiets in einerlei Ordnung mit der braunfchweigis 
fchen abzulegen fey. Zum Grund führte ed an, dat 
feine ehemaligen ComitialRangverhältniffe,, aus befons 
bern Gründen uubeflimnit geblieben feyen , folglich bei 
feiner jegigen Loeirung nicht, wie bei Andern belicht 
worden, zur Richtfehnur dienen könnuten *»**). 


9) Dben ©. 161. 
”) Actenı. Bd. II, ©. 418 u. 470 
wo.) Ehındaf. ©. 437 3 
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Die anwefenden Herren Bevollmächtigten, fanden 
wider diefen-Antrag nicht8 zu erinnern *); doch ward 
deßhalb der Bundes Acte Feine eigene Beflimmung eins 
gerückt, vermuthlich weil fih von ſelbſt verftand, daß 
in Ablegung der Geſammtſtimme, Braunſchweig und 
Nafau nicht zu trennen feyen. 

Doc Eonute Diefeg für die Stimmordnung in dem 
Plenum nicht entfcheidend feyn, weil hier Naſſau 
VirilStimmrecht erhielt. Da ihm aber daſelbſt zwei 
Stimmen zugetheilt wurden, und ed nur durch Mech 
Icnburgs Schwerin von Braunfchweig getrennt, bins 
gegen den großherzoglich s und herzoglich sfähfifchen und 
andern altfürftlichen Häufern vorgefegt ward, fo fand 
es fih wohl auch hier zufrieden geficht. Dagegen 
widerfprach 


9 

Holſtein Oldenburg dem Beſchluß, daß Naſ⸗ 
fau feine nit Braunſchweig zu combiniren verabredete 
Stimme, immer in einerlei Ordnung mit diefer abzus 
legen habe. Es vermwahrte damider feine Gerechts 
fame, weil ihm diefer Befchluß mit dem angenommenen 
Grundfag unvereinbar ſchien, nach welchem die durch 
den Reichsdeputations Hauptſchluß von 1805 feitgefegte 
Rangordnung, ald vorläufige Norm angenommen wors 
den ſey *). 

Früher ſchon hatte der oldenburgiſche Herr 
Bevollmächtigte dawider proteſtirt, daß man ſeinen 
Souverain mit den Geſammthäuſern Anhalt und 
Schwarzburg zu einer CuriatStimme vereinigt, und 
ihn hiedurch gegen alle Andern zurückgeſetzt habe, ohne 


®) Acten x. Bd. II, S. 419. 
) Ebendaſ. ©. 507 und 495. 
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Rückſicht auf das Alter feines Haufes, deffen frühere 
Verhältniffe, und die auch jegt befolgten Grundfäge, 
und ohne daß jene Zufammenfegung durch eine geogra— 
phifche oder andere Rückſicht geboten werde *). 

Was Didenburgs ehemalige ComitialRangverhält: 
niffe betrifft, fo war ihm in dem Neichsfürftenrath 
bis 1805 der fichenzigfle, in dem Neichddeputationg; 
Hauptfchluß Hingegen der vier und funfziofte Plag ans 
gewiefen. Es pflegte aber nicht an jener Stelle zu flim: 
men, fondern, und zwar mit der Berwahrungsllaufel 
« salvo loco et ordine », erſt weun alle fürſtlichen Stim» 
men abgelegt waren. Die Urfache war, weil es auf 
eine Stelle unter den eigentlich fo genannten alternirens 
den Häuſern Anfpruch machte , diefe aber durch einen 
Pertrag von 1740 geradezu nur Die Eönigliche Linie des 
Hauſes Holftein unter fir) aufgenommen, und in einem 
GeparatXrtifel, der herzoglichen Linie (damals Holfteins 
Gottorp genannt) die Aufnahme unter fih nur für 
den Fall zugefichert hatten, wenn diefelbe «die ihr 
annoch zur AlternationsActivität im Weg ſtehende 
befannte SeflionsHinderniß vollends werde wegräu— 
men fünnen» **). 

10. 

Auch Hohenzollern nahm von den berzoglich: 
naffauifchen Aeuſſerungen, in Bezichung aufdie Stimms 
ordnung, Anlaß zu einer befondern Rechtsverwah— 
rung. Es verlangte, daß man bei dem Grundfag feft 
Befichen folle, Daß Die Stimmen in der Bundesverfamm; 
Jung in der nämlichen Ordnung und Reihe, wie ehedem 


®) Hctenx. Bv. II, ©. 428 und 419. 
”) 2.8. Franfens Nachricht von der neueften Befchaffens 
heit eines Reid stage, ©. 81 und 174. 
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auf dem Reichstag, abzulegen feven*). Es ward aber 
in dem Protocol, auf die des Ranges halber der Bundes 
Acte einverleibte VerwahrungsClauſel verwiefen **). 

Späterhin trug der fürſtlichhohenzolleriſche 
Bevollmächtigte darauf an, daß dem Haufe Hohen; 
zolfern in der Stimmordnung der Rang unmittel 
bar nach Anhalt angewiefen werde, nach Maasgabe 
der chemaligen EomitialStimmorduung und des Reichs—⸗— 
Deputationshauptfchluffes ***). Es fand aber diefer 
Antrag keinen Beifall; denn in der BundesXcte, Art.6, 
find die. ſchwarzburgiſchen Haufer zwifchen Anhalt und 
HohenzollernHechingen gefegt; auf Diefes folgt Fichten, 
flein, und dann erfi Hohenzollern Sigmaringen. 

11. 

Zmwifchen den fürftliden Häufern Lippe und 
Schaumburg (oder Schaumburgfippe), fam ed noch 
in der achten Sißung zu einer kurzen Erörterung über 
Den Rang in der Bundesverfammlung. Lippe begehrte 
folden vor Schaumburg, und vkwahrte deshalb feine 
Rechte +). Der fhaumburgifche Herr Bevollmächtigte 
führte Dagegen an, daß es Schaumburg zwar einerlet 
feyn werde, od es in der Eurie die fiebente oder achte 
Stimme führe, doch habe es auf dem Reichstag eine 
Stimme in der GrafenCurie vor Lippe gehabt +F). 

Maß beide Theile, nachdem fie, bei Auflöfung der 
teutfchen Reichsverbindung, gleichzeitig zu der Souves 
rainetät empor gefliegen waren, in die Wagfchale. zu 
legen hatten, fcheint in Solgendem zu beſtehen. Lippe: 





*) Acten xx. Bd. II, ©. 476 f. 
») Shendaf. ©. 470. 
... Shendaf. S. 506 und 495. 
+) Ebendaf. S. 505 und 495. 
Tr) Ebendaſ. ©. 495. 


ML 
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die Fürſtenwürde des teutfchen Reichs, fchon 1720 
erlangt, und nach erhaltener faiferlicher Erneuerung 
und Beflärigung, feit 1789 öffentlich geführt und au: 
erkannt, während Schaumburg erft nach Auflöfung des 
teutſchen Reichs und erlangter Gouverainetät, bei 
feiner Aufnahme in den rheinifchen Bund 1807, Die 
Fürſtenwürde fich beilegte; ferner, daß Schaumburg 
eine jüngere Linie des Haufes Lippe fey; endlich führte 
Lippe an, daß man in dem Neichsdeputations Haupt; 
fchiuß von 1803 als Grundfag angenomnten habe, daß 
neu ertheilte Stimmen nach dem Alter ded Fürften: 
Diploms zu ordnen feyen. 

Schaumburg: den während der Neichsverbin: 
dung genoffenen Vorfig vor Lippe, ſowohl in der weft: 
phälifchen Kreisverfammlung *), al8 auch in dem 
weftphälifchen Srafen@ollegium; ferner, dag Schaums 
burg dermal nicht als jüngere Linie des Haufe Lippe 
in Betracht fomme, fondern wegen des Fürſtenthums 
Schaumburg. 

Fu der Bundes Acte ward Schaumburg vor 
Lippe genannt, fowohl in der Stimmordnung in dem 
Plenum, ald auch in der Eurie der fechzehnten Stimme 
in der Bundesverfammiung. 

12, 

Die Natur einer CuriatStimme bringt es mit 

fh, daß die Stimme jedesmal im Namen aller Theif: 


. 9%) Ob dieſer Borfig beftritten geweſen, und daher unter 
derjenigen Reſervations Clauſel, welche, der Sitzordnung hals 
ber, den weſtphaliſchen Kreisabſchieden am Schluß einver⸗ 
leibe zu werden pflege, (Mofers teutfhes Staatsrecht, 
ch. XXVII, © go fe Ebendeß. teurfbe Crays⸗ 

"serfaflung, ©. 138 f.) begriffen ſey? muß auf den, noch 
ungedructen KreisActen erhellen. . | 
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haber, die in diefer Dinficht eine moralifche Perſon 
bilden, abgelegt werde; alfo durch einen gemeinfchaft 
lihen Stimmführer. Im concreten Fall, gilt immer 
Die abgelegte Stimme für den Gefammtmillen aller 
Theilhaber. Der Sefammtwille ift das Reſultat des 
Willens aller Einzelnen. Dieſes Refultat kaun nebildet 
werden, entweder Durch Uebereinſtimmung, oder nach 
einer feftgefegten Mehrheit der einzelnen Stimmen, 
oder Durch Compromiß, indem alle Theilhaber die Feſt— 
fegung ihres Geſammtwillens Einem oder Mehreren, 
für einen oder mehrere Fälle, übertragen; gleichviel. 
ob der Eine oder die Mebrereru aus der Mitte der 
Theilhaber find, oder nicht, wie 5. B. in dem legten 
Kali der gemeinfihaftlide Stimmführer, Bevollmäch— 
figte oder Gefandte. . 

Bei Ablegung der Sefammtflimme, Fann diefelbe 
auf verfchiedene Weife benannt werden: ı) mit einem 
Geſammt, oder EollectivRamen, z. B. Eurie der ſech⸗ 
zehntän Stimme; 2) durch namentliche Angabe aller 
Theilhaber der Stimme, 3. B. Hohenzollern, Lichten« 
ftein, Reuß, Schaumburgkippe, Lippe und Walde 
gemeinſchaftlich — wobei in der Ordnung, nach welcher 
die Einzelnen benannt werden, eine beftimmte Abwechs— 
lung ftatt finden kann —; 3) durch Benennung eines 
einzelnen Theilhabers (oder etlicher), als ernannten 
Stimmführerd für fih und feine, namentlich oder 
colleetin benannten, Genoffen, 3. B. Holſtein Oldenburg 
für die Eurie der funfzehnten Stimme, oder: für ſich 
und die übrigen Theilhaber der funfzehnten Stimme, 
oder: fir fih, Anhalt und Schwarzburg. Wählt man 
Diefe Dritte Art der Benennung, vielleicht fir das Ehrs 
gefühl Einzelner die befriedigendfle, fo faın, und 
wird wahrſcheinlich auch, eine beſtimmte Abwechs— 
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lung der Theilhaber in der Benennung ald Stimm, 
vertreter Aller, feftgefegt werden. Bei Feſtſetzung einer 
Abwechslung diefer Art, kommt dann der Rang oder 
die Ordnung in Betracht, nach welcher die Einzelnen 
An der Stimmvertretung abwechfeln follen. 

Fine Abwechslung diefer Art, feheinen Die Herren 
Deputirten der vereinigten Fürften und 
freien Städte bezweckt zu haben, wenn fie in der 
zweiten Sigung den Wunfch äuflerten, «daß diejenigen 
Sürftenhäufer , denen gemeinfchaftlih eine Euriats 
Stimme zufält, insgefammt nach einer gewiflen Ords 
nung zur Stimmführung gelangen möchten*). Ein 
Beſchluß, ward auf diefen Wunfch nicht gefaßt. Viel—⸗ 
leicht wollte man die Erfüllung deffelben , der eigenen 
Willensbeſtimmung der Intereffenten überlaffen. 

13, 

Einftimmig fihien man in den Gißungen fich 
zu E3 Ueberzeugung zu befennen , daß bei Feflfegung 
der Stimmordnung aller Stimmberechtigten , nicht 
nur in der eigentlich fo genannten Bundesverfamms 
lung, fondern auch in dem Plenum, fo wie bei verbält: 
nißmäfiger Bertheiluug der für das Plenum feſt— 
gefeßten 69 VirilStimmen unter 58 Bundesgenoſſen, 
nicht nach bloffer Willführ, Gunſt oder Eonvenienz zu 
verfahren fey, fondern nach einem Grundfag, der, 
wenn auch nicht in allen Fällen dDurchgreifen, Doch als 
eine Kegel leiten müſſe, gegen welche nur aus erbebs 
lichen Gründen Ausnahmen zuläflig ſeyen. 

Damit man fi eines folchen Grundfages flar bes 
mußt werde, und nicht dein Spiel dunkler Ideen fi 
preiß gebe , geſchahen verfehiedene Borfchläge , und 


— 2 


*, Actenx. Bd. II, ©. 349. 
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Baiern insbefondere drang auf Unterfuhung , nach 
welchem Princip das Schema der Stimmordnung, wel. 
es als Entwurf vorgelegt worden, entworfen fey*). 
Was zuvörderſt das Princip für Vertheilung 
ber, fürdas Plenum fefigefegten, 69 Stimmenunter 
38 Bundesgenoffen betrifft, fo meinte zwar Hefs 
fen Darmfladt, in ber zweiten Sigung, daß die 
Sröffe der Staaten, ihr geograpbifcher Umfang, 
hiebei als Maasſtab nicht gelten könne *). Allein 
ſchon in der folgenden Sigung gaben Deftreich und. 
Breuffen zu erfennen, daß jene Vertheilung unges 
fähr in Verhältnig mit der Bevölkerung der 
Staaten geſchehen mufe®**). Diefer Grundfag, den 
tn der vierten Sigung auch Hannover, in naments 
licher Beziehung auf Braunfhmweig, angewendet 





wiffen wollte ****), kam hierauf, bei der in dem ' 


6. Artikel der Bundes Acte gefchehenen Vertpeilung der 
Stimmen, in Anwendung +). Die BundesXcte fagt 
ausdrücklich, die Berechnung und Dertheilung ſey 
gefchehen «mit Rückſicht auf die Verſchiedenheit der 
Gröſſe der einzelnen Bundesitaaten». . 
Anlangend die Stimmordnung aller Stimm 

berechtigten, fowohl in ber eigentlich fo genannten 
Bundesverfammlung als auch in dem Plenum, fo 
gefchahen deßhalb verfchiedene Borfhläge Den: 
erfien, undzwar anfangs alternativen, that Heffens 
Darmfladt, in der zweiten Sigung. Man ſolle, 
erElärte in Wefentlihen fein Bevollmächtigter, bie 
Stimmen ordnen, entweder ganz allein nach der 

®) Actenx. Bd. II, S. 346. 

**) Ebend. ©. 389 u. 347. 

Ebendaſ. ©. 406. 

*e) Ebendaſ. ©. 418. 

+) Ebendaf. ©; 461 u. 455. 


Mlüber's Ueberſicht. TIL Rn 
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ehemaligen EomittalDrdnung, oder — was ben jegir 
gen Berhäftniffen angemeflener fey — zwar nach der Eos 
mitial Ordnung ‚ jedoch mit entfcheidender Hinſicht auf 
Den gegenwärtigen politifch ‚ftatiftifchen Werth der eins 
zeinen Bundesſtaaten für das unmittelbare Intereſſe 
des Bundes, befonders in Hinficht auf die Gröſſe ihrer 
Bevölkerung, weiche zugleich den Mansflab liefere für 
das Quantum ihrer Beiträge zu dem Zwed des Bun—⸗ 
des , namentlich ihrer TeuppenContingente-*). In 
der folgenden Sigung, erklärte ſich derſelbe Herr Bus 
vollmaͤchtigte ausfchlieffend für den zweiten Bor 
IHlag**). 

Ein anderer Vorſchlag gefchah in der dritten 
Cigung ; das Protocol fagt nicht beſtimmt von Wem, 
aber , wenn man: nach den unmittelbar vorbergeganges 
nen Verhandlungen und Vorſchlägen *7*) fchließen 
darf, von Deftreich und Breuffen. Es müfle, fo 
lautet diefer Borfchlag, 2) die zu treffende Beſtimmung 
für den Rang der Bunbesgenoffen in der Bundes. 
verfammkung, ohne Präjudiz ſeyn für die anffer- 
Halb derfelben vorkommenden Fälle. 2) Der Rang 
der Bundesgenoflen , ſowohl in der eigentlich fo genann- 
ten Bundesverfammlung, als auch in dem Plenum, 
fey nach demjenigen Rang zu beftimmen, welchen die 
Bundesgenoffen in der legten Zeit, und namentlich 
feit dem Reichsdeputations Hauptſchluß von 1805 ($. 30), 
aufdem Reichstag gehabt hatten ****), oder, wie es 
in dem Protocol der vierten Sigung hieß‘, daß ber 


*) Uctenx. Bd. II, ©. 390 u. 347. 

**) Ebendaſ. &. 408 u. 415. 

»e) Ebendaſ. S. 404 — 407. 

on...) Acten x. Bd. IL, S. 407, 455 u. 461. — Bekannt⸗ 
lich unterblieb auf den Reichsſtag, in dem Reichs Für⸗ 
ſtenrath, die Einführung derjenigen neuen Viril— 
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Nang, fo viel ohne Weiterungen zu veranlaffen gefche 
hen möge, nad der vermald auf dem Reichstag beſtan⸗ 
denen Ordnung, eingerichtet werden möge *). 

Diefer Vorſchlag ward, in der dritten Gigung, 
zum Beſchluß. Sämmtliche anwefende Herren Bes 
vollmachtigte waren damit zufrieden; nur mit Aus 
nahme bes großherzoglich s hefftfchen, welcher deß⸗ 
halb eine Verwahrung: zu Protocol gab **) . 

Durch einen zweiten Beſchluß, gefaßt inder ie 
benten Gigung, ward eine Ausnahme von der in 
dem vorigen Beſchluß aufgeftellten Regel gemacht, fo 
viel die Ordnung in dem Pleuum betrifft. Hier fol, 
mer zwei Stimmen hat, vor dem genannt werben, 
welcher nur eine hat***). Durch biefe Ausnahme 
gelangten, in dem Plenum, mehrere Bundesfürften, 
3 B. Holſtein, Braunfhmeig, Medlenburgs 
Schwerin, Raffau, zu einer höheren Stelle, als 
ihr ehemaliger ComitialRang ihnen angetwiefen hätte. 

Endlich kam es in der achten Sigung zu einem 
Hanptbefchluß über die der BundesActe Art. 4 und 
8 einzuverleihenden Bekimmungen, Hang und Stimme 
ordnung betreffend ****). Namentlich ward befchloffen, 
dem Anfang des 4. Artikels der BundesActe ausdrück⸗ 
lich den zweifachen Vorbehalt einzuverleiben, daß 
die daſelbſt augezeiggen Stimmen von den Bundesglie⸗ 
dern, «jedoch unbefchadet ihres Ranges», in der 
Bundesverfammiung zu führen feyen; ferner, daß 
seinem Jeden feine Rechte in Dinficht des Ranges 

Stimmen, welde in dem Reichsdeputationt Hauptſchlut 

waren ertheilt worden. 

*) Actenac Bd. II, S. 420. 

) Ebendaf. ©. 407 fe m 496. 
=.) Chendaf. &. 470. 

2) Ebendaſ· & 495 f. w Bor. f. 
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biemit (In dem Protocoll) noch einmal vorbehaften 
würden». 

Sp ward denn in ber Bundes Acte, in Abficht 
auf Rang und Stimmordnung, überhaupt und insbes 
fondere feftgefegt: | 

1) daß die in der BundesActe, für die Bundes; 
verfammiung fefigefegte Stimmordnungafler Buns 
desglieder, unbeſchadet ihres Ranges, flatt 
baben foll (Art. 4); 

2) daß in dem ganzen Zeitraum, in welchem die 
Bundesverfanmlung mit Abfaffung der Einrichs 
tungsgefese befchäftigt feyn wird, 

a) für die AbkimmungsDrduung der Bundes— 
glieder, Eeinerlei Beſtimmung gelte; daß 
vielmehr | 

b) die zufällig fi fügende Ordnung, keinem 
der Mitglieder zum Nachtheil gereichen, noch 
eine Regel begründen fole (Art. 8); 

3) daB nach Abfaſſung der EinrichtungsGeſetze, 
die Bundesverfammlung die Fünftige, für beftäns- 
Dig einzuführende Stimmorbnung in Berathung, 
und hiebei fih fo wenig als möglich von derjenigen 
Drdnung entfernen werde, welche ebedem auf dem 
Reichstag, namentlich in Gemäßheit des Reichs; 
deputations Hanptſchluſſeg von 1805, beob⸗ 
achtet worden iſt*) (Art. 8); 

4) daß endlich auch dieſe Stimmordnung, auf 
den Rang der Bundesglieder überhaupt, und auf 
ihren Vortritt auffer den Verbältniffen der Buns 
besverfammlung, Feinen Einfluß ausüben 
ſoll (Art.8). 


u) Und, ' zum Theil, beobachtet werden follte. Wan 
f. eben &. 534, bie Anmerkung in Rote 4- | 





— ·. 





XII. 


Zuſaͤntz e 
zu 
der erſten und dritten Abtheilung 
dieſer Ueberſicht. 





1. 


Sprachen in den Verhandlungen des Congreſſes. 
(S. 44, vor Zeile 7 von unten.) 


Far in allen Berbandlungen und Verträgen des Eons 
grefled, den größten Theil ber teutfchen Angelegen, 
heiten ausgenommen, bediente man fich der französ 
fifhen Sprache. Hie und da, befonders in Teutfchs 
land, ift Mißfallen hierüber geäuffert worden. Aber 
man follte bedenken, daß auf dem Eongrek, in den 
f&riftliden und mündlichen Verhandlungen, welche 
Staaten von verfhiebenen Sprachen und Dunbdarten 
berühtten, der Gebrauch einer gemeinfchaftli, 
hen Sprache, wenn nicht geradezu notbwendig, boch 
ohne große Weitläufigkeit, Verzögerung und Unbe— 
quemlichfeit nicht zu entbehren war; einer Sprade, 
von welcher man annehmen Fonnte, Daß fie ſaͤmmtli⸗ 
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chen Sonverainen, Staatsmännern und diplomati— 
ſchen Eanzleiderfonen geläufig, oder hinlänglich bes 
kannt fev. 

Eine ſolche Sprache war früherhin die lateini— 
ſche N, die zu Völkerverhandlungen ganz vorzüglich 
gefchickt iſt, als eine fo genannte todte, gefchloffene, 
worts und finnreiche, Feiner Nation befonders ange: 
hörige, allen wiffenfchaftlich gebildeten Männern ber 
kannte Sprache. Seitdem aber cine hinlängliche 
Kenntniß diefer Sprache des claffifhen Alterthums, 
unter Fürſten, Gefandten und höheren Staatsdienern 
zur Seltenheit geworden ift, bat man fi genöthigt 
gefehen, eine andere au deren Stelle zu fegen. 

Die Wahl des Congreſſes, nicht ſchwer, fiel auf 
die franzöfifche; Feineswegs ald Sprache der Frans 
zoſen, oder aus unmännlicher Vorliebe für Diefe Nas 
tion, für ihre Sitten und Sprache, fondern als eine 
Schriftfprache, die, unabhängig davon daß fie zu⸗ 
gleih RationalSprace eines europäifchen Volkes ift, 
in dem heutigen Europa unter Fürften, Staatsmäns 
nern und Gelehrten faft allgemein verbreitet, und 
auch aufferhalb Frankreich in verfchiedenen Staatöge: 
bieten und Gegenden Gemeinfprache, zum Theil auch 
Staatsſprache ift. 

Damit jedoch über dieſes diplomatifche Sprachvers 
hältniß des Eongreficd Fein Ziveifel obwalte, oder 
durch Mißverſtändniß Anfprüche gebildet oder beſchö— 
nigt würden, und jedem Staat feine völferrechtliche 
Unabhängigkeit, auch in Abficht auf feine Sprache ges 


Noch in der londner DuadrupelXlliang ven ırıB, und 
in-den wiener Friedensfchlüffen von 1725 und 1738, 
bediente man ſich der Tateinifhen Sprache. 





ſichert werde, ward der Tranzöhkh abgefaßten, 
SchlußActe des Eongrefied (rt. 20), wech dem 
Beifpiel früherer Völkerverträge, z. DB. des raſtatter 
Friedens von 1714, des aachner Friedens non 1748, 
des öſtreichiſch⸗franzöſiſchen Allianz Vertrags von 1766, 
des polniſch⸗preuſſiſchen Tractats von 1775, und der 
fondner Quadrupellllian;, eine eigene rechtöver;s 
wahrende Erflärung beigefügt. 

»Dadie frauzöſiſche Sprache», beißt es darin, 
»ausfchlieffend gebraucht worden ift, in allen Abfchriß 
- ten des gegenwärtigen Dertrags, fo handen Die Mächte 
tvelche bei diefer Urkunde mitgewirkt haben, fefigefegt, 
daß aus dem Gebrauch diefer Sprade für Die Zus 
Funft feine Folge gezogen werden dürfe; fo, 
daß jede Macht fih vorbepält, in Fünftigen Unter 
handlungen und Verträgen derjenigen Sprache ich zu 
bedienen, welche diefelbe bisher in ihren diplomatiſchen 
Verhandlungen gebraucht Hat, ohne daß gegenwärtis 
ger Vertrag, als ein den beſtehenden Gewohnheiten zu; 
widerlaufendes Beifpiel darf angeführt werden ». 

Deflen ungeachtet fehlte es felb auf Dem wiener 
Congreß nicht an Beifpielen , daß europäifche Staats— 
regierungen jeder Größe, z. B. Rußland, Großbritan. 
nien, die vereinigten teutfchen Fürſten und freien 
Städte, auch Durch den Gebrauch der eigenen fans 
desſprache, oder, wie Defireich und ber päpftliche 
Hof, durch den Gebrauch der lateiniſchen Sprade 
ihre völferrechtliche Unabhängigkeit und Gleichheit bes 
bauptet haben *). In den Verhandlungen über Errichs 


e) Acten d. w. ©, Bd. II, &. 286, Rote*und"*, und 
Bd. V, ©. 343. — Lateinifch waren abgefaßt: . die 
oſtreichiſche Natification des wit der ſchweizer Eidge 
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tung und Einrichtung des teutfden Bundes, fo wie 
über andere innere Staatsverbältniffe Teutſchlands, 
bediente man ſich raß ausſchlieſſend der teutſchen 
Sprache. 


WB 2. 
Anterhandlungen über Sachſen und Polen. 
(Bu 3.%, nah 8-5.) | 

Das Königreich Sach ſen und das Herzog 
thum Warſchau, wurden fihon vor dem Congreß, 
wahrfcheinlich ſchon vor der Einnahme von Paris, 
von den verbündeten Mächten überhaupt. ald Ger 
genftände betrachtet, die zu Ausgleichung derjenigen 
Territorial Anſprüche dienen könnten undfollten, welche 
Deflreih, Rußland und Preuffen, auh Dans 
nover und etliche Andere, machten. In diefem, we 
nigſtens fkiifehweigend gefaßten Vorbefchluß, dem nas 
mentlich-auch England Damals nicht widerfirebte,, fins 
Det man einen zureichenden Erflärungsgrund, warum 
alle vor dem Eongreß von Seite des Königs von 
Sachſen — der nach der Schlacht von Leipzig war ger 
‚nöthigt worden, feinen Aufenthalt bei Berlin zu neh⸗ 
men — gemachten Verſuche, in feine Staaten wieder 
eingıfegt zu werden, fehlfehlugen; warum der ruffifche 
GeneralGouverneur ded Königreichs Sachfen, Fürſt 
Repnin, im Julius und October 1814, in zwei bei 
den Monarchen von Rußland und Preuffen eingegebes 
nen Denkſchriften, die Bereinigung Sachſens mit 

| noſſenſchaft gefchloffenen Acceſſions Vertrags vom 20. Mai 
1815 (Acten ıc. Bd. V, S. 343), und die beiden Pros 
teſtations Urkunden des Sen a maiteguten Conſaldi 


vom 14. Jun. 1816 (Acten ꝛc. Bd. IV, ©. 325 ff. und 
Bd. VI, Heft 23). 
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Preuſſen als ausgemacht vorausfegte, und in Der leg» 
ten Mittel an die Hand gab, diefer Idee bei dem fächs 
Afchen Bolt Eingang zu verfchaffen; endlich, warum 
Rußland und Preuffen ſich bewogen fanden, fehon in 
den erfien Wochen des Eongrefles (ei. Sept. 1814), 
durch einen Vertrag über diefen Gegenſtand, Verſchie—⸗ 
denes ausdrücklich unter fich feflzufegen. 


Der König von Sachfen fchmeichelte fich mit der 
Hoffnung, daß ihm gelingen werde, dad drohende Uns 
gewitter noch vor dem Ausbruch zu befchwören. Er 
befiritt die Anwendbarkeit des Eroberungsrechtes auf 
ſich und feine Staaten. Erzählte, wenn eine Schuld auf 
ihm wirflich laſten follte, die Neihe von Mitſchuldigen 
anf, die Berzeihung erlangt hatten. Er rechnete noch 
“auf Deftreich8 Freundfchaft, auch nach der Kälte, 
welche zwifchen ihm und dieſem Hof, wegen Abbrechung 
der im Frühjahr 1813 flatt gehabten Unterhandlungen, 
eingetreten war. Er glaubte an Fräftige Unterflügung 
durch England, wenigſtens aufgeregt durch die Stimme 
der brittiſchen Nation, dieſer Freundin aller Unters 
drückten. Er hoffte auf Ludwigs XVII. Fraftige Fürs» 
fprache für einen Unglücksgefährten, und auch auf 
diejenige von Baiern, dem die Nachbarfchaft Preuffens 
nicht angenehm feyn Fonnte, und deſſen Stimmung 
gegen diefe Macht ihm nicht unbekannt war. Auch 
glaubte er die öffentliche Meinung auf feiner Seite zu 


haben; gewiſſer noch, die Stimme ber ganzen fachfifchen 
Nation. 


Abgeſehen von Gründen des firengen Rechtes, Die 
wider den König angeführt wurden, und daß Verzeihung 
für den Einen, den Andern nicht zu Gleichem berechtige, 
konuten Vernunft und Erfahrung dem König bie Bor 
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litik etliher groffen Höfe allein, nicht als einen 

Hafen darflellen, in welchem er fihern Schuß finden 
"werde. Intereſſe und Neigung des Kaiferd Alexan— 
ders, die polnifche Nation , fo weit ed möglich, unter 
feinem Scepter zu vereinigen; die von ihm ſchon Durch 
den Tractat von Kälifch, und nachher auch von Eng: 
land und Deflreich in den Tractaten von Reichenbach 
und Töplig, zugefagte Wiederherfiellung der preuffi: 
fhen Monarchie nach ihrem Beſtand don 1805; Die 
Wiebereinfegung Hannovers, Kurbeflens und Brauns 
ſchweigs, in ihre vorigen Staaten; Deftreichd Abfich 
ten auf beträchtliche Landesbezirfe von Baiern, und 
die an diefe Krone dafür zu gebende Entſchädigung; 
die fchon befchloffene Vergröfferung Hannovers, Sad 
‚fenWeimars und etlicher andern teutfchen Fürften ; die 
Unzulänglichkeit der wieder eroberten teutfhen Staus 
ten auf der linken Rheinſeite, zu allen Ausgleichungen 
welche diefe TerritorialBeränderungen erforderten,, da 
man das Deficit für Dreuffen, mit polnifchen Provin— 
zen entweder gar nicht, oder doch nur zu einem vers 
hältnißmäſig Fleinen Theil, decken konute; — Alles 
dieſes, und noch manches Undere, was auf perfönlis 
chen Sefinnungen berubte, mußte die polnifchsfäcs 
fifhe Frage, wie man diefe Angelegenheit in Wien 
zu nennen pflegte, auf Dem Eongreß fchr verwickelt 
machen. 


( Zu S. 40, nah 8. 3 von unten.) 

Dem oben erwähnten Befchluß vom 12. März ge 
mäß, eröffneten die Bevollmächtigten der fünf Mächte, 
dem Eöniglich » ſächſtſchen Cabinets Miniſter zu Press 
burg, als Antwort auf deſſen Bote vom 12. März 
(oben 8.55 f.): | 
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1) daß über die dem König von Sachſen angeſon⸗ 
nenen ZerritorialAbtretungen, vermöge ber 
zwifchen den Verbündeten beftehbenden Webereinfunft, 
eine weitere Unterhandlung durchaus nicht flatt finden 
könne, daher Se. Majeftät auf das dringendfle einges 
laden würden, Ihre unbedingte Zuftimmung zu dens 
feldben zu geben; 2) daß der König in den Beh der 
ihm bleibenden Läuder erfi Dann wieder cingefeßt wers 
den könne, wenn er feine abzusretenden, fächfis 
ſchen und warfhauifchen Unterthanen ihrer 
Pflichten gegen ihn werde entlaffen, und feinen 
Deitritt zu der zwifchen den verbündeten Mächten 
am 25. März 18:15, auf die Grundlage des Tractate 
von Chaumont, (wider Napoleon Buonaparte und 


deffen Anhänger) gefchloffenen Allianz werde erklärt 
haben. 


Ueber dieſe Vunete — ward hinzugefügt — er⸗ 
warte man, in der kürzeſten Zeitfriſt, eine kategoriſche 
Erklärung des Königs; denn der proviſoriſche Züſtand 
von Sachfen Fünne länuer nicht dauern *). 


Des Herzogtums Warfhau**), fol bier ger 
sen den König zum erfienmal Erwähnung geſchehen 


— — — 

*%) So wird der Inhalt dieſer Antwort angegeben, in einer, 
wie es fcheint, ans Eöniglich s Tächfifchen autlichen Quellen 
bearbeiteten Drudfchrifte Wie wurden wır, was 
wir find? Bon einem Sachſen. Im Mai 1815. 8. 
Auszüge Ir in der Allemannia, Heft 36 und 
217, ©. 76 fl. 

eo) Die ſtatiſtiſchen Angaben über dad Herzogthum Bars 
(hau, find ſehr verfhieden. Im Jahr 1809 (dägten 
Einige 1,851 Quadrarkeilen, mit 2,271,000 Einwoßs 
nern. Hiezu kamen, durch den wiener Srieden von 1809 
von Deftreih 959 AM. mit 1,474,034 E. Diefeb bes 
trägt mit obigen Summen, hzuſammen 2,810 QM. und 


[1 
P 
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ſeyn. Vermuthlich Hatte mau an bed Königs Geneigt 
beit, feinen bisherigen Rechten auf daffelbe zu entfas 
gen, um fo weniger gezweifcht, da er ſchon im Früh—⸗ 
jahr 18153, in einer zu Wieu mit Deflreich gefchloffes 
nen DVerabredung erklärt hatte: er werde in die 
Abtretung dieſes Herzogthums einwilligen,, wenn Die 
fer Puuct eine unvermeidliche Friedensbedingung wers 
den ſollte. Dagegen erklärte Damals Deftreich fich bes 
reit, ihm zu einer Territorial'Entfchädigung zu verhel⸗ 
fen, fo weit es die Umflände zulaflen würden *). 

Noch Hatte den König die Hoffnung nicht verlaffen, 
es werde ihm, zumal unter den unvermuthet wieder 
eingetretenen Kriegsverhältniffen, endlich doch noch 
gelingen, gegen Aufopferung des Herzogthums Wars 
ſchau, das Ganze feiner teutfchen Staaten, etwa den 
cottbufer Kreis und Wittenberg ausgenommen, zu 
retten. Diefe Hoffnung belebte ihn auch dann noch, 
als feine Bitte, um Zulaffung feines Bevollmächtige 
ten zu den wiener Unterhandlungen, wiederholt war 

 abgefchlagen worden. Er batte mehrere feiner ihm 
anı meiften ergebenen Diener, aus Sachſen zu fich 
nach Dresburg berufen, um ihn in dieſer verwickelten 
Lage zu beratben. Deputationen aus Dresden und 
Leipzig, und aus andern Theilen des Königreich, hat⸗ 
ten fih in Wien eingefunden, in ver Abficht, die 


3,745,024 E. — Daß pariſer Annuaire presentd 
— par le bureau des longitudes pour l'an 1812, giebt 
S. 153 an: 3,800,262 Einwohner; und Andere ſchätten 
23,80: /, AM. — Frhr. v. Licht enſtein, in f. allgem. 
Anziger (Wien 1814. 8.) nimmt an: 2,834 DM. und 
3,790,000 ®. 

®) Expose de la marche politique du Roi de Saze; in 
den Ucten deb wiener Congreſſes, Bd. VIL 
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WBünfche, Forderungen und Bitten des fächfifchen Vol⸗ 
Fed, den verfammelten Monarchen, und den Bevo, 
mächtigren der europäifhen Mächte, Dringend an dag 
Herz zu legen. Ihre Verfuche und YUnträge blichen 
ohne Erfolg; feldft Die tröſtende Ausſicht verſchwand, 
dte bei ihrer Ankunft ihrer Sehnfucht noch vorgeſchwebt 
hatte. 

Dagegen ergiengen an den König, von Seite 
mehrerer Höfe und hoben Perfonen, an deren Wohls 
meinung er zu zweifeln feine Urfache hatte, dringend 
wiederholte Vorftellungen, daß er, der gebietenden 
Nothwendigkeit endlich nachgebend, länger nicht fdus 
men möge, auf das Begehren der fünf Mächte eine 
gewährende Entfchlieffung zu geben. 

Nach langer und reifer Ueberlegung, vermochte er 
ed endlich über Ah, dem Willen der fünf Mächte fich 
einigermafen zu fügen. Durch zwei Noten, aus Press 
burg vom 6. April datirt, ließ er, »der Gemalt der 
Umftände und dem Webergewicht der fünf Mächte» 
nachgebend,, durch feinen Eabinet8Minifter feine Bes 
reitwilligkeit zur Einwilligung in die an ihn bes 
gehrten TerritorinlAbtretungen erklären; doch unter 
der Bedingung, daß man ihm gewiſſe, zugleich nas 
mentlich angezeigte Bewilligungen zugeſtehe, infonders 
heit verhältnißmäfige Entfchädigung, wenn dazu taug⸗ 
liche Segenftände zur Verfügung der Mächte gelangen 
würden. 

Die fünf Mächte forderten (ineiner Gegenerflärung 
vom 14. Upril) zuoörderfi, unbedingte Annahme der 
zu Presburg von ihren Abgeordneten dem Königeinges 
bändigten Puncte und Artikel; nachher könnten‘ Uns 
terhandlungen flatt haben, über Die jegt bedingungss 


x 
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weiſe begehrten Bewilligungen. Der König fand nicht 
für gut, feine Wünfche und Forderungen von dem um 
gewiffen Ausgang nachfolgender Unterbandlungen ab» 
hängig zu machen; er beharrte feſt bei den von ihm 
gemachten Bedingungen. 

Nun ward, durch einen Beſchluß der Bevoll— 
mächtisten der fünf Mächte von 27. April, »ein pe 
remtorifcher Termin von fünf Tagen fefigefege, binnen 
welchem Se. Majeftät, zu Abfchliefung der obgedachten 
unbedingten Acceſſions Verträge, Vollmacht auszuftel: 
ken, auflerdem aber zu gewarten hätten, Daß die Ih—⸗ 
nen gemachten Anträge, nach Ablauf der Friſt, ganz 
li zurüdgenommen, und über dic, nach den fchon 
befiehenden Berträgen übrig bleibenden Landestheile 
andermweit wlirde verfügt werden»*). 

Auf erbaltene Eiladuug von Seite Sr. Majckät 
Des Kaiferd von Defreich, der CongreßStadt näher 
gefommen **), ernannte nun der König Bevollmaͤch⸗ 
tigte***) zur Unterhandlung mit preuflifchen und 
ruffifchen Bevollmächtigten, unter öflreichifcher Vers 
mittlung. Das Reſultat einer Reihe von Eonferenzen, 
welche vom 3. Mai an ſtatt hatten, waren drei gleich 
lautende SriedensTractate, welche der König 
zu Wien am 18. Mai, mit Oeſtreich, Rußland 
und Preuffen fhloß****). Darin bewilligte cr die 
Abtretung des Herzogthums Warjchau und eines 





2) Worte der angef. Drudichrift: „Wie wurden wir 


u. ſ. w 
—* & kant am a. Mai nah Larenburg bei Wien. 
see) Die Derren, Graf von Schulenburg, feinen Ge— 
fandten am wiener Hofe, und geheimen Referendär von 
Blobig. 
=.) Yerın d. w. E& Ph. VI, G. 120 ff. 
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groffen Theils des Königreichs Sachfen, und es wur. 
den. ibm dagegen verfehiedene ber früher gemachten 
Bedingungen, mehr oder weniger, eingeräumt *). 


5. 


Kpiple Allianz zwiſchen Oeſtreich, Großbritannien 
und Frankreich, gefchloffen während des Unterhandluns 
gen über Polen und Sachſen— 


(8.29, vor 8.4 von unten.) 
Defreih, Großbritannien und FSrankı 
reich rückten fihtbar, in Beziehung auf die Angeles 
genheiten von Sachſen und Polen, immer näher zus 
ſammen. Schon war, auf dem Eongreß felbft, zwis 
fchen diefen drei Mächten im engfien Geheim ein Als 
lianzVertrag unterhbandsit, und (6. Jänner 1815) 
gefehloffen worden. Diefe TripleAllianz mußte — 
wenn auch nur befchränft auf gegenfeitige Gewährs 
leiftung ihrer Befigungen, für den Fall eines Angriffe 
von der andern Seite — die Aufmerkſamkeit des aus 
dern Theile um fo mehr fpannen, da zu diefem ans» 
fange wohl: nur die Runde von deſſen Dafeyn, nicht 
der Juhalt ſelbſt, Durchgebrumgen war. 


4 
Anträge bei Oeſtreich, die Leutfhe Kaiferkrone 
wicder anzunchinene 
(8. 60, am E&lus der Ron.) 
Der Monarch (von Deftreich) äufferte hierauf 
mündlich: ser ſey [don von mehreren-Seiten angegangen . 





.*) Das Nähere oben ©. 6gu.73 fe = Nun füllt oben 
S. 40 f. der Saß: »Der König .... bis: um Mr« 
flug». — als überflüſſig hinweg. 3 
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worden, bie teutfche Krone wieder zu übernehmen, 
und es ſey auch Sein Wunfh, wenn deſſen Erfül 

lung ſich mit dem Intereſſe Seiner eigenen Länder 

vereinigen laſſe⸗. Acten x. Bd.I, Heft », S. 3%. 


5. 
Bon dem päpftlihen Hof geforderte Wiederherſtel⸗ 
lung des heiligen römifden Weide. 
(S. 61, ne 3. 20.) 

Diefe Verhandlungen fchien der päpffliche Hof 
nicht zu fennen, oder nicht zu achten. Durch den an 
den Congreß als Legaten abgeſchickten Eardinal Eon, 
ſalvi, ließ er, in einer Rote vom 17. Nov. ıBı4, uns 
ter Anderem auch Wiederherſtellung des Heiti, 
gen römifhen Reichs verlangen. Als diefe Zorn 
derung von dem Eongreß nicht war bewilligt worden, 
proteflirte der Legat (14. Jun. 1815) deßhalb fürm; 
ih. Es fey jenes Reich, fagte er, ein Mittels 
punct der politifhen Einheit geweſen, und 
confecrirt durch den erbabenen Character der Re: 
ligion; deſſen Umſturz fey eine der beklagenswerthe⸗ 
fen Zerflörungen der Revolution; man babe Dafelbe 
aus feinen Ruinen wieder aufrichten follen. 


6. 
Ruplande Berreben, die Bundespereinigung der 
teutfhen Staaten zu befördern. 
(8. 21, nad 8. 2.) 

Unter den nicht teutfchen Mächten fehlen Ruß⸗ 
land die einzige zu ſeyn, welche ein Beſtreben an den 
Tag legte, eine Bundesvereinigung der teutfchen 
Staaten thätig zu befördern. Kaifer Ulerander gab 
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feine Geſinnung hierüber feHriftlih und mündlich zu 
erfeunen. Der Bundesvertrag der teutfchen 
Staaten, ließ der Kaifer amtlich erflären, müſſe ges 
mäß feyn den Grundfäßen der Gerechtigfeit und der 
geſellſchaftlichen Einrichtung, dem Wohl der Einzel 
en und dem Intereſſe von Europa. Sene Grundfäge 
forderten, DaB das Recht Krieg zu führen und Fries 
Den zu ſchließen, das Recht, bie Streitigkeiten 
unter den Bundesfürften zu entfcheiden, und iiber das 
allgemeine Intereſſe zu wachen, dem Bund fiber 
tragen werde, und daß unter deſſen Gewährleiftung 
Landſtände gebildet werden, zum Schuß der Freiheit 
und des Eigenthums. Esfey nöthig, das für die teutfchen 
Staaten ein Syſtem eingeführt werde, welches fie 
vor der Unbeftändigfeit und den Gefahren eines ifolirs 
ten Daſeyns bewahre, daß ihre Kräfte einer Ges 
fammtLeitung untergeben, und anders nicht ale _ 
für das allgemeine Antereffe angewandt werden, daß 
der noch fortwährende Zuftand von Spannung gänzs 
lich aufhöre, daß Mißbrauch der Macht verhütet, 
und die Rechte Aller durch fefte, weife und liberale 
Einrichtungen gefcehügt werden *). 


7 


Oeſtreichs Erklärung, in Abficht auf Geſchäft Präſidium, 
Canzlei und Archiv, auf der teutſchen Bundespers 
fammlung. 


(8. 247, nad 8. 6.) 
Dagegen hatte fchon in der zweiten Sigung des 
Eomite'd der fünf teutfchen Höfe (16. Nov. ıdı4), 


°%) Note vom 11. Nov. 18143 in den Acten m. BT, 
Heft —V ®. 62 f. 


Klüber's Neberſicht. III. Do 
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Deftreich auf den von Preuffen zuerfl gefchehenen 
Vorſchlag, dag ihm das Geſchäft Präſidium md 
ge übertragen werden, fich zu defien Annehmung aus: 
drücklich nur unter der Bedingung erklärt, »daß 
dieſes Prafidium fich bloß auf den formalen Ges 
ſchäftsgang befchranfen fole, Damit auch den 
juri proponendi eine® jeden Mitglieds Fein Abbrud 
geſchehe⸗. — In Abficht auf Canzlei und Archiv, 
hatte zugleih Deftreich damals zu erfennen gege— 
ben, »daß die Abficht nicht fey, die Canzlei öfs 
reihifher Seits allein zu ernennen und zu 
verpflichten, vielmehr auch Die übrigen Mitglie 
Der zu deren Ernennung zu concurriren hätten, und 
die Canzlei, fowohl ald das Archiv, dem Bunde 
feldft untergeordnet ſey, und diefem verpflichtet 
werden müffe »*). 

(Zu ©. 146, Note*), 3.1, ift nach 50 zu fegen: 
und 52. - Von dem Gefchäftfreis des Directorii, 
ebendaf. ©. 52, Rum. 24, und ©. 53. — Ebendaf. 
3. 2, nach Sg iſt zu ſetzen: two gefagt wird, daß unter 
dem für Deftreich vorgefchlagenen Geſchäfts Directo—⸗ 
rinm, »bloß eine formelle Zeitung der Gefchäfte 
zu verfichen » fey. 

8 
Gewährleiftung für teutfhe SoöuverainStaaten. 
( S. 155, nad 3.8.) 

Die teutfher SouverainStaaten benugten die 
EongreßBerhandlungen dazu, fh Garantieen zu 
berfhaffen, theils für den TerritorialBefland ihrer 





°) Acten d. w. C. Bd. II, &. 8a. 
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‚Staaten, theild für die Sonverainetät oder politifche 
Unabhängigkeit derfelben. Go lieffen die vercinigs 
ten fouverainen Fürften und freien Städte, 
in dem am 27. April 1815 mit Deftreih, Rußland, 
Großbritannien und Vreuffen gefchloffenen Beitrittds 
Vertrag*), zu der Allianz diefer Mächte vom 25. 
März 1805, fich verfprehen, "daß »der Zuftand 
ihrer Befigungen, wie er gegenwärtig fey, 
oder Durch die Stipulationen des KCongrefs 
fe8 werde befimmt werden, nicht dürfe geän— 
dert werden, ohne freie Einwilligung desjenigen Staas 
te8, den eine folche Aenderung treffen würde». — 
Baden und HeffenDarmfiadt liefen fih von 
denfelben Mächten, in den mit ihnen gefchloffenen 
BeitrittdBerträgen vom ı=. und 23. Mai ıBı5**), 
mwörtlich übereinflimmend, die Zufage geben, »daß 
ihrer politifhen Eriftenz fein Eintrag geſchehen 
DBürfe». — »Die Souverainetät und Unabds 
bängigfeit feiner Staaten», ließ bald nad 
ber Heffen Darmftadt ſich abermal von Deftreich 
und Preuffen, in dem mit ihnen wegen Abtretung des 
Herzogthums Weftphalen gefchloffenen Vertrag vom 
10. Jun. 1815***), garantiren, und zugleich verfpres 
hen, daß ihm diefelbe Gemwährleiftung auch bei Ruß— 
land ausgewirft werde. — Endlich garantirten, in 
Der BundesActe (Art. 12), alle Mitglieder des 
teutfhen Bundes, fihgegenfeitig ihre ſämmtlichen 
unter dem Bund begriffenen Beflgungen. 


*) Art. 3. Acten x. Bd. II, ©. 381. 
*.) Art. 3. Acteni. Bd. IV, ©. 429 und 436f.e - 
vr, Art. 3. Acten x. Bd. VI, Heft a4, S.... 


Doe 
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9. 


Extfheidung wegen Bentllen. 
(2.8, >58) 

Durch ein zu Leipzig am 1. Sul ıBı6, nad ab 
folnter Stimmenmebrbeit, gefälltes ſchiedsrichterliches 
Erfenutniß, ward die Succeſſion iu das Derzearhus 
Bonillon, dem Prinzen Earl Alain von Kobam 
Montbazon (Guemenee) zugeſprochen *). 


10, 
Rechtbverwabrung des Cantens Graubünken, 
wegen Beltlin, Werms und Cleren, ⁊c. 
(Ee.@, nad 3- 9 von unten.) 

Der Canton Graubünden gab eine cigene 
Rechtsverwahrung zu den Acten, wegen der voR 
ihm begehrten, aber von dem Congreß vermweigerten 
Zurüdgabe der genannten drei tandfchaften **), woria 
er auch die von Defreich gefchebeue Abtretung der 
Herrſchaft Rääzuns (Rlazuns, Razund, Razüns, 
Rhazeuns, Räzouns), nur unter Vorbehalt ſeiner 
Rechte auf dieſe Landſchaften annahm, indem er der 
Erklärung des Congreſſes ſeine Zuſtimmung nur in der 
Meinung ertheilte, daß durch dieſelbe jene Rechte 
weder könnten noch ſollten gefährdet werden. 

Während die Regierung von Graubünden, 


*) Schiedsrichterlihe Verhandlungen uber diefe Sade, in 
Ad. Müllers teutſchen Staatsanzgeigen, Bd. I, Se3, 
(Leipz. 1816), Rum. 3. 

) Acten x. Bd. V, ©. 343 f. Antwort der Regio 
rung des Cantons Graubünden, an den Herrn Für 
fien ven Metternich, datirt Chur den 8. April 1815, 
ebendaf. Bd. VIL 
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nachdem fie verfchiedene Borfchläge, zum Theil in - 
ganz entgegengefegtem Sinn, gemacht.hatte*), nuns 
mehr Wicderherfiellung ihrer Souverainetätsftechte 
auf Beltlin, Worms und Eleven forderte, hatten 
dieſe Landfchaften ſelbſt zuerfi Vereinigung mit 
den Staaten der öftreichifihen Lombardie begehrt**), 
dann aber jich als ſchon unabhängig betrachtet, und bei 
dem Eongreß den Antrag gemacht, daß fie künftig eis 
nen eigenen Canton unter dem Schuß des Herzogs 
von Mailand bilden möchten ***). Bon allen Diefen 
Sorderungen ward nur diejenige bewilligt, welche die 
Landfchaften ſelbſt zuerfi ausgeſprochen, nachher aber 
jurüdgenommen hatten. 


11. 


Unträge der Bevollmächtigten de Johanniter, 
Ordens. 


(©. 214, nad 3- 6 v. n.) 

In einer zweiten Denffchrift (vom 24. Febr. 1815), 
machten die Wortführer des Ordens folgende Ans 
träge ****). 1) Da Malta nebſt allem Zugehör, 
bei den wefentlich veränderten Umftänden, nicht ze 
rüchgegeben werde, fo fey dem Drden ein eben fo 
freies und fouveraines Etabliffement 
dem Mittelmeer zu verſchaffen, angemeffen der Bes 
ſtimmung des Ordens, welche darin beflche, daß er 


*) Zwei Noten vom 28. Dee. 1814, und eine vom 13. Jan. 
1815; inden Actenz. Bd. V, ©. 248, 251 u. 261. 

*”) Acten x. Bd. V, ©. 222. 

“., Note ihrer Deputirten vom a1. Dec 18143 in den 
Acten ıc. Bl. VII, & 

w., Metenz. Bd. VI, &.... 
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ein allen Rationen offenes Defpital unterbalte, und 
Schiffe außrufie wider Dir Seeräuber der Barbaresken, 
und wider andere Ungläubige, Sie gegen chriſtliche 
Nationen Zeindfeligkeiten ausuben würden. 9) Der 
freie und unabhängige Befig diefes Etabliſſe— 
ments, müfle dem Drden von den auf Dem Congref 
verfammelten Mächten gewähbrleifter werten. 
Eben fo feine verfaffungsmäfige Neutralirät. Zu 
Deren gröflerer Sicherheit, fey, für den Fall eine 
Kriegs zwifchen chriſtlichen Mächten , die Anzahl und 
©rärfe der Kriegsfchirfe einer jeden der kriegführenden 
Mächte feſtzuſetzen, welche zu gleicher Zeit in die Häs 
fen des Drdeng durften aufgenommen werden. 5) Die 
jenige Macht, welcher Malta zugerheilt werde, hate 
den Drden zu entfhadigen, furalle Guter und 
jedes Eigenthum, welde der Drden fich genothigt 
geichen babe daſelbſt zurück zu laffen. 4) Der Eongref 
möge feine guten Dienfke anwenden, bei allen Son 
verainen, unter deren Derrfchaft der Drden propifo 
sifh zurücgehaltene Güter und Eigenthum babe, dar 
mit ihm folhe zurückgegeben werden, oder er 
Entfhädigung dafür erhalte. 5) Sollten nad 
Bewilligung diefer Grundlagen (welche alle wefentlid 
fen, weniger für den Drden feld als für das allges 
meine Intereſſe, für welches der Drden jederzeit thätig 
geweien fey, und noch fernerhin wirffam feyn wolle), 
noh andere Bedingungen für nöthig erachtet 
werden, fo feyen diefe, fo wie der Weg ihrer Vollzie⸗ 
hung, ald Segenftand einer befondern Unter 
handlung zu betrachten. 
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12. 
Neuer Teutfher Drden, und allgemeiner teutfcher Adels, 
verein, die Kette genannt. ' 
(8. 115, nah 3. 11.) 

Man ſprach auf dem Congreß, in gewiffen Eirs 
fein, viel von Errichtung eined neuen Teutſchen 
Ordens, ausſchlieſſend beſtimmt für teutfchen Erbs 
adel, ausgeftattet mit einem Landesbezirf auf der lins 
fen Rheinfeite und mit der Hauptfeflung Mainz, und 
beauftragt mitder Grenzhut Teutfchlandg gegen Franks 
reich. Die groffen und Eleinen Höfe, und die Mehr. 
zahl der Gebildeten, hielten einen folchen ritterlichen 
Verein weder für nöthig noch für rathfam. Das ne 
tereffe der Zeutfchen fihien ein Kriegervolk, keinen 
Kriegerffand, zu fordern. Für wohlthätig, zur Siche-. 
rung und Rettung der Nation, ward gehalten, daß 
aus allen maffenfähigen Teutfchen ein fich fortwähs 
rend erneuernded Heer gebildet werde, um in Fefluns 
gen und Lagern die Heldenfraft der teutfchen Nation 
darzuſtellen, und den Feind zu fohrecken. 

Daſſelbe Schiekfal hatte, mie leicht vorauszufehen 
war, ein Plan zu einem allgemeinen Adels— 
verein durch ganz Teutfehland, die Kette ges 
nannt. Er fam, unter dem Datum vom 10. Jan. 
1815, auf dem Congreß zum Borfohein*) Die Mits 
glieder dieſer eben fo engen ald weit verbreiteten. Bers 
brüderung, follten, unabhängig von Territorialrens 
zen, eine ausgezeichnete Thätigkeit entwickeln, für bes 
fondere Zwecke des Adels, welche durch die in dem 
lan vorgefchriebenen Mittel mehr angedeutet, als 
Deutlich angegeben waren. In öfteren, vegelmäfig 


*) Abgedruckt in den Acten ꝛc. Bd. VI. Vergl. oben, 
©. 333. i f 
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zu haftenden Zufammenfünften, feßten fe eımander 
anfeuern zu eifriger Verfolgung dieſer Zwede. 


13. 
Untröäge für ten chemaligen reibtunmietelbaren 
Adel auf der linken Nbeirſeite. 
(e:359, sas 3. 1%) 

Kür den vormaligen unmirrelbaren Reichs— 
adel auf der linfen Rpeinfeite, hatte auf dem 
Eongreß der Herr Domberr Edmund Graf von Kefı 
felkadt, feis dem Jan. 1815, verſchiedene ſchrift⸗ 
lihe Anträge übergeben". Beil unter franzö— 
fifher Herrschaft daſelbſt alle Lehnverbindungen und 
Lehngerechtſame, fo wie die Patrimonialherrlichkeit 
(droits feodaux) und Zehnten, aufachort hatten, alle 
Lehnurfunden, Urfhriften und Abfchriften, fogar was 
ren verbrannt, und den Berbehlern folder Urkunden 
fiinfjäahrige Kettenfrafe war angedroht worten, fo 
machte derfelbe zuerſt, am 20. Yan. ı8ı5 und fpäten 
Bin Bis gegen die Mitte April? mehrmal, Deu Ans 
srag, daß feierlih erflärt werde: es ſeyen alle und 
jede, ehedem lehnbare Befigungen, über welche 
die vormaligen Lehngerechtſame des teutfchen Reiche, 
und verfchiedener reichsjländifcher oder anderer Lehu⸗ 
herren, an die franzöfifhe Regierung waren übertragen 
gewefen , von befagter Regierung aber für aufgehoben 
und vernichtet erklärt worden , gleichviel ob fe manız 
oder weiberlehnbar, oder Erblehen, feruerbin und 
aufewige Zeiten für allobificirt und freies Eis 
genthbum zu achten, folglih babe aus tem Grund 
ihrer ehemaligen Lehnbarkeit, nie wieder irgend ein 
Unſpruch fast. 


*) Acten x Bd. VI, Heft 24. 





557 


Ein zweiter Antrag, vom ad. Febr. 1815, 
gieng dahin: daß dem genannten Adel ı) feine vorigen 
perfönlichen Rechte und politiſche Eriftenz wies 
der gegeben, und er, in diefer Hinſicht, dem Adel auf 
der rechten Rheinſeite gleich geftellt, auch daß demſel⸗ 
ben 2) das ihm entzogene Eigenthum und Alles, 
was dahin zu rechnen fey, 3. B. Renten, Gefälle, 
Bingliche Gerechtfame u. del., zurückgegeben oder 
er dafür entſchädigt werde. Nicht nur durch die 
evolution, fondern auch durch die franzöfifchen Ges 
fege, vorzüglich durch‘ Aufhebung des fo genannten 
FeudalSyſtems, morunter nicht bloß die eigentliche 
Lehnherrlichkeit, fondern auch viele allodiale Eigen 
tbumsrechte feyen begriffen worden, habe der Adelden 
Verluſt nicht nur aller feiner perfünlichen Rechte und 
politifchen Exiſtenz, fondern auch eines groffen Theile 
feined Eigenthums erlitten; in der legten Hinficht 
weit mehr als irgend eine andere Elaffe von Staatds 
genoffen, nur die Geiftlichfeit ausgenommen. Wider 
den Adel, babe die Eigenthümlichfeit der franzöſiſchen 
Geſetze, bei manchen Eigenthumsrechten, 3. B. bet 
Renten, Zinfen, Gefällen, Erbpachtgütern u. d., fo 
mandhe Nechtsvermuthung für FeudalEigenfchaft, 
mithin fiir Vernichtung derfelben, mit füch geführt, 
welche bei dem Befiß folcher Gerechtfame in den Häns 
den von Nichtadelichen „ nicht einträten. Es wurden . 
Diefen Anträgen zugleich nähere Angaben beigefügt, 
in Abficht auf diejenigen Gegenflände, welche zurüd. 
gegeben werden Fönnten, und auf ſolche, wofür 
Entfhädigung zu feiften fey. 
| Ein dritter Antrag, vom 14. Schr. 1815, 
betraf Erklärungen, welche der Congreß erlaſſen follte, 
in Abficht auf ſolche rechtwidrige Handlungen der 
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franzöffden Meglerung, welche fie in Beziehung auf 
das Privateigenshum unternommen batte, und 
wodurch tbeil® der Adel, tbeild aber auch Anders was 
ren befchädige worden. Als Souverain, babe die 
franzöſiſche Regierung ihre Befugniſſe überfchritten, 
durh Aufhebung der Zehnten und vieler andern 
Renten, Gefälle und Gerchtfame, 3.3. 
Erbpächte, ohne daß den Figenthümern Durch Loskauf 
oder auf andere Art Erfag dafür ſey geleifter worden; 
ferner dadurch, Daß fie manches Eigenthum, mans 
che dDingliche und erbliche Rechte, 3. B. Dog 
teien, Privatlehen u. dgl., eingezogen oder vors 
enthalten, und verfchiedene ihrer Döliegenbheiten 
nicht erfüllt habe; endlich, Daß ke, durch ein Geſetz 
vom 20. März 1813, den Berfauf der Gemein 
Degüter verfügt, und folchen zum Theil vollzogen, 
und den Gemeinden bloß die Beziehung der Zinfen 
aus dem dafür gelöfeten Capital zugeiagt habe. 


Zür diefed Alle, fey den Befchädigten Schad— 
Iosbaltung von der Regierung zu geben, und der 
vorige Rechts: und Befigftand, fo viel möglich, 
wieder herzuſtellen. Daruber feyen, noch vor Abtre— 
tung der teutfchen Länder auf der linken Rheinfeite an 
Die neuen Beſitzer, beſtimmte Erflärungen und 
DBerfügungen (wozu in das Einzelne gehende Bor: 
fchläge gemacht wurden) von dem Congreß zu er 
laſſen, um jeder Fünftigen Ungemwißheit, Befchwerbe, 
oder Ungercchtigfeit möglichfl vorzubeugen. 

Handlungen, welde die franzöſiſche Regierung 
old Privatperfon unternommen babe, wie den 
Berkfauf ihrer eigenen Domainen oder Güter 
und Gerechtfame, die Aufhebung ihrer Lehnherr⸗ 
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lichfeit uw. dgl., feyen für gültig zu erfiären, ohne 
daß irgend. ein Anfpruch deßhalb zuläflig fey *). " 


14. 


Anſprüche, Korderungen und Gefuche, welche auf 
dem Congreß, ganz oder zum Theil, unerledige 
blichen. 


(S. ı69, nad 3. 19.) 
Bon diefer Art find, um aus der Menge vom 
"Beifpielen mehrere anzuführen *%), folgende, grofr 
fentheil8 oben ſchon, oder weiter unten befonders ans 
gezeigte AUnfprüche, Forderungen, Wünſche 
und Gefuche des Könige von Spanien, Wegen 
Befreiung von Portugals Anfpruch auf Olivenza; — 
des Königs von Danemarf, megen vollftändiger 
Entfhäadigung für Norwegen; — des Königs von 
Sachſen, wegen Wiedereinfegung in feine gefamms 
ten Staaten; — des Papſtes, wegen Zurücdgabe 
von Avignon und Benaiffin, und vollländiger Zurück 
gabe feiner Rechte und Befigungen in Italien, wegen 
Wiederherſtellung des heiligen römifchen Reichs, und 
MWicdereinfegung der teutfchen Eatholifchen Kirchen in 
Die ihnen entzogenen Rechte und Beflgungen; — der 
Königin von Etrurien, wegen Wicdereinfegung 
entweder in Toſcana, oder in Parma, Piacenza und 
Guaſtalla; — des Prinzen Fudovifi Buoncoms 
pagni, wegen feines Anfpruchs nicht nur auf Die Eis 


*) Man vergleihe, wegen diefer und anderer unter frans 
zöſiſcher Herrſchaft ſtatt gehabten Verfügungen, den oben 
S. 269, in der Note, angezeigten Privatvorfchlag. 

°) Faſt von allen dieſen Anfprüchen und" Geſuchen finder 
man nähere Nachricht, theil in diefer SAL 
theils in den gedrudten Acten des wiener Congreſſes 
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genthumsrechte, fondern auch auf die Souverainetät, 
über das Fürſtenthum Piombino mit Inbegriff der In: 
fel Elba, nur mit Ausnahme des Befagungsrechtes 
in PortosLongone und der Lehnberrlichfeit fur den 
König von Neapel, dann der Souverainetät und Pros 
prietät ded Großherzog von Tofcana in der Stadt 
NortosFerrajo mit einem Gebiet von zwei italienifchen 
Meilen im Umfang, doch mit Ausnahme der darin 
ich befindenden Bergwerke; — des Prinzen Ejugen 
(Beauharnoiß), geweſenen ViceKoͤnigs von Italien, 
wegen Entſchädigung und Wiedereinſetzung in die von 
Buonaparte ihm verliehenen Dotationen in Italien; — 
des malteſer oder Johanniter Ordens, wegen 
ſeiner Wiederherſtellung, mittelſt angemeſſenen Er⸗ 
ſatzes für die ihm entzogene Souverainetät, Länder, 
Güter und Einkünfte, und Einräumung feiner vorma—⸗ 
ligen politiſchen Rechte und Privilegien; — der Res 
publik Genua, wegen Anerkennung der Wiederher⸗ 
ſtellung und Fortdauer ihrer politiſchen Selbſtſtändig⸗ 
keit; — der Eidgenoſſenſchaft überhaupt, und 
verſchiedener SchweizerCantone insbeſondere, 
namentlich Berns wider Waadt und Aarau, auch 
wegen Vereinigung verſchiedener vormals ſchweizer 
Bezirke mit Bern, desgleichen der Cantone Uri und 
Zug, Schafhbaufen, Thurgau und Zürich, 
und Graubündens megen Zurüdgabe der Lands 
ſchaften Beltlin, Cleven und Bormio, auch verfchic, 
Dener Einwohner und Corporationen von Graubüns 
Den, wegen Eoufiscation ihres Eigenthums in DVelts 
Sin, Eleven und Bormio, endlich der Einwohner des 
ehemaligen Bistums Bafel oder des Fürftens 
thums Brondrut (Porentrui), wegen Vereinigung 
biefed Landes mit der Schweiz, entweder wieder unter 
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einem Fürſtbiſchof, oder als felbkfländiger Kanton ; — 
der SucceffionsPrärendenten auf daß Herzogs 
thum Bouillon; — Sir Sidney Smiths, we 
gen Vertilgung der Seeräuberei der Barbaresfen; — 
des berzoglichen Daufes Anhalt, wegen feiner Ans 
fprüche auf das Herzogthum Sacdfentauenburg,; — 
der Fürften von Iſenburg und von der Leyen, 
wegen Wiedereinfegung in ihre Souverainetät, und 
wegen Aufnahme in den teutfchen Bund, auch Leyens 
Entfohädigung für auf der linken Rheiuſeite erlittenen 
Verluſt; — des Herzogs von Areuberg, wegen 
Wiedereinfegung in feine früheren flaatsrechtlichen 
und Eigenthumsverhältniffe, auch Entfhädigung; — 
des gräflichen Haufes Stolberg, wegen Entfchädis 
gung für den Verluß der Graffchaft Kochefort, und 
feiner Anfprüche auf Königflein; — des Grafen von 
Bentind, wegen Aufnahme in den teutfchen Bund, 
und Erledigung feiner Befchwerden wider Holftein Ol⸗ 
denburg, in Abficht auf die Herrlichkeit Kniphauſen 
und die Edle Herrfhaft Varel; — der ehemaligen 
reichsftändifchen, nun als Standesherren unters 
geordneten Fürften und Grafen, wegen Wicdereins 
ſetzung in ihre vorigen Rerhtöverhältniffe, Entfchädis 
gung 20.5; — des Durggrafen von Friedberg, 
wegen Wiederherftelung der vormaligen Reichsburg 
Sriedberg; — der ehemaligen unmittelbaren Reich ss 
ritterfchaft, auf beiden Seiten des Rheiuns, wegen 
Wiederherfielung ihres vorigen Zuftandes, Entfhädis 
gung, Beibehaltung der Allodification auf der linken 
Rheinſeite 2c.; — der Juden in Teutſchland, beſon⸗ 
ders in den freien Städten, wegen Verleihung bürger— 
licher Rechtsgleichheit mit den chriſtlichen Einwohnern; 
— der Wortführer der teutſchen katholiſchen 
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fo wie die Straffe von Saalmünſter, an welcher dicke 
Bezirke liegen, uf. w. 

S. 85, nah 3.4 ſetze man: Endlich fam über 
dieſe Gegenflände zwifchen Defreih und Baicrz 
ein Bertrag zu Münden am ı4. April 1816 zu Stande, 
welchem ficben geheime Artikel beigefügt wurden. 

©.85, 3. ı v. u. nach (Urt. 47) fege man: Diefelbe 
Bekimmung enthält ein cigner Vertrag, geichloffen zu 
Wien am ı0. Yun.ıdı5, von Oeſtreich und Preuß 
fen mit HeffenDarmftadt. | 

5.86, 3.20, als Note zu 6,566. So iſt Die Angabe 
in dem parifer Conferenz Protocol vom 5. Nov. ı8ı5. 
Nach Andern bat HeſſenHomburg 6,856 Einwoh 
ner auf »7/, Auadratleilen; nad einer großberzog: 
lichsheffifchen CongreßNote vom 22. April 1815, hat 
es 8,286; nach einer neuern Zählung 8,416. 

©. 100, 3.17, nad dem Wort «Güter», feße 
man: und in Abſicht auf Wicderherfiellung de 
heiligen römifchen Reichs uud der geiflichen 
SürftentHumer, wurden u.f. w. 

©. 109, zu 3. 19 ald Note *. Defireich erhielt 
als KriegsfoflenErfag, von Neapel 6 Dill. Frans 
ten, vondem Kirheuftaat6 Mil. Fr., von Tof’ 
cana 4. Mill. Sr.; und überdieß von der in dem 
parifer Vertrag vom 20. Nov. ıBı5 flipulirten französ 
ſiſchen KrieasContribution, 572/. Mill. Gulden. Dan 
f. des Verf. Staatsarchiv des teutſchen Bundes, 
Heft 2, S. 238 f. 

©. 180, in die Note ) 3 4 v. u. nah Bundes; 
Acte fege man: auch Darin vielfach ähnlich, daß alle bes 
nachbarten mindermächtigen Fandesherren und Reichs- 
unniittelbaren jenen drei Staaten untergeordnet wer 
den follten. | 
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©. 120, zu 3. 20 fege man Folgendes ald Note. 
Auch wurden jene Grundfäge für fünftig anwendbar 
erklärt auf die Flüffe zwifchen Deftreich und Bais 
ern, in dem Tractat diefer beiden Mächte vom 14. 
April 1816, Art. 9, in des Verfaſſers Staatsarchiv 
des teutfchen Bundes, Heft 3, ©. 406. 

©. 154, Note **, nach «570 ff.» iſt zu fegen: 
Bd. VI, ©. 314 ff. 

©. 149, 3. 23 v. u., nach «Bundes» fege man: 
oder fpäter. — Ebendafeläit, 3. ı von unten, fege 
man nah « Beſitzſtand⸗. — Auch die Mitglieder des 
fürftlichen und gräflichen Haufes Solms, gaben eine 
eigene Rechtsverwahrung zu den Xcten. 

©. 155, Note Hr, am Schluß, ift Folgendes 
beizufügen. — Auch hatten, fon in einer Note vom 
25. Det. 1814, die heffifhen, herzoglich-ſäch⸗ 
ſiſchen und naſſauiſchen Bevollmächtigten, bei 
Oeſtreich und Preuſſen darauf angetragen, Mainz 
für einen Waffenplatz und eine Feſtung des teutſchen 
Buudes zu erklären. Acten ꝛc. Bd. I, Hefte, S. 46. 

©. 156, 3. 2, nach dem Wort « Beherrſcher⸗ 
fege man*), und ald Note am Schluß derfelben Seite 
Folgendes. *) Die Souverainetät über Landau, 
ward Baiern zugefagt, im einem wiener Conferenzs 
Protocoll vom 10. Yun. 1815. Förmlich abgetreten au 
Baiern, mwurden die Stadt und Feſtung Landau, 
die legte als teutſche Bundesfeflung ; in deffen Zracı 
tat mit Deftreich, vom ı4. April 1816, Art. a, 
welcher in des Derfafferd Staatsarchiv des 
teutfchen Bundes, Heft 3, S. 402, abgedruckt iſt. 

Ebendaſelbſt, 3. 8 von unten, fege man nach den 
Worten « 5Mil» **), und ald Note am Schluß der 


Seite Folgendes. **) Diefe Summe ward Baieru 
Klüber’t Ueberſicht III. >» 
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zugefichert, in feinem Tractat mit Deftreich vom 
14. April 1816, Art. 6; in des Verfaſſers Staatsar 
chiv, Heft 3, ©. 408. 

©. 163, 3. 13, flatt neun. elf. — Und 2. ı7, 
nach Hechingen fiebe: Neuß, ältere und jüngere Linse. 

S, 163, zu 3. 14, ift nach Weilburg ein *), und 
am Schluß der Geite, Folgendes ald More zu 
fegen. *) Da der Mannflamm der biöherigen her: 
goglichen Linie des Haufes Raffau, bald nad 
Erſcheinung diefer Druckfchrift, erlofden (24. Mär; 
1816), und hierauf die Herzogswütde auf den Fürſten 
von RaffauWeilburg übergegangen if, fo ſteht dicfer 
feitdem nicht mehr.in der Reihe der fouverainen teu— 
ſchen Fürften, und mindert fh Die Anzahl der Icp 
ten auf gehn. 

S. 167, 3.7, nad «unterzeichnet» feße man?) 
— Ebendaſelbſt, am Schlußder Seite, fege man Folgen 
des ald Rote. ») So auch in den KRatificationen der 
Schluß Acte des wiener Eongreifed. Acren ıc. Bd. Vl, 
©. 216, Rote *. 

©. 169, 3.7 v. u. nad) » verweigerte < fege man 
Folgendes: Demnach iſt diefe Acte ald einer der wid: 
tigſten Staatsverträge der neuern Zeit zu betrachten, 
gefchlofen von fieben europäifhen Mächten, als 
Hauptlontrabenten; von Defreih, Ruf 
land, Großbritannien, Franfreich, Breuf: 
fen, Portugal, Schweden und Dänemark. 
Durch eigene Beitrittsverträge traten faſt alle am 
tern europäifchen Mächte und alle teutſchen Souverain 
Etaaten (aufler den beiten Haupt Mitcontrahenten 
Defreich und Preuſſen) als RebenContrabentes 
dieier SchlußActe bei, und ed erfelgten von allen Eau 
sen feierliche Ratificationen dieſer Nebenven 
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träge*). Ein Originalder SchlußAste, nebſt allen 
als Beilagen dazu gehörigen Tractaten, Conventios 
nen, Declarationen, Reglementd und andern in dem 
318. Artifel benannten Urkunden, ward ald gemein, 

ſchaftliche Haupturfuude niedergelegt, in dem . 
Archiv der kaiſerlich-königlichen Hofs und Staates 
eanzlei zu Wien **). 

Zu ©. 255, 3.6. Der Pan zu einem allges 
meinen Adelsverein, die Kette genannt, if 
feitdem gedruckt erfchienen, in den Acten des wiener 
Congreſſes, Bd. VI, ©. 452 ff. 

©. 547, Note *. Eine Verfiherung, daß bie 
Meichsritterfchaft bei ihrem Nechtszuftand folle erhals 
ten und gefhügt werden,. hatte Napoleon am 16. 
Det. 1805 gegeben. Häberlins Staatsarchiv, 
Heft 57, ©. ı0B ff., wo auch Die Ordre du jour vom 
19. Der. 1805 abgedrudt if. 

©. 592, nad 3. 11. v. u. Ein Talent findet fih 
bei feiner andern Menſchenclaſſe fo frühzeitig, fo 
allgemein und in fo hohem Grad ausgebildet, wie bei 
den Juden. Es ift das Talent der Verfhmwiegens 
heit. Ihr politifchsreligiöfer Antagonismusd gegen 
alle Ehriften und gegen den Staat, fo wie ihre Hans 
dels Politik, macht ihnen daffelbe zu einem twefentlichen 
Bedürfniß, und giebt folchem einen fo hohen prac- 
tifchen Werth, daß fie ed von der früheſten Jugend an 
mit größter Auftrengung üben. Auch liegt hierin der 
Hauptgrund ihrer hartnäcigen Anhänglichkeit an das 
fo genamste Judenteutfch, die jüdifchs teutſche Sprache, 


®) Weten x. Bd. VI, S. 211 f. 213 ff. 424 fir 
**) Acıe final du congres, art. aar. Beten ı., Bd. VI, 


©. 94, 214, 217, 219, 45 ff. 
Bye 
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durch welche fie fich in ihren mündlichen Unterbaltun 
gen und fohriftlichen Aufzeichnungen den Uneingemeip: 
ten unverfiändfich zu machen fuchen. 

©.470, Note* Die Bevölkerung des Kirchen: 
Kaates im Sommer 1816, Ward angegeben auf 
2,354,719. 

©. 139, 3. 17 0.18, flatt « ungefähr 26 Million 
nen » fege man: mehr ald a9 Millionen 400,000. 


— — — — ri nn . 5 4 





XII. 


Verzeichniß 
derjenigen 
Abhandlungen und Ueberfichten 
des Berfaffers, 
welde 
in den von ibm berausgegebenen 
Acten des wiener Congreffes 
(Bd. I— VII) abgedrudt find. 





— 


1. 
ueberſichten zu den CongreßProtocollen: 


a) über die Sitzungen des Comité's fünf teuts 
fer Höfe (Deftreih, Preuffen, Baiern, Hans 
nover, Wirtemberg), betreffend Einleitungen zu 
Errichtung eines teutfhen Bundes. 

(Bd. II, ©. 64 ff.) 

») über die Sigungen der Bevollmächtigten der fous 
verainen Fürften und freien Städte 
Teutſchlands, betreffend die Errichtung des 
Grundvertragß für den teutfhen Bunds 

(Bd. II, ©. 324 ff.) 


‘ 
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e) über die Sigungen der Katififhen Com 
miffion. 
(Bd. V, 8.5 fl.) 


d) über die Sigungen der Eommiffion für bie 
Freiheit der Flußſchiffahrt. 
(Bd. III, ©. ı ff.) 


e) über die Sigungen ded Comité's für die Angele 


genheiten der Schweiz. 
(Bd. V, S. 158 ff.) 


H über die Sitzungen der acht Mächte, welche ben 
parifer Frieden unterzeichnet haben. 
(Erfcheint im fiedenten Band.) 


2. 


Vorbericht zu der SchlußActe des wiener 
Congreſſes, nebſt Ueberſicht ihres Juhaltes. 
(Bd. VI, ©. 2 ff.) 


3. 
Ueber Die verfchicdenen amtlichen Entwürfe de3 
Grundvertragß des teutfhen Bundes. 
(Bd. II, ©. 295 ff.) 


4. 

Ueberſicht des Inhaltes der BundesActe 
oder des Grundvertrags des teutfhen Bundes— 
nebſt Aumerkungen zu demſelben. 

(Bd. II, S. 587 ff. Erweitert, verbeſſert und 
mit einem Vorbericht vermehrt, in Des Ber 
faflerd Staatsarchiv des teutſchen Bun: 
des, Heft 1, Erl. 1816. 8.) ©. a ff.) 
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5. 
Ueber die bekannten Urſachen, warum Wirs 
temberg und Baden als urſprüngliche MitYucifs 
centen bei Errichtung des teutſchen Bundes nicht ers. 


fcheinen. 
(Bd. 11, ©. 590 ff.) 
6. 

Ueber Beflimmung der Ausnahmen von der 
Megel, daß in der Bundesverfammlung Stimmen, 
mebhrheit entfiheide. | 

(Bd. u, ©. 493.) 
7 

Ueber Büchernachdruck, nebſt Anzeige eines 
neuen Mittels wider denfelben. 

(DD. IV, ©. Q1 ff.) 
8. 


CongreßVerhandlungen über Territo— 
rialVeränderungen des Großherzogthums 


peffen. (Bd. Mn, 8. 645 ff.) 


9, Ä 
Ueber das Schickſal der Fürftenthümer Iſen— 
burg und Leyen. 
(Bd. II, ©. 979 f.) 
10, 
Ueder das ſtaatsrechtliche Verhältniß der Herr: _ 
lichkeit Kniphauſen, dann der Edlen Herrfchaft 


Barel, dem Herrn Grafen von Bentind gehörig. 
(Bd. III, ©. 553 ff.) 
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11. 
Ueber die Succeſſions Anſprüche auf das 
Herzogthum Bouillon. 
(BD. IV, &.57 ff.) | | 
12, 
Das Lehnfolgerecht der Familie von dem 


Kneſebeck zu Tylſen, auf die Graffhaft Hoorn. 
(Bd. III, ©. a19 ff.) 


15. \ 
Ueber Abfchaffung bes Negerhandels. 
(Bd. IV, &. 509 ff.) 


14. 

Verzeichniß der auf dem wiener Kongreß, 
für EongreßAngelegenbeiten anwefend gewefenen Bes 
vollmäcdtigten. 

(Um Schluß “ fehften Bandes.) 
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Resifter 


— - - 1 


Ab zugefreiheit 351. 261. 

Acte ſinal du congrès, ſ. Schluß⸗ 
Acte. 

Actenverſendung 267. 

Adel, ehemalige und jetzige 
Verhältniſſe 197 ff. Widers 


lien 109. TripleAllianz Engs 
lands, Frankr. u. Oeſtr. 547. 
der 4 verbünd. Mächte wider 
Buonaparte 64 f. Englands 
Vorbehalt deßwegen 65. Ben 
tritt anderer Staaten 65. 


ſtreit zwiſchen ihm und dem Altentirchen 77. 
Nichtadel in Einrichtung der Altenwied 77. 


Ianditändifhen Verfaſſung Alternat im Rang d. Mächte, 


282 ff. Gründe zu Berupis 


was ed bedeutet 166 f. 


gung beider Theile 233 ff. femark 7b. 


ob der Adel von dem Nichts 
adel in der Landfchaft zu 
tvennen 235 f. war in mans 
hen Ländern nicht landtags⸗ 
fähig 243. der begüterre folfte 
Iandtaasfähig fern, aber 
ohne Vorzug 242 f. ob der 


Alzenau 84. 
Amneftic in d. Schweiz 68. in 


Polen 72. i.d. Königr. Sach⸗ 
fen 73. im Kirchenftaat 99. 


morbach 84. 
Ancona 470. 


Adel der Schußgürtel dee Anhalt, verwahrt f. Anſprüche 


Fürſten ſey 236 f. Mon tes⸗ 
quieu's Maxime über d. Adel 
wird erklärt 237 ffe ſ. auch 
Reichsritterſchaft. 

Adelsverein, allgem. f. ganz 
Teutſchl., Plan dazu 233. 
555. 567. 


auf Lauenburg 74 f. 561. 
widerfpricht e. von Baiern 
gewünfchten Verzicht auf Ans 
fprüde 151. Erklärungen 
wegen d. Standeöherren 308. 


- 313. Vertrag mit Napoleon 


wegen d. Katholiken 4ı5. 


Agenten, diplomatifche, 3 Claſ⸗ Anholt 76. . 
fen, und Rang 165f. auffers Ansbach 75. 


ordentliche 165 f. 


Appenzell 67. 


Allianz, allgemeine Verthei⸗ Arau 67. 
digungss — 113. Preuſſens Arenberg, Herzog, ſ. Anſprüche 


mit Rußl., Engl. u. Oeſtr. 


77. 79. 150. 328. 561. 


83. Off⸗ u. Defenſiv Allianz Aſchaffenburg, Fürſtenth., 10. 


d. verbünd. Mächte mit Sici⸗ 


19. 81. 83. 
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YAufenau 84. 563. 

Aufträgal®ericht oder Inſtanz 
für d. 1. Bund 175 ff. 189 ff. 

YAuswanderungdfreiheit 2347 f. 
351. 261. 266. 

Auvergne, d', ſ. Bouillon. 

Avignon 100. 470 f. 503. 

Baden, ſ. Widerfprud gegen 
das Comité 5 reurfcher Möfe 
313. Sollte einen Bezirk an 
Baiern abtreten 82.84. Vers 
fügungen über die Succefiion 
in die badiſche Rheinpfalz 82. 
84. gı. u. in Breisgau gı. 
nimmt nicht Theil an d. letz⸗ 


erhält 15 Mill. Sr. 156. 83. 
565. Landſtände 224. Erkläs 
rung wegen der Rechte der 
Unrertbanen a58f. 261 f.u. 
wider die Standesherren 304. 
308. Vorſchläge ihretwegen 
311. 312. 313. 314. 315. 
Erklärung wegen d. R. Kits 
terſchaft 362. wegen d. Ju⸗ 
den 380. wegen der Kirchens 
angel. 443. 447. wegen Pens 
fionen geiftl. u. weltl. Ins 
dipiduen 461. 464. Unter 
handl. weg. Concordaten 414. 
Rang 517. 


ten Verhandl. über d. teut⸗ Baireuth 75. 

ſchen Bund 134. die 4 vers Barbaresken ſ. Seeräuberei. 
bünd. Mächte garantiren ihm Barby 72. 

f polit. Exiſtenz 55 1. foll in Baſel, Biſchofu. Domherren 67. 
Landau im Krieg den 3. Theil Bafel, Bisthum, Verfügung 


d. Sarnifon ftellen 157. will 
Landſtände 207 f. 224. Rang 


617. 622. 


dariiber 19.67. Wünſche der 
Einwohner 560 f. 


Bafel, Canton, 67. 


Baiern, fein Verbältnig zu Bauern, ihre Landtagsfähig 


Preuffen u. Oeſtreich 10.17 f. 


feir 218. 


fe Terricorial®eränderungen Belgien f. Ricderlande. 

18. Provifor- Länderverwals Benevent 99. 470. 

" tungıB. was es ſich in dem rie⸗ Bentheim, Grafen, 77. 79 f. 
der Vertr. v. 1813 verſprechen Bentheim Rheda, Graf, 51. 
laſſen Bi. was es in e zwei⸗ unterwirft ſich Preuſſen 330f. 
ten Vertrag mit d. verbünd. 337. 

Mächten v. 3. Jun. 1814 ſti⸗, BentheimSteinfurt, Graf, 
pulirt 8ı. was in Verträgen 150. 328. 

mit Oeſtreich v. 11. u. 23. Bentinck, Graf, ſucht verge⸗ 
Apr. 1814, 81 f.u.v. 14. Apr. bens Aufnahme in d.t. Bund 
1816, 56% Beſtimmungen 186f. Streit mit Oldenburg 
der 4 verbund. Mächte über wegen Varel u. Kniphauſen 
Bauern 83 f. Unterhbandluns 136. 561. 5rı. 

gen deßhalb 84 f. Flußſchiſ⸗ Benzel Sternau 563. 

fahrt 564. verlangt e. Attis Berg, Großherzogthum 76. 
kel über Verzicht aufTerritos Berlinghieri,Commandeur,ısı 
rials, Hoheits- und Lehns Bern 67. 68. 

herrlichkeits Anſprüche 1651. Beſatzungsrecht, in Ferrara u. 


Commacchio 99 f. in Landau 
84. 156. Luxemburg 158. 
in Mainz 156. 

Beſitzſtand der Staaten 11. 

Bevollmaͤchtigte zu dem Congr., 
ihre Legitimation 22. Vor⸗ 
flag e. allgem. Verſamml. 
derfelben 23. Verzeichniß ders 
felden 573. 

Biberftein 76. 

Biel, Stade u. Gebiet 67. 

Bifchöfe in Teutſchl. 411.430. 

Bien, Erricht. ind. Schwein 


gratenburg 7. 

Blantenhayn Bo. 

Blintendorf 72. 

Bodenfhap 391. 

Bologna 99. 470. 

Bonadei, v. d. Rechten d. Völ⸗ 
ker, 245 Rore. 

Bormio (Wormb) f. Beltlin. 

Botſchafter 165. 


Bouillon, Herzogthum, Prätens 


denten darauf 5ı 561.572. 
Eommiffion u. Beſchluß deßz⸗ 
Halb 51. 88. ſchiedsrichterl. 
Sentenz 552. Voltksemenge 
Bıb. 

Braunfeld 77. 

Braunſchweig, behält fi wegen 
höherer Titel feine Rechte vor 
163. Sandfländeaaı. Rang 
Ban. 

Breisgau, Berfügung Über die 
Succeffion darin gı. 

Bremen, Statt, Juden daſ. 
375. @rflär. wegen d. Juden 
380 ff. 

Brixen 89. 

Broike 76. 

Brondrut ſ. Bafel, Bischum. 

Brückenau 76. 
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Buchenau 76. 
Buchholz, Bevollmächtigter det 
Juden ind. Hanfeftädten375. 
Bugiſches Quartier des chemal. 
Cantons RhönWerra 76. 
Büchernachdruck, deſſen Verbot 
wird geſucht 153. 249. a51. 
361.562. Verweiſung an die 
Bundesverfamml. 143. 154. 
367. Schugmittel dagegen 
154 f. 571. 
Bücherpreiſe, — 162. 
Bund, teutfcher, ſ. Teutſcher 
Bund. 
Bundes Acte des teutfchen Bun⸗ 
des, Commiſſion zu deren Res 
daetion 61. Entwürfe 61 ff. 
568. Inhalt der Bundes Acte 
137 ff. Ueberſicht der Protos 
colle 567. u. ihred Inhalte 
568. fie ift Vertrag, nicht 
Sefeg, Grundverrrag eines 
Staatenbundes 143. die 11 
erſten Art. find der Schluß. 
Ace des Congr. einverleibt 
143. fie it unter den Schuß 
der Congreß Mächte geftellt 
143. ein Werkder Eile 143f. 
Eritit 145. Eindruck den fie 
machte 146. Rechtsverwah⸗ 
rung der Standesherren dar 
gegen 149 f. Geſtaͤndniſſe u. 
Klagen über ihre Unvollkom⸗ 
menheit 271 ff. 145. 
Bundesfeftungen, ’ feutihe 84. 
88. 155 f. 565. 
Bnndesgericht 12. Verhandl. 
deßhalb 173 ff. Widerſpruch 
von Baiern, Wirtemberg u. 
Darmſt. 174 ff. 186. Gründe 
dafür 191. Recurs an daſſelbe 
270. daß die Standesherren 
daſelbſt ihren Serichtſtand das 
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ben follten 293. Eipils u. Kriegsdienfte ſ. Kriege⸗ 
Bundesglieder, teutfhe, Ans dienſte. 
zahl 134. 137. Yurzählung Cleve 75. 
derfelben nah ihren Titeln Cleve ſſ. Veltlin. 
163. 566. ihre Streitigteis Köln, Bezirke des Erzbischums 
ten unter ſich 189 f. 76, 
Bundesftaaten, garentırt55of. Eöln, Stadt, gegipungener Uns 
Bundesverfammlung, Vorſitz ſchlag 563. 
u. Directoriun in derfelben Commacchio 99 f. 471. 5os. 
63. 146. 549. Sanzlei, Ar⸗ 65509. 
chiv, Regiftratur 146. Ges Comitéè's f. Commiffton. 
ſandte ausw. Mächte bei ders Eomite 5 teutiher Höfe, ſ. Teut⸗ 
felben 147 f. follteüberhaupt ſcher Bund, u. Commiſſion. 
gu gemeinfchaftliher Wohl⸗Commerz Regal 131. Gleichförs 
fahre Beftimmungen machen migkeit u. Billigkeit in deffen 
dürfen 371. Vieles wardan Ausübung 268. 
fieverwiefen 271. 214. Stims Commiſſion, präliminäre, für 
menmehrheit. darin 140. Prüfung der Vollmachten 
Princip in der Stimmords 44 f. Vorſchlag zu Errich⸗ 
nung 533 ff. tung einer allgemeinen Com⸗ 
Buonaparte ‚, fein Invaſions— miſſion 45. Haupt Commiſſio⸗ 
Abentheuer von Elba nah nen: ı) fünf teutſcher Höfe 
Sranfreich 32. 36. Deffen 45f. 569; 2) für die Ange: 
Einfluß auf die Congreßver⸗ Tegenheiten der Schweiz 46; 
bandlungen 4a. Commifiion 3) jtatiftifche 46 ff. 570; 4) 
für eine Erklärung wider wegen Abſchaffung des Negers 
ihn 51. Bericht derfelben 5. handels 48 f.; 5) wegen Freis 
Maasregeln gegen ihn 63 ff. heit dev Schiffahrt 49. 117. 


Buoncompagni fe Ludovift- 570; 6) wegen des Rangıs 
Burbach, 77- unter den europäiſchen Mäch⸗ 
Cabinets Juſtiz 255. ten 49f. 37) für die Anſprüche 
Cärnthen 89. dcr Königin von Etrurien auf 
Camerino 99. 470. Toſcana 50; B)wegen Genus 
Sapraja f. Öenun. 50; g)wegen Bouillon 51; 
Earouge 66. 20) wegen d. Erklärungen ge 
Carrara fe Waffe. gen Buonaparte's Einfall ın 
Caftua 89. Sranfreih 51; 11) wegen 
Geremoniel 163 f. des Beitrittö der vereinigten 


Sefarini, Commandeur, 111. fouver. Fürſten u. fr. Städte 
Charges-d’aflaires, Rang 165. Teutſchl. zu d. Allianz d. vers 
Chiavenna (Eleven) |. Veltlin. bünd. Mächte 5ı. za) wegen 
Shigi 481. 483. 484 ff. Ebenderfelben Mitwirkung gu 
Chriſtenſtaat, allgemeiner 477f. Verpflegung dev Armeen ıc 


⸗ 


br f. Verſchiedene Redactionds 
Conimiſſionen 53. Militärs 
Ausſchuß 52. 

Eoncordaten 475. particulare, 
Berſuche z13f. Entwurf zu 
einem allgem. 437. großh. 
heß. u. königl. ſachſ. Ans 
trag444. Unterhandlungsare 
453 ff. 


Congreß, Aufgaben deren Eds 
fung ihm oblag 1. 9. 11 f. 
14 ff. Ward feftgefegt in d. 
parifer Fr. 7. Zweimaliger 
Aufſchub feiner &röffnung 7f. 
13. 19. Hoffnungen, daßer 
einen raſchen Bang nepiten 
werde Bf. TerritorialSachen, 
die man vorhin fhon berichs 
tigt glaubte g f. Erwartuns 
gen und Vorherfagungen von 

‚ihm 10 fe Anwefende auf 
demſelben 12 f. Täufhungen 
deßhalb 14.23. Verſchieden⸗ 
heit d. Meinungen auf ſolchem 
19. Behandlungsart der Ge⸗ 
fchäfte 19. 22 f. Steine des 
Anſtoſſes, die Beſtimmung 
des Schickſals von Sachſen u. 
Polen 19. 33 f. Bekannt 
madung v. 1. Rob. wegen f. 
Eröffnung #2. Vorſchlag 
einer allgem. Verſaumlung 
aller Bevollmächtigten 23. 
45. Sigungen, europäifche u. 
teutſche 43. Commiſſions⸗ 
Sitzungen 43. Praͤſident des 
Congreſſes 43f. Protocolle 44. 
669 f. Schluß Acte 53. 169. 
666. 570. Verzögerung u. 
Stillſtand in den Unterhands 
lungen 5g. 
Eeremoniel 163 f. viele Wün⸗ 
ſche, Bitten, Beſchwerden 


Etiquette und 
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u. Forderungen bleiben uns 
erledige 169. Bevollmãch⸗ 
tige, Vergeihn. 572. bs 
reife ‚der Souveraine und 
Bevollmächtigten 169. was 
der Eongreß geleifter u. nicht 
geleiftet Hat 1770 f. was er vors 
bereitet, u. was noch zu 
Hoffen ı71. 

EongreßChronit, wiener, ein 
period. Blatt 25. 

Conſalvi 469. ſ. Anträge 162 f. 
444. 445.448. 469. |. Papft. 

Eonititution, neue polnifche, 
70 f der freien Stadt Cracau 
if 

Eonftitution des Staates, 8. 
Alexanders u. Friedrichs d. 
Gr. Urtheil 200. für teuts 
ſche Bundesftaaten 130. wirs 
tembergifhe 226 f. Hans 
novers Erklärung 255. der 
vereinigten Fürſten u. Städte 
256. 

Eorvey, Fürſtenthum, 76. 

Eracau, freie Stadt, Vertrag 
deßhalb, 69. 71 f. Eonflis 
tution 71 f. 

Crain 89. 

Croatien 89. 

Croy, Herzog, 76. 150. 328. 
337. 


Curiat Stimmen in d. Bundes 
verfamml., fordert der cher 
malige unmittelbare Reiches 
adel 353. Rang der Theil 
haber an EuriarStimmen uns 
ter fi 631. 

Dänemark, Anſorüche 559. 
Verträge mit Schweden wer 
gen Schwedifh Pommern u. 
Rügen 18. u. mit Preuffen 
über Schwediſch Pommern, 








578 


Rügen u. Lauenburg. ſ. Mols 


Pc ‚ fälle an Preuffen 7b. 

Dappenthal 66. 

Degenfeld, &raf, 350. 

Defpotie 255. Oeſtreichs Er⸗ 
flärung gegen Wirtemberg 
358. 

Dierdorf 77- 

Dietz 88. 77: 

Dillenburg 88. 

Diöcefen, kath., neue Eintheil. 


10 f. 

Domainen, verfaufte fuldaifche 
u. hanauiſche, 87. weftphäs 
liſche ſ. Malchus. 

Domcapitel, ihre Güter werden 
ſeculariſirt 400. ihre neue 
Einrichtung 410 f. 

Donnersberg, Depart., fällt 
groffentheild an Buiern 83. 

Dortmund, Graffchaft, 76. 

Dotationen, napoleonifchfrans 
zöſiſche in Teutſchl. u. Italien 
564. ſ. auch Eugen. 

Dülmen, Grafſchaft, 337. 

Durchzug genfer Truppen, in 
d. Gebiet v. Savoyen 67. 

Ebenbürtigfeit der Standes 
herren 311. 

Eckartsberg 80. 

Ehrenbreitſtein 77. 

Eichsfeld 79. 

Eigenthum, Sicherheit deſſelben 
248. 249. 

Einfluß Oeſtreichẽ u. Preuſſens 
auf die t. Bundesverhältniſſe 
159 ff. 

Eiſenmenger 391. 

Elba, Anſprüche des Prinzen 
Ludoviſi 559. kommt unter 
Oberhoheit von Toſcana 98. 
die Eigenthumsrechte ꝛ⁊c. er⸗ 


hält das Haus Ludoviſi Buon⸗ 
compagnie 93. 559 f. 
Elbe, Schiffahrt, 119. 
Elbingerode 76. 
Elſter ’ Schiffahrt, 120. 
Elſterwerdaer Floßgraben 120. 
Emden, Hafen, Handelsu. 
Schiffahrtrechte darın 79. 


119. 

Ems, Dandels a. Schiffahrt 
rechte darauf 79. 219. 

Engers 77. 

England, ſ. Verhältniſſe bei 
d. Anfang des Eonar. ı6f. 
u. zu Frankreich, Portugal 
u. Schweden 18. zu Neapel 
6. Verhandlungen in dem 
Parlament über Sacfen 26. 
Weiſung deßhalb an die Eon: 
greß®efandfchaft 28 f. und 
Benchmen 3ı. Schließe eine 
TripleAllianz mit Oeſtreich u. 
Sranfreih 5447. Geine Al⸗ 
lang mit Preuffen zu Reichens 
bach 33. Caſtlereaghs Erklär. 
in d. Parlament wegen Sadı 
fen 40. Allianz wider Buona⸗ 
parte 64. Vorbehalt deß—⸗ 
wegen 64 f. garantirt Preuſ⸗ 
fen ſ. ſächſ. Beſihungen 72. 
Vertrag mit d. König der 
Niederlande 88. 

Entfhädigungen von 1802 und 
1803, Handel deßhalb 398f. 
Maffe derfelben 406. 


Entwaffnung, allgem. verhält 


nißmäfige 11. 

Entwürfe der t. Bundes Acte 
ſ. Bundeolfete. 

Erzbisthum Regensburg 403. 
408. 

Erz, Doms u. a. Stifte ſ. Stifte. 

Etiquette 163 f. 





Errurien, Königin, ihre Ans. 


fpriiche entweder auf Tofcana, 
oder Parma, Piacenza und 
Guaſtalla 16. 50. 93. 94. 
559. erhält Lucca 93 f. mit 
dem Nüdfall an Tofcana 94. 

Eugen Beauharnois, Prinz, 
gewefener ViceKönig v. Ita⸗ 
lien, ſollte in dem GHerzog— 
thum Frankfurt ſuccediren 
403. fein Verluſt 109 f. Ans 
ſprüche, Hoffnungen u. Aus⸗ 
ſichten 110. 560. Baiern ließ 
ſich von Oeſtreich Verſchiede— 
nes für ihn verſprechen 110. 

Europa's politiſche Lage bei Er⸗ 
öffnung des Congr. 14 — 19. 

Evangeliſche, Verhandlungen 
wegen Feſtſetzung ihrer Rechte 
153. a5o. 252.270. ſ. auch 
Kirchengeſellſchaften. 

Familien Fideicommiſſe, auf d. 
linken Rheinſeite 374. 269. 
869. Gültigk.ihrer Aufhebung 
269. 

Familien Verträge u. Fideicom⸗ 
miſſe, ſtandesherrliche, 313. 

Fernio 470. 

Ferrara 99 f. 470. 471. 5o2. 

Feſtungen des teuefchen Bundes, 
ſ. Bundesfeftungen. 

Feudalrechte, aufgehobene, folls 
ten abgefchafft bleiben 269 
Rote. 369. ſ. auch Reiches 
ritterſchaft. 

Feudi imperiali mit Toſcana 
vereinigt 93. mit Genug 95. 
mie Maffa 94. 

Fiume 89. 

Bloßgraben 120. 

Flugſchriften 10. 25. 39. 

Flußſchiffahrt f. Schiffahrt. 

Srantfurt, Großherzog, ſ. Jahr 
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rente u. Mechte 87 403. 465f. 


Titel 466. Vorſchläge zu 
neuer Einricht. d. kath. Kirche 
in Teutfchl. 411 ff. 

Frankfurt, Großherzogthum, 
9 f. wird errichtet u. e. Erb: 
ftaat 403. nachher aufgelöfer 
403. probif. Verwalt. ı8 f. 
CentralDiener 87. 

Frankfurt, Stadt, 274. follte 
an Baiern fallen Bı. wird 
ſelbſtſtändig 84. Rechtsgleich⸗ 
heit der chriſtl. Glaubenspar⸗ 
teien daſelbſt 85. Erklärung 
wegen d. Juden daf. 380 ff. 
Audengemeinde daf. f. Juden. 
Rechtsgleichheit der chriſtl. 
Glaubensgenoſſen 458. 

Frankreich, ſ. Verhältniſſe u. 
Abſichten auf d. Congr. 15 f. 
Zurückgabe ſ. Colonien 18. 
Benehmen u. Rüſtungen we⸗ 
gen Sachſen 24. 28. do f. 
Schließe ZripleAlliang mit 
Deftreih und England 547. 
Buonapartes Einfall 3a. 36. 
43. Maasregeln gegen ihn 
5ıf. 63 ff. garantire Preufs 
fen ſ. ſächſ. Beſitzungen 72. 
erhält Guianag zum Theil von 
Portugalzurüd 116 f. bringe 
eine Uebereinkunft wegen des 
— in Vorſchlag 168 f. 

bezahle Kriegskoſten an Oeſt⸗ 
ver 564. 

Franzoͤſiſche Herrſchaft in 
Teutſchl., Gültigk. der unter 
ihr erworb. Privatrechte 269. 

FremdenPolizei, verkehrte, 130 
Note. 

Freusberg 77. 

Friedberg, Reichsburg 274: 561. 

Friedewalde 77. 
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Srohndienfte, auf der linken 
Rheinfeite 269. 369- 

Frohnen, deren Abfchaffung 
follte gültig bleiben 269. 

Fürften und Grafın, ehemal. 
reihftändifhe, nun unters 
geordnete, f. Standesherren. 

Zulda, Departement, 76. Yes 
ter davon fallen an Baiern 
82. 84. wird Großherzog; 
tbum 162. verfaufte Domais 
nen 87. 

Gänſeteich 76. 

Bärtner, von, ſ. Verhandl. 
wegen d. baier. Declaration 
f. d. Standedherren 318 ff. 

Gallizien (Oſt⸗), erhält Def; 
reich wieder 71. 90. 

Oarantie von Oeſtreich, Rußs 
land, England u. Frankreich 
für die von Sachfen an Preufs 
fen gefallenen Staaten 73. 
öftreihifche u. preuffifche für 
die Souperainetät u. Unabs 
hängigfeit der großherzogl. 
heſſiſchen Staaten 551. öfts 
reichifche, vufisfhe, großbris 
tannifche u. preuffifche für die 
politiſche Eriftenz der Groß⸗ 
herzogthümer Baden u. Heß 
fen 551. desgl. für den Ters 
ritorialBeftand der Staaten 
der teutfchen vereinigten fous 
verainen Fürſten u. freien 
Städte 551. wechſelſeitig 
garantiren fih alle Mitglies 
der des teutfchen Bundes ihre 
unter dem Bund begriffenen 
Staaten 551. 

Gefäll 72. 

Gehmen 76. 

Genf 10. 66 f. 

Genua, Anfpruc 560. 10. Com⸗ 


miflton deßhalb 50. B4. 
Kommt nebſt Sapraza u. den 
Feudi imperiali an Sardi— 
dinien 94 — 98. 

Gerichte, oberfte gemeinſchaft⸗ 
liche, 367. 

Gefandte ausw. Mächte bei der 
t. Bundesverfammlung 147 f. 

Gefchärtträger, ihr Rang 165. 

Geſetze 131. Einheit derfelben 
368. 

Gewährleiftung f. Garantie. 

Gimborn 77. 

Glaris 67. 

Gleichgewicht, rechthliches, 11. 

Gommern 72. 

Soslar 79. 

Graubünden . Schweiz. 

Greifenftein 77. 

Srichen, ihre Rechte im Ri 
nigreih Sachfen 416. 

Oronau 77. 

Grote, Frhr., 337. 

Grundeigenthum auſſerhalb Lan 
des zu beſitzen 251. 261. 266. 

Guadeloupe 18. 

Guaſtalla ſ. Piacenza. 

Gütersloh 77. 

Guiana 10. 18. Abtheilung 
zw. Frankreich u. Portugal 
116f. 

Hadamar 88. 

Hamburg, Juden daf. 375. 
Feſtungswerke 562. 

Hamm 77. 

Hammelburg 76. 

Hammerſtein 77- 

Hanau, follte an Baiern fal 
len 82. 

Hopauiſche verkaufte Domainen 


7. 
Handel, die Bundesverfanus 
lung fol darüber verfügen 


243. 153. Baierns Widers 
ſpruch 361. Beſtimmung in 
dt. B. Acte 207. 
Handeleberkehr, auf Flüffen, 
welche verfyiedene Staaten 


trennen od. durchflieſſen 117f. 


Handels⸗ und Schiffahrtrechte 
auf der Ems u. im Hafen v. 
‚Emden 79 . 

Hannover, feine Vergröſſerung 
10. feine proviſor. Lunder⸗ 
verwaltung 18. Verträge 
mit Preuſſen über Territorial⸗ 
Verhaltniſſe 74. Abtretun⸗ 
gen von Preuffen 79. Mili⸗ 
taiv&traffe von Dönabrüd 
nad Bentheim 79. Detgleis 
den, wie auch Handels u. 
Schiffaht trechte für Preuſſen 
79. Mediatiſirte Gebiete 79. 
Königstitel a60f. Erklärung 
wegen der Rechte der Unters 
thanen 246 ff. 253 f. wegen 
e. Eenftitution 255. wegen 
der Landſtände 205 f. feine 
Landftände 220. klagt über 
die Unvollfommenheit der 
Bundes Acte 145. 271 fe uns 
eerftügt die Sache der Stans 
desherren 302. 308. 313. 
Erflär. wegen d. Juden 380, 
weg. d. Stimmen 533. Rang ⸗ 
ſtreit m. Birremberg164.505. 

Hanſeſtädte, freie, Juden daf 
ſ. Inden. 

Hardenberg, Herrſchaft 76. 

Harlingerland 79. 

Hausruckviertel 17.81.82. 83. 

Heidelberger reform. Admini⸗ 
ſtrations Güter auf d. linken 

Rheinſeite 456 562. 

Heiligkeit deb t. Reiche 477. 

Helfferich 418. f Oratoren . 





Klübers Weberfipt 111. 
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Helvetiſche Schuld 68. 
Henneberg 72. 

Herrnhuter 443. 

HeſſenCaſſel f. Kurpeffen. 
Heſſen Darmſiadt, fein Widers 
frrud gegen das Comits 6 
teutſcher Höfe 21. follte Ber 
sirke an Baiern abtreten Ba. 
84. erhält e Bezirk im Des 
partement Donnersberg und 
die Saline Kreuznach 85. u. 
die Souverainerät über Ifens 
burg 86. tritt ab das Herzogs 
thum Weſtphalen an preuffen, 
Bezirke an Baiern, Kurhefo 
fen 86. an Heſſen Homburg 
die Souverainerät 86. Vers 
trag deßhalb mit Oeſtreich w. 
Preuffen v. 10. Jun. 1816 
563f. darin wird ihm die Sons 
derainerät u. Unabhängigfeit 
feiner Staaten garantirt 85. 
die 4 verbündeten Mächte 
garantiven ihm feine polixifche 
Eriſtenz 551. unterſtüht 
Baiernd Wunſch eines Ver⸗ 
zichtes anf Anfprüde 161. 
Erklarung wegen der Recht⸗ 
der Unterthanen 261 f. und 
wider CuriatStimmen der 
Standesherren 304. 308. 
Privatvorſchlag ſ. Bevoll⸗ 
mãachtigten 305 ff. erklart 
ſich über den Reſhtszuſtand 
der Standesherren in Bun⸗ 
desſtaaten 309. 312 fr Über 
d. Kirchenangel. 444. über 
die R. Ritterſch. 363 fe auf 
der Tinten Rheinfeite 369. 
über die Stimmen 533. 536. 
RangftreitnitKurheffensog. 
mit Weimar, Hoiſteia und 
Eugembug 518. Voltamenge 


De 








515. Territorial®eränderuns 
sen 564.571. Rangdıa ff. 


313. wegen d. Juden Weo. 
wegen d. Rirchenangel. 445. 


burg erhält die Som Rang bay. 
nehnerßt Böer Homburg 86. Holfinhen 76. 


6. e. Bezirk im Saar Depart. 
86.87. bat Ausſicht zur Auf⸗ 
nahme in d. t. Bund 135. 


Homburg, ſ. Heſſen Heuburg. 
Homburg, Herrſchaft 77. 336. 


Hoorn, Grafſch., ſ. Kneſched. 


Einwohnerzahl in ſ. hom⸗ Horhauſen 77. 


burg. Befifungen 86. 564. 
Hetrurien ſ. Etrurien. 
Heubach 84. 

Hildesheim 79. hat hanndver. 
WBerwaltung 18. 
Hoddersdorf 77. 

Hbehſt 84. 568. 

Hohen Gerolbseck f. Leyen. 
Hohenlimburg 76. 
Hohenſoluis 77. 

Ssohenzollern, Rang 528. 
Goland, fı Bergröfferung ı0. 

18, 89. f. Hicderlande. 
Holſtein Olückſtade, Erkläruns 

gen, wegen der Landſtände 

2321. der Staudesherren 308. 

809. 313. der Reichsritter⸗ 

ſchaft 363. der Juden 380. 

der kath. Kirche 445. Rang⸗ 

ffreit mie Heſſen Darmſtadt 

613. mie Kurheſſen 516. f. 

Erklärung wegen dei Ranget 

617*.518. Voltsmenge 514. 

erhält e. Theil von Lauenburg 

74. ſ. au Dänemarf. 
Holſtein Oldenburg, Territo⸗ 
rial Vergroſſerung 8o. erhält 
e. Bezirk im Saar Dep. 86. 
wird Großherzog 162. führt 
Jedoch dieſen Titel nicht 162. 
Bertr. mit Napoleon wegen 
der Katholifen 416. Lands 


Gtandeöherren 304. 3eßf. 


‘ 
% 


ginte 221. Erklärung wegen. 


Hornftein, Frhr. v., 349% 
Imperium christianit. 478. 
Ancameration 416. 

Inner Rhoden 67. 

Innviertel 17. 81. 82. 88. 

Joachim Mürat, ſ. Neapel. 

Johanniter Orden, ſ. Unfpräge, 
Anträge u. Hoffnungen 110 
116. 274. b53. 560. 

Joniſche Infeln 10. 

Iſenburg, Zürftentfum, 19. 
661. 571. ſollte unter baier. 
Oberhoh. kommen 81. Femmt 
unter oͤſtreichiſche 92. nach⸗ 
her unter heſſiſche 86. der 
Fürſt ſucht vergebens Yu 
nahme in d. t. Bund 18. 

Italien, ſ. Verhältniſſe beit, 
Anfang des Congr ıo. ı6. 
Gäprung in Ober Italien 31. 
Comito wegen Italien ba f. 

 Öftreichifche Beſidgnehmung u. 
Berwaltung daf. 65. Be 
flimmung feiner Territorial⸗ 
Berhältniffeßg ff. Schiffahrt 
auf dem Po 219. 

Juden, wiefern ihnen d. Geunf 
d. bürgerl. Rechte zufonnmen 
foll 143. ihre bürger!. Reste 
350f. 259f. 561. Bevollmãq⸗ 
tigte der Juden in den freien 
Städten 375 f. Yreuffens 
Fürſprache 376 f. preuf. m 
Baier. Edicte 376. Preuffens 
und Oeſtreicht Anträge 79 


Erklärungen von Hannover, 
Turheſſen, Luxemburg, or 
tha, Schaumburg, Waldeck, 
Raſſau, Darmftadt, Holſtein, 
Lübel, Frantfurt, Bremen, 
Baiern, Sachſen 380 ff. Bar 
flüge 383. Verwandlung 
bes Borted in in von 384. 
Sinn derfelben 385. befons 
ders in Unſeh. der franff. 
Judenſchaft 385 ff. was die 
Zaden dur d. YBundesXcte 
gewonnen 389. Artheil des 

erfaſſers Über ipre bargerl. 
Verhtiltnife 389 ff. fie find 
eine politifch sreligiöfe Gecte 
890. Geift des Iudenthums 
251 f. 667. Kaſtengeiſt 393. 
Antagoniemus ziw. Siadt u. 
Judenthum 393. Borfcläge 
zu Behandlung der Juden 
393 fi 

Zuſſy 67. - 

KRoiferwürde, teutfhe, Vers 
Handlungen Über deren Wies 
dereinführung 60 f. 647. 
Auch der Papft verlange Wie ⸗ 
derherftellung des römifgen 
Reichs 496 ff. 601. 548. 
564. ward verweigert 123. 

Laliſch, Depastement, 71. 

- Kaper 12. 

Ratpoliten, ſ. Kirche. 

Kaunig, Furſt, 77. 

Adieiftadt, Graf, 556. 

Rette, ſ. Adelsverein. 

Rice, katholiſche, in Teutſcqh⸗ 
land, ihr Verluft durch Secun ⸗ 
Tarifation 397 — 409. Fol⸗ 

en der Secculariſ. 404 f. 
echtsverwahrung gen 
407. Verhalten d. vöm. Eurie 
dabei 407 f · Hoffnungen auf 


685 
dem Eongreß 408 ff. Zerrut⸗ 
tung 410 f. Vorſchlage des 
8. Primas 411 ff. papſtl. 
Berfuhe zu Particularkons 
eordaren 413 f. Napoleons 
Verträge mit tentfchen Für⸗ 
ſten, zum Vortheil d. Latho⸗ 
liten 414 ff. Anträge für die 
Rirde auf d. Eongreß, von 
päpftl. Seite 417. von Seite 
der Erz ⸗, Doms u. a, Stifte 
418, 6. Seite der Oratoren 
418. 412 ff. 446. 451 ff. 561. 
v. Seite des Frhr. v. Weſſen⸗ 
berg 316.432 ff. 448. 451 f. 
von e. Ungenannten 437 ff. 
Verhandlungen u. Beſchillſſe 
des Eongrefied 39 — 447· 
Betrachtung. darüber 448 ff 
Preuffens Anträge 439 ff. 
448. oſtreichiſche 439. 44. fr 
446. baieriſche 442. 447. 
H.darmfädtifche 444. konig⸗ 
Tips ſachfiſche 444. 447. der 
verein. Fürſten und Städte 
444. holſteiniſche 445. des 
Eardinald 44h. 445. Ads. 
Urſachen, waram der von 
8635. Urt. nicht in d. 

mdes Acte kam 448 ff. Bes 
nehmen des rom. Hofes 484 f. 
feine Proteftation 469 ff. 475. 
475. ob teutfche Kirchen, oder 
Kircht 473 *. Einheit der 
Kirche u. d. Staatet 476 ff. 
Rice, ebangeliſche, Verhand⸗ 
lungen wegenr&effegung ihrer 
Nechte 163. 260. 202. 170, 
Lirche, romiſch⸗ katholiſche, 
deren Angelegenhriten, Hs 
terhandlungen dephatb 154. 
249.280: 253.253. £ Papſt 
276. 
Age 
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Kirchen, evang. reformirte, im 
d. Pfalz auf d. linken Rheins 
feite 456. 

Kirchengeſellſchaften, evanges 
Iifche, ihre Rechte 397 ff. 
v. Napolcon nicht begünſtigt 
415 f. Congreßverhandlun⸗ 
gen darüber 440 ff. 

Kirchengüter, reformirte, auf 
d. lin. Rheinfeise 456 f. 563. 

Klöge 76. 

Klüber ſ. Berfaffer. 

Kneſebeck, von, Aufprüde auf 
d. Grafſch. Hoorn 562. 571. 

Rniphaufen ſ. Bentind. 

Königftein ſ. Stolberg. 

Kottbuſer Kreis, fällt an Preuſ⸗ 
ſen 76. 

Kranichfeld Bo. 

Kriege im Orient oder Decis 
dent, wobei Baiern interefs 
firt ıft 259. 

Kriegsſtaat, Einheit 268. 

- Krieges m. Eivildienfte, Frei⸗ 
beit foldye zu wählen 248. 
351. 261. 2366. 

Kurheſſen, follte e. Bezirk von 

. Sanau an Baiern abtreten 
83. Kurfürfienkicel 161. 
Prädicat fönigl. Hoheit 161. 
Großherzogchum Zulda 162. 
fouverainer Landgraf 162. 
Landflände 317. 232. unters 
flüge die Sache der Standesı 
berren 303. 313. 314. Er; 
flärung wegen der Juden 
380 ff. Rangſtreit mic Darnıs 
ftade 509. mir Holſtein und 

Luxemburg 516. 

Rurtreis 73. 

Landen, Eeftung des &. Buns 

des 84. 155 f. die Souverai⸗ 
netät darüber und dad Be⸗ 


€, 


ſatzungsrecht erhält Baicrn 
84. 565. u. 15 Mill. Zr. 565f. 


Landesherrichaft, Aichter übe 


Klagen wider fie 250. 
Landflände 12. Begriff, Reh 
wendigfeie und Wirtjamteir 
derfelben 194 ff. verkehrt 
Meinungen deßhalb 196 f. 
gefordert v. Volt 199 f. Com 
gresß Verhandlungen deßhalb 
201 fe Widerſpruch von 
Baiern u. Wirtemberg 301. 
208 ff. 168. Preuſſen, Oeſt 
reich, Hannover u. U. fen 
dern Landſtände mie wefentl 
Rechten ao: ff. 255. Vadeın 
entfhliegt ſich dazu 207 f. 
mertw. Yenderung in b. Art. 
13 d. Bundes Acte 209 f 
Sinn dei Artikels 213. kraſ 
tiger Saame ift dadurch ans 
geſtreut 214 fe Recurs der 
Landftände an den Bund 186. 
370. fürd. Bifchöfe u. Dem 
sapitel wird Landſtandſchaft 
gefordert 216. den begüten 
sen Mitgliedern der chemal. 
R.Rirterfhaft wird fie be 
willigt 216. ob d. Adel vos 
d. Nichtadel in d. Landfaft 
juticnnen? 235 f. altteutſche 
Landtagsfähigkeit aller Freien 
242. der Bauern 218. Aus⸗ 
ſchlieſſung des Adels in man 
chen Ländern 242. der Begü⸗ 
terte follte Tandragsfähig 
feun, aber ohne Vorzug 243 f. 
Landftändifhe Berfaſſung wird 
in allen Bundesſtaaten flatt 
finden 141. Errichtung, 
Wiedereinführung oder Ver 
änderung derfelben, vor oder 
während dem Congreß 217 fl. 


Kurpeffen 217. 232. Maffau 
218. Hannover 270. Braun. 
ſchweig 221. Holſtein aaı f. 
Preuffen 223 f. Baden 224. 
Baiern 234 fe Wirtemberg 
226 ff. Sachfens Weimar 231. 
Schaumburg 231. Ermuns 
terung 233. Widerftreit zw. 
d. Adel u. Nichtadel 232 ff. 
ob fie zu trennen? 235 f. 

Lauenturg, Herzogthum, 76. 
ein Theil fälle an Dänemart, 
74. Anhalts Rechteverwah⸗ 
rung 74 f. 

Lauſit 72. 

Legaten, päpſtl., ihr Rang 165. 

Legationen 99. 

Leheſten Bo. 

Lehnverbindung,, deren Aufhe⸗ 
kung wird verlange 353. 
hätte jtart haben follen, ihr 
Unwerth 368. auf d. linken 
Rheinfeite 374. 269. 

Leibeigenfchaft, deren Aufhes 
bung 249. 252. 269. 

Leiningen®efterburg , 
unter Raflau 336. 

Zeinpfade 118. 

Leipziger Kreis 72. 

Lengefelt 76. 

Leyen, Fürft, 19. ſucht vers 
geben Aufnahme in db. t. 

und ı35$.561.571. tommt 
unter öftreid. Oberhoheit 90. 
136. fein Verluſt auf d. lin⸗ 
fen Rheinfeire 345. 

Lichf.idt Bo. 

Lingen 79. 

ing 77. 

Lippe, Vertr. mit Napol. wegen 

I dRatpoliteng 15. Rang 5agf. 

Littorale, das ungariſche, 89. 

Lods 68. 


fommt 
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Löbergerechtfame 6B. 

Lombardifch » venetianiſches Kir 
nigreich 65. go. 

Looz korswaren,/ Herzog, 76- 
79. 150. 328. 

Lucca, Fürſtenthum, erhält 
die Infantin Marie Louife, 
Königin von Errurien 93 f. 
Rückfallsrechte des Herzogs 
von Modena 94. 

Ludoviſi Buoncompagni, feine 
Rechte auf Elba u. Pioubino 
93. 5bgf. 

übe, Stade, Juden daf. 375. 
Ertlär. wegen d. Juden 3Boff. 

Lünchurgifhe Aemter 76. 

Lüttich, Fuͤrſtbiſchof, 460. 

Lunigiana ſ. Maſſa. 

Luremburg, kommt als Broßhers 
zogthum an den Konig der 
Niederlande 88. 161. Suc⸗ 
ecfiionsordnung darin 88. 
161. fein Widerfpruc gegen 
das Comite 5 teutfcher Höfe 
2 tritt zu dem teutſchen 
Bund 138. klagt über die 
Unvolltommenheit der Buns 
des Acte 145. 272. unters 
flüge die Sache der Standes 
herren 303. 311. @rflär. 
wegen d. RX. Ritterſchaft 363. 
wegen d. Juden 380. Rang⸗ 
ftreit mit Heſſen Darmſtadt 
513. mit Kurheffen 516. 
Rang5 19. Grenzen, Beftands 
theile u. Boltöinenge 515. 

Luremburg, Stade, wird eine 
teutſche Bundesfeſtung 88. 

Maas, Schiffahrt 119. 

Maas u. Gewicht, gleiches, 268. 

Macht, Einfluß derfelden, bes 
fonders in den t. Bundes⸗ 
derhältniſſen 157 fo 








Nacerata 470. Berl im SaarDepart. 9. 

Mägte, Abtheilung nach Rang⸗ wird Großherzog 163. 
claſſen 168. Mediatifirte ſ. Grandesherren. 

Bainfhiffahrt 119. Mediatifirte Bezirke, fürPreup 


Mainz, befeßt u. verwaltet von fen 76 f. für Haunos. 79. 
Oeſtreich und Preuffen 19. Meiner Kreis. 
Bundeifeftung 156. Anträge Meppen 79- 
deßhalb 565. dazu follen 5 Merſeburg 73. 

Mill. Er. verwendet werden Metternich, Fürft, d- Bater 381. 
256. gezwungener Umfhlag Sohn 43. 
663. Miari, Tommandeur, 111. 

Rzors, Graf, ſ. Anſpruch —; c für Teutſch⸗ 


——— ſ. Johanniter⸗ MilitairPflichtigkeit der Unten 


rden thanen 262 f. 266. 
Mansbahy6, Militair Straſſe von Wirgburg 
Mansfeld 73. nad Frankenthal 8%. 
Marienrode f. Ralchus. Miltenberg 84. 

Marten 99. Minifter, deren Berantweort; 


Marſchälle, franzöfifhe, ihre lichkeit, Begriff und Neth⸗ 
Dotationen in Teutſchl. u. wendigkeit 216f. 356. ſ. auch 
Italien 563. Agenten. 

Wolle u. Earrara, nebſt den Mirandola f. Rodena. 

Feudi imperiali in der Zus Modena nebſt Reggio u. Mkiranı 
Rigiana, kommen an dad dola, kommt an das 

Haus Efe 94. Oeſtreichs Eſte 94. ſ. Rüdfallsredtanf 
Rückfallsrecht 94. gewiſſe toſcaniſche u. lucche 

Matrifel für BRannfgaftftels fifche Bezirke 94. Oeſtreicht 
lung u. Geldbeiträge in Kris Rückfallsrecht 94. 
gen bes t. Bundes, wird Monarchie, verkehrte, nad 
bermißt 147. Montesquieu 240 f. 

MecklenburgSchwerin u. Stres Montanto 93. 
ig, Klage über die Unvolls Monte 93. 

. kommenpeit der BundesAlcte Montes Rapoleone zu Mailand 
245. 371. Erklärungen ws 118. 

gen ber Gtandesperren 808. Montesquieu's Marime über d. 
8:3. Vertr. mie Napoleon Adel wırd erkläre 237 ff. 
wegen der Katholiken 415. Morfen 76. 

Rang in WBerhältnig zu Mofılfhirfahre 119. 


GBraunſchweig 523. Münfter 79. 
Mecklenburg Schwerin, wird Münze, gleiches Berhäftnigs6s. 
Großherzog 162. Mürat, König m Neapel, ſ. 


MedienburgGeielig erhält e. Neapel. 
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Nachſtener Berechtigung der Pris Neutralen, ihr Verkehr im 
daten 263. Krieg 11. 
Nachfteuerfreipeit 351. 261. Neutralität der Schweiz 66 
363 f. 266. u. der dortigen ſavoyiſchen 
Napoleon ſ. Buonaparte- Bezirke 99. der freien Stadt 
Naffau, Verträge mir Preufen Cracau 69. 71. 
über TerritorialBerhältniffe Neuwied 77. f. auch Wied. 
74. 77°. Klage über die Uns Niederlande, werden e. Könige 


vollfonimenheic der Bundess 
Acte 145. Landflände 218. 
Erflärungen wegender Stans 
desherren 308. 313. Er⸗ 
loͤſchung der hergogl. Linie 
566. Rang 536. in Ber 
haltniß zu Braunfchweig 525. 
Reffausdiezifche Befigungen 77- 


Raumburg 73. 


reich, erblid für Orauien⸗ 
Naſſau 89. 160 f. König, 
Vertrag mit Preuſſen, Eng⸗ 
land, Oeſtreich u. Rußland 
über Territorial Verhältniſſe 


74. 88. erhält Belgien und 


Lurenburg 87 f. 89. ſ. Luxem 
burg. 


Niederlande, öſtreichiſche +8: 


Neapel, ſ. Verhältniſſe beidem Niederrhein, Depart., Baiern 


Anfang d.Eongr. 16. während 


erhält Befigungen darin &h« 


defielben 31. König Joachim Nürnberg, Stadt, 274 
Mürats Benehmen gegen Runcien, päpſtl., ihr Bang ı6B. 
Frankreich, Rußland, Defts Ddenthal 76. | 
reich, England und Buonas Deftreih, ſ. Verhältnißgu Nea⸗ 


parte, u. f. Sturz 100 ff. 
Frankreichs Erklärungen wis 
der ihn 105. wird ded Throne 
veriuftig erklärt 109. wird 
erfhoflen 1209. König Fer⸗ 
dinand kommt wieder aufden 
Thron von Neapel 209. bes 
zahlt Kriegékoſten an Daft 
reich 564. ſ. ehemal. Rechte 
auf Piombino 560. 
Neckarſchiffahrt 129- 
Megerbandel ı7. 572. Com⸗ 
miffion wegen ſ. Abſchaffung 
48f. Verhandlungen u, Bes 
fehlüffe deshalb 54 ff. 


pel 26. gu Polen u.Balern 17. 
provifor. Länberverwaltung 
ı8 f. Rüftungen 39. ſchließt 
eine Kripfeiflliang mi. Engs 
land und Frankreich 547. 
Allianz m. Preuffen zu Zöps 
lig 88. Allianz wider Buos 
naparte 63. nimmt VBefg 
von italiän. Staaten unter 
d. Namen lombardiſch⸗ vene⸗ 
tianiſches Rönigr. 90. 66. ver⸗ 
waltet proviſeriſch Parma, 
Piacenza u. GBuaſtaila 66. 
erhält Veltlin, Worms und 
Eleven 68. mit Widerfpruch 
Graubünbent 552 'f. überläßt 


Neuerburg 77. 

Neufchatel, Canton, 66. 67. 75. 
Neukirchen 77. 

. Neuſtadt 77. 

Weuftädser Kreis 73, 


Nazüns an Oraublinden 68. 
Berträge wegen Sachſen u. 
Bolembogfl. erhält Oſtgallizien 
wicher u. Wieliczta 71. 90. 
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gerantirt Preuffen f. fühf. 


efißungen 723. verzichtet 
auf ſ. Lehnherrlichfeic in den 
preuß. Laufiden, mir Vor⸗ 
behalt, 73. desgl. auf die 
böhmifhen Bezirke in der 
Dberlaufig 73. Bertrag mit 
VPreuſſen über Terricorials 
- Bezirke am Rhein u. Main 
74. 91 Rute. mit Deflens 
Darmftadt 564. mit Baiern 
81 f. 564. fchließte. Vertrag 
mit dem König der Nieder⸗ 
fande 88. erhält viele Pros 
dinzen und Rechte in Itas 
lien 89. 99 f. Länder und Bes 
ſitzungen auf der linten Rheins 
feite go. desgleichen in den 
Departementen Zulda und 
Frankfurt 90. erhält die 
Dberhoheit über Iſenburg 


Landflände 304 f. wegen der 
Standesherren 300. 353, 
308. 309. 311. 313. wegen 
der ehem. R.Ritterichaft 360. 
wegend. Juden 379 f. wegen 
der Kirchenfachen 439. 441 f. 
446. wegen Penfionen geiftl. 
u. welcl. Individuen 481. 
erhält Kriegskoſten Erſatz v. 
Neapel, Papſt, Toſcana u. 
Frantreich 564. teutſche Kai⸗ 
ſerkrone 547. 


Oeſtreichiſche Niederlande ;ı8. 
Oldenburg ſ. Holſtein. 
OlivenzaGebiet 10. 18. kommt 


an Portugal zurück 115. 
Widerſpruch Spaniens 115. 


OranienNaſſau ſ. Niederlande. 
Oratoren f. d. kathol. Kirche 


418 ff. ihre Schritte 422 fl. 
447.448.451$.473.478.561. 


u. Lernen 236. Anſpruch auf Oftfrieslund 79. 


den Rückfall von Parına, Pias Parpenheim, 


cenza u. Buaftalla wird vors 


Graf, erhalt 
e. Bezirk im SaarDep. 8. 


behalten 92. dedgl. auf Mo⸗ Papft, Anfprüce 568 ff. erhält 


dena u. Mafla 2. 94. er⸗ 
hält e. Theil von Ferrara 99. 
Beſatzungserecht in Ferrara u. 
Comacchio 99. wird v. Papft 
widerſprochen 100. erhält e. 
Summe Geldes als Krieges 
foften von Neapel 109. Fluß⸗ 
ſchiffahrt auf dem Po 129. 
u.an der baier. Grenze 565. 
Deftveih tritt gu dem teut⸗ 
fhen Bund 138. fein und 
Preufiens Einfluß auf den 
t. Bund 157 ff. Erklärung 
wegen Präſidium, Archiv u. 
Canzleiſs49f. Abreiſe ded Kais 
fer 169. Erklärung wegen 
d. Rechte d. Unterthanen 340. 
51. 353. 258. wegen der 


wieder die Marken nebſt Ca 
merino, die Legationen, mit 
Ausnahme des Ferrareſiſchen 
auf dem linken Poufer, Be— 
nevent und PonteCorvo 99. 
nicht aber Abignon u. Bes 
naifiin 200. Damwider und 
dag Ocſtreich einen Theil v. 
Ferrara, nebſt d. Befapungss 
recht in Ferrara u. Commac⸗ 
chio erhalten, proteſtirt er 
100. 47 1f. Staatsſchulden u. 
Penſionen 99. Anıneitic 99. 
päpftliche Proteftation wider 
die verweigerte Zurückgabe der 
geiflihen Gücer u. Wieders 
herftellung der geiſtl. Zürficns 
thümer u. des heil, romiſchen 


Reis 100. 470 fi. 548. 
"Anträge wegen, der Angeles 
oenheiren dir teutſchen ka⸗ 
tholifhen Kirche 153 f. er⸗ 
bebt Regensturg zu einem 
Erzbisthum 402 f. 406. fein 
Verhalten bei d. Seculariſa⸗ 
tionen in Teutſchl. 407 ff. f. 
Streben nach ParticularCon: 
cordaten 413 f. Anträge für 
die kathol. Kirche in Teutſch⸗ 
land 417. Beurtheilung defs 
ſelben 454. der Cardinal bils 
tige die Schritte der Ora⸗ 
toren 419. ſeine Anträge 
444. 445. großberzogl. Heß. 
m. königl. fächf. Antrag 444. 
räpftlihe Proreftationen wis 
der Congr. Beſchlüſſe 468 ff. 
wider ältere Verträge 40, 
inf. den weſtph. Fre 483 ff. 
deren rechtlicher Werth 483. 
* 500 ff. weltl. Angelegenh. 
inf. Territoria lAnſprüche des 
Papfied 470 ff. 475 f. geifts 
liche 473 ff. Befcpwerdeng-5. 
ſtatiſt. Schalt f. Staaten 
470 f. 568. bezahlt Krieges 
toten! an Oeſtreich 564. ſ. 
auch Kirche u. Conſalvi. 
Parma, Piacenza und Guas 
ſtalla 16. öfreihifhe Vers 


waltung daf. 65. 93. fallen ' 


an die Kaiferin Maria Louife 
9 f. Widerſtreben Frank⸗ 
reichs , Spaniens u. Sici⸗ 
liens 93. Anſprüche der Rs 
nigin v. Etrurien 56. Rück⸗ 
falis Anſprüche Oeſtreichs u. 
Sardiniend 92. 

Benıy 67. 

Penfionen, Beſtimmungen des 
R. Dep · Schluſſes werden ber 
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flärigt 143. geiftl. u. welt⸗ 
liche Individuen 458 ff. 
Perfon, Freiheit u. Sicherheit 
derfelben 248. 249. 262. 
270. 
Pfalz, am Rhein, Berfüguns 
gen über die Buccefiion darin 
82. 84. 91. 
Piacenza f. Parına. 
Piombino, Anfprüce des Prins 
sen Ludovrfi 559. die Ober⸗ 
hoheit u. Lebnherrlicht. erhält 
Tofcana, die Eigenthunds 
rechte 2c. das Haus Ludoviſi 
Buoncompagnie 93. 559. 
Po, Schiffahrt 119. 
Podgorze, wird freie Handels⸗ 
ſtadt 72. ® 
Polens Wicderperftellung 17. 
9. des Großfürften Conſtan⸗ 
tins Bekanntmahung def 
halb 27. ſ. auch Sachſen. 
Zweideutigteit dev Polen 3ı. 
Unterhandlungen 53. Ru 
fultate 09 ff. Königreih 70. 
Conſtitution 70. die Polen 
follen insgefammt eine Rs 
yräfentation und nationale 
Einrichtungen erhalten 70. 
Slusfhiffahre 119. 
ſolitiſtes Syſtem für Europa 
21. Politifce Lage Europas 
bei Eröffnung des Congr. 
14—19. 
Polizei der Fremden 130 Note. 
Ponte Eorvo 99. 470. 
Porenerui, f. Brondrut. 
Porto Longone 560. 
Portugal f. OlivenzaGebiet u. 
Guiana · 
Voſen Großzherzegthum, fälle 
an Preuffen 71. 76, 
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Poſtanſtalt 131. 356. Rechts⸗ 
zuftand den tarıfhen 142. 
Poſtweſen in Teutſchland, Män⸗ 
gel 148 f. 268. Wirtem⸗ 
bergs Widerſpruch gegen die 

taxiſchen Rechte 266. 

Präͤſident des Congreſſes 43. 

Preßfreiheit 131. die Bundes⸗ 
verſammlung ſoll darüber 
verfügen 143. 164. 249 
251. a67. 

Preuſſen, Wiederherſtellung ſei⸗ 
ner Monarchie 17. 33. ſ. pro⸗ 
viſoriſche Länderverwaltung 
18f. Seine Allianz Verträge 
mit Rußland zu Kaliſch, mit 
England zu Reichenbach, mit 
Oeſtreich zu Töplig 33. Als 
Tanz wider Bwnaparte 64. 
Seine Unterhandlungen weg. 
Sachſen f. Sachſen, Königr- 

erträge wegen Sachſen u. 
Polen 69 ff. erhält d. Groß⸗ 
herzogth. Pofen nebft Thorn 
71. u. einen groffen Theil des 
Königreihd Sachſen unter 
Garantie von 4 Mächten 
73 ff. flatiftifher Betrag 
defielden 72**. Titel davon 
76. des Koͤnigs Zuſicherun⸗ 
gen für die Sachſen 78. 
ſchließt über künftige Ters 
ritorial Verhaltniſſe, Bers 
träge mit Hannover, Naſſau, 
dem König der Niederlande, 
Sahfen Weimar, Oeſtreich, 


/ 


der erhält 7b. nene Länder 


u. Bezirke, die es auf bei 
den Seiten ded Rheins en 
hält 75 ff. Titel 76. ren 
sen ſ. Beſitzungen auf der 
linten Rheinfeite 77 ff. feine 
Abtrerungen an Hannover 
9. MilitairStraſſen nad 
Minden 79. Preuſſen tritt 
zu dem teutfchen Bund 138. 
foll in Zugemburg Garnifons; 
recht ıc. erhalten 156. fein 
u. Deftreihe Einfluß auf den 
t. Bund 158 ff. wird Groß 
bergog von ofen u. am Ries 
derrhein 163. Abreiſe bei Kir 
nigs 169. Landftände soı ſſ. 
233, Erklärungen wegen ber 
Rechte der Unterchauen 246. 
255. wegen ber Standes 
herren 392.299 f. 209. 318. 
Edice deßhalb 337. Staus 
dedherren unterwerfen fi 
ihn 330. Antwort dei Ki 
nige 335. Erfolg 335. En 
flärung wegen der chemal. 
R. Ritterſchaft 359 Fi. 368. 
aufder linken Rheinfeite 370. 
weg.d.Juden 376 f. 379. ımeg- 
d. Kirchenſachen 439 ff. 448. 
weg. d. Penfionen geifll. « 
weltl. Individuen 460. weg. 
Bertheil. d. Stimmen m. deb 
Ranges 533 f. Klage über die 
Unvollkommenheit der Bun⸗ 
des Acte 146. Rang 5217. 


Dänemark, Schweden 74. Protocolle 44. 569 fr 

mit Naſſau 77*. mit d. König Qucrfurt 72. 

der Niederlande 88. mit Oeſte Räzuns ſ. Razuns. 

veich 74. 91 Note. mit Defs Raguſa 89. 

ſen Darmſtadts 64. was es von Rang, Gleichheit der gekrim 


ſeinen, durch d. tilſiter Fr. 
abgetretenen Provinzen wie⸗ 


ten Däupter 164. Screiti 
keiten 164. Uebere 


‚über den Wang diplomat. 
Agenten gefrönter Häupter 
165 f. 168. Entſcheidung 
durch daB Loos 166. Alter⸗ 
nat 366 f. in Urkunden 166. 
Kangelaffen der Mächte 168. 
Rang der Mitglieder des t. 
Bundes b04. Streitigfeicen 
deßhalb Bob. Princip bei 
Feſtſezung der Gtimmords 
nung inder Bundesverſamm⸗ 
lung 532 ff. Beſchlus 535. 

Ravenna 99. 

Razuns kommt an Graubünden 
67. 68. 552 f. 

Rechtspflege 267. 

Reörtufageen 131 , gleihes 
2 


Reckeberg 76. 

Reclinghauſen 77. 

Recurs an das Bundesgericht 
186. 370. 

Redwitz 82. 

Reformirte, ihre Rechte im 
Königr. Sachſen u. in Sach⸗ 
fen®ocha 416. in d.chemal. 
Pfalz auf d. linken Rheins 
feite 456. 

Kegensburg, die Gathedrals 
Kirche wird eine erzbifhofs, 
lie, 403. 408. 

Resgio ſ. Modena. 
Regierungsrechte, Erörterung 
über d. Wort 187. a57 f. 
‚Mid, Heil. rom., d. Vapſt 
verlangt deſſen Wiederher⸗ 

ſtellung 417, 

Mei, teutſches, deſſen Auf⸗ 
lung a20 f. Zolgen davon 
274. deffen Wiederherftelung 
vom. Papft verlange 476. 
501.548, 564. ward verweis 
oert 323, ſ. Raiferwlrdee 
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Reichttammergerichts Advocat. 
u. Procuratoren 562. 

Neichsritterfhaft, chemalige, 
unmiteelbare, Beftimmung 
ihres Mechtöguftandes 142 f. 
ihr älteres und neueres Bers 
hältnig mit einander -vers 
glichen 341 ff. ihre perſonl. 
u dingl. Vorzüge343. Eifers 
ſucht und Streitigkeiten mit 
den reichſtänd. Landeöpergen 
344. deren Staatsrecht vom 
Verf. bearbeitet 345 Note. 
Mipgefhil im Ausgang des 
18. u. Anfang des 19. Jahr⸗ 
hunderts 345 ff. Napoleons 
Ordre du jour 347. 567. 
gänzliche Vernichtung auch 
des Reſtes durch den rhein. 
Bund 347 f. ihr Berhähnig 
zu rhein. Bundesfürften 348. 
ihr ſtatiſtiſcher Betrag 348 
Rote. ihre Bevollmächtigte 
auf d. Eongreß 349 f. Dents 
fchriften 350 fe Beſchwerde⸗ 
ſchrift 351. Korderungen u. 
Unfihten 352 ff. verlange 
EuriatStiumen in d. Bun 
deöverfanml. u. Aufhebung 
der ehnverbindung 353. u. 
Bildung einer zweifahen 
Corporation 353. ihr Vers 
luſt durch die Gecularifation 
von 1803, 357. ihre Uns 
fprühe aus Gründen der 
Staatswirthſchaft, Staats⸗ 
klugheit und Staaten Moral 
857 fi. Congreß Verhandlun⸗ 
gen über fie 359 ff» Anträge 
von Rußland 359. Preuſſen 
359 f.363. u. Oeſtreich 360, 
Verhandlungen in den Con⸗ 
ferenzen 863 fi. Holſtein, 
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Luxemburg u. vereinigte Für; 
fien u. Städte 362. Tarıns 
ftadı 362. Baiern 362. Bes 
ſchlüſſe 303f. Reſultate 3647. 
Ob ſelche auch für den nit 
felzaven Adel gelten, u. für 
ehemalige reichsunmittelbare, 
aber nicht reichsritterſch. u. 
nicht reichsſtändiſche Beſitzun⸗ 
gen 366 ff. Lehnverbindung 
hätte ſollen aufgehoben wer— 
den, i.v heuciger Unwerth 
368. ſ. auch Adel. 

Reichsritterſchaft auf der linken 
Rheinſeite 368 ff. 556 ff. 
Luxemburgs Antrag 369. 
Daruiſtadtis Erinnerung das 
gegen 369 f. und Preuſſens 
370f. auch verfchiedener ans 
derer Bevollmächtigten 371. 
Uebereinftimmung Aller, in 
Anfeh. der perfonl. Rechte 
372. Befchlüffe 372 f. Ers 
läuterung derfelben 373 f. 
Wiederherftellung ihres Adels 
ftandes 369. 374. begrüns 
dee noch nicht Wicderherfichs 
lung ihrer ehemal. Lehn⸗ und 
Familien Fideicommiß Verbin⸗ 
dungen 374. 

Religions Par:cien, ob zwei, od. 
drei 445. Gleichheit ihrer 
Rechte 250. 351. 366. auss 
fchlieffende Bermwaltung ihres 
Kirhenfonde 253. 270. 
Baierns Erklärung 260. 

Religiensübung, uneinge⸗ 
ſchränkte, 249. 270. 

Religionsverſchiedenheit, ohne 
Einfluß auf die bürgerl. u. 
polit. Rechte 142. 

Republiken, in welche Rang⸗ 
elaffe fie gehören 168. 


Reuß, 566. Vertr. mit Rapol. 
wegen der Katholiken 415. 

Rhäzuns ſ. Razuns. 

Rheda 77. 

RheinaWolbeck 73. 

Rheiniſcher Bund 120 f. Wiege 
deſſelben 120 f. Note. Ende 
122. 

Rheinſchiffahrt 119. 

Rheinſchiffahrt Octroi 118. Ren⸗ 
ten darauf 142. ſubſidiariſche 
v. Frankf. angeſprochen 563. 

Richter, ſollte nur durch Recht⸗ 
ſpruch von ſeinem Amt entſetzt 
werden 270. 

Richter in Klagen gegen den 
Landesherrn 250. 353. 270. 

Rittberg 77. 

Ritterorden des Cantons Otten⸗ 
wald u. der ſchwäb. R.Rit⸗ 
terfhaft 351. 35a. 

Kitrerorden, geiſtliche, 399. 
ihre Befigungen werden fecus 
larıfırt 400 ff. 

Rochefort |. Srolberg- 

Rohan Ouemenee, f. Bonillen. 

Romagna 470. 

Rüdigershagen 76. 

Rüdt, Frhr. v., 350. 

Rügen ſ. Schweden. 

Rußland, ſ. Schritte wegen des 
teutſchen Bundes a1. Ueber— 
giebt Sachſen an Preuſſen 
25 f. Bekanntmachung im 
Warſchau 37. feine Allianz 
mit Preuffen gu Kaliſch 33. 
Berträge wegen Sachſen n. 
Polen 69 ff. nimme den Titel 
König v. Polen an ro. giebt 
Polen einc Eonftitution 7of. 
bereinigt Polen mit Rußland 
71. giebt Oſtgallizien an Oeſt⸗ 
reich zurück 71. garantırt 


Preufen f. fühl. Befiguns 
gen 73. Vertrag mit dem 
König der Niederlande 88. 
Abreife des Kaiſere 169. 
Vorfag u. Erklärungen wes 
gen der te. Standesherren 
287 f. 391 f. wegen d. Adele 
359. wegen Errichtung einch 
t. Bunde 548 f. 

Saalmünfter 76, Straffe das 
hin B4. 564. 

Saar Departement, Baiern ers 
hält Befigungen darin 84. 
desgleichen Preuffen, Heſſen⸗ 
Honiburg, Hoiſtein Olden⸗ 
burg, WecklenburgStrelih, 
Saqchſen Coburg u. Br. Pap⸗ 
penheim 84. 86 f. 

Sachſen, Königreih, Anſpruch 
540 ff. hatte ruſſiſche Verwai⸗ 
tung 17. erhält preuſſiſche 
25 f. Beſtimmung feines 
Schickſals 17. definitive 37 ff. 
Notenwechſel u. Unterhands 
Tungen deßhalb 24 ff. 540 ff. 
Des Könige Weigerung in 
irgend cine Veränderung 
au willigen 27. 29. Rüſtum 
gen wegen Sachfen 28. 30. 
Englands Benchmen 28 f. 
Slugfhriften 29 f. Münds 
Tiche Unterhaltungen des Pus 
blicumd 30. Eulmination der 
Unterhandlungen 30. Bes 
rechnungen der Mittel und 
des Erfolgs im Fall eines 
Kriegs 30 ff. TripleAllianz 

gm. Deſtreich, England und 
Frankreich 547. Wendepunct 
der Unterhandlungen 3a. Be⸗ 
weggründe zu friedlicher Aus⸗ 
gleigung 30 — 35. Der Kb⸗ 
nig tommt nach Presburg 


N 
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35. Eonferengen dajelbft mie 
Bevollmaͤchtigten von Ochs 
reich, Rußland, England, 
Preufen u. Frantreich 35, 
Weigerung de Könige 35 f. 
Beſchlus der fünf Mächte 
über Sachſens Schitfal, u. 
Gründe 35.40. Caſtlereaghẽ 
Ertlärung deßwegen im engl. 
Parlament 40. 640 fl. Der 
König fommt nad) Larenburg 
40 f. willigt nad u. nad, 
endlich bejtimme durch einen 
Friedensvertrag, in die vers 
langen Territorialabtretun⸗ 
gen, u. entfagt feinen Rech⸗ 
sen aufdas Herzogthum War: 
ſchau 41.545. Dielange Ver⸗ 
jögerung bdiefer Unterhandl. 
wird die Wertung von @uropa 
43. Fortfegung der Unter 
handl. 63. 543. Refulcate 
69 ff. der König ſchließt Fries 
den mit Preuffen, Rugland 
u. Dejiv. 69. 546. u. tritt e. 
groffen Theil feiner Staaten 
an Preufien ab, weldes 4 
Mächte garantiven 72 ff. 
giebt eine Erklärung für die 
Zürften u. Grafen v. Schön⸗ 
burg 69 f. Benennung der 
agerretenen Staaten 72. 
ſtatiſtiſcher Betrag derfelben 
73°*, Zitel für den König 
76. Flußſchiffahrt 120. Er⸗ 
tlärung wegen der Standes 
herren 310. wegen d. Juden 
380. wegen der Kirchenan⸗ 
gelegen. 444. 447. Ver⸗ 
trag mit Napoleon wegin.d. 
Karholiken 415. Decret we⸗ 
gen ter. Reformirten 416. 


„wegen der Oriegen 416. , 
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Gachſen, herzogl. Käufer, Er⸗ 
klärungen wegen der Stan⸗ 
desherren 302. 308. 313. 


Sachſen Coburg, erhält einen 
Bezirk im SaarDepart. 86. 
unterfiüge die Sache ber 
Standesherren 303. Bers 
trag mit Rapoleon wegen der 
Katholiken 415. 


Sachſen Gotha, Erflär. wegen 
der Juden 380. Bertr. mit 
Napoleon wegen der Katho⸗ 
liken 415. Patent wegen der 
Reformirten 416. 

Sachſen Hildburghauſen, Bers 
trag mit Rapoleon wegen d. 
Katholiken 415. 


Sachſen Meinungen, Bertr. mit 


Napel. wegen d. Kathol. 415. 
SachſenWeimar, Verträge m. 


Unfang des ıo. f 
Unfprug anf den Rüstel 
von Parma, Piacenza und 
Guaftalla ga. f. Uufprüde 
anf Genus f. Genus. f. auch 

aveyen. erhält cin unbe 
—* Befefigungörcht 
98. Reutralitäe für Chu 
blais x. 99. Grenzenbeſti⸗ 


mung 99- 

Savoyen, Berhältnife u Gaf 
66. 67. Reutralitär f. Ge 
bietseheile in d. Schweiz 69 
af. r auch Sardinien un 


Soon Bittgenfttin®erfenburg 
330. ſ. Herrſchaft Domburg 


336. 

Sayn Wittgenſtein Bittgenſtei⸗ 
grpirft fh Preufien33of. 
333 f. 


Preuffen über Territorials Schafhaufen 560. 


Verhältniſſe 74- 76. Bo. 


Schaten, Herrſchaft, 77-83. 


TerritorialBergröfferungßo. Scaumburgkippe, Erklärung 


wird Großherzog 161. Lands 
fände 231. Vertrag m. Ras 


wegen der Juden 380 f. 
Landflände 231. Rang Bagf. 


poleon wegen der Karholiten Schelde, Schiffahrt 119. 
415. Rangſtreit mit Heſſen⸗ Schiedsrichter, in Gereitigt. 


Darmftadt 5ı2. Volksmenge 


513. 
Saleck 76. 
Salm Horſtmar, Rteingraf, 
3383. Rheingräfin 150. 
SalmKyrburg, Fürſt, 

328. 


SalmSalm, Fürſt, 76. 338. 

Salzburg 17. Bı. 82. 83. 

ancballn, Fürſtabt, 68. 
Eanton 67. 

Sanct Peter 79. 

GSaͤnnerts 76. 

Santa Maria 93. 


76. 


Sardinien, ſ. Berhälinige am in 


der europ- Mächte 211. für 
Bouillon 88. 

Schies 418. 

Schiffahrt auf Flüſſen, welche 
verſchiedene Staaten tremmen 
oder durdfliefen, Com 
mifton, Beſtimmungen und 
Grundfäge deßhalb 49. 117 
Abgaben und Polizei 118. 
Leinpfade 118. Gtapelredt 
u. Umſchlag oder Starionem 
recht 128. Böllerıg. Rhein, 
Rıdr, Ban, Mel, 

Mond, Schelde, Bo, Stufe 

% Dafıa 


. ib, 


son Emden, Stednig 119. 
Elbe, Elſterwerdaer Floßgra⸗ 
ben, Schwarze und weiſſe 
Eier, Flotgraben 126. 
Flüſſe in eſtreich u. Baiern 
665, die teutſche Bundesvers 
famınlung ſoli Über die Schif⸗ 
fahr verfügen 143. Baierns 
Crinnerung dagegen 261. 
Veftimmung in der teutſchen 
Bundesllete 867. 

Scqhiffahrtrechte auf der Emt 
u, ind. Hafen von Emden 79. 

Sgletwig/ Landftände m. Ber⸗ 
Bindung mit Holftein aaı ff. 

GölupActe des Congreſſes, 
Vorbericht dazu u. Weberficht 
870, Eommilfion zu deren 
Redaction 5a. Untergeihnung 
derfelbenı 69.566. d. ſpaniſche 
Bevolimägtigte unterzeich⸗ 
net nicht 94. 118. 169. 

Schmidt, f. Anträge 437 ff. 

ScHöller 76. 

Schönberg 77. 

Schönburg, Zürftenu. Grafen, 
tönigl. ſachſiſche Erklärung 
ihretwegen 69 f. 

Schönftein 77. 

SchulBann 248. 252. 269 

Sqchuldenweſen, Beftimmungen 
des R. Dep · Schluſſes werden 
beſtätigt 142. 

Sqawarzburg, Vertr. wit Ras 
poleon wegen der Katholiken 
415. Aenter Kelbra u. He⸗ 
ringen 72*. 
Vrieuſſen 563. 

Sqweden, ſ. Verhältniſſe zu 
England und Danemartk 18. 
tritt Schwediſch Ponmern u. 
Wügen oh 74. ” 


Vertrag mit 
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SHmdifäYommern f Schwe⸗ 

en. 

Schweiz, ihre Anſprüche 560, 
Verhälcnifle bei dem Anfang 
des Eongr. 10. 16. Comitõ 
für ihre Angelegenheiten 46. 
570. Eıtlärung der 8 Mächte 
deßhalb 66. Neucralitäe 66. 
68f. Integrität der 19 Can⸗ 
stone 66. Berfügungen für 
Omfu. Waadt 66f. u. 68. 
Graubünden, Baſel, Bern 
u. Neufchatels7. für Schwiß, 
Uri, Unterwalden, Bug, 
Slarit u. Inner Rhoden von 
Appenzell 67. für Bern u. 
Bürid 68. für d. Abt von 
St. Ballen 68. Razund 67. 
68.553. Beitriteder Eantone 
zu der nenen Bundes Acte 68. 
allgemeine Amneftie 685 
Reltlin, Worms u. Eleven 
fallen an Deftreih 68. Grau⸗ 
bünden verwahrt feine Rechte 
dagegen dba. erhält Razuns 
553. Unfprüche wegen cons 
fitcirten Bündner. Eigen⸗ 
thums in Beltlin x. 560. 

richtung eines eigenen Bis⸗ 
thums 67. Geldcapitale in 
England 68. helvetiſche 
Scqhuld 68. Bern macht Ans 
frrüge an Aarau u. Waadt 
60. 

Shwig, Canton 67. 

Secularifationen 397 — 409. 
Bolgen 404 f. 474: 47bfe 
480°. 


Seeräuberei der Barbareöfen 
22, Verhandlungen deßhalb 
86 ff, 561. 

Seerecht der Völker 11. 

Selig ägı. 








! 
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Sicherheits Anſtalten, aflgem., 
268. 


Sicilien, Frankreichs Anfſchlieſ⸗ 


ſen an daſſelbe 16. ſein Be— 
nehmen gegen den Konig Joa⸗ 
chim (Mürat) von Neapel 
104. ſchließt eine Off⸗ und 
Defenſiv Allianz mir d. vers 
bundeten Mächten 109. Kö, 
nig Ferdinand tommt teicder 
auf den Thron von Neapel 
109. 

Biegen, Fürftenthum, 77. 88. 

SimplonStiafle 67. 

Sitzungen auf dem Congreß, 
verfchiedene Arcen derfelben 
43. für Errichtung dei te. 
Bundes 20 f. 45. 133. 

Smith, Sidney, f. Benühuns 
gen gegen die Barbaresfen 
56. 561. . 

Solms, Fürften und Grafen, 
151. ihre Rechtsverwahrung 
317 f. 565. unterwerfen ſich 
Preuffen 330 f. 336. - 

Scuverain, Erörterung über 
d. Wort 156 f. 

Souverainetät Einſchränkungen 
129. uneingeſchränkte 352. 
Baiern u. Wirtemberg wider⸗ 
fegen ſich deren Einfchräns 
fung 357 ff. Mißbrauch ders 
felben 186. Oeſtreichs Erklä⸗ 
rung deßhalb 253. 358. 

Souverainetätsrechte, Erörtes 
rung über d. Wort 157. a57f. 

Spanien, Anſpruch wegen Dlis 
venza 559. Frankreichs Ans 
fchliefien an daffelbe 16. 
mwiderfpriche die DBerfüguns 
gen über Toſcana, Parma 
u. Piacenza 94. widerfpricht 
die Beftinunung wegen Oli⸗ 


venza 1125. der fpan. Bevolls 
maächtigte unterfchreibe dc 
wegen u. au! and. Gründen 
die Schluß Acte des Eongr. 
nicht 94. 

Sparenberg 72. 

Sprachen, diplomatiſche, über 
haupt u. auf d. Congreß 53rf. 

Staatsrecht der ehemaligen un 
mittelbaven Reichsritterſchaft 
345 Notre. 

Staatsverfaſſung 12. der temt 
fhen Staaten 19. f. Eonflis 
tution. 

Stadel, von, 350. 

Städte, freie, teutſche 163. 
Erklärungen wegen d. Stan 

desherren 308. 313. 

Standesherren in den t. Bun 
desſtaaten 12. ı9. Begriff 
274 fe ihr Rechtszuſtand 
wird in dat. BundesXcte be 
Nimmt 142. ihre Rechtsver 
wahrung gegen die t. Yun 
des Acte 149. Wirtemberge 
Widerſpruch gegen Beſtim⸗ 
mung ihrer Rechte in der 
BundesActe 258. ſtatiſtiſche 
Schatung ihrer Beſitzungen 
275. Verluſt d. Standesher— 
ven 275. dreifacher 283 f. 
Widerrechtlichkeit deſſelben 
284 f. Beſtimmung ihres 
Rechtsverhältniſſes in der 
vhein. BundesActe 276. 
Streie darüber 276. Ent 
ſcheidungsrecht 276 f. Borı 
ſchlage des Fürſten Primas 
377 ff. Klagen der St. Her⸗ 
ven 279 f. ihre Hoffnungen 
von d. Congreß 281. fanden 
fih daſ. ein, in Perfon, oder 
duch Bevollmächtigte aBı. 


Comite aBı. Deputation an 
Oeſtreich 381. Vorftellungen 
383 f. Inbegriff derſelben 
383. Gründe ihrer Wicders 
herſtellung 285. Anträge u. 
Unerbietungen 286. Kofls 
nung eines günjtigen Erfolgs 
287. noch war Nichts ber 
ſtimut, aber Ausſicht 287. 
ihre Rechtöverwahrung gegen 
die BundecActe 149 f. Vor⸗ 
fag und Ertlärungen des K. 
vd. Rußland 287 f. 291 1. Ers 
Örterung verfdiedener Arten 
vergütender Genugthuung 
a88ff. Congreß Verhandlun⸗ 
gen 291. Preuſſens Vor⸗ 
wiage 292 ff. 303 f. 309. 
813. u. @rtlärung, wie eödie 
St. Herren behandeln werde 
299 f. und fein Ediet 337 f. 
Oeſireichs Vorfchläge 300 ff. 
Verhandlungen in d. Sifuns 
gen 3o2 ff. 1) wegen Euriats 
Stimmen in d. Bundes Ver⸗ 
fommlung 293. 301. 302 ff. 
Eonmmifiion deßhalb 307 f. 
u. endlicher Beſchluß 308 f. 
Preuſſenẽ Zuſicherungen 309. 
837. 3) wegen ihreẽ Rechtes 
zuſiandes in Bundesſtaaten 
3og ff. Eingang des Artifeld 
310. Edenbürtigteit 311. 
Privilegien und andere Rechte 
8ıı ff. amilienBerträge 
313. Verhandlungen wegen 
d. Baier. Declaration v · 1807 
als Norm und Bafıs 315 ff. 
Tommiſſion deßhalb 316. 
Beſchluß 317. Rechtsverwah⸗ 
rungen der Standesherren 
dagegen 317 f. 321. Zwi⸗ 
ſchendct wit Hrn. v · Gaärt⸗ 





Zlübers Usberfige III. 
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ner Über diefe Verhandlun⸗ 
gen 318 ff. Refultar ſammtl. 
Eongr- Verhandlungen 3aaff. 
Wirrembergs Ertlärung des 

1b 335. Eindruck, den die 

efhlüffe auf die Standes⸗ 
herren machten 326 f. ihre 
Rehtöverwahrung 149. 337. 
565. 

Gtandesherren in dem ehemal. 
weftphäl. Kreife, ihr Begeh⸗ 
ren 150. 326 f. Reqchtsber⸗ 
wahrung 329 

Standeöherren, Unterwerfung 
verſchiedener unter Preuſſen 
150.330 ff. des Königs Ant⸗ 
wort 335. Erfolg 335 f. 

Standesherrlichkeit 275. 

Stapelrecht, aufgehoben 118. 

Stationenrecht 118. 

Stato degli Presidii, fomme 
zu Tofcana 93. 

Status quo 11. 

Stecknit/Canal, Schiffahrt 129. 

Steinfurt 77. 2* 

Stifte, Ery, Doms u.a, ihre 
Anträge aufd. Eongreß 418. 

Stimmenmehrheit in d-t. Buns 
deöverfammlung 140. 571. 

Stolberg, Anſpruch wegen 
Rochefort u. Königitein 561. 

Strasburg 562. 

Straſſe von Genf nah der 
Schweizbb. vom Simplon 67. 

Styrum 76. 

Suſtentations Caſſe für d. übers 
rheiniſche Geiſilichteit 243. 
459. 461. 

Tautenburg 80. 


—X 
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TerritorialSachen, deren Bes 
vichtigung dem Congreß oblag 
9f 

Teflin 67. - 

Teutſche Ration, ihr Sinn 137. 
was fie in Anſpruch nimmt 
ı73. 

Teutfher Bund, ein Sicher, 
heitsbund 143. f. Grundlage 
10. 19. @omite 5 teutfcher 
Hofe zu Vorbereitung deis 
felben ao f. 45 f. 131. Wis 
derſpruch dagegen von den 
pereinigten Zürften u. freien 
Strädeen, von Baden, Darm⸗ 
fladt u. Luremburg 21. 5gf. 
Rußlands Schritt 31. 548. 
Commiſſion zur Redact ion 
der Bundes Acte ba. Ent⸗ 
würfe 61 ff. 570. Militair⸗ 
Ausſchuß 52. letzte und ents 
fbeidende Verhandlungen 
120 ff. 569. Stipulation deß⸗ 
wegen im parifer Ir. u. ſchon 
in dem Allianz Vertrag von 
Chaumont 122 f. verfchies 
dene Arten der Bundesform 
123 ff. 129. polit.u. ſtatiſt. 
Verſchiedenheit der Bundes; 
ſtaaten 125 ff. geograph. 
Umfang des Bundes 127 f. 
Zwei 128. 138. ob e. Buns 
deshaupt 128. Ichte Sitzun⸗ 
gen wegen ded Bundes 13a. 


men werde 135. Iſenburg, 
Leyen u. Bentind fuchen vers 
gevend die Aufnahme 135 f. 
Volksmenge fimmtel. Bundes 
ftaatenı 37.568. Bundes Acte 
13- .570.3w0c4ı38. Gewahr⸗ 
leitung der YBundesftaaren 
138. Bundeéverſammlung, 
engere und Plenum 138 f. 
Benennung der Bundesges 
noffen u. ihrer Stimmen 139. 
Ordnung der Stimmen 140. 
Gegenjtände, die dor dab 
Plenum gehören 140. Burns 
dedkriege 14 1. landſtändiſche 
Verfaſfung 241. oberſte Se— 
richtshöfe 141. Directorınm 
u. Vorſitz 62. 146 f. Deſt 
reichs Erklärung depbalb 
549f. Canzlei, Archiv, Re 
giſtratur 146.549f. Matrikel 
147. Vertheidigungs Syſten 
155f. 565. Deftr. u. Preuf 
ſens Einflug auf den Bund 
157 ff. Bundes Juſtiz f- Bun⸗ 
deögericht. ſ. auch Gewähr 
leiſtung, Bundes Acte, Buns 


desglieder, Bundesverſamm⸗ 


lung, Stimmenmehrheit. 


Teutſcher Orden 274. Penſionen 


feiner Mitglieder 142. 463 f. 
neuer t. Orden 555. 


Thorn 71. 


Rede: u. Stimmfreiheitdarin Thüringiſcher Kreis 73. 
133. Eile 133. 144. 271. Thulba 76. 


Bahlder Bundesgenoffenı 34. 
137. nach ihren Titeln 163. 


Thurgau 560. 


565. Wirtemberg u. Baden Titel, für Preuffen, 76.163. für 


nehmen feinen Theil 134. 
571. doch ıft zu hoffen, daß 
auch fic beitreten, und daß 
Heſſen Homburg aufgenom 


den König von Sachſen 76. 
Hannover 160. Niederlande 
160. Luxemburg ı61. Sadı 
ſen Weinar 262 f. Braun 





ſchweigt Vorbehalt deßwegen 
161: Kucheſſen 161 f. Hol⸗ 
ſtein Oldenburg 162. Meck⸗ 
lenburgSchwerin u. Strelitz 
162. Preuſſen 162. ſ. auch 
Rang. 

Kofcana 16. Anſprüche der Kö⸗ 
nigin von Etrurien darauf 
bo. 559. Erzherzog Ferdi⸗ 
nand erhält es nebſt andern 
Beſitzungen 93. Wechſel ſei⸗ 
ner Titel 162. bezahlt Kriegs⸗ 
koſten an Deſtreich 564. 
fein Rückfallsrecht auf Lucca 
94. Rüdfallereht des Her⸗ 
509% von Modena auf gewiſſe 
tofcanifche u. Tucchefifhe Bes 
zirke 94. f. Rechte auf Elba 
5660. | 

Transmiſſion der Acten 367. 

Treppelwege 118. 

Trient 89. 

Krieft 89. " 

TripleAllianz zw. Oeſtreich, 
England und Frankreich 547. 

Türckheim, Frhr. v., ſ. Pri⸗ 
vatvorſchlag wegen der Stan⸗ 
desherren 305 ff. 

Tyrol 18. 81. By. 

Uerzel 76. 

Umſchlag, gezwungener, ı1B. 

Union, gleiche u. reale, Pos 
lens mit Rußland 71. 

UniverſitätsBann 248. aba. 
369. 

Unterthanen, Rechte derſelben, 
werden in der teutſchen Bun⸗ 
des Acte beſtimmt 143. ihre 
Erwähnung iſt erlaubt und 
nützlich 244 f. Preuſſen, 
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Deſtreich, Hannoder u. A. 
fordern deren Beſtimmung 
als nothwendig 246 ff. 255 f. 
insbefondere Deitrah 2353. 
u. Dannover 264 f. Bors 
ſchlägedeßhalbr47ff Baierns 
und Wirtembergs Erklärun⸗ 
sen 257 ff. Eingang dei Ars 
titel8 der B.Acte, die Unter; 
thanen betr. 264 ff. 371. 
Baiernd u. Darniſtadts Er⸗ 
klärung deßhalb a6ı f. Ucs 
berfiht der Beſtimnmungen 
der B.Xcte 266 ff. was in 
die Bundes Acte nicht aufges 
nommen ward 268 ff. 
Unterivalden 67. 


Unterzeichnung, Drönung in 
derfelben 164. 

Urt 67. 560. 

Balengin 75. 

Vallendar 77. 

Barel f. Bentinck. 

Veltlin 10. fälle an Oeſtreich 
68.89. Graubünden Redrss 
verwahrung dawider 552. 
wird, nebft Cleven u. Worms 
dem "Tombardifch s venetianis 
ſchen Königr. einverleibt 90. 

Benuiffin 100. 470. f. 5os. 


Verantwortlichkeit der Minifter 
213 f. 366. Ä 

Vereinigte ſouveraine Fürſten 
u. freie Stadte Teutſchlands, 
ihre Schritte wegen Errich⸗ 
tung des t. Bundes 31.59 ff. 
131. 132 f. Beitritt zur 
Allianz der verbünd. Mächte 
bı. Mitwirkung zu Ver— 
pflegung der Aruien ⁊c. ba f. 


ro 
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faffen ſich von den 4 derbün⸗ Vogtländiſche Enclaven 73. 
deten Mächten den Territos Vollmachten der dem Eongref 
rialbeftand ihrer Staaten Ubgeordneten3. Gonmifjion 


garantiven 561. Erklärung * 
weg . d. Rechte d. Unterthanen su Prüfung derſelben 44- 


356. wegen der Landflände Vorarlberg 18. Bı, Bo. 
206 f. wegen einer Conſtitu WBagdt, Eanton, 66. 67. 


tion 256. wegen der Stans Waldeck, Erflär. wegen d. Ius 
desherven 308. 309. tigen den 8380 ff. Vertr. mit Napol. 
dev R.Ritterfhaft 362. wer wegen der Katholiken 418. 
gen d.Kirchenangelegenheiten Balmoden, ® 
444. wegen d. Juden 380. Ba * 9 af, 77 
Berfaffer, Geſichtspunct aus Bande —58 v., 418. 
dem er zu beurtheilen .—6. Wandersleben Bo. 
feine Abhandlungen 569 ff. ſ. Warſchau, Herzogth., hatte ruf 
Verhältniß auf dem Congreß, ſiſche Verwaltung 17. Seine 
ſ. Borr. zu d. 2. Übth. neue Beſtimmung 9. 69.71. 
f. Geſchichte d. Herrſch. Zwin⸗ 543 f- Bevölkerung 543. 
genberg 345 f. ſ. Staatsrecht Wehrda 76. 
der unmittelb. R. Ritterſchaft Wenigregieren 13. 
845. Wernigerode 75 
Verino 93. „ > 
Verkehr, nüplicher, deffen Freis Wertheim; Amt,. 84. 
heit u. Sicherheit 130. die Wertheim (nicht Werl), Derf, 
Bundesverfammlung folldars 84. 
über verfügen 143. Weſſenberg, Frhr. v., Generals 
Verſoirx 67. Vicar 420. ſeine Anträge 
Vertheidigungẽ Syſtem des t. 216. 43a ff. 448. 460 f 
in Bunde j ” f· 665. $ 465. 473. Druckſchrift 437. 
erzicht auf Territorial⸗, Ho⸗ 
peitös und Lehnperrlihfeire, aan, ergogthum, 76. 
Unfprüde, wird von Baiern Tehphalen, Königr., freie 
aevünfcht 151. Heffen ftimme Keligionsübung 415. 
bei 152. Anhalt widerfpriche Wetzlar 76. 563. 8. G. Advo⸗ 


161 f. caten u. Procuvatoren 56a. 
BiceKönig f. Eugen. Wicdertäufer 443. 
Bie y Sommandeur 111. Wied Neuwied, Fürſt, 1523. unter⸗ 


wirft ſich Preuſſen 330 f. 336. 


WiedRunkel, Fürſt, 151. unter⸗ 
Vils, Amt, 18. 81. 82. 83. wirft ſich Preuſſen 330 f.336. 


Völfercereht nn. Bieliczka, Salzwerke u. Gebiet 
Bölterunwille 3: f. le 90. 


Bielvegieren 12. 





* 


601 


Bildenberg 77. Wittgenflein Berlenburg, Jür 

Wilds u. Rheingrafen 76. —— J 

Wirtemberg ſolite einen Bezirt 
an Baiern — 82. ift 
Mitglied des Comito's 5 teut⸗ A , 
für Höfe 20. 45, nimmt Wohlfahrt, gemeinfhaftl., die 
aber nicht Theil an den ichten Bundesverſammlung fellte 
und entfeidenden Verhand, Darüber beftinmen fönnen 
lungen über dent. Bund 134. _ 273. 5 . 
Sanlfände 226. rrlrams Behnten, auf der linfen Rheins 
wegen der Rechte der Unter _ feite 269. 656 ff. 
*hanen 257 f. Confliturion Behnten, deren Abſchaffung 
226 f. erklärt ſich wider die _ follte gültig bleiben 269Rose. 
Standeögersen 304. Unter, Bobel, Frhr. v., 349. 
handlungen wegen Concordas Zölle auf Flüſſen 129. 
ten 414. Rangftreit mir Hans Zürih 68. 560. 
nover bob. 

Wirgburg, Großherzog, wird Bug, Eanton, 67. 560. 
Großherzog v. Tofcana 162. Bwäßen Bo. 

Birzburg, Großpergogrpum 10. Zwingenbergiſche Gage 344. 
81. 83. Rote. 


Wittgenſtein Wittgenſtein, Fürſt 
. Sayn. 
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Ebendaſ. Rote *, 3.3, ſtatt Dec. l Nov. — ©.29, 3.17, 
ſtatt Ritterml. bitterem. — ©.30, 3.3 v.1., nach <marche» 
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